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49. Sitzung

Berlin, Mittwoch, den 17. Dezember 2025

Beginn: 14:00 Uhr

Präsidentin Julia Klöckner:
Guten Tag! Ich grüße Sie alle und eröffne hiermit die 

Sitzung.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, nach den Bildern 
aus Sydney vom vergangenen Wochenende fällt es mir 
schwer, uns allen schwer, heute einfach so in die Tages-
ordnung einzusteigen. Deshalb gestatten Sie mir bitte, 
unserer Sitzung etwas voranzustellen. 

Zunächst begrüße ich sehr herzlich den Geschäftsträ-
ger der Australischen Botschaft, Herrn Matt Alexander,

(Beifall)

und den Vertreter der Israelischen Botschaft, Herrn Nizar 
Amer, auf unserer Tribüne. Schön, dass Sie heute bei uns 
sind.

(Beifall)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, unser Deutscher 
Bundestag trägt als Parlament eine sehr besondere Ver-
antwortung gegenüber Jüdinnen und Juden. Aus unserer 
Geschichte, aus unserer Erfahrung folgt eben nicht nur 
Erinnerung. Es folgt ein Auftrag: Unser Auftrag ist es, die 
Stimme zu erheben, wenn Juden bedroht, wenn sie belei-
digt und wenn sie angegriffen werden. Aber wie viel 
mehr müssen wir dies tun, wenn Juden gar ermordet 
werden, weil sie ihren Glauben leben.

Am Bondi Beach in Sydney wollten Familien fröhlich 
das jüdische Lichterfest feiern. Was als Fest begann, das 
endete in blankem Entsetzen. Zwei Attentäter töteten 
15 Menschen, und sie verletzten viele weitere. Die Men-
schen starben, weil sie frei und sichtbar ihr Judentum 
lebten. Wir trauern um die Toten, denken an ihre Familien 
und an alle, die noch um ihre Liebsten bangen in dieser 
Stunde.

In Sydney wurde auch Alex Kleytman ermordet. Er 
entkam der Shoah, dem Menschheitsverbrechen, das 
Deutschland begangen hat. Nun wurde er wieder Opfer. 
Tausende Kilometer entfernt von Deutschland. Er wurde 
Opfer des Judenhasses und am Bondi Beach getötet – 
offenbar während er seine Frau mit seinem Körper vor 
den Kugeln schützte.

Australien liegt geografisch weit entfernt, doch kann 
ich heute nicht mit dem Finger auf die andere Seite der 
Erdkugel zeigen. Ich zeige auch auf uns hier in Deutsch-
land. Der Hass auf Jüdinnen und Juden wird ständig of-
fener und lauter. Der Hass wird tödlich.

Die Wahrheit ist: Sydney hätte auch in Deutschland 
liegen können. Zur bitteren Wahrheit gehört auch, dass 
selbst auf das Massaker am Bondi Beach teils mit offener 
oder stiller Genugtuung und Häme reagiert wurde. Die 
Opfer von Sydney traf keine Schuld. Der Hass traf sie 
ausschließlich, weil sie Juden waren.

Als der Parlamentarische Rat, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, unser Grundgesetz erarbeitete, stand eine Er-
kenntnis vor allem: Was im deutschen Namen geschehen 
war, das durfte nie wieder geschehen. Die erste Antwort 
auf die damalige millionenfache Entmenschlichung lau-
tete: „Die Würde des Menschen ist unantastbar.“

Wer heute jüdisches Leben bedroht, der greift diese 
Antwort an. Wer die Ermordung von Juden relativiert, 
verlässt den Boden des zentralsten Grundwertes unserer 
Verfassung. Das wird dieser Deutsche Bundestag niemals 
tolerieren.

(Beifall)

Ich danke Ihnen.

Wir treten in die Tagesordnung ein. Interfraktionell ist 
vereinbart worden, die Tagesordnung um die in der Zu-
satzpunktliste aufgeführten Punkte zu erweitern: 

ZP 1 Aktuelle Stunde

auf Verlangen der Fraktion Die Linke

Lehren aus dem Siebten Armuts- und Reich-
tumsbericht ziehen – Armut bekämpfen, 
Reichtum besteuern
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ZP 2 Weitere Überweisung im vereinfachten Ver-
fahren
(Ergänzung zu TOP 36)
Beratung der Unterrichtung durch die Bundes-
regierung
Baukulturbericht 2024/25 der Bundesstiftung 
Baukultur
mit Stellungnahme der Bundesregierung
Drucksache 20/11650
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Wohnen, Stadtentwicklung, Bauwesen und Kom-
munen (f) 
Ausschuss für Sport und Ehrenamt 
Ausschuss für Landwirtschaft, Ernährung und Heimat 
Ausschuss für Tourismus 
Ausschuss für Kultur und Medien

ZP 3 Aktuelle Stunde
auf Verlangen der Fraktionen der CDU/CSU und 
SPD:
Zu den Ergebnissen des Berliner Ukrainegip-
fels

ZP 4 a) Zweite und dritte Beratung des von den Abge-
ordneten Dr. Malte Kaufmann, Leif-Erik 
Holm, Enrico Komning, weiteren Abgeord-
neten und der Fraktion der AfD eingebrachten 
Entwurfs eines Gesetzes zur Abschaffung 
des Gesetzes über die unternehmerischen 
Sorgfaltspflichten zur Vermeidung von 
Menschenrechtsverletzungen in Lieferket-
ten (Lieferkettensorgfaltspflichtenabschaf-
fungsgesetz – LkSAG)
Drucksache 21/329
Beschlussempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Arbeit und Soziales (11. Aus-
schuss)
Drucksache 21/733

b) Beratung der Beschlussempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Arbeit und So-
ziales (11. Ausschuss) zu dem Antrag der Ab-
geordneten Dr. Malte Kaufmann, Leif-Erik 
Holm, Carolin Bachmann, weiterer Abgeord-
neter und der Fraktion der AfD
Bürokratiewende einleiten – EU-Lieferket-
tenrichtlinie zügig abschaffen
Drucksachen 21/340, 21/733

ZP 5 Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Finanzausschusses (7. Ausschuss) zu 
dem Antrag der Abgeordneten Katharina Beck, 
Dr. Moritz Heuberger, Max Lucks, weiterer Ab-
geordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN
Gerechtigkeitslücken im Steuersystem schlie-
ßen – Ausnahmen bei Erbschaft- und Immo-
bilienbesteuerung abbauen und organisierte 
Steuerhinterziehung wie Cum/Cum bekämp-
fen
Drucksachen 21/2028, 21/…

ZP 6 Beratung des Antrags der Abgeordneten Udo 
Theodor Hemmelgarn, Jan Wenzel Schmidt, 
Kay Gottschalk, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der AfD

Rat und Friedensinitiative der USA folgen – 
Die Risiken für Deutschland bei dem Umgang 
mit dem immunen russischen Staatsvermögen 
erkennen

Drucksache 21/3309

ZP 7 Beratung des Antrags der Abgeordneten Leif- 
Erik Holm, Kay Gottschalk, Jörn König, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion der AfD

Zölle durch positive Anreize für die USA sen-
ken

Drucksache 21/3313
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Wirtschaft und Energie (f) 
Auswärtiger Ausschuss 
Finanzausschuss 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union 
Ausschuss für Digitales und Staatsmodernisierung

ZP 8 Aktuelle Stunde

auf Verlangen der Fraktion der AfD

Digital Services Act abschaffen – Keine Ein-
schränkung der Meinungsfreiheit im digitalen 
Raum durch die EU

Von der Frist für den Beginn der Beratungen soll, 
soweit erforderlich, abgewichen werden. Tagesordnungs-
punkt 8 wird abgesetzt. An dieser Stelle wird nun Ta-
gesordnungspunkt 13 mit einer Dauer von 60 Minuten 
beraten werden. Tagesordnungspunkt 23 wird nach Ta-
gesordnungspunkt 12 mit einer Debattenzeit von nun-
mehr 30 Minuten aufgerufen. 

Außerdem mache ich auf eine nachträgliche Aus-
schussüberweisung im Anhang zur Zusatzpunktliste 
aufmerksam:

Der am 5. Dezember 2025 (48. Sitzung) überwiesene 
nachfolgende Antrag soll zusätzlich dem Ausschuss für 
Recht und Verbraucherschutz (6. Ausschuss) zur Mit-
beratung überwiesen werden: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten Pascal 
Meiser, Janine Wissler, Doris Achelwilm, weite-
rer Abgeordneter und der Fraktion Die Linke

Paketzustellerinnen und Paketzusteller wirk-
sam vor Überlastung und Ausbeutung schüt-
zen

Drucksache 21/2911
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Arbeit und Soziales (f) 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz

Frage an Sie: Sind Sie damit einverstanden? – Ich sehe 
und höre keinen Widerspruch. Dann ist das so beschlos-
sen.
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Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 1: 

Befragung der Bundesregierung 

Hierfür hat sich der Bundeskanzler zur Verfügung ge-
stellt.

Der Bundeskanzler hat mir zuvor mitgeteilt, dass er 
heute auf seine einleitenden Ausführungen verzichten 
möchte und wir direkt mit Fragen beginnen können. Für 
die Befragung des Bundeskanzlers sind insgesamt 60 Mi-
nuten vorgesehen. Eine Verlängerung ist nach unserer 
Geschäftsordnung nicht möglich. Bei mir läuft die Uhr 
mit den 60 Minuten runter, und insofern ist dann, wenn 
sie abgelaufen ist, die Zeit dieser Befragung um.

Sie können Fragen zum Geschäftsbereich des Bundes-
kanzlers, zu den Kabinettssitzungen und allgemeine Fra-
gen an den Bundeskanzler richten. Alle Fraktionen erhal-
ten hierfür in mehreren Runden nacheinander das Wort. 
Beginnen werden wir mit der größten Oppositionsfrakti-
on.

Für die Hauptfrage und für die Antwort stehen jeweils 
eine Minute zur Verfügung, für eine Nachfrage des Fra-
gestellers und die Antwort darauf 30 Sekunden. Weitere 
Nachfragen von weiteren Abgeordneten – das ist anders 
als sonst bei den Regierungsbefragungen – sind nicht 
möglich. Ich bitte alle, auch den Herrn Bundeskanzler, 
die Zeit einzuhalten.

Kleine Orientierung noch: Oben bei der Uhr gibt es 
auch eine farbige Anzeige. Bei Grün ist man noch gut 
in der Zeit. Bei Gelb sollte man zum Schluss kommen. 
Bei Rot stelle ich das Mikrofon ab – auch für den Bundes-
kanzler, wenn es sein muss. Das wollte ich kurz noch 
einmal vorab sagen.

Wir starten nun mit der AfD-Fraktion, und das Wort 
hat Herr Abgeordneter Markus Frohnmaier. Bitte sehr.

Markus Frohnmaier (AfD):
Herr Bundeskanzler, Sie haben Sicherheitsgarantien 

angekündigt und auch eine deutsche Beteiligung. Ihre 
Außenpolitiker, beispielsweise Herr Kiesewetter, aber 
auch Sie selber haben in deutschen Medien erklärt, dass 
dieser Einsatz deutscher Soldaten durchaus robust statt-
finden könnte. Und Sie haben erklärt, dass beispielsweise 
bei Feuergefechten deutsche Soldaten diese auch er-
widern würden. Wie viele deutsche Soldaten planen Sie 
im Rahmen dieser Sicherheitsgarantien in der Ukraine zu 
verwenden?

Friedrich Merz, Bundeskanzler:
Herr Abgeordneter, vielen Dank für die Frage. – Wir 

haben in den letzten Tagen hier in Berlin, von Sonntag-
mittag bis spät in die Nacht von Montag auf Dienstag, 
ausführlich über die Lage in der Ukraine beraten. Im 
Vordergrund stand die Frage, ob die Europäer, die 
Ukraine und die amerikanische Regierung eine gemein-
same Position finden, um mit der russischen Seite über 
ein Ende dieses schrecklichen Krieges zu verhandeln.

Im Vordergrund steht für uns und auch für mich per-
sönlich diese eine Frage: Wie können wir so schnell wie 
möglich den schrecklichen Krieg in der Ukraine, aus-
gelöst ausschließlich von Russland, beenden? Diese 
Frage steht im Vordergrund.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Seit Wochen besprechen wir in Europa zusammen mit 
der amerikanischen Regierung mögliche Sicherheits-
garantien, die der Ukraine für den Fall eines Waffenstill-
stands gegeben werden könnten.

Präsidentin Julia Klöckner:
Danke schön. Ihre Zeit ist abgelaufen.

Friedrich Merz, Bundeskanzler:
Über nichts anderes sprechen wir im Augenblick.

Präsidentin Julia Klöckner:
Danke sehr. – Eine Nachfrage, Herr Abgeordneter.

Markus Frohnmaier (AfD):
Herr Merz, leider haben Sie meine Frage nicht beant-

wortet. Aber wir haben ja noch eine zweite Möglichkeit: 
Wollen Sie deutsche Soldaten im Rahmen der Sicher-
heitsgarantien in die Ukraine entsenden? Das lässt sich 
mit Ja oder Nein beantworten – als kleiner Hinweis.

Friedrich Merz, Bundeskanzler:
Vielen Dank für den Hinweis, Herr Abgeordneter. – Es 

gibt Fragen auf dieser Welt, die nicht so einfach zu be-
antworten sind, wie Sie es sich vielleicht vorstellen.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Und diese Frage gehört dazu. Wir sprechen über Sicher-
heitsgarantien für die Ukraine nach einem Waffenstill-
stand, der mit Russland vereinbart werden muss. Und 
ich füge hinzu: Wir werden, jedenfalls solange ich mit-
sprechen kann, die Fehler des Jahres 2014 nicht wieder-
holen, die Ukraine ohne Sicherheitsgarantien weiter dem 
Zugriff von Russland auszusetzen.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsidentin Julia Klöckner:
Danke sehr. – Damit ist die Frage beantwortet.
Bevor die nächste Frage kommt, noch mal der Hin-

weis, dass hier im Plenarsaal nicht fotografiert werden 
darf und dass die Bilder auch nicht für Social Media 
oder sonst wo genutzt werden dürfen. Das ist allgemeine 
Erkenntnis.

Jetzt hat für die SPD-Fraktion Frau Abgeordnete 
Claudia Moll das Wort. Bitte sehr.

Claudia Moll (SPD):
Vielen Dank. – Sehr geehrter Herr Bundeskanzler, die 

Bund-Länder-Arbeitsgruppe zur Zukunft der Pflegever-
sicherung hat ihre Beratungen abgeschlossen. Wir wis-
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sen, dass die Einnahmesituation der Pflegeversicherung 
in den kommenden Jahren politische Entscheidungen 
verlangt. Viele Familien wünschen sich Sicherheit und 
Verlässlichkeit, wenn es um Pflege geht – heute und im 
Alter. Welche Botschaft möchten Sie Pflegebedürftigen, 
ihren Angehörigen und den Beitragszahlern dazu mit-
geben, dass die Pflegeversicherung stabil bleibt und 
niemand Angst haben muss, bei der Pflege im Stich ge-
lassen zu werden? Jeder von uns kann von heute auf 
morgen pflegebedürftig werden.

Friedrich Merz, Bundeskanzler:
Frau Kollegin, vielen Dank für diese Frage. – In der 

Tat, die Bund-Länder-Arbeitsgruppe zur Zukunft der 
Pflegeversicherung hat ihre Arbeit beendet – ich will 
aus meiner Sicht sagen: mit einem nicht befriedigenden 
Ergebnis. Wir werden im nächsten Jahr ausführlich über 
die Zukunft der Pflegeversicherung zu beraten haben. 
Wir haben der Pflegeversicherung in diesem Jahr im 
Wege von Darlehen Geld zur Verfügung gestellt, damit 
sie zahlungsfähig bleibt.

Die Botschaft, die ich mitgeben möchte, ist ganz ein-
fach die: Die Menschen, die in Deutschland pflegebe-
dürftig werden, müssen sich auf die Solidarität unseres 
Sozialstaates auch in Zukunft verlassen können. Diejeni-
gen, die pflegebedürftig werden und in ein Heim ein-
gewiesen werden oder in ein Heim gehen müssen, müs-
sen sich allemal darauf verlassen können, dass unser 
Sozialstaat auch ihnen hilft, selbst im Falle einer 
schwersten Pflegebedürftigkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Claudia Moll (SPD):
Eine Nachfrage habe ich nicht. Aber ich freue mich, 

dass Sie das Ergebnis genauso enttäuschend fanden wie 
ich. Ich habe es nur nicht gesagt.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

Danke. 

Präsidentin Julia Klöckner:
Danke schön. – Wir kommen zur nächsten Hauptfrage. 

Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat Herr Abge-
ordneter Michael Kellner das Wort. Bitte sehr.

Michael Kellner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Bundeskanzler, Ihr Kulturstaats-

minister erhielt für seine Firma 30 000 Euro Exklusiv-
sponsoring von der Landeskasse Hessen und organisiert 
mit der Weimer Media Group gegen Bezahlung Zugang 
zu Ihren Regierungsmitgliedern. Ihre Wirtschaftsministe-
rin nimmt an einem von ihrem Lebensgefährten zu Gut-
tenberg veranstalteten privaten Lobbytreffen in Tirol teil.

(Stephan Brandner [AfD]: Das sind ja fast 
Zustände wie bei den Grünen!)

Auf der Tagesordnung standen Sicherheits- und Verteidi-
gungsthemen. Der griechische Verteidigungsminister war 
anwesend. Die Teilnahme wurde von ihr selbst als „pri-
vat“ definiert, und mit dieser Begründung werden dem 
Bundestag jegliche Auskunftsrechte verweigert.

Ich frage Sie, Herr Bundeskanzler: Wie stellen Sie bei 
den Mitgliedern Ihrer Bundesregierung den angemesse-
nen Umgang mit Interessenkonflikten sowie die Einhal-
tung geltender Integritätsregeln sicher? Wie schließen Sie 
Vorteilsnahme aus?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Friedrich Merz, Bundeskanzler:
Herr Kollege Kellner, alle Mitglieder der Bundesregie-

rung unterliegen den Regeln des Bundesministergesetzes.
(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-

NEN]: Und? Halten sie sich daran?)
Ich gehe davon aus, dass sich alle Mitglieder der Bundes-
regierung an diese Regeln halten. Das schließt allerdings 
nicht aus, dass Mitglieder der Bundesregierung privaten 
Einladungen folgen, auch wenn ihre Lebenspartner Gast-
geber sein sollten.

Zum Staatsminister für Kultur und Medien will ich hier 
sehr klar und deutlich sagen: Ich habe keinen Zweifel 
daran, dass seine Angaben, dass er sich von allen Antei-
len seiner Firma getrennt und die Geschäftsführung auf-
gegeben hat, zutreffend sind. Aber seine Familie darf 
nicht in Mithaftung genommen werden; sie darf das ge-
meinsam gegründete Unternehmen fortführen. Wir alle 
wünschen, dass so etwas möglich ist. Und ich persönlich 
wünsche mir, dass es auch in Zukunft möglich ist, Mit-
glieder für Staatsämter zu gewinnen, die vorher einer 
privatwirtschaftlichen Tätigkeit nachgegangen sind.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Michael Kellner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Das ist mir zu simpel. Ehrlicherweise finde ich es nicht 

akzeptabel, dass Mitglieder der Bundesregierung einfach 
selber definieren, was privat ist und was nicht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Daher meine Nachfrage an Sie: Sind Sie bereit, ein 

unabhängiges Ethikgremium, das für die Einhaltung 
von Transparenz- und Integritätsregeln zuständig wäre, 
einzurichten, damit nicht Ihre Regierungsmitglieder ent-
scheiden müssen, was ihr Geschäftsgebaren oder was ihre 
Privatregeln angeht?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Zuruf des Abg. Peter Boehringer [AfD])

Friedrich Merz, Bundeskanzler:
Herr Kollege Kellner, ich will zunächst einmal mit 

aller Entschiedenheit das Wort „Geschäftsgebaren“ im 
Zusammenhang mit Mitgliedern der von mir geführten 
Bundesregierung zurückweisen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Das weise ich entschieden zurück.
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Wenn es Veranlassung geben sollte, das zu überprüfen, 
dann überprüfen wir das. Aber es gibt aus meiner Sicht 
keine Veranlassung, ein solches Instrument einzusetzen, 
wie Sie es gerade beschrieben haben.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Irene Mihalic 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Dann soll er 
die Fragen beantworten! – Britta Haßelmann 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Warum wer-
den die Fragen nicht beantwortet? – 
Dr. Reinhard Brandl [CDU/CSU], an den 
Abg. Michael Kellner [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN] gewandt: Fragen Sie doch mal die 
Familie Graichen! – Gegenruf der Abg. Britta 
Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Worüber wollten Sie sprechen?)

Präsidentin Julia Klöckner:
Nun hat für die Fraktion der CDU/CSU der Abgeord-

nete Herr Jürgen Hardt das Wort. Bitte sehr.

Jürgen Hardt (CDU/CSU):
Danke schön, Frau Präsidentin. – Herr Bundeskanzler, 

es ist gerade mal vier Wochen her, dass wir alle völlig 
überrascht wurden von den 28 Punkten eines sogenann-
ten Friedensplans für die Ukraine, von dem offensichtlich 
auch in Europa kaum jemand etwas wusste, der de facto 
eine Kapitulation der Ukraine gegenüber Russland be-
deutet hätte und deswegen für die Ukraine wie für Europa 
unannehmbar war. Sie haben dann einen Prozess gestar-
tet, der ausgehend von einer Konferenz in Genf über 
Gespräche an vielen anderen Orten am Ende zu der Kon-
ferenz am Sonntag und Montag hier in Berlin geführt hat, 
die ein ganz großer Erfolg gewesen ist, zu dem ich Ihnen 
nur gratulieren kann. Es ist in unser aller Interesse, dass 
es gelungen ist, eine gemeinsame europäisch-amerika-
nisch-ukrainische Position zu formulieren.

(Stephan Brandner [AfD]: Was war denn der 
konkrete Beitrag des Bundeskanzlers?)

Leider ist das zunächst einmal ein Ergebnis auf der Seite 
der Genannten. Jetzt müssen wir hoffen, dass es gelingt, 
das auch durchzusetzen. Welche Schritte sind dazu jetzt 
erforderlich, welche Schritte werden unternommen? Ha-
ben Sie vielleicht noch Erkenntnisse –

Präsidentin Julia Klöckner:
Ihre Zeit ist abgelaufen. Danke.

Jürgen Hardt (CDU/CSU):
– über erste Reaktionen anderer?

Friedrich Merz, Bundeskanzler:
Vielen Dank, Herr Kollege. – Wir haben in der Tat am 

vergangenen Wochenende intensiv beraten. Wir haben 
diese Beratungen auch zum Anlass genommen, die von 
der amerikanischen Regierung vorgelegten Vorschläge 
noch einmal grundlegend zu überarbeiten. Aus den 
28 Punkten des Vorschlags von vor vier Wochen sind jetzt 
20 Punkte geworden, die wir weitgehend miteinander 
vereinbart haben.

(Stephan Brandner [AfD]: Entbürokratisiert!)

Und es geht jetzt darum, diese gemeinsame Position der 
Europäer, der Ukraine und der Vereinigten Staaten von 
Amerika Russland vorzulegen und Russland aufzufor-
dern, auf der Basis dieser Vorschläge den Krieg in der 
Ukraine zu beenden. Das ist der nächste Schritt, und 
den werden vor allem die Amerikaner gehen.

Präsidentin Julia Klöckner:
Eine Nachfrage? – Bitte.

Jürgen Hardt (CDU/CSU):
Jetzt möchte ich Sie fragen, ob Sie auch der Meinung 

sind, dass wir die Unterstützung für die Ukraine in jedem 
Fall ungemindert fortsetzen müssen, mindestens so lange, 
wie nicht sicher ist, dass es eine nachhaltige Friedens-
lösung gibt. Was sind da die nächsten Schritte seitens 
der Bundesregierung speziell mit Blick auf 2026?

Friedrich Merz, Bundeskanzler:
Wir werden am morgigen Tag in Brüssel im Europäi-

schen Rat darüber sprechen, ob wir ein weiteres Instru-
ment nutzen, um die Ukraine in den nächsten Wochen, 
Monaten und, wenn notwendig, Jahren zu unterstützen. 
Ich will es von mir aus noch einmal sehr deutlich sagen: 
Ich werde keinen Zweifel daran lassen, weder hier noch 
in Brüssel, dass die feste Absicht der von mir geführten 
Bundesregierung ist, die Ukraine wirklich dauerhaft so 
lange zu unterstützen, wie es notwendig ist, um die ge-
walttätige Veränderung von Grenzen in Europa nicht zu 
akzeptieren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Danke sehr. Die Zeit abgelaufen.

Friedrich Merz, Bundeskanzler:
Das ist es, was mich leitet bei allen Gesprächen, die wir 

in den nächsten Stunden und Tagen führen.

Präsidentin Julia Klöckner:
Nun hat für die Fraktion Die Linke Frau Abgeordnete 

Janina Böttger das Wort. Bitte.

Janina Böttger (Die Linke):
Danke, Frau Präsidentin. – Herr Bundeskanzler, ich 

frage zum Chemiedreieck Mitteldeutschland. Der US- 
amerikanische Konzern Dow schließt seine Chemieanla-
gen in Ostdeutschland. Es drohen hier das Wegbrechen 
eines starken Industriekerns und der Verlust von 
Tausenden Industriearbeitsplätzen. Ich frage Sie: Was 
wollen Sie und Ihre Bundesregierung tun, um den Domi-
noeffekt, der in dieser Region droht, zu verhindern und 
die Arbeitsplätze zu retten?

(Beifall bei der Linken sowie des Abg. Michael 
Kellner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])
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Friedrich Merz, Bundeskanzler:
Vielen Dank, Frau Kollegin, für die sehr berechtigte 

Frage. – Die Lage der deutschen chemischen Industrie 
erfüllt uns alle mit großer Sorge. Und das, was dort zur-
zeit mit Dow Chemical passiert, droht auch an anderen 
Standorten in Deutschland zu geschehen, wenn die Rah-
menbedingungen für die chemische Industrie in Deutsch-
land nicht schnell besser werden. Aber in diesem speziel-
len Fall sind wir mit dem Unternehmen im Gespräch. Es 
werden Gespräche geführt über eine mögliche Nachnut-
zung des Betriebsgeländes. Ich kann Ihnen versichern, 
dass ich persönlich, aber auch die Wirtschaftsministerin 
und alle, die an diesem Prozess beteiligt sind, alles tun 
werden, um industrielle Arbeitsplätze an diesem Stand-
ort, aber auch an vielen anderen Standorten in Deutsch-
land zu erhalten. Ich will ausdrücklich sagen: Ich möchte, 
dass Deutschland ein Industriestandort bleibt, und dazu 
zählen auch Arbeitsplätze in der chemischen Industrie, 
einem unserer wichtigsten und erfolgreichsten Industrie-
zweige, die wir in Deutschland haben.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Janina Böttger (Die Linke):
Danke. – Dennoch ist es so, dass Dow jetzt schon 

angekündigt hat, die Anlagen nicht an einen Nachfolgein-
vestor zu verkaufen. Sie blockieren sozusagen den Wei-
terbetrieb dieser Anlagen, und damit gefährden sie auch 
die Arbeitsplätze dort vor Ort. Deswegen frage ich Sie 
noch mal ganz konkret: Was tun Sie in diesem konkreten 
Fall, damit Dow den Widerstand gegen eine Nachfolgein-
vestition aufgibt? Wäre auch ein staatlicher Einstieg, wie 
zum Beispiel bei PCK in Schwedt, ein Mittel der Wahl, 
um diese Schlüsselindustrie und die wichtigen Arbeits-
plätze zu retten?

(Beifall bei der Linken)

Friedrich Merz, Bundeskanzler:
Frau Kollegin, die Nachricht, dass möglicherweise 

verhindert wird, dass die Anlagen an einen Nachnutzer 
veräußert werden, hat mich heute auch erreicht. Ich 
werde zunächst dem Sachverhalt auf den Grund gehen. 
Ich werde gegebenenfalls mit dem Unternehmen darüber 
sprechen, auch mit dem amerikanischen Vorstandsvorsit-
zenden, der schon vor geraumer Zeit auch bei mir war, 
um genau auf diese Probleme hinzuweisen. Ich werde 
ihm umgekehrt sagen, dass ich das nicht akzeptieren wür-
de, wenn eine solche Nachnutzung des Betriebsgeländes 
dort systematisch verhindert wird. Das ist aus deutscher 
Sicht nicht hinnehmbar, –

Präsidentin Julia Klöckner:
Danke sehr.

Friedrich Merz, Bundeskanzler:
– und ich werde alles tun, um das auch zu vermeiden.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Wir kommen nun zur zweiten Fraktionsrunde, und die 

startet mit der AfD-Fraktion. Herr Abgeordneter Marc 
Bernhard, bitte.

Marc Bernhard (AfD):
Herr Bundeskanzler, der Chef des Bundesverbandes 

der Deutschen Industrie spricht von der schwersten Wirt-
schaftskrise in der Geschichte der Bundesrepublik 
Deutschland, weil Ihre angekündigten Reformen zu 
langsam oder eigentlich gar nicht kommen. Sie selbst 
haben ja gestern vor Ihrer eigenen Fraktion zugegeben, 
dass die Stimmung im Land sehr schlecht ist, und haben 
gesagt: das auch sehr zu Recht. – Es ist einfach die Wut 
über Ihre vielen gebrochenen Wahlversprechen. Im Mo-
ment werden jeden Monat 15 000 Arbeitsplätze in 
Deutschland vernichtet, weil Deutschland die höchsten 
Steuern und die höchsten Energiepreise der Welt hat.

Herr Bundeskanzler, ich frage Sie: Wie viele Hundert-
tausend Arbeitsplätze müssen eigentlich noch vernichtet 
werden, bevor Sie endlich handeln und das tun, was jede 
vernünftige Regierung auf der Welt in so einer Situation 
tun würde, nämlich die Steuern und die Energiekosten 
spürbar zu senken?

(Beifall bei der AfD)

Friedrich Merz, Bundeskanzler:
Herr Kollege, ich weiß nicht, ob Sie an allen Par-

lamentsdebatten und Entscheidungen der letzten Monate 
teilgenommen haben. Wir haben im Bereich der Steuern 
schon vor der parlamentarischen Sommerpause ein um-
fangreiches Entlastungspaket beschlossen. Wir haben im 
zweiten Halbjahr 2025 umfangreiche Entlastungen bei 
den Energiepreisen vorgenommen und werden zu Beginn 
des Jahres 2026 eine Absenkung der Energiekosten in 
Deutschland um etwa 10 Milliarden Euro sehen.

Wir wissen, dass das alles noch nicht genug ist. Wir 
werden deswegen einen Industriestrompreis in Deutsch-
land ermöglichen. Wir werden eine Kraftwerksstrategie 
in Deutschland umsetzen, die dafür sorgt, dass wir auch 
wieder Gaskraftwerke bekommen, die Strom erzeugen.

(Stephan Brandner [AfD]: Kernkraftwerke!)
Ich weiß, dass das alles noch nicht genug ist angesichts 
der prekären Lage der deutschen Wirtschaft. Deswegen 
werden wir ganz intensiv auch im neuen Jahr weiter daran 
arbeiten – so wie wir das übrigens heute im Bundeskabi-
nett mit entsprechenden Beschlüssen getan haben – und 
dafür sorgen, dass die Standortbedingungen in Deutsch-
land wieder so werden, dass wir Wachstum und Beschäf-
tigung ermöglichen.

Präsidentin Julia Klöckner:
Danke sehr. Die Zeit ist vorbei.

Friedrich Merz, Bundeskanzler:
Ich weiß, dass diese Aufgabe schwer ist. Sie ist mög-

licherweise auch schwerer, als wir sie eingeschätzt haben.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)
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Präsidentin Julia Klöckner:
Eine Nachfrage?

Marc Bernhard (AfD):
Herr Bundeskanzler, Deutschland hat doppelt so hohe 

Stromkosten wie unsere Nachbarländer, und jetzt kom-
men Sie doch tatsächlich mit einer Stromkostensenkung 
um 2 Cent daher, und das noch nicht mal für alle Unter-
nehmen, sondern nur für einen gewissen Teil. Gleichzei-
tig erhöhen Sie aber zum Januar die CO2-Steuer auf 
65 Euro pro Tonne. Im Ergebnis machen Sie Energie 
also nicht billiger, sondern teurer. Und Ihre Unterneh-
mensteuerreform ist ja auch ein Witz: Ab 2028 1 Pro-
zent, das ist ein Tropfen auf den heißen Stein. Bis dahin 
sind die Unternehmen weg.

Präsidentin Julia Klöckner:
Ihre Zeit ist um. Danke.

Marc Bernhard (AfD):
Zwei Drittel der Unternehmen –

Präsidentin Julia Klöckner:
Nein, Ihre Zeit ist abgelaufen. Sie sehen das an dem 

roten Balken.

Marc Bernhard (AfD):
– wollen bereits verlagern.

Friedrich Merz, Bundeskanzler:
Herr Kollege, die Steuerpolitik der Bundesregierung 

betrifft nicht nur die Körperschaftsteuer. Wir haben für 
die Jahre 2025, 2026 und 2027 jeweils 30 Prozent degres-
sive Abschreibung ermöglicht auf Investitionen in den 
Unternehmen. Das sind die höchsten Abschreibungssät-
ze, die es in Deutschland für Unternehmen jemals gege-
ben hat. Und in der Energiepolitik leiden wir unter den 
Folgen der Energiepolitik der letzten Jahre und Jahrzehn-
te.

(Stephan Brandner [AfD]: Die hat wer verant-
wortet?)

Die versuchen wir zu korrigieren. Das ist nicht einfach, 
aber die Energiepreise sind im nächsten Jahr ungefähr 
wieder auf Vorkrisenniveau. Auf diesem Weg gehen wir 
weiter, –

Präsidentin Julia Klöckner:
Danke sehr.

Friedrich Merz, Bundeskanzler:
– damit Deutschland ein guter Standort bleibt.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die Fraktion der SPD hat nun Herr Abgeordneter 

Parsa Marvi das Wort. Bitte sehr.

Parsa Marvi (SPD):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Sehr geehrter Herr 

Bundeskanzler, ich habe eine Frage zur kürzlich ver-
abschiedeten Föderalen Modernisierungsagenda. Sie ha-
ben zu Recht die über 200 Maßnahmen als einen wichti-
gen Baustein der dringend notwendigen Staatsreform 
bezeichnet. Der Tenor war: Wir machen das Leben für 
die Menschen in Deutschland einfacher und digitaler mit 
weniger Bürokratie, schnelleren Entscheidungen und ei-
ner serviceorientierten und bürgerfreundlichen Verwal-
tung. Entscheidend ist nun die konsequente und schnelle 
Umsetzung.

Von daher meine Frage: Ist diese Föderale Modernisie-
rungsagenda als Auftakt einer umfassenden Staatsreform 
zu verstehen? Wird diese fortgeschrieben? Welche wei-
teren Bausteine sind aus Ihrer Sicht notwendig? Und 
welche weiteren Vereinbarungen werden mit Ländern 
und Kommunen in Aussicht gestellt?

Friedrich Merz, Bundeskanzler:
Vielen Dank, Herr Kollege. – Sie sprechen ein Thema 

an, das zu den Prioritäten der Bundesregierung gehört, 
nämlich eine umfassende Digitalisierung und Staats-
modernisierung unseres Landes. Sie wissen, dass wir da-
für sogar ein gesondertes Ministerium eingerichtet haben, 
das aber nicht zusätzlich hinzugekommen ist, sondern 
Kompetenzen bündelt, die es vorher verteilt auf ins-
gesamt sechs Häuser in der Bundesregierung gegeben 
hat.

Wir haben bei der Klausurtagung des Bundeskabinetts 
im Sommer die erste umfassende Modernisierungs-
agenda für den Bund bereits beschlossen; sie ist in der 
Umsetzung. Und wir haben in der vorletzten Woche mit 
den Ministerpräsidenten der 16 Bundesländer eine zu-
sätzliche Modernisierungsagenda zwischen Bund und 
Ländern vereinbart mit weit über 200 verschiedenen 
Maßnahmen, die jetzt noch einmal die Digitalisierung 
und die Staatsmodernisierung auch im Verhältnis zwi-
schen Bund, Ländern und Gemeinden auf den Weg brin-
gen soll. Das geht jetzt Schritt für Schritt. Wir werden das 
im nächsten Jahr an den ersten sehr konkreten Beispielen 
sehen, wie zum Beispiel einem digitalen Personalaus-
weis, digitalen Personaldokumenten usw. bis hin zur 
Work-and-Stay-Agentur.

Präsidentin Julia Klöckner:
Danke schön.

Friedrich Merz, Bundeskanzler:
Also: Wir haben eine umfassende Tagesordnung vor-

bereitet.

Präsidentin Julia Klöckner:
Danke sehr. – Haben Sie eine Nachfrage? – Bitte.

Parsa Marvi (SPD):
In der Agenda heißt es, dass die Umsetzung durch ein 

systematisches Monitoring bzw. ein Evaluierungssystem 
begleitet werden soll. Was genau ist vorgesehen, um die 
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Umsetzung schnell und wirksam zu begleiten und Trans-
parenz herzustellen?

Friedrich Merz, Bundeskanzler:
Wir haben mit Karsten Wildberger einen Minister für 

Digitalisierung und Staatsmodernisierung gewinnen kön-
nen, der aus der Privatwirtschaft kommt und über umfas-
sende Kenntnisse und Fähigkeiten verfügt, wie man 
Transformation ermöglicht. Und wir wenden hier Sys-
teme und Methoden an, wie wir sie eigentlich nur aus 
der Privatwirtschaft kennen, nämlich mit Projektgruppen, 
mit Monitoring, mit Zeitplänen und mit Nacharbeiten, 
wenn diese Zeitpläne nicht eingehalten werden. Und ge-
nau das wird in dem zuständigen Ministerium aufgesetzt.

Präsidentin Julia Klöckner:
Danke sehr.

Friedrich Merz, Bundeskanzler:
Wir werden den Prozess so eng begleiten, –

Präsidentin Julia Klöckner:
Danke sehr. Die Zeit ist abgelaufen.

Friedrich Merz, Bundeskanzler:
– dass er erfolgreich wird.

Präsidentin Julia Klöckner:
Nun hat für Bündnis 90/Die Grünen Frau Abgeordnete 

Hanna Steinmüller das Wort. Bitte.

Hanna Steinmüller (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Bundeskanzler, Weihnachten steht vor der Tür. 

Viele machen sich gerade Gedanken über die Geschenke, 
die sie gegebenenfalls einkaufen, oder das Weihnachts-
menü. Aber für immer mehr Menschen wird die Frage 
nach Geschenken existenziell, weil die Mieten explodie-
ren. Letzte Woche hat der Paritätische Bundesverband 
eine Studie herausgebracht, die sagt: 18,4 Millionen 
Menschen in Deutschland – fast jeder vierte Deutsche – 
sind von Armut bedroht, wenn man die Wohnkosten ein-
bezieht.

Ihre Ministerin Frau Hubig hat in den letzten Wochen 
und Monaten dreimal – genauer gesagt: am 2. September, 
am 16. September und am 4.12. – angekündigt, dass noch 
in diesem Jahr eine Mietrechtsnovelle zu erwarten sei. 
Das Ende des Jahres ist in zwei Wochen erreicht. Ankün-
digungen allein reichen nicht. Herr Bundeskanzler, wann 
ist mit dieser Mietrechtsnovelle zu rechnen?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Friedrich Merz, Bundeskanzler:
Frau Kollegin, wie der Zeitplan der Kollegin Hubig 

aussieht, kann ich Ihnen nicht beantworten; aber ich 
kann Ihnen sagen, dass wir bereits eine ganze Reihe 
von Entscheidungen im Hinblick auf die Schaffung von 
Wohnraum in Deutschland getroffen und das sogar hier 
im Deutschen Bundestag schon verabschiedet haben: Wir 
haben das Baugesetzbuch geändert. Wir haben den Kom-

munen die Möglichkeit gegeben, viel schneller zu bauen, 
bauen zu lassen. Wir haben das Bauplanungsrecht und 
das Bauordnungsrecht geändert, sodass jetzt sogar mit 
Fiktionen gearbeitet werden kann im Hinblick auf die 
Möglichkeit, neuen Wohnraum zu schaffen.

(Zuruf von der Linken: Was haben denn die 
Mieterinnen und Mieter davon?)

Wir sind hier also nicht nur im Mietrecht, sondern auch 
im Bereich Wohnungsbau unterwegs. Man kann nur das 
vermieten, was da ist. Wir kümmern uns darum, dass der 
Bestand größer wird.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeordneten der 
SPD)

Hanna Steinmüller (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Bundeskanzler, Bauen allein reicht nicht. Die 

Mieten steigen aktuell schneller als die Löhne. Das ist 
auch volkswirtschaftlich ein Problem, weil die Kaufkraft 
sinkt.

Eine Maßnahme, um schnell für breite Entlastung zu 
sorgen, wäre die Absenkung der Kappungsgrenzen, da-
mit die Mieten für alle Mieterinnen und Mieter nicht so 
stark steigen. Warum stehen Sie, Herr Bundeskanzler, 
nicht auf der Seite der Mieterinnen und Mieter und küm-
mern sich um die Absenkung der Kappungsgrenzen?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Friedrich Merz, Bundeskanzler:
Frau Kollegin, wir tun sehr viel für die Mieterinnen 

und Mieter. Und vielleicht sollte ich hinzufügen: Wir 
sind in der Europäischen Union das Land mit der gerings-
ten Eigenheimquote; es gibt kein Land in Europa, das 
eine geringere Eigenheimquote hat als Deutschland. Die 
Frage, wie wir mehr Wohnraum schaffen, ist vor allem 
auch eine Frage, wie wir mehr Eigentum schaffen,

(Beifall bei der CDU/CSU)

wie wir den Bestand insgesamt erhöhen.

(Janine Wissler [Die Linke]: Sollen sich die 
Mieterinnen und Mieter jetzt ein Haus kaufen? 
Sollen sie sich jetzt auch noch Häuser kaufen?)

– Das müssen Sie nicht teilen; aber ich will Ihnen aus 
meiner Sicht meine feste Überzeugung sagen: Die Be-
wirtschaftung des Mangels –

Präsidentin Julia Klöckner:
Danke sehr.

Friedrich Merz, Bundeskanzler:
– führt nicht zur Verbesserung der Lage der Miete-

rinnen und Mieter in Deutschland.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Präsidentin Julia Klöckner:
Danke sehr. – Für die CDU/CSU-Fraktion hat nun der 

Abgeordnete Herr Dr. Martin Plum das Wort. Bitte.
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Dr. Martin Plum (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Herr Bundeskanzler! Keine andere 

Bundesregierung in der Geschichte unseres Landes hat 
sich beim Bürokratierückbau so ambitionierte Ziele

(Stephan Brandner [AfD]: „Bemüht“!)

gesetzt: rund 16 Milliarden Euro weniger Bürokratiekos-
ten für die Wirtschaft, weitere 10 Milliarden Euro weni-
ger Erfüllungsaufwand. Keine andere Bundesregierung 
hat in so kurzer Zeit so viel getan, um teure Bürokratie 
abzubauen: in sechs Monaten rund 3 Milliarden Euro an 
Bürokratieentlastungen.

(Stephan Brandner [AfD]: 80 Gesetze mehr, 
hat Herr Spahn gestern gesagt!)

Mit dem ersten Entlastungskabinett ist die Grundlage 
für weitere Entlastungen in Milliardenhöhe gelegt. Sie 
sind Treiber dieses Entlastungskurses, ganz persönlich. 
Werden Sie mit der gesamten Bundesregierung weiter 
so kraftvoll und entschlossen

(Lachen der Abg. Janine Wissler [Die Linke])

diesen Entlastungskurs halten, und auf welche Entlastun-
gen dürfen sich die Bürgerinnen und Bürger im neuen 
Jahr 2026 freuen?

(Beifall bei der CDU/CSU – Stephan Brandner 
[AfD]: Ich glaube, jetzt kommt ein klares 
Nein!)

Friedrich Merz, Bundeskanzler:
Vielen Dank, Herr Kollege, für die Frage und auch für 

die Zustimmung zu dem, was wir bisher gemacht haben. – 
Ich will genau das aufgreifen. Ich habe den Kolleginnen 
und Kollegen der Bundesregierung im November zuge-
mutet, eine Kabinettssitzung abzuhalten, bei der wir nur 
bestehende Regulierungen zurückgenommen haben. Wir 
haben das „Entlastungskabinett“ genannt. Und entgegen 
der Hoffnung des einen oder anderen Kabinettsmitglieds 
habe ich angekündigt, dass wir das im nächsten Jahr 
erneut machen, dass wir uns im Bundeskabinett erneut 
nicht mit neuer Regulierung, sondern mit dem Abbau 
bestehender Regulierung beschäftigen.

Ich will nicht das Wort „Abbau“ verwenden, sondern 
„Rückbau“ bestehender Regulierung, und ich will hin-
zufügen: Das Ganze geht nicht allein auf nationaler Ebe-
ne; wir brauchen hier auch eine gemeinsame Kraft-
anstrengung in der Europäischen Union. Ich bin sehr 
dankbar, dass es uns gelungen ist, auch in der Koalition 
mit vereinten Kräften, in Brüssel dafür zu sorgen, dass die 
ersten Erfolge erzielt werden konnten. Es gibt jetzt weni-
ger Regulierung aus Brüssel, aus der Europäischen Uni-
on, und so gehen wir mit dem, was wir tun, Hand in 
Hand – auf der nationalen Ebene wie auf der europäi-
schen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Präsidentin Julia Klöckner:
Danke schön. – Eine Nachfrage?

Dr. Martin Plum (CDU/CSU):
Herr Bundeskanzler, Sie haben bereits die Modernisie-

rungsagenda des Bundes angesprochen. Erstmals haben 
wir einen verbindlichen und konkreten Fahrplan, wie 
unser Land einfacher, digitaler und handlungsfähiger 
werden soll. Vor zwei Wochen ist dieser Fahrplan ergänzt 
worden durch die Föderale Modernisierungsagenda, die 
Sie gemeinsam mit den Ministerpräsidenten vereinbart 
haben. Wie können sich die Bürgerinnen und Bürger 
diesen Prozess der Modernisierung unseres Landes jetzt 
konkret vorstellen?

Friedrich Merz, Bundeskanzler:
Wir wollen, Herr Kollege, dass die Bürgerinnen und 

Bürger so schnell wie möglich merken, dass Doppel-
anträge überflüssig werden, dass das Prinzip „one stop 
only“ gilt. Mit anderen Worten: Sind die Daten einmal 
eingegeben bei einer Behörde, können sie von anderen 
Behörden mit verwendet werden. Die Bürger müssen 
nicht ständig ihre persönlichen Daten – Adresse, Geburts-
datum usw. – erneut eingeben. Es wird also das Prinzip 
gelten, dass man einmal die Daten eingibt, die dann von 
allen Behörden verwendet werden können.

Präsidentin Julia Klöckner:
Danke schön.

Friedrich Merz, Bundeskanzler:
Das setzt übrigens eine Änderung des Datenschutz-

rechts voraus; –

Präsidentin Julia Klöckner:
Danke sehr.

Friedrich Merz, Bundeskanzler:
– aber das werden wir auch machen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Präsidentin Julia Klöckner:
Herzlichen Dank. – Für die Fraktion Die Linke hat 

Frau Abgeordnete Janine Wissler das Wort. Bitte sehr.
(Claudia Moll [SPD]: Ich muss dann auch mal 

lachen!)

Janine Wissler (Die Linke):
Herr Bundeskanzler, Ihrem Kabinett gehört eine Wirt-

schaftsministerin an, die sich ständig zu Themen äußert, 
für die sie ausdrücklich nicht zuständig ist. So schlägt sie 
gegen die Vereinbarung im Koalitionsvertrag vor, dass 
man das Renteneintrittsalter erhöht und die abschlags-
freie Rente nach 45 Beitragsjahren schneller abschafft. 
Letzte Woche ist Frau Reiche dann noch einen Schritt 
weitergegangen und hat Nachverhandlungen zum Koali-
tionsvertrag gefordert.

Sie haben als Kanzler ja immer gesagt: Wir haben 
einen Koalitionsvertrag, und der gilt. – Das haben Sie 
gesagt, wenn sich mal jemand aus der SPD kurzzeitig 
daran erinnert hat, dass die Wiedereinführung der Ver-
mögensteuer ja im SPD-Wahlprogramm stand. Deshalb 
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ist meine Frage an Sie: Was gilt denn jetzt? Gilt der 
Koalitionsvertrag auch für Frau Reiche? Und was gilt 
denn Ihr Wort als Bundeskanzler, der sich als Garant 
des Koalitionsvertrages hinstellt, wenn eine Ihrer Minis-
terinnen den Koalitionsvertrag immer wieder öffentlich 
infrage stellt? Oder müssen wir uns das als eine Art Rol-
lenverteilung und Aufgabenteilung vorstellen?

(Beifall bei der Linken)

Friedrich Merz, Bundeskanzler:
Frau Kollegin, vielen Dank für diese Frage. – Wir 

haben einen Koalitionsvertrag, und dieser Koalitionsver-
trag gilt. Aber kein Mitglied der Bundesregierung ist mit 
oder ohne diesen Koalitionsvertrag daran gehindert, zu 
denken.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Es gibt Kolleginnen und Kollegen in der SPD-Frakti-

on, die denken über Themen nach, die meine Fraktion 
ablehnen würde. Es gibt Kolleginnen und Kollegen aus 
meiner Fraktion, die denken über Themen nach, die in der 
SPD auf wenig Zustimmung stoßen. Und es gibt eine 
Bundeswirtschaftsministerin, die die Verantwortung für 
die Wirtschaft der Bundesrepublik Deutschland hat. Und 
wenn sie Vorschläge macht, wie wir aus der Stagnation 
herauskommen, dann sind das Vorschläge, die der Sache 
dienen und die wir in der Koalition im besten kollegialen 
Geiste miteinander diskutieren.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Präsidentin Julia Klöckner:
Eine Nachfrage? – Bitte.

Janine Wissler (Die Linke):
Ich möchte wirklich niemandem das Denken verbie-

ten. Im Gegenteil: Ich wünschte, es würde noch viel mehr 
nachgedacht.

(Claudia Moll [SPD]: Ha, ha, ha!)
Wir leben ja in einem Land, in dem viele Menschen 

Angst vor Altersarmut haben. Gerade Menschen, die in 
körperlich anstrengenden Berufen arbeiten, auf dem Bau, 
in der Pflege, im Schichtdienst, können nicht bis 67 ar-
beiten – und schon gar nicht bis 70.

(Claudia Moll [SPD]: Sagt doch gar keiner!)
Die müssen dann mit hohen Abschlägen in Rente gehen. 
Sie haben Angst vor Altersarmut, sie sind verunsichert 
durch die Aussagen Ihrer Wirtschaftsministerin.

Was sagen Sie diesen Menschen denn? Sagen Sie: 
„Der Koalitionsvertrag gilt, es wird keinerlei Verschlech-
terungen in dieser Wahlperiode“ –

Präsidentin Julia Klöckner:
Danke sehr. Die Zeit ist abgelaufen.

Janine Wissler (Die Linke):
– „beim Renteneintrittsalter und bei der abschlags-

freien Rente geben“?
(Beifall bei Abgeordneten der Linken)

Friedrich Merz, Bundeskanzler:
Ich sage diesen Menschen, dass sie sich keine Sorgen 

machen müssen. Wir machen in der Bundesregierung im 
nächsten Jahr eine Reform des Alterssicherungssystems, 
indem wir die drei Säulen – die private Altersvorsorge, 
die betriebliche Altersversorgung und die gesetzliche 
Rentenversicherung – so neu zueinander gewichten, 
dass daraus ein Gesamtversorgungsniveau für unsere Be-
völkerung werden kann, mit dem sie im Alter fest rech-
nen kann.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 
Claudia Moll [SPD])

Präsidentin Julia Klöckner:
Wir kommen zur nächsten Fragerunde. – Für die AfD- 

Fraktion hat der Abgeordnete Herr Mayer das Wort. Bitte 
sehr.

Andreas Mayer (AfD):
Sehr geehrter Herr Bundeskanzler, Sie klopfen sich 

und Ihrer Regierung auf die Schulter, weil die EU-Kom-
mission angeblich – auf Druck aus Berlin – das Verbren-
nerverbot gekippt hätte. Die bürokratische Einigung sieht 
aber immer noch eine 90-prozentige statt 100-prozentige 
E-Quote ab 2035 vor, und die restlichen 10 Prozent er-
kaufen wir durch teuren grünen Stahl und nicht bezahl-
bare E-Fuels.

Aus Kreisen Ihrer Europäischen Volkspartei heißt es, 
dass ohne Druck aus Polen und Italien gar nichts passiert 
wäre. Und so darf in Deutschland ab 2035 kein Dienst-
wagen in großen Unternehmensflotten mehr ein Ver-
brenner sein, in Italien aber beispielsweise schon. Der 
deutsche Verband der Automobilindustrie kritisiert die 
Einigung in Brüssel als bloßes Lippenbekenntnis und 
warnt, dass diese in der Praxis wirkungslos bleiben wird.

Als AfD sind wir für echte Technologieoffenheit und 
gegen jede Form von Verboten, Quoten und CO2-Grenz-
werten. Meine Frage: Hat der Verband der Automobil-
industrie in Ihren Augen Unrecht, und haben die Bürger 
und Unternehmen kein Recht auf eine freie Wahl beim 
Autokauf?

(Beifall bei der AfD)

Friedrich Merz, Bundeskanzler:
Herr Kollege, die Bundesregierung fühlt sich dem Ziel 

der Klimaneutralität auch für die Automobilwirtschaft 
unverändert verpflichtet. Wir diskutieren auch mit der 
Europäischen Kommission über die Frage, wie wir dieses 
Ziel am besten erreichen können, und wir sind in der 
Koalition der Auffassung, dass das mit Technologie-
offenheit besser geht als mit staatlicher Regulierung.

Genau diesen Weg will die Kommission jetzt gehen – 
in Abänderung der Vorschriften, die es bisher schon gibt. 
Wir werden über die Details sicherlich noch zu sprechen 
haben; aber ich höre auch aus der Automobilindustrie 
durchaus zustimmende Bemerkungen zu dem, was ges-
tern vorgeschlagen worden ist.
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Das ist ein Vorschlag der Kommission. Der geht aus 
meiner Sicht in die richtige Richtung. Über Details wer-
den wir noch zu sprechen haben. Aber wir wollen beide 
Ziele erreichen: Klimaneutralität und Modernisierung 
unserer Automobilwirtschaft mit möglichst vielen 
Technologien, die dazu beitragen können. Und darin 
sind wir uns mit der Europäischen Kommission genauso 
einig wie mit allen Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Andreas Mayer (AfD):
Sehr geehrter Herr Bundeskanzler, erstmals in seiner 

Geschichte schließt Volkswagen einen Produktionsstand-
ort, und zwar in Dresden, wo bisher der elektrische ID.3 
gebaut wurde. Ford streicht die zweite Generation seiner 
E-Autos. Der Mercedes-Chef sieht im Verbrennerverbot 
keinen Nutzen fürs Klima. Und der BMW-Chef bezeich-
net das Verbot als „Desaster“. Ist für Sie die mit CO2- 
Flottengrenzwerten erzwungene Elektromobilität wirk-
lich ein Erfolgsmodell, obwohl ein Autokonzern nach 
dem anderen Arbeitsplätze abbaut und seine Elektrostra-
tegie kippt?

(Beifall bei der AfD)

Friedrich Merz, Bundeskanzler:
Herr Kollege, die deutsche Automobilindustrie ist 

mehr als andere Automobilindustriestandorte auf der 
Welt in einer ziemlichen Krise.

(Stephan Brandner [AfD]: Warum nur?)

Sie versucht, diese Krise zu bewältigen. Wir versuchen, 
dabei zu helfen.

Und ich will es noch einmal sehr deutlich sagen: Neben 
der chemischen Industrie, über die wir gerade gesprochen 
haben, ist auch die deutsche Automobilindustrie eine 
wichtige Säule unserer Volkswirtschaft. Ich möchte, 
dass diese deutsche Automobilindustrie die besten Bedin-
gungen hat, um nicht nur im Inland Autos zu verkaufen, 
sondern auch auf Weltmärkten wettbewerbsfähig zu sein. 
Dem hat auch die Initiative gedient, die ich der Kommis-
sion gegenüber angestoßen habe.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die SPD-Fraktion hat nun Frau Abgeordnete 

Carmen Wegge das Wort. Bitte.

Carmen Wegge (SPD):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Sehr geehrter Herr 

Bundeskanzler, Sie haben Ihr Kabinett paritätisch be-
setzt. Das ist in der Bevölkerung sehr positiv wahrgenom-
men worden. Im Koalitionsvertrag haben wir uns auch 
darauf verständigt, dass wir ein Paritätsgesetz für den 
Deutschen Bundestag prüfen wollen. Deswegen frage 
ich Sie, wie Sie ganz persönlich zu den Themen „Gleich-
berechtigung“ und „Parität“ stehen.

Friedrich Merz, Bundeskanzler:
Ich danke Ihnen für das Kompliment.

(Beifall des Abg. Dr. Jan-Marco Luczak 
[CDU/CSU])

Es trifft sogar in der Sache zu, dass wir es so gemacht 
haben, wie Sie es gerade gesagt haben.

Ich will übrigens auch sagen: Wir haben uns im Koa-
litionsvertrag verabredet, aufbauend auf früheren Ver-
abredungen, die Sie in früheren Koalitionen getroffen 
haben, dass wir auch die Spitzenpositionen in der Ver-
waltung zur Hälfte mit Frauen besetzen. Wir haben dieses 
Ziel, wenn ich die Zahl richtig im Kopf habe, mit 47 Pro-
zent so gut wie erreicht.

Was das Wahlrecht betrifft: Das ist eine schwierige 
Diskussion. Es hat vor einigen Jahren schon einmal einen 
Versuch in Brandenburg gegeben, ein solches Wahlrecht 
zu etablieren, indem die Parteien sozusagen verpflichtet 
werden, paritätisch besetzte Listen aufzustellen. Das hat 
das Bundesverfassungsgericht abgelehnt.

Ob wir so etwas im Bund machen können, daran habe 
ich große Zweifel. Wenn Sie mich allerdings aus der 
Wahlrechtskommission heraus, die wir ja in der Koalition 
haben, eines Besseren überzeugen, dann bin ich offen für 
jede Diskussion. Aber ich glaube, wir sollten es den po-
litischen Parteien überlassen, diese Entscheidungen zu 
treffen. Wir sollten sie nicht durch das Wahlrecht vor-
geben. Das ist jedenfalls meine persönliche Auffassung.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Präsidentin Julia Klöckner:
Eine Nachfrage?

Carmen Wegge (SPD):
Vielen Dank. – Ich freue mich schon mal, dass Sie 

offen sind, darüber zu diskutieren; genau so sollte es 
auch sein. Vielleicht schaffen wir es dann ja auch, Sie 
zu überzeugen.

Ich bin ja eine Frau, und wenn ich mich hier so umgu-
cke, sehe ich ganz schön viele Männer. Der Frauenanteil 
hier ist in dieser Legislatur auch niedriger als in der 
Legislatur davor. Sie haben gerade gesagt, die Parteien 
müssten das vielleicht auch klären. Deswegen wäre 
meine Nachfrage: Was können wir denn über ein Paritäts-
gesetz hinaus dafür tun, dass viel mehr Frauen hier in 
diesem Parlament sitzen?

Friedrich Merz, Bundeskanzler:
Uns verbindet der Wunsch, genau dieses Ziel zu errei-

chen, und ich kann Ihnen sagen: Ich bin in meiner Partei, 
seitdem ich dort Vorsitzender bin, unermüdlich darum 
bemüht, genau dieses Ziel zu erreichen. Ich weiß, wie 
schwierig das ist.

Ich will Ihnen das nur an einem Beispiel erläutern: Der 
große Teil der Kolleginnen und Kollegen, die in meiner 
Bundestagsfraktion sitzen, sind direkt gewählte Abgeord-
nete aus den Wahlkreisen. Sie sind nicht über eine Liste 
gewählt worden, sondern direkt gewählt in den Wahlkrei-
sen.
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(Katharina Dröge [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Auch da kann man Frauen aufstellen! – 
Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Auch dafür gibt es Vorschläge!)

Schlagen Sie mal vor, wie Sie so was durch die paritäti-
sche Besetzung der Wahlkreise regeln wollen!

Präsidentin Julia Klöckner:
Danke sehr.

Friedrich Merz, Bundeskanzler:
Wenn Sie dazu einen Vorschlag haben, bin ich interes-

siert, ihn zu hören, Frau Kollegin.
(Katharina Dröge [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-

NEN]: Mehr Frauen aufstellen!)

Präsidentin Julia Klöckner:
Danke sehr.

Friedrich Merz, Bundeskanzler:
Ich habe ihn bisher von Ihnen und von anderen aller-

dings nicht vernommen.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 

Mahmut Özdemir [Duisburg] [SPD])

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat der Abge-

ordnete Herr Dr. Konstantin von Notz das Wort. Bitte.

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Frau Präsidentin! Herr Bundeskanzler, seit Jahren 
sehen wir Deutschland im Zentrum hybrider Angriffe, 
Desinformationskampagnen, breitangelegter Einfluss-
nahmen auf unsere Wahlprozesse – immer zulasten de-
mokratischer Parteien der Mitte, immer zugunsten extre-
mer, russlandfreundlicher Parteien wie der AfD und dem 
BSW. Am Freitag hat Ihre Bundesregierung eine klare 
Zuordnung für eine relevante Kampagne während des 
Bundestagswahlkampfs gemacht. Sie als Bundesregie-
rung haben den russischen Botschafter einbestellt.

Was darüber hinaus gedenkt Ihre Bundesregierung zu 
tun, um diese Angriffe gegen Ihre Regierung und unser 
Land zu unterbinden?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Friedrich Merz, Bundeskanzler:
Herr Kollege von Notz, vielen Dank für diese Frage. – 

Es ist in der Tat eine beständig zunehmende Bedrohung 
unserer inneren Sicherheit, die nicht nur, aber auch und 
vor allem im Cyberraum aus Russland kommt.

Wir haben in der Bundesregierung zunächst den Na-
tionalen Sicherheitsrat eingerichtet, um mit dieser Insti-
tution die Koordinierung der zuständigen Behörden bes-
ser als bisher zu ermöglichen. Wir sind mit den Ländern 
und den Sicherheitsbehörden in Deutschland in einem 
ganz anderen Dialog miteinander, als wir das in der Ver-
gangenheit waren.

Das Zweite ist: Wir prüfen die Möglichkeit, über das 
Netz auch die Herkunftsorte dieser Angriffe nicht nur zu 
identifizieren, sondern auch zu beschädigen. Wir haben 
dazu zurzeit eine allgemeine Ermächtigungsgrundlage, 
eine gesetzliche Grundlage für die allgemeine Gefahren-
abwehr im Gesetz über das Bundeskriminalamt.

Präsidentin Julia Klöckner:
Danke sehr.

Friedrich Merz, Bundeskanzler:
Ob wir weiter gehende Gesetzgebungsgrundlagen 

brauchen – –

Präsidentin Julia Klöckner:
Danke.

Friedrich Merz, Bundeskanzler:
Frau Präsidentin, lassen Sie mich zumindest diesen 

Satz – das ist ein wichtiges Thema – zu Ende sprechen.

Präsidentin Julia Klöckner:
Es tut mir leid.

Friedrich Merz, Bundeskanzler:
Wir prüfen, ob wir weitere Möglichkeiten haben, 

Rechtsgrundlagen zu schaffen, –

Präsidentin Julia Klöckner:
Danke sehr.

Friedrich Merz, Bundeskanzler:
– um uns gegen solche Angriffe in Zukunft noch besser 

zu wehren.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Präsidentin Julia Klöckner:
Wir haben diese Regeln; es tut mir sehr leid. Umge-

kehrt: Die Fragesteller halten sie auch ein. – Eine Nach-
frage, Herr von Notz?

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Ja, sehr gerne. Ich hätte dem Bundeskanzler auch zehn 
Sekunden von meiner Zeit gegeben.

Präsidentin Julia Klöckner:
Das haben Sie leider nicht zu entscheiden.

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Ja, ich weiß.

Präsidentin Julia Klöckner:
Unsere Geschäftsordnung regelt das anders.
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Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Ich hoffe, das geht jetzt nicht alles von meiner Zeit ab.
(Heiterkeit bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der CDU/CSU)

Präsidentin Julia Klöckner:
Ich gebe Ihnen zwei Sekunden; dann legen Sie aber 

los.

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Das ist lieb. – Herr Bundeskanzler, ganz herzlichen 
Dank; das war eine interessante Antwort. Die Einrichtung 
des Nationalen Sicherheitsrats ist eine gute Sache.

(Stephan Brandner [AfD]: War auch eine AfD- 
Idee! Schon seit Jahren!)

Es geht jetzt darum, das konkret auf die Schiene zu set-
zen.

Aber sagen Sie noch mal ganz konkret: Wie kann man 
das Delta in der Öffentlichkeit zwischen den tatsäch-
lichen Angriffen und der Wahrnehmung in der Bevölke-
rung schließen?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsidentin Julia Klöckner:
Danke sehr.

Friedrich Merz, Bundeskanzler:
Wenn es um die Wahrnehmung der Öffentlichkeit 

geht – das scheint mir das eher kleinere Problem zu sein –, 
sind wir selbstverständlich bereit, darüber umfassend zu 
informieren. Das tun wir im Übrigen auch in den Berich-
ten der Bundespolizei, des Bundeskriminalamtes, des 
Bundesamtes für Verfassungsschutz, des Bundesnach-
richtendienstes. Also an Berichten und Erkenntnisquellen 
fehlt es uns in diesem Land nach meiner Einschätzung 
nicht. Es fehlt uns an Instrumenten, um diesen Angriffen 
wirksam begegnen zu können.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Dr. Konstantin von Notz [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Vielen Dank!)

Präsidentin Julia Klöckner:
Danke schön. – Mischkalkulatorisch haben Sie wieder 

Zeit reingeholt. Herzlichen Dank.
Wir gehen weiter zur CDU/CSU-Fraktion. Herr Abge-

ordneter Thomas Erndl hat das Wort. Bitte sehr.

Thomas Erndl (CDU/CSU):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Herr Bundeskanzler, 

ich danke Ihnen sehr für die Übernahme von Verantwor-
tung und einer Führungsrolle auch in komplexen geo-
politischen Fragestellungen.

Souveränes Handeln braucht auch militärische Stärke. 
Sie haben das Ziel ausgegeben, die Bundeswehr aufgrund 
unserer Wirtschaftskraft und Bevölkerungszahl zur kon-
ventionell stärksten Armee Europas zu machen. Das ist 

eine enorme Aufgabe für die Bundesregierung, aber auch 
für uns als Parlament. Wir begleiten das intensiv und 
haben vor Kurzem ein Wehrdienst-Modernisierungs-
gesetz beschlossen, um die Personallage hier auch zu 
verbessern. Wie beurteilen Sie diesen Schritt auch im 
Hinblick auf die NATO-Fähigkeitsziele, die wir zu erfül-
len haben?

Friedrich Merz, Bundeskanzler:
Herr Kollege, vielen Dank für die Frage und auch für 

die Zustimmung zu dem, was wir in der Koalition bisher 
beschlossen haben. – Ich habe diesen Prozess natürlich 
begleitet, auch im Hinblick auf verschiedene Entschei-
dungen, die getroffen werden mussten bei dem Wehr-
dienst-Modernisierungsgesetz.

Ich will allerdings auch hinzufügen: Wir müssen das, 
was wir gemeinsam beschlossen haben, dann auch ernst 
nehmen, indem wir eine Überprüfung der Zahlen spätes-
tens im Jahr 2027 vornehmen. Wenn es uns nicht gelingt, 
die Zahlen, die wir für die Aufwuchsfähigkeit der Bun-
deswehr brauchen, schnell zu erreichen, so wie wir es 
gemeinsam miteinander verabredet haben, dann werden 
wir nicht umhinkommen, auch über eine verpflichtende 
Dienstzeit bei der Bundeswehr zu sprechen. Wir ver-
suchen es auf der Basis von Freiwilligkeit und Attrakti-
vität. Es ist meine Meinung, dass wir das tun sollten; aber 
wir müssen die Option offenhalten, das gegebenenfalls 
auch mit einer Wehrpflicht zu verbinden.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Präsidentin Julia Klöckner:
Bitte. Sie haben das Wort zur Nachfrage.

Thomas Erndl (CDU/CSU):
Vielen Dank. – Herr Bundeskanzler, Personal ist das 

eine, Material ist die andere große Herausforderung. Wir 
haben in den Haushalten 2025 und 2026 bereits Rekord-
budgets für Verteidigung verankert, und jetzt sind, glaube 
ich, die Kollegen im Haushaltsausschuss gerade dabei, 
auch eine Rekordzahl an Vorlagen zu beschließen; wir 
haben das im Verteidigungsausschuss am Vormittag ge-
macht. Wie wird es bei unseren europäischen Partnern 
und auch bei unseren NATO-Partnern gesehen, dass wir 
uns in dieser Dimension engagieren?

Friedrich Merz, Bundeskanzler:
Wir haben ja noch mit dem 20. Deutschen Bundestag 

die Voraussetzungen geschaffen, die uns jetzt im 
21. Deutschen Bundestag die Möglichkeiten geben, diese 
Ausgaben für unsere Verteidigung zu tätigen. Das ist in 
der gesamten NATO wahrgenommen worden als die Be-
reitschaft, hier auch eine europäische Führungsrolle zu 
übernehmen. Ich gehe so weit, zu sagen: Der NATO- 
Gipfel in Den Haag im Juni wäre der letzte in dieser 
Zusammensetzung gewesen, wenn wir aus Deutschland 
diese Entscheidungen nicht getroffen hätten.

Präsidentin Julia Klöckner:
Danke sehr.
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Friedrich Merz, Bundeskanzler:
Aber jetzt müssen wir sie umsetzen, und in der Umset-

zung liegt bekanntlich, wie Sie wissen, manches Pro-
blem.

Präsidentin Julia Klöckner:
Danke sehr.

Friedrich Merz, Bundeskanzler:
Und das müssen wir gemeinsam lösen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die Fraktion Die Linke hat nun Frau Abgeordnete 

Evelyn Schötz das Wort. Bitte.

Evelyn Schötz (Die Linke):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Herr Bundeskanzler, 

letzte Woche hat die Bund-Länder-Arbeitsgruppe zur 
Pflegeversicherung Eckpunkte für eine Reform vor-
gestellt. Es wird vorgeschlagen, die Begutachtung so zu 
ändern, dass Menschen mit Pflegebedarf erst später einen 
Pflegegrad bekommen oder erst später höhergestuft wer-
den. Das würde zwar dazu führen, dass Pflegebedürftige 
aus den offiziellen Zahlen verschwinden; aber der tat-
sächliche Bedarf vor Ort bleibt ja gleich. Betroffene 
müssten noch mehr aus eigener Tasche bezahlen, und 
Pflegebedürftigkeit ist sowieso schon ein riesiges Ar-
mutsrisiko.

Meine Frage ist deshalb: Was sagen Sie den Menschen, 
die auf diese Leistungen angewiesen sind, um im Alter 
ein Stückchen Würde zu bewahren?

(Beifall bei der Linken)

Friedrich Merz, Bundeskanzler:
Frau Kollegin, ich hatte bereits in meiner Antwort auf 

die Frage der Kollegin Moll darauf hingewiesen, dass ich 
mit dem Ergebnis dieser Bund-Länder-Arbeitsgruppe zur 
Zukunft der Pflegeversicherung nicht einverstanden bin, 
dass das nach meinem Gefühl nicht ausreicht, um die 
Pflegeversicherung auf Dauer zukunftsfähig zu gestalten. 
Wir wollen das in der Bundesregierung im nächsten Jahr 
angehen.

Dazu gibt es auch die ersten Vorbereitungsarbeiten in 
der Bundesregierung – nicht allein, aber auch dort, ins-
besondere im zuständigen Bundesministerium für Arbeit 
und Soziales und im Bundesgesundheitsministerium. In 
beiden Ministerien wird an diesem Thema gearbeitet. Ich 
möchte im nächsten Jahr eine Reform sehen, die auch 
dem Anspruch, den Sie gerade formuliert haben, nämlich 
ein menschenwürdiges Leben im Alter, gerecht wird

Evelyn Schötz (Die Linke):
Vielen Dank. – Dann hätte ich noch eine Frage: Warum 

schlagen Sie nicht vor, in der Kranken- und Pflegever-
sicherung die Beitragsbemessungsgrenze für Menschen 
mit hohem Einkommen deutlich anzuheben, um damit 
eine bedarfsgerechte Versorgung zu finanzieren?

(Beifall bei der Linken – Ates Gürpinar [Die 
Linke]: Prima Vorschlag! Sehr gut!)

Friedrich Merz, Bundeskanzler:
Frau Kollegin, trotz der Begeisterung in Ihrer eigenen 

Fraktion möchte ich mir doch den Hinweis erlauben, dass 
Einzelvorschläge im Augenblick nicht zur Lösung des 
größeren Problems beitragen.

(Janine Wissler [Die Linke]: Wir hätten da 
auch ein Gesamtkonzept!)

Ich möchte, dass wir eine wirklich gute Reform machen, 
die alle Elemente berücksichtigt, die zu berücksichtigen 
sind – auch die Arbeitskosten, die damit einhergehen, 
auch die Kosten für Beschäftigung in Deutschland. Des-
wegen wollen wir eine umfassende Reform machen. Wir 
sind für gute Vorschläge jederzeit offen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Janine Wissler 
[Die Linke]: Kriegen Sie!)

Präsidentin Julia Klöckner:
Wir kommen nun zur vierten Fraktionsrunde. – Die 

wird eröffnet durch die AfD-Fraktion. Herr Abgeordneter 
René Springer, bitte.

René Springer (AfD):
Herr Bundeskanzler, ich möchte Sie an Ihre eigenen 

Worte erinnern. Im Wahlkampf sagten Sie: „Wir müssen 
Einwanderung in unseren Arbeitsmarkt ermöglichen, 
aber Einwanderung in unsere Sozialsysteme drastisch re-
duzieren.“ Das halten wir auch für zwingend erforderlich; 
50 Prozent der Bürgergeldempfänger sind Ausländer, die 
täglichen Kosten für Sozialleistungen für Ausländer lie-
gen bei 100 Millionen Euro – jeden Tag!

Nun hatten Sie eine Chance; heute Morgen haben Sie 
im Kabinett die Bürgergeldreform verabschiedet. Wir 
haben uns den Reformentwurf angeschaut und müssen 
feststellen: kein einziges Wort zu den Kosten, kein ein-
ziges Wort zur Begrenzung der Einwanderung in unsere 
Sozialsysteme. Wir wissen, dass das schwierig ist, wenn 
man eine Fußfessel namens SPD hat.

(Katharina Dröge [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Was ist denn das für eine Wortwahl? 
Das ist unmöglich!)

Aber es drängt sich inzwischen eine Frage auf, nämlich 
die Frage: Wer regiert hier eigentlich? Regieren Sie, oder 
werden Sie regiert von der SPD?

(Widerspruch bei Abgeordneten der SPD – 
Katharina Dröge [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Unmöglich! – Claudia Roth [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Oh! – Gegenruf des 
Abg. Stephan Brandner [AfD]: Die Frage ist 
doch berechtigt!)

Und wenn Sie regieren, dann frage ich mich: Warum 
setzen Sie Ihre angekündigten Versprechen nicht um?

(Beifall bei der AfD – Zuruf des Abg. Dr. Ralf 
Stegner [SPD])
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Friedrich Merz, Bundeskanzler:
Herr Kollege, wir haben hier möglicherweise ein un-

terschiedliches Verständnis von der Bedeutung des Ge-
setzes, mit dem wir das Sozialgesetzbuch II ändern. Wir 
ändern das Sozialgesetzbuch II nicht, um den Zuzug von 
Ausländern in die Bundesrepublik Deutschland zu be-
grenzen, sondern wir ändern das Sozialgesetzbuch II un-
abhängig von der Frage, wo jemand herkommt, um eine 
bessere Arbeitsmarktintegration zu ermöglichen, und 
zwar für Ausländer wie für Menschen, die in Deutschland 
leben.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Möglicherweise haben Sie auch da nicht alle Zahlen 
präsent. Wir haben, seitdem wir die Regierungsverant-
wortung übernommen haben – ich will die Gelegenheit 
nutzen, dem Bundesinnenminister Alexander Dobrindt 
sehr herzlich zu danken, und ich bedanke mich bei der 
SPD-Fraktion, dass sie diesen Weg mitgegangen ist –,

(Beifall bei der CDU/CSU)

die Zahl der nach Deutschland kommenden Asylbewer-
ber innerhalb der letzten acht Monate halbiert.

(Leif-Erik Holm [AfD]: Stimmt doch gar 
nicht!)

In der Europäischen Union ist sie insgesamt leicht zu-
rückgegangen; aber in Deutschland ist sie so stark zu-
rückgegangen wie in keinem anderen Land der Europäi-
schen Union.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Das ist ein großer Erfolg dieser Regierung, und das eine 
hat mit dem anderen nichts zu tun.

Präsidentin Julia Klöckner:
Danke sehr.

Friedrich Merz, Bundeskanzler:
Wir wollen dafür sorgen, dass die Zahlen weiter runter-

gehen.

Präsidentin Julia Klöckner:
Danke.

Friedrich Merz, Bundeskanzler:
Und wir sind da auf einem guten Weg.

Präsidentin Julia Klöckner:
Sie haben noch eine Nachfrage? – Bitte sehr. 30 Sekun-

den!

René Springer (AfD):
Danke schön. – Eine weitere Erinnerung: In Ihrem 

Wahlprogramm hieß es: „Wir richten Sozialleistungen 
für Ausreisepflichtige an dem […] Grundsatz ‚Bett, 
Brot und Seife‘ aus.“ Wir als AfD-Fraktion unterstützen 
das ausdrücklich; das war ja auch mal unser Antrag.

Jetzt wissen wir, dass sich derzeit 934 000 rechtskräftig 
abgelehnte Asylbewerber in Deutschland aufhalten – eine 
unglaubliche Zahl. Wir sind hier bei knapp 1 Million 
Menschen, die sich illegal in Deutschland aufhalten.

Präsidentin Julia Klöckner:
Ihre Zeit ist abgelaufen; das waren 30 Sekunden.

René Springer (AfD):
Wir wissen, dass keiner von denen Brot, Bett und Seife 

bekommt.

Präsidentin Julia Klöckner:
Nein, Ihre Zeit ist abgelaufen!

René Springer (AfD):
Wann ist damit zu rechnen, dass Sie Ihre Versprechen 

umsetzen?
(Beifall bei der AfD)

Friedrich Merz, Bundeskanzler:
Herr Kollege, wenn ich mir erlauben darf, das zu sa-

gen: Das ist eines der typischen Beispiele, wie Sie in 
Deutschland nicht nur Politik machen – das ist Ihr gutes 
Recht –, sondern auch Stimmung in Deutschland ma-
chen.

(Stephan Brandner [AfD]: Das ist auch unser 
gutes Recht! – Zuruf von der Linken: Was ist 
mit Ihrer Stadtbild-Aussage?)

Von diesen 1 Million Menschen, die in Deutschland kei-
nen gültigen Aufenthaltstitel haben, ist nur ein kleinerer 
Teil vollziehbar ausreisepflichtig; denn die anderen ha-
ben einen Duldungsstatus.

(Stephan Brandner [AfD]: Das macht die Sa-
che auch nicht besser!)

Und die werden von Ihnen regelmäßig eben nicht mit-
genannt. Sie haben einen Duldungsstatus aufgrund be-
stimmter Vorkommnisse in ihrer Heimat und können 
nicht abgeschoben werden.

Auf diese Menschen Rücksicht zu nehmen, ist jeden-
falls nach unserem Verständnis die richtige Entscheidung 
eines sozialen Rechtsstaats, der Bundesrepublik Deutsch-
land, auch wenn wir das mit Ihnen hier möglicherweise 
nicht teilen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die SPD-Fraktion hat nun Frau Abgeordnete 

Franziska Kersten das Wort. Bitte.

Dr. Franziska Kersten (SPD):
Sehr geehrter Herr Bundeskanzler, Sie stammen wie 

ich aus einem eher ländlich geprägten Wahlkreis. Des-
halb dreht sich meine Frage um die Kulturförderung im 
ländlichen Raum.
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Als Bund fördern wir mit verschiedenen Maßnahmen, 
zum Beispiel mit dem Programm LOKAL der Kultur-
stiftung des Bundes. Aber für Musikproben, Theaterauf-
führungen, Lesezirkel oder Ausstellungen braucht es 
auch geeignete Räumlichkeiten und gemeinschaftliches 
Engagement vor Ort. Beides, Kooperationen und Inves-
titionen, ist in den letzten Jahren häufig über EU-Gelder 
gefördert worden; gerade das Förderprogramm LEADER 
spielte da eine wichtige Rolle.

Meine Frage ist deshalb: Wie stellen Sie sicher, dass 
der kommende Mehrjährige Finanzrahmen der EU diese 
für die Menschen in den ländlichen Räumen wichtige 
Förderung fortsetzt, ohne gerade die ostdeutschen Länder 
über eine sehr viel höhere Kofinanzierung als bisher zu 
überfordern?

Friedrich Merz, Bundeskanzler:
Frau Kollegin, vielen Dank. – Das ist eine sehr ernst-

hafte Frage, und ich will Ihnen darauf eine sehr ernsthafte 
Antwort geben: Ich kann es nicht sicherstellen, weil ich 
es nicht weiß. – Wir werden am morgigen Tag beginnen, 
über den Mehrjährigen Finanzrahmen der Europäischen 
Union zu beraten. Das werden im Laufe des nächsten 
Jahres äußerst schwierige Beratungen. Sie werden sich 
möglicherweise bis in das Jahr 2027 hinziehen. Und wir 
werden in der Europäischen Union angesichts der Lage, 
in der wir uns befinden, neue Prioritäten setzen müssen.

Ich kenne das Programm, das Sie gerade angesprochen 
haben. Das LEADER-Programm ist eines der erfolg-
reichsten Programme der Europäischen Union für den 
ländlichen Raum. Ich möchte es erhalten, aber ich kann 
es angesichts der Lage und der Prioritäten, die wir setzen 
müssen, heute nicht versprechen. Ich möchte es, aber ich 
weiß nicht, ob es uns gelingt.

Dr. Franziska Kersten (SPD):
Ich habe keine Nachfrage. Ich freue mich, dass Sie sich 

darum bemühen. Danke.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat nun 

Agnieszka Brugger das Wort. Bitte sehr.

Agnieszka Brugger (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Sehr geehrter Herr 

Bundeskanzler, in der Bundeswehr gibt es den Grundsatz: 
Keiner bleibt zurück. – Der von Ihnen so geschätzte In-
nenminister Alexander Dobrindt hat Ende November 
noch zugesichert, dass die Aufnahmezusage an unsere 
ehemaligen Ortskräfte, die unser Engagement in Afgha-
nistan unterstützt haben und seit langer Zeit in Pakistan 
ausharren, endlich umgesetzt werden soll. Ein paar Tage 
später wurden diese Zusagen für viele Menschen wieder 
zurückgenommen, unter ihnen beispielsweise eine Orts-
kraft der GIZ, die zehn Jahre lang in der Polizeiausbil-
dung tätig war.

Und die Bundesregierung steht nicht nur gegenüber 
diesen Menschen im Wort, sondern auch gegenüber 
dem Staat Pakistan. Was sollen die Menschen eigentlich 
denken, die unser Engagement im Ausland unterstützen, 
wenn sie sich auf unser Wort nicht verlassen können? 
Was ist Deutschlands Wort in der Welt wert?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Friedrich Merz, Bundeskanzler:
Frau Kollegin, vielen Dank für diese Frage. – Soweit 

ich weiß, befindet sich unter denen, die aus Afghanistan 
kommen und zurzeit in Pakistan leben und jetzt noch 
Ausreisebegehren stellen, niemand mehr, der als Orts-
kraft eine Zusage gehabt hat, nach Deutschland zu 
kommen. Diejenigen, die jetzt noch dort sind, sind ganz 
überwiegend, wenn nicht sogar ausschließlich, solche 
Staatsangehörige, denen die frühere Bundesregierung 
mithilfe von einer großen Zahl von Nichtregierungsorga-
nisationen Zusagen gemacht hat, nach Deutschland zu 
kommen.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Haben sie Zusagen oder nicht?)

Wir werden uns an diese Zusagen, wenn sie rechtsver-
bindlich ergangen sind, halten. Aber ich bitte auch um 
Verständnis dafür, dass der Bundesinnenminister meine 
volle Unterstützung hat, in jedem einzelnen Fall eine 
Sicherheitsüberprüfung vorzunehmen. Wir müssen wis-
sen, wen wir nach Deutschland einladen, um hier auf 
Dauer zu bleiben.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das hat die letzte Bundesregierung 
auch gemacht, Sicherheitsüberprüfungen!)

Wir halten uns an unsere Rechtsverpflichtungen. Aber 
wir gucken auch genau hin, wer nach Deutschland kommt 
und wer hier auf Dauer einen Aufenthaltsstatus erhält.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Präsidentin Julia Klöckner:
Eine Nachfrage? – Bitte.

Agnieszka Brugger (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Natürlich fragte ich mich: Warum dauern diese Sicher-

heitsüberprüfungen so lange? Das hätte alles schon viel 
schneller geschehen können.

(Widerspruch bei Abgeordneten der CDU/ 
CSU)

Aber meines Wissens und nach Aussage des BMI sind 
noch über 200 Ortskräfte in Pakistan, von denen vielen 
diese Aufnahmezusage wieder entzogen wurde.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ortskräfte!)

Nur noch 90 haben sie, und wir reden von ungefähr etwas 
mehr als 200 Menschen. Werden Sie sich persönlich die-
ser Sache annehmen, dass Deutschlands Wort in der Welt 
und gegenüber diesen Menschen eingehalten wird?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Ina Latendorf [Die Linke])
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Friedrich Merz, Bundeskanzler:
Frau Kollegin, der Bundesinnenminister weiß von mir, 

dass ich genau das wünsche, und ich weiß die Ausfüh-
rung dessen bei ihm in guten Händen. Der Bundesinnen-
minister wird das hier nach Recht und Gesetz vollziehen.

Noch einmal: Er wird auch die Sicherheitsinteressen 
der Bundesrepublik Deutschland zu beachten haben. 
Aber wenn wir hier gesetzliche Verpflichtungen ein-
gegangen sind, wenn wir Rechtsverpflichtungen ein-
gegangen sind gegenüber diesen Menschen – seien es 
frühere Ortskräfte oder nicht –, dann werden wir diese 
Verpflichtungen selbstverständlich einhalten.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die CDU/CSU-Fraktion hat nun Herr Abgeord-

neter Alexander Throm das Wort. Bitte.

Alexander Throm (CDU/CSU):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Sehr geehrter Herr 

Bundeskanzler, wir bleiben beim Thema. Seit Ihrer 
Wahl zum Bundeskanzler haben Sie, hat Ihre Bundes-
regierung die Migrationswende eingeleitet, durchaus 
mit bemerkenswerten Ergebnissen.

(Stephan Brandner [AfD]: Ja, sehr bemer-
kenswert!)

Die irreguläre Migration nach Deutschland ist etwa um 
die Hälfte zurückgegangen im Vergleich zum Vorjahr und 
noch viel stärker zu den Jahren davor. Das gilt es jetzt 
aber auch zu verstetigen, abzusichern. Deswegen meine 
Frage an Sie: Was planen Sie, was plant Ihre Bundes-
regierung, um die irreguläre Migration auf Dauer zu ver-
hindern?

Friedrich Merz, Bundeskanzler:
Herr Kollege, das ist in der Tat eine Aufgabe, die uns 

gestellt ist, und zwar nicht nur auf der nationalen Ebene, 
sondern auch auf der europäischen. Ich bin sehr dankbar, 
dass es uns gemeinsam gelungen ist, in der Europäischen 
Union jetzt die Verabredung über ein neues Gemein-
sames Europäisches Asylsystem zu treffen.

Ich will es einfach auf einen Satz bringen: Wenn wir 
ein offener Raum bleiben wollen – des Binnenmarktes, 
der Freizügigkeit –, wenn wir keine Grenzen in Europa 
haben wollen – und das war immer mein Wunsch –, dann 
müssen wir die Außengrenzen der Europäischen Union 
besser schützen. Wir müssen wissen, wer nach Europa 
kommt, und wir müssen den Zuzug nach Europa begren-
zen.

Dem dient ein Gemeinsames Europäisches Asylsys-
tem. Das haben wir in der Europäischen Union jetzt mit-
einander vereinbart. Es muss zum Teil sogar noch umge-
setzt werden in einzelnen Mitgliedstaaten. Ich bin 
dankbar, dass wir darüber in der Koalition einen Konsens 
haben, dass wir diesen Weg gemeinsam gehen wollen, 
um genau dieses Problem, das sie beschrieben haben, 
gemeinsam zu lösen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Alexander Throm (CDU/CSU):
Herzlichen Dank. – Die Begrenzung des illegalen Zu-

zugs ist das eine. Das andere ist die Durchsetzung der 
Ausreisepflicht für diejenigen, die vollziehbar ausreise-
pflichtig sind. Hier gibt es durchaus noch Nachholbedarf. 
Deswegen meine Frage an Sie: Was plant Ihre Bundes-
regierung, um die Rückführungen zu verbessern?

Friedrich Merz, Bundeskanzler:
Wir wollen in Abstimmung mit den Ländern, Herr 

Kollege, diese Zahl deutlich erhöhen. Wir schieben ja 
jetzt auch nach Afghanistan ab. Ich darf das sagen, weil 
das heute Morgen öffentlich gemacht wurde. Es hat in der 
letzten Nacht den ersten Abschiebeflug nach Afghanistan 
gegeben.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Präsidentin Julia Klöckner:
Danke sehr.

Friedrich Merz, Bundeskanzler:
Auf diesem Weg werden wir vorangehen, –

Präsidentin Julia Klöckner:
Danke sehr.

Friedrich Merz, Bundeskanzler:
– weil wir ihn in der Sache für richtig halten.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Präsidentin Julia Klöckner:
Und abschließend in dieser Fragerunde – dann ist die 

Stunde um –, darf ich das Wort an Die Linke geben: Frau 
Lea Reisner. Bitte sehr.

Lea Reisner (Die Linke):
Vielen Dank. – Herr Bundeskanzler, der Internationale 

Gerichtshof hat letztes Jahr in einem Gutachten fest-
gestellt, dass die Besatzung des Westjordanlands völker-
rechtswidrig ist und dass Staaten verpflichtet sind, diese 
Besatzung nicht anzuerkennen und nicht zu unterstützen.

Ich würde gerne wissen, welche konkreten Maßnah-
men die Bundesregierung daraus ableitet, zum Beispiel 
im Hinblick auf Waffenlieferungen oder auch auf Sank-
tionen gegenüber Siedlern. – Vielen Dank.

(Beifall bei der Linken)

Friedrich Merz, Bundeskanzler:
Frau Kollegin, Sie werden vermutlich mitbekommen 

haben, dass ich am vorletzten Sonntag einen Besuch in 
Israel gemacht habe und dort mit dem israelischen Staats-
präsidenten und auch mit dem israelischen Minister-
präsidenten sehr ausführliche Gespräche geführt habe. 
Ich habe beiden gesagt, dass die Siedlungspolitik der 
israelischen Regierung von uns nicht ohne Kritik hin-
genommen wird, dass wir diese Siedlungspolitik für 
völkerrechtswidrig halten und dass wir auch an der Zwei-
staatenlösung festhalten, dass das Miteinander und Ne-
beneinander von israelischen Staatsbürgern und von pa-
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lästinensischen Staatsbürgern nur mit zwei Staaten in der 
Region gedeihlich entwickelt werden kann.

Darüber befinden wir uns im Dissens mit der israe-
lischen Regierung. Das heißt aber nicht, dass wir deswe-
gen mit der israelischen Regierung, mit dem Staat Israel 
nicht trotzdem gut und partnerschaftlich zusammenarbei-
ten.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Lea Reisner (Die Linke):
Danke schön. – Es würde mich dabei aber trotzdem 

interessieren, auf welcher völkerrechtlichen Grundlage 
die Bundesregierung zu dem Schluss kommt, dass die 
bestehenden Rüstungsexporte nicht unter das Unterstüt-
zungsverbot fallen.

Friedrich Merz, Bundeskanzler:
Nein. Wir unterstützen die israelische Regierung in 

ihrem Kampf gegen den Terrorismus. Und ich will das 
auf einen Nenner bringen, Frau Kollegin: Wenn wir und 
andere den Staat Israel in den letzten Jahrzehnten nicht 
auch militärisch unterstützt hätten, dann gäbe es diesen 
Staat Israel heute nicht mehr.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Und den von Ihnen genannten Weg, den gehen wir nicht, 
auch wenn das möglicherweise von denen, die da draußen 
mit Palästinenserflaggen unterwegs sind, völlig anders 
gesehen wird. Ich schließe mich einer solchen Kritik am 
Staat Israel ausdrücklich nicht an.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Präsidentin Julia Klöckner:
Hiermit schließe ich die Fragestunde.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 2: 

Abgabe einer Regierungserklärung durch den 
Bundeskanzler: 

Zum Europäischen Rat am 18. und 19. Dezem-
ber 2025 in Brüssel

Zu der Regierungserklärung liegt ein Entschließungs-
antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vor.

Für die Aussprache im Anschluss an die Regierungs-
erklärung wurde eine Dauer von 90 Minuten vereinbart.

Das Wort zur Abgabe einer Regierungserklärung hat 
nun der Bundeskanzler, Herr Friedrich Merz. Bitte sehr.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Friedrich Merz, Bundeskanzler:
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Liebe 

Kolleginnen und Kollegen! Wir kommen in dieser Wo-
che, der letzten Sitzungswoche des Deutschen Bundes-
tages im Jahr 2025, zusammen. Dieser Jahresausklang ist 
Gelegenheit, auf das zurückzublicken, was wir in diesem 
Jahr erlebt haben, was wir erreicht haben, und zugleich 

einen Ausblick auf das zu geben, was wir im nächsten 
Jahr erreichen wollen und auch erreichen müssen.

Ich will beides heute zusammenfassen in einer Regie-
rungserklärung zum Europäischen Rat der Staats- und 
Regierungschefs, der ab heute Abend in Brüssel tagt 
und auf dem wir gemeinsam feststellen werden: Es gab 
und es gibt viel zu tun für Deutschland und für Europa. 
Aber wir haben in diesem Jahr 2025 auch gemeinsam in 
Deutschland und in Europa schon viel erreicht.

(Stephan Brandner [AfD]: Aber nichts Gutes!)

Wir erleben, meine Damen und Herren, eine tiefe Er-
schütterung der internationalen Ordnung mit einem an-
haltenden völkerrechtswidrigen Krieg Russlands gegen 
die Ukraine, der mit unverminderter Härte fortgeführt 
wird. Wir erleben einen neuen Protektionismus, der sich 
gegen die Grundsätze von Freihandel und offenen Märk-
ten richtet; jene Grundsätze, die gerade unser Land als 
eine exportorientierte Volkswirtschaft so stark und auch 
so wohlhabend gemacht haben. Wir erleben bei uns eine 
stagnierende Wirtschaft auch aufgrund, ja, aufgeschobe-
ner Strukturreformen. Wir erleben, wie enge Verbündete 
sich auf sich selbst zurückziehen und wir Europäer nun 
selbst für den Schutz unserer eigenen Freiheit und unserer 
Sicherheit sorgen müssen.

Das alles, diese Ereignisse verdichten sich zu einem 
Gesamtbefund. Wir bewegen uns in einer Zeit, in der 
aus der vormaligen Weltordnung zunehmend eine Welt-
unordnung wird. Ich habe diese, wie ich finde, sehr be-
unruhigende globale Entwicklung schon bei vielen ver-
schiedenen Gelegenheiten auch hier von dieser Stelle aus 
als „Epochenbruch“ bezeichnet. Aber, meine Damen und 
Herren, vielleicht gibt es einen unbestreitbar feststehen-
den Begriff für das, was wir gegenwärtig erleben, einfach 
nicht.

Der diesjährige Friedenspreisträger des Deutschen 
Buchhandels, Karl Schlögel, hat dies bei der Preisverlei-
hung in der Frankfurter Paulskirche so beschrieben. Er 
sagt: Es ist nicht nur

„ein Mangel an Begriffen […], sondern das Weg-
brechen eines Erfahrungshorizonts, in dem man 
groß geworden ist und wo alles, was man im Laufe 
des Lebens zusammengetragen hat, in Frage gestellt, 
entwertet scheint, ja in Trümmern liegt.“

Ende des Zitats von Karl Schlögel.
Meine Damen und Herren, wenn uns nun auch der 

Begriff für das fehlt, was wir da zum Ausdruck bringen 
wollen: Dieser Veränderungsprozess ist sehr real; wir 
spüren ihn, wir sehen ihn. Ich will deswegen für die 
Bundesregierung sagen: Wir, die Bundesregierung, und 
auch ich persönlich, wir sind fest entschlossen, dass 
Deutschland nicht zum Opfer, nicht zum Objekt dieser 
Prozesse werden darf. Wir dürfen nicht dabei zusehen, 
wie die Welt neu geordnet wird.

(Tino Chrupalla [AfD]: Die wird aber neu ge-
ordnet! Wir sind mittendrin! Guten Morgen!)

Wir sind kein Spielball von Großmächten, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen.
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(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Wir wollen und wir müssen selbst ein handelnder Akteur 
bleiben, der für seine Interessen und seine Werte mit Ent-
schiedenheit und Durchsetzungskraft einsteht.

Meine Damen und Herren, ich bin der festen Über-
zeugung: Das können wir auch. Wenn wir uns bemühen, 
wenn die Bundesrepublik Deutschland und wenn die 
Europäische Union alle diese Herausforderungen anneh-
men, dann kann diese Europäische Union das und wir mit 
ihr, dann können wir diese Herausforderungen aus eige-
ner Kraft bewältigen. Es liegt an uns selbst, ob wir aus 
diesem Epochenbruch mit neuer Stärke hervorgehen, ob 
wir frei, ob wir sicher und ob wir auf Dauer wohlhabend 
sind.

Wir übernehmen dabei nicht nur eine Rolle als deut-
sche Bundesregierung, sondern wir nehmen auch unsere 
Rolle ein als Mitgestalter einer neuen europäischen Ord-
nung. Das sind wir uns selbst und auch Europa schuldig, 
liebe Kolleginnen und Kollegen: als das größte, das ein-
wohnerstärkste und das wirtschaftlich stärkste Land die-
ser Europäischen Union.

Wir, die Bundesregierung, haben seit Beginn unserer 
Amtszeit dabei drei Schwerpunkte gesetzt, damit unser 
Land aus eigener Kraft heraus wieder zu neuer Stärke 
findet.

(Stephan Brandner [AfD]: Warum klatscht 
denn eigentlich niemand, Herr Merz?)

Erstens. Deutschland ist zurück auf der internationalen 
Bühne.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Stephan Brandner [AfD]: 
Ah!)

Meine Damen und Herren, dazu hat die Verbesserung 
unserer Verteidigungsfähigkeit wirklich maßgeblich bei-
getragen. Wir haben den Verteidigungshaushalt deutlich 
erhöht, und wir haben dafür – ich habe es eben in der 
Fragestunde schon einmal gesagt – auch das Grundgesetz 
geändert.

(Stephan Brandner [AfD]: Vor allem bei 
Funkgeräten! – Heiterkeit bei der AfD)

Wir haben wichtige Gesetze auf den Weg gebracht, und 
wir haben eine beschleunigte Beschaffung und auch be-
schleunigte Rekrutierung für die Bundeswehr ermöglicht. 
Wir folgen dabei der folgenden Logik: Wir müssen selbst 
so stark sein, dass uns niemand angreift. Oder anders 
ausgedrückt: Wir müssen glaubhaft abschrecken können, 
liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und der Abg. Dr. Paula 
Piechotta [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] – 
Zuruf von der AfD: Der Angriff ist doch schon 
passiert!)

Das gelingt – so einfach muss man es sagen –, wenn 
Demokratien besser ausgerüstet, besser bewaffnet sind 
als Autokratien. Und genau um diese Auseinanderset-
zung geht es.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Zweitens. Wir haben damit begonnen, die strukturellen 
Probleme unserer Wirtschaft konsequent zu beseitigen. 
Wir haben in vielen Bereichen in diesem zu Ende gehen-
den Jahr Reformen umgesetzt und angestoßen, um die 
deutsche Wirtschaft wieder wettbewerbsfähig zu ma-
chen. Auch darauf habe ich vorhin hingewiesen: Wir 
haben einen Investitionsbooster eingeführt, und wir sen-
ken die Unternehmensteuern. Wir weiten das Energie-
angebot aus. Wir führen einen Industriestrompreis ein. 
Wir senken die Netzentgelte. Wir beseitigen die Gasspei-
cherumlage. Dies wird auf der Kostenseite für Unterneh-
men und Bürgerinnen und Bürger im nächsten Jahr deut-
lich spürbar.

(Tino Chrupalla [AfD]: Die CO2-Abgabe? Die 
steigt!)

Und wir bauen die überbordende Bürokratie systema-
tisch zurück – national und europäisch –, meine Damen 
und Herren, und zwar mit einigem Erfolg. Ich will sagen: 
Das zeigen die Bürokratieentlastungen von Unterneh-
men, etwa bei der EU-Lieferkettenrichtlinie und bei den 
EU-Vorschriften zur Nachhaltigkeitsberichterstattung.

(Stephan Brandner [AfD]: 80 Gesetze, das hat 
Herr Spahn gesagt, inzwischen! In den paar 
Monaten! Ganz fleißig!)

Hier haben wir erste Erfolge auf der europäischen Ebene 
gemeinsam erzielt.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vielleicht erlauben Sie mir, auch einen Bezug zu neh-
men auf die Sitzung des Bundeskabinetts am heutigen 
Vormittag. Wir haben heute Vormittag das Infrastruktur- 
Zukunftsgesetz im Kabinett verabschiedet und auf den 
parlamentarischen Weg gebracht in der Hoffnung und 
Erwartung, dass es bereits im ersten Quartal des nächsten 
Jahres als eilbedürftig eingestuft und nicht zustimmungs-
pflichtig im Bundesrat hier im Deutschen Bundestag in 
zweiter, dritter Lesung verabschiedet wird. Das Gleiche 
gilt für die neue Grundsicherung, für die Ablösung des 
bisher sogenannten Bürgergeld-Gesetzes.

(Stephan Brandner [AfD]: Wie viele Milliar-
den sparen Sie denn beim Bürgergeld?)

Wir haben damit, meine Damen und Herren, wichtige 
Weichen gestellt, aber es ist richtig – und auch dies will 
ich hier gerne sagen –: Wir werden auch im nächsten Jahr 
weitere Strukturreformen machen müssen, damit unsere 
Volkswirtschaft wieder wettbewerbsfähig wird; denn wir 
sind noch längst nicht da, wo wir eigentlich sein müssten.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Drittens. Wir haben vom ersten Tag – im Wortsinne – 
eine Kurskorrektur in der Flüchtlingspolitik vollzogen. 
Wir haben unter anderem umfassende Grenzkontrollen 
an den deutschen Grenzen eingeführt. Wir haben die 
Zahl der Asylanträge gesehen, die im Jahresvergleich – 
ich habe die Zahl eben schon mal gesagt – um über 
50 Prozent drastisch zurückgegangen ist. Das hat kein 
anderes Land in der Europäischen Union erreicht.
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(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Bernd 
Baumann [AfD]: Schon zu SPD-Zeiten war 
das! Das hat mit Ihnen nichts zu tun! – Zuruf 
von der AfD: Leider kamen Sie da zu spät!)

– Kollege, ich weiß, dass Ihnen das nicht gefällt, weil 
Ihnen damit Schritt für Schritt ein Thema verloren geht,

(Stephan Brandner [AfD]: Das heißt ja dann 
auch 50 Prozent weniger Fachkräfte, die Sie 
bekommen!)

mit dem Sie in der deutschen Öffentlichkeit hetzen kön-
nen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Denis Pauli 
[AfD]: Nee, das stimmt einfach nicht! Das 
geht uns nicht verloren! – Weitere Zurufe von 
der AfD)

Kein anderes Land hat die Zahl der Asylbewerber so 
stark senken können wie Deutschland. Im Durchschnitt 
sind es in Europa 30 Prozent; in Deutschland sind es über 
50 Prozent. Und das hat etwas mit nationaler Politik zu 
tun, auch wenn Sie das nicht wahrhaben wollen und wenn 
das für Ihre Propaganda im nächsten Jahr vielleicht nicht 
mehr sachdienlich ist.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Sie haben nichts 
bewirkt! – Stephan Brandner [AfD]: Was sagt 
denn Frau Merkel dazu?)

Meine Damen und Herren, wir haben auch andere 
Maßnahmen auf den Weg gebracht, die ihre Wirkung 
entfalten. Aber sie werden ihre Wirkung natürlich mit 
Zeitversatz entfalten. Natürlich sind wir mit unserer Ar-
beit damit noch nicht am Ende. Wir brauchen ebendiese 
grundlegenden Reformen auch und gerade in den sozia-
len Sicherungssystemen, wenn wir unser Land zukunfts-
fähig machen wollen in einer Epoche, die nun anbricht, 
die angebrochen ist. Daran werden wir weiterarbeiten: 
CDU, CSU und SPD gemeinsam.

Ich will es noch mal wiederholen: Wir haben es in der 
Hand, die Probleme unseres Landes aus eigener Kraft und 
aus eigener Stärke heraus zu lösen. Und diese Bundes-
regierung hat den gemeinsamen Willen, eben genau die-
sen Weg auch für Deutschland zu gehen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Nun wissen wir alle: Deutschland wird nur so stark 
sein können, wie auch Europa stark ist.

(Stephan Brandner [AfD]: Warum? Komischer 
Ansatz!)

Wir müssen in vielen Dimensionen genau an dieser 
Stärke Europas arbeiten. Für ein starkes Europa brauchen 
wir ein sicheres Europa, ein wettbewerbsfähiges Europa 
und ein handlungsfähiges Europa. Ob uns all dies gelingt, 
wird sich auch ganz maßgeblich beim Europäischen Rat 
ab heute Abend und morgen in Brüssel entscheiden.

Die Sicherheit Europas, meine Damen und Herren, ist 
dabei – das wird in diesen Tagen besonders deutlich – 
untrennbar mit dem Schicksal und mit der Sicherheit 
der Ukraine verbunden. Untrennbar!

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Denn Russland führt seinen brutalen Angriffskrieg nicht 
nur gegen die Ukraine. Wir Europäer sind uns – spätes-
tens seit diesem Wochenende – mit der Ukraine und den 
USA einig: Wir wollen so schnell wie möglich einen 
Waffenstillstand

(Zuruf von der AfD: Erst jetzt?)

und einen Frieden in der Ukraine. Und wir sind uns auch 
einig, dass nur ein ausgewogener Friedensplan einen 
langfristigen Frieden für die Ukraine und damit für 
ganz Europa bringen kann.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Wir erleben in diesen Tagen eine große diplomatische 
Dynamik auf dem Weg zu einem Friedensprozess. Erlau-
ben Sie mir folgende Bemerkung von dieser Stelle aus, 
weil so oft nach Diplomatie gerufen worden ist statt nach 
Bewaffnung der Ukraine: Meine Damen und Herren, 
mehr Diplomatie als in den letzten Tagen und Stunden 
hier von Berlin aus geht nicht mehr.

(Tino Chrupalla [AfD]: Von Berlin aus!)

Mehr geht nicht mehr.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Aber denjenigen, die nun meinen, man könne diesen 
Krieg nur mit Diplomatie beenden, sei in Erinnerung 
gerufen, was Präsident Putin auf meine öffentlich vor-
getragene Bitte, doch wenigstens über Weihnachten die 
Waffen schweigen zu lassen, gesagt hat. Meine Damen 
und Herren, die Antwort auf diese Bitte ist an Zynismus 
und Brutalität nicht mehr zu überbieten.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Tino 
Chrupalla [AfD]: Da sehen Sie mal, was Sie 
für einen Stellenwert haben!)

Wir stimmen uns deswegen auf dem Weg, den wir jetzt 
gemeinsam gehen wollen, eng mit den europäischen Part-
nern, aber auch mit den amerikanischen Partnern ab. Des-
halb waren am Montag der ukrainische Präsident und 
weitere enge Verbündete – Amerikaner wie Europäer – 
hier in Berlin zu Gast.

Unsere Botschaften, die von der Berliner Konferenz 
ausgehen, sind dabei klar: Zum einen kann und darf ein 
dauerhafter Frieden nicht auf Kosten der Ukraine oder 
der Sicherheit Europas erreicht werden.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Dazu gehört auch, dass die Ukraine nicht zu einseitigen 
und inakzeptablen Gebietsabtretungen gezwungen wird.

(Beifall der Abg. Britta Haßelmann [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Zum anderen muss sich die Ukraine auch in Zukunft 
gegen künftige russische Angriffe wirksam zur Wehr set-
zen können. Dafür braucht sie starke eigene Streitkräfte 
und belastbare Sicherheitsgarantien ihrer Partner. Und in 
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diesem Punkt – so will ich es sagen – sind wir bei der 
Berliner Konferenz am vergangenen Sonntag und Mon-
tag ein erhebliches Stück vorangekommen.

Wir alle wissen um den Preis des Krieges, meine Da-
men und Herren. Jetzt sprechen wir über den Preis des 
Friedens. Und zu diesem Preis des Friedens, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, gehört auch, dass Deutschland im 
Kreis der Verbündeten zu Sicherheitsgarantien für die 
zukünftige Ukraine nach einem Waffenstillstand beiträgt. 
Über den sehr konkreten Beitrag wird zu gegebener Zeit 
zu reden sein, wenn der nun begonnene diplomatische 
Prozess hoffentlich in den nächsten Wochen nicht nur 
weitergeführt, sondern vielleicht auch zu einem Ab-
schluss gebracht werden kann.

Schließlich – das liegt auf der Hand –: Der Ausgang 
des Krieges, liebe Kolleginnen und Kollegen, entscheidet 
maßgeblich über die Zukunft der gesamten europäischen 
Friedensordnung; denn Russland – das dürfte nun spätes-
tens in diesen Tagen klar geworden sein – strebt danach, 
seine Einflusszone weit über das eigene Staatsgebiet hi-
naus in die Staaten Europas auszuweiten. Schon jetzt 
überzieht Russland uns jeden Tag mit hybriden Angrif-
fen: mit Drohnenüberflügen, mit Mordanschlägen, mit 
Sabotage, mit Spionage, mit Cyberangriffen und mit ge-
zielter Desinformation, nicht zuletzt durch Helfer in die-
sem Parlament.

Meine Damen und Herren, viele Millionen Ukraine-
rinnen und Ukrainer kämpfen nicht nur für ihre eigene 
Freiheit. Sie kämpfen auch für unsere Freiheit in Europa. 
Dafür möchte ich ihnen von dieser Stelle aus gerade in 
diesen Tagen vor Weihnachten von Herzen danken.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

– Ein Blick in dieses Parlament und der Beifall nach 
diesen Worten geben Aufschluss darüber, wer in diesen 
Tagen und Wochen an der Seite der Ukraine steht und wer 
nicht an der Seite der Ukraine steht, meine Damen und 
Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

In dieser Lage, so wie ich sie gerade beschrieben habe, 
stehen die Europäische Union und der Europäische Rat 
vor Entscheidungen von erheblicher Tragweite. Die ent-
scheidende Frage wird sein: Werden wir, wird die Euro-
päische Union, das bereits eingefrorene russische Staats-
vermögen für die Verteidigung der Ukraine nutzbar 
machen können? Es geht bei dieser Frage um nicht 
mehr und nicht weniger als um die europäische Sicherheit 
und Souveränität.

(Peter Boehringer [AfD]: Um Rechtssicherheit 
geht es auch!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Europäische 
Kommission hat in den letzten Wochen intensiv daran 
gearbeitet, konkrete Vorschläge vorzulegen, wie die 
Ukraine in den kommenden Jahren unterstützt werden 
kann. In Rede stehen Finanzmittel von bis zu 90 Milliar-
den Euro.

(Tino Chrupalla [AfD]: Ja, natürlich! Immer 
rein in das Loch!)

Es geht dabei um zweierlei. Es geht zum einen natürlich 
um die Hilfen für die Ukraine. Aber es geht auch um ein 
klares Signal an Russland, dass wir die Vermögenswerte, 
die hier liegen, auch dafür nutzbar machen,

(Peter Boehringer [AfD]: Sie wissen genau, 
dass das niemals passieren wird!)

um dazu beizutragen, diesen Krieg so schnell wie mög-
lich zu beenden.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Es geht darum, Russland deutlich zu machen: Die Fort-
setzung dieses Angriffskriegs ist sinnlos. Die Nutzbarma-
chung dieser Mittel würde die ukrainische Armee nach 
unserer Einschätzung für mindestens zwei weitere Jahre 
finanzieren. Wir wollen diesen Schritt – auch das sei hier 
sehr klar gesagt – nicht gehen, um den Krieg zu verlän-
gern.

(Tino Chrupalla [AfD]: Natürlich! – Weiterer 
Zuruf von der AfD: Doch! Doch!)

Wir wollen ihn gehen, um den Krieg so schnell wie mög-
lich zu beenden, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich weiß um die Bedenken vieler Regierungen in der 
Europäischen Union. Ich weiß um die Bedenken ins-
besondere der belgischen Regierung, in deren Land sich 
ein Großteil der eingefrorenen Vermögenswerte befindet.

(Denis Pauli [AfD]: Die müssen dafür haften!)

Und ich nehme diese Bedenken ernst. Deshalb beraten 
wir uns, deshalb berate ich mich mit unseren Partnern, 
um diese Bedenken auszuräumen. Der Vorschlag der 
Europäischen Kommission steht nach meiner Einschät-
zung, meine Damen und Herren, in völliger Übereinstim-
mung mit dem Völkerrecht und auch in Übereinstim-
mung mit unseren internationalen Verpflichtungen.

Ich will es vielleicht noch etwas deutlicher sagen: Es 
reicht nicht, dass wir mit weiteren Sanktionen die Ein-
nahmequellen der russischen Kriegsmaschinerie aus-
trocknen. Es reicht nicht, dass wir in Europa die finan-
zielle Unterstützung der Ukraine wie bisher fortsetzen. Es 
reicht nicht, dass wir unser ganzes politisches Gewicht in 
die Waagschale der Friedensverhandlungen werfen. Das 
alles tun wir zweifelsohne. Aber offenkundig muss der 
Druck auf Putin noch weiter steigen, um ihn zu ernst-
haften Verhandlungen zu bewegen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Genau dafür, meine Damen und Herren, liebe Kollegin-
nen und Kollegen, brauchen wir die Entscheidung der 
europäischen Staats- und Regierungschefs, und ich werde 
mich für eine solche Entscheidung ab heute Abend in 
Brüssel persönlich einsetzen.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
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Wir werden unsere Kräfte auch für die europäische 
Verteidigung noch stärker bündeln müssen. Wir werden 
militärische Systeme künftig gemeinsam entwickeln, 
produzieren und beschaffen: mit klaren Standards, mit 
einfacheren Strukturen und vor allem mit sehr viel grö-
ßeren Stückzahlen.

Meine Damen und Herren, das alles stärkt die Euro-
päische Union, das stärkt den europäischen Pfeiler der 
NATO. Das ist notwendig; denn das, was für Deutschland 
gilt, gilt für die Europäische Union und für die NATO 
insgesamt. Ich wiederhole diesen Satz bei jeder Gelegen-
heit: Wir wollen uns verteidigen können, damit wir uns 
nicht verteidigen müssen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Das gilt für Deutschland, das gilt für Europa, und das gilt 
für die ganze NATO.

Nun gibt es in diesen Tagen, die uns so beschweren, 
aber doch noch gute Nachrichten: Zwei Jahre nach dem 
Terrorangriff der Hamas am 7. Oktober 2023 haben wir 
dank der Vermittlung von Präsident Trump einen Waffen-
stillstand im Gaza. Es gibt immer wieder Rückschläge; 
aber der Krieg ist offensichtlich zu Ende. Ein dauerhafter 
Friede scheint jetzt wirklich möglich zu sein. Die Heim-
kehr der letzten überlebenden Geiseln, unter ihnen deut-
sche Staatsangehörige, hat uns berührt und beglückt und 
auch mich persönlich dazu bewogen, mich mit ihnen in 
der vorletzten Woche am Sonntag in Jerusalem zu treffen.

Es muss uns jetzt gelingen, die zweite Phase des Frie-
densplans zu verwirklichen, und auch darüber habe ich 
bei meinem Besuch in Israel mit Premierminister Netan-
jahu gesprochen. Wir brauchen einen dauerhaften Waf-
fenstillstand; die Hamas muss entwaffnet und ein Regie-
rungs- und Sicherheitsmechanismus in Gaza ohne 
Beteiligung der Hamas eingerichtet werden. Deutschland 
hilft hier diplomatisch, wir helfen humanitär, und wir 
helfen auch beim Wiederaufbau.

Nun, meine Damen und Herren, Europas Platz in die-
ser neuen Welt wird ganz wesentlich auch von unserer 
Wirtschaftskraft abhängen. Die Wettbewerbsfähigkeit 
der europäischen Unternehmen ist die zweite Dimension, 
in der wir eine neue europäische Stärke brauchen. Noch 
bis vor Kurzem war das exportorientierte Wirtschafts-
modell unseres Landes ein Erfolgsmodell für viele Län-
der in der Europäischen Union, vor allem für uns.

(Peter Boehringer [AfD]: Dank günstigen Ga-
ses!)

Es baute auf dem regelbasierten Zugang zu Märkten und 
Rohstoffen, zu Technologien und Kapital auf. Dieses 
Modell, liebe Kolleginnen und Kollegen, sieht sich 
aber immer größeren Herausforderungen und Restriktio-
nen ausgesetzt, allen voran durch US-Zölle und chinesi-
sche Exportbeschränkungen, Exportbeschränkungen vor 
allem für kritische Rohstoffe und für Halbleiter.

Auch da müssen wir uns dieser neuen Realität stellen 
und uns mit ihr auseinandersetzen, und genau das tun wir. 
Dafür arbeiten wir mit unseren europäischen Partnern 
und der Europäischen Kommission gemeinsam an einer 

Wirtschaftssicherheitsstrategie. Unser Ziel ist die Siche-
rung des Zugangs zu kritischen Rohstoffen und eine Stär-
kung globaler Lieferketten.

(Stephan Brandner [AfD]: Super Strategie!)

Der Nationale Sicherheitsrat, von dem ich eben bereits 
gesprochen habe, hat das Bundeswirtschaftsministerium 
beauftragt, zeitnah einen Aktionsplan zur systematischen 
Reduzierung strategischer Abhängigkeiten im Bereich 
kritischer Rohstoffe vorzulegen. Das ist wichtig, liebe 
Kolleginnen und Kollegen, für viele Industriezweige in 
Deutschland: für die Automobilindustrie, für die Elektro-
industrie, für den Maschinenbau, für die chemische In-
dustrie.

Ich setze mich auch dafür ein, die Handelsbeziehungen 
der Europäischen Union weiter auszubauen und weltweit 
Partner zu finden, die ebenso wie wir an die Vorteile 
offener Märkte und des freien Handels glauben. So werbe 
ich bei unseren europäischen Partnern – und ich werde 
dies ganz besonders intensiv heute Abend und morgen 
früh tun – weiter intensiv dafür, dass die Präsidentin der 
Europäischen Kommission und der Präsident des Euro-
päischen Rates am kommenden Samstag das Mercosur- 
Abkommen unterzeichnen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und der Abg. Dr. Paula 
Piechotta [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Handlungsfähigkeit 
der Europäischen Union bemisst sich auch daran, ob wir 
nach 26 Jahren Verhandlungen endlich in der Lage sind, 
dieses Handelsabkommen zu einem Abschluss zu brin-
gen und damit auch die ausverhandelten Handelsabkom-
men mit Mexiko und Indonesien zügig auf den Weg zu 
bringen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wenn wir in einer 
solchen Lage, in der wir heute sind, in einer solchen Zeit, 
in der wir heute leben, immer noch kleinteilig herum-
mäkeln an großen Handelsabkommen, die wir als Euro-
päer mit großen Wirtschaftsräumen auf der Welt ab-
schließen wollen, dann haben diejenigen, die das tun, 
die Prioritäten, die wir jetzt setzen müssen, immer noch 
nicht richtig verstanden.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Wir stärken mit diesem Abkommen den Europäischen 
Binnenmarkt, und dieser muss erneut vertieft werden. 
Uns liegen zwei Dokumente vor: der Bericht von Enrico 
Letta, dem ehemaligen italienischen Ministerpräsidenten, 
zur Vollendung des Europäischen Binnenmarktes und der 
Bericht von Mario Draghi, dem ehemaligen EZB-Prä-
sidenten, zur Verstärkung der Wettbewerbsfähigkeit der 
Europäischen Union. Meine Damen und Herren, diese 
beiden Dokumente sind ein doppelter Weckruf für Eu-
ropa betreffend den Zustand der europäischen Wett-
bewerbsfähigkeit. Sie enthalten Strategien und sehr kon-
krete Vorschläge, wie wir jetzt vorgehen können.

Genau darum habe ich einen Brief, den mittlerweile 
21 Staats- und Regierungschefs der Europäischen Union 
unterschrieben haben, an den Präsidenten des Europäi-
schen Rates geschrieben. Wir haben ein gesondertes Tref-
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fen zu dem Thema „Wettbewerbsfähigkeit, Binnenmarkt 
und Bürokratieabbau“ gefordert, und genau dieses Tref-
fen wird jetzt am 12. Februar des nächsten Jahres in 
Brüssel stattfinden.

Wir wollen und wir müssen schnell vorankommen. 
Wir wollen und wir brauchen jetzt auch in Europa not-
wendige Strukturreformen. Wenn wir jetzt erfolgreich 
handeln, dann können wir eine neue Wachstumsdynamik 
in ganz Europa auslösen und diese Umbruchzeit, von der 
ich gesprochen habe, auch als Chance für unseren Kon-
tinent nutzen.

Meine Damen und Herren, abschließend die dritte 
Dimension: ein handlungsfähiges Europa. Unsere Ant-
worten auf die geopolitischen und geoökonomischen 
Umbrüche müssen wir auch im nächsten mehrjährigen 
Finanzrahmen der Europäischen Union abbilden; ich 
habe darüber kurz gesprochen. Die Europäische Union 
muss ihre begrenzten finanziellen Mittel jetzt an den 
richtigen Stellen einsetzen.

Ich will es noch einmal sagen: Wir können nicht so 
weitermachen wie bisher. Diese Europäische Union steht 
vor zwei großen strategischen Herausforderungen: Wir 
müssen die Verteidigungsfähigkeit Europas herstellen, 
und wir müssen die Wettbewerbsfähigkeit unserer Wirt-
schaft wieder ermöglichen. Diese beiden Prioritäten sind 
die strategischen Antworten auf die Herausforderungen, 
vor denen wir in der Welt stehen. Ich möchte, dass wir sie 
gemeinsam in der Koalition, aber auch gemeinsam in der 
Europäischen Union geben; denn das ist jetzt die Chance, 
aus der Europäischen Union das zu machen, was wir 
immer wollten, nämlich einen offenen, freien Raum, ei-
nen Binnenmarkt, in dem Menschen frei, liberal, offen 
sowie in Demokratie und Freiheit leben können.

(Peter Boehringer [AfD]: Das hatten wir 1990 
alles schon!)

Jetzt gilt es, Prioritäten zu setzen und dafür zu sorgen, 
dass Europa wieder wettbewerbsfähig und verteidigungs-
fähig wird.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank, Herr Bundeskanzler. – Für die nächste 

Rede erteile ich das Wort Tino Chrupalla für die AfD- 
Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Tino Chrupalla (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 

Herren! Liebe Landsleute! Zunächst möchte ich der To-
ten und Verletzten des Terroranschlags in Australien ge-
denken. Wir stehen dieser Verrohung und den wachsen-
den Gewaltpotenzialen schutzlos gegenüber. Es macht 
mich sprachlos, mit welchen Mitteln überall auf der 
Welt der Kampf der Religionen noch immer auf der Ta-
gesordnung steht, sei es im Nahen Osten, bei den An-
schlägen auf deutsche Weihnachtsmärkte oder nun in 
Sydney, wo eine jüdische Gemeinde das Lichterfest fei-

ern wollte. All diese Vorfälle sind zu verurteilen und 
müssen auch politische Konsequenzen nach sich ziehen,

(Beifall bei der AfD)

und genau deshalb müssen wir uns als Parlament ent-
schieden gegen religiösen Fanatismus, Extremismus 
und Terrorismus aussprechen.

(Beifall bei der AfD)

Deshalb ist es nur folgerichtig, wenn wir als Alternative 
für Deutschland fordern, Straftäter ohne deutsche Staats-
bürgerschaft konsequent in ihre Heimatländer abzuschie-
ben; denn diese stellen eine Gefahr für alle Deutschen mit 
und ohne Migrationshintergrund dar.

(Beifall bei der AfD)

Dabei sollte doch gerade in den verschiedenen Religio-
nen der eine Konsens bestehen, und der sollte Frieden 
heißen.

Es sind genau diese Verhandlungen für Frieden, die wir 
auch für die Ukraine und Russland schon seit 2022 immer 
wieder fordern. Seitens der deutschen Bundesregierun-
gen unter Olaf Scholz und Friedrich Merz ließ man sich 
hierfür lange Zeit. In der Zwischenzeit ergriff der wieder-
gewählte Präsident der Vereinigten Staaten, Donald 
Trump, die Initiative und vermittelte zwischen den Kon-
fliktparteien.

(Zuruf des Abg. Luigi Pantisano [Die Linke])

Ziel muss es sein, das sinnlose Sterben auf beiden Seiten 
zu beenden. Ich habe schon vor Jahren gesagt: Die 
Ukraine wird diesen Krieg nicht gewinnen können.

Und was waren die politischen Konsequenzen? Herr 
Merz belastet die deutschen Steuerzahler mit 70 Milliar-
den Euro Schulden für Waffenlieferungen und Kriegs-
hilfen an die Ukraine – auch hier wissen wir bis heute 
nicht, in welchen Kanälen sie teilweise versickern – und 
mit zusätzlichen 11,5 Milliarden Euro im nächsten Haus-
halt. Dazu kommt noch die Bürgergeldzahlung in Höhe 
von 6 Milliarden Euro pro Jahr an Ukrainer.

Vor welchen Herausforderungen stehen wir nun? Nach 
fast vier Jahren Krieg sind Hunderttausende Soldaten 
gefallen oder wurden verwundet; dazu kommen die zivi-
len Opfer und ein zerstörtes Land. Die Vereinigten Staa-
ten haben vor Monaten klar signalisiert, dass sie sich aus 
dem Kreis der Kriegsunterstützer zurückziehen werden. 
Das heißt aber auch, dass die benötigten Milliarden für 
die weiteren Waffenkäufe, beispielsweise in den USA, 
jetzt allein durch Europa gezahlt werden müssen, also 
neue Schulden für Deutschland, und genau das ist voll-
kommen inakzeptabel.

(Beifall bei der AfD)

Ich bleibe dabei: Es war und ist nicht unser Krieg. 
Schon zu Beginn der Zerstörung war klar, dass hier viel 
Geld für den Wiederaufbau nötig sein wird, dass aber 
auch viel Geld verdient werden kann. Genau dort hat 
Friedrich Merz beste Erfahrungen in seinem Mutterhaus 
BlackRock sammeln können. Ganz nach der Devise „Mit 
fremdem Geld lässt sich gut wirtschaften“ verfährt der 
Bundeskanzler bei seinem übergriffigen Plan, wider-
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rechtlich russisches Staatsvermögen zu enteignen und an 
die Ukraine zu geben. Allein diese Ankündigung gießt 
weiteres Öl ins Feuer dieses Krieges.

(Beifall bei der AfD)
Darüber hinaus verspricht der Bundeskanzler, dass 
Deutschland selbstverständlich für eventuelle Zahlungs-
ausfälle bereitwillig zur Verfügung steht.

(Zuruf von der CDU/CSU: Was ist denn Ihr 
Vorschlag?)

Wie gesagt, Herr Merz: Fremdes Geld – das Steuergeld 
der Deutschen – gibt sich eben leichter aus als das eigene.

Gemeinsam mit Ihren Unionsgesellen in Brüssel ver-
hängen Sie eine Sanktion nach der nächsten, die sich 
gegen Russland richten soll, die aber hauptsächlich 
Deutschland schadet. Die Energiepreise belasten die pri-
vaten Haushalte ebenso stark wie die Unternehmen.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Machen Sie sich auch Gedanken über 
Putin, der jede Woche, jeden Tag bombardie-
ren lässt?)

Sie verantworten das Sterben der deutschen Wirtschaft, 
und da kommen mir, Frau Haßelmann, die Tränen.

(Zuruf der Abg. Katharina Dröge [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Wir haben in Deutschland im Jahr 2025 fast 1 000 Indus-
triearbeitsplätze pro Tag verloren; 60 Pleiten pro Tag.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sind Sie mit der Ukraine schon durch?)

Es trifft die Automobilindustrie, deren Zulieferer und 
damit das Handwerk und den Mittelstand. Und „weg“ 
heißt weg. Das müssen Sie zwar politisch verantworten, 
lösen müssen dieses Dilemma aber unsere Kinder und 
Kindeskinder.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Herr Chrupalla, erlauben Sie eine Zwischenfrage vom 

Abgeordneten Hoffmann?

Tino Chrupalla (AfD):
Nein, bitte nachher.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Dann setzen Sie gerne fort.

Tino Chrupalla (AfD):
Und diese müssen sich schon heute die Gegenfinanzie-

rung Ihrer Kredite auf die Schultern legen lassen. Sie 
machen Schulden, um die Grundausgaben des Sozialsys-
tems stemmen zu können. Die Rentner speisen Sie zu-
künftig mit wohl 48 Prozent des letzten Verdienstes ab. 
Sie treiben die Wertschöpfer nach mindestens 45 Arbeits-
jahren in die Altersarmut. Aber Sie möchten ja genau die 
Rentner wieder in Beschäftigung bringen und nennen es 
dann Aktivrente. Wissen Sie, Herr Merz, noch abschätzi-
ger kann man als Bundeskanzler wohl kaum mit denen 

umgehen, die den Sozialstaat mit ihrer Arbeitskraft am 
Laufen halten.

(Beifall bei der AfD)

Gleichzeitig treiben Sie die Deindustrialisierung 
Deutschlands voran, bringen uns mutwillig in einen Kon-
flikt mit Russland und unterstützen ein korruptes System 
um den Noch-Präsidenten Selenskyj. Ihre Kollegen aus 
der Unionsfraktion tönen schon gegenüber der Presse, 
man solle den Deutschen Bundestag in die Nutzung des 
eingefrorenen russischen Vermögens einbinden. Und das 
zeigt uns doch zwei Dinge: Erstens möchten Sie Ihre 
perfiden Pläne mit einer parlamentarischen Mehrheit ver-
sehen lassen.

(Zuruf der Abg. Katharina Dröge [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Und zweitens sollen wir als Abgeordnete die nahezu 
sicher anfallenden Milliardenbeträge zur weiteren Unter-
stützung der Ukraine genehmigen. Das ist an Falschheit 
kaum zu überbieten!

(Beifall bei der AfD – Steffen Bilger [CDU/ 
CSU]: Hä? Warum soll sich der Bundestag 
denn damit beschäftigen?)

Sie reisen heute und morgen zum EU-Gipfel. Sollten Sie 
dort genau diese Versprechen abgeben, handeln Sie mit 
Ihrem Alleingang vollends gegen die Interessen der deut-
schen Bürger.

(Zuruf des Abg. Steffen Bilger [CDU/CSU])

Und ich darf Sie daran erinnern: In Deutschland fehlen 
Investitionsmittel für die lebensnotwendige Infrastruktur, 
für Straßen, Brücken, Schienen, Schulen, Krankenhäuser 
und Kindergärten.

Wir alle sind vom deutschen Volk gewählt, um unser 
Land, um Deutschland voranzubringen. Übrigens haben 
mit Viktor Orbán, Andrej Babiš und Robert Fico schon 
drei EU-Länder die Ablehnung angezeigt, das russische 
Vermögen zu nutzen oder Finanzgarantien für die 
Ukraine zu geben. So viel zu Ihrer europäischen Einig-
keit. Und diejenigen in der Union, die sich noch vor 
einigen Wochen zum Fürsprecher der transatlantischen 
Beziehungen gemacht haben, merken nun langsam, dass 
es keine Garantien und auch keinen Hegemon mehr gibt. 
Die neue Sicherheitsstrategie der Vereinigten Staaten 
zeigt uns ganz klar auf: Im Mittelpunkt stehen die USA – 
und nur die USA –, und die haben die Partnerschaft mit 
dem alten Europa bereits abgeschrieben.

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Und deshalb pilgern 
Ihre Jünger nach Amerika!)

Man versteht schlicht nicht, wie man sowohl mit einer 
verfehlten Migrationspolitik die innere Sicherheit Euro-
pas als auch durch das fehlende Verhältnis zu Russland 
den Kontinent aus dem Gleichgewicht bringen kann.

Und mal wieder scheint unser Bundeskanzler diese 
Ansage falsch zu analysieren. Getrieben von seiner alt-
bundesrepublikanischen Abneigung gegen den Osten, 
treibt er Strategien voran, die die Gräben nur noch tiefer 
werden lassen, im Ausland ebenso wie im Inland.

(Beifall bei der AfD)
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Beim CDU-Parteitag in Magdeburg hat sich Herr Merz 
mal wieder von seiner ganz charmanten Seite gezeigt, als 
er sagte, er habe Glück gehabt, im Westen aufgewachsen 
zu sein. Auch hier haben Sie wieder mal etwas falsch 
verstanden: Gerade wir Ostdeutschen haben uns auf den 
langen Weg der Integration in ein vereinigtes Deutsch-
land begeben. Wir wollen nicht in die alte Bundesrepu-
blik zurückkehren.

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Sie sind doch gar 
nicht angekommen!)

Indem Sie den Bürgern im Osten das Gefühl geben, dass 
sie für Sie weniger wert sind, beweisen Sie nur einmal 
mehr Ihr Unvermögen, mit Menschen umzugehen.

(Beifall bei der AfD – Jens Spahn [CDU/ 
CSU]: Das ist doch einfach nur Unsinn, was 
Sie hier erzählen!)

Und deshalb, Herr Bundeskanzler, bin ich froh darüber, 
dass Sie im Westen aufgewachsen sind. Sie hätten uns im 
Osten gerade noch gefehlt!

(Heiterkeit und Beifall bei der AfD – Jens 
Spahn [CDU/CSU]: Oje, tiefer geht es wohl 
nicht mehr!)

Lassen Sie mich zum Schluss noch kurz auf die An-
kündigung des Bundeskanzlers eingehen, eine multi-
nationale Truppe für die Ukraine aufzustellen. Sie zeigen 
damit nicht nur, dass Sie weiter an der Eskalationsspirale 
in Europa drehen wollen. Sie sprechen von Sicherheiten 
für die Ukraine, meinen aber Aufrüstung und den Aufbau 
neuer Bedrohungsszenarien in Europa.

(Steffen Bilger [CDU/CSU]: Das ist schlecht 
für Ihre russischen Freunde! – Zurufe von der 
SPD)

Für mich und uns zeigen Sie aber auch, dass wir mit 
unserer Positionierung für den Frieden und gegen die 
Wiedereinsetzung des Wehrdienstes zum jetzigen Zeit-
punkt genau auf der richtigen Seite stehen.

(Beifall bei der AfD – Zuruf von der SPD: 
Meine Güte!)

Denn diese Wiedereinsetzung wird wohl nach dem, was 
Sie hier heute und was Sie auch gestern angekündigt 
haben, auch in weiterer Zukunft nur abzulehnen sein. 
Sie sagten gestern, wir würden russische Angriffe er-
widern müssen. Nicht zu Unrecht fragt nun mittlerweile 
auch die deutsche Presse: Wissen Sie eigentlich, was Sie 
da sagen? Wissen Sie eigentlich, was das bedeutet, Herr 
Merz? – Wir können Ihnen nicht vertrauen. Ihnen geht es 
nicht um die Landesverteidigung. Es steht zu befürchten, 
dass Sie mit Ihrer Politik auf Sicht einen Spannungsfall 
initiieren oder initiieren wollen, um die Wehrdienstleis-
tenden in der Ukraine einzusetzen.

(Lisa Badum [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Sie sind ein Problem für die Landesverteidi-
gung!)

Wir vertrauen Ihnen unsere Kinder nicht an!

(Beifall bei der AfD)

Auch bei den jetzigen Verhandlungen mit der Ukraine 
ist sehr klar geworden, dass sie kein Teil der NATO sein 
wird, und damit schließt sich ein etwaiger Bündnisfall 
auch aus. Sie aber versuchen mit allen Mitteln, sich und 
der Ukraine Optionen zu verschaffen, den Krieg zu ver-
längern. Dem stellen wir uns ganz klar entgegen.

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Der Präsident der Vereinigten Staaten hat mit Russland 

die Verhandlungen auf Augenhöhe begonnen. Ihr Ver-
such, Herr Merz, Klientelpolitik für Herrn Selenskyj zu 
machen, wird nicht von Erfolg gekrönt sein. Mit Ihrer 
Art, Politik zu machen, waren und bleiben Sie am Kat-
zentisch. Herr Bundeskanzler, ein Staat ist kein interna-
tionaler Finanzkonzern. Überlassen Sie deshalb die Au-
ßenpolitik den Außenpolitikern, und machen Sie sich 
endlich Gedanken darüber, wie Sie die deutsche Wirt-
schaft, den Mittelstand und das Handwerk im Westen 
wie im Osten entlasten.

(Zuruf der Abg. Sara Nanni [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Dafür wollten Sie doch Bundeskanzler werden. Küm-
mern Sie sich endlich um Deutschland!

(Beifall bei der AfD)
Meine Damen und Herren, wir sind froh, den Ost- 

West-Konflikt hinter uns gelassen zu haben. Mit einer 
multinationalen Truppe beschwören Sie diesen wieder 
herauf, Herr Merz.

(Zuruf der Abg. Katharina Dröge [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Sie sind und bleiben deswegen ein Ewiggestriger der 
alten BRD. Sie denken nicht über die Zukunft unseres 
Landes oder unserer Kinder nach; Sie sind als Bundes-
kanzler bereits Geschichte.

(Beifall bei der AfD – Sara Nanni [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Wer schreibt Ihnen 
so was eigentlich auf?)

Ich wünsche Ihnen und Ihren Familien ein friedliches 
Weihnachtsfest und hoffe auf ein friedvolles Jahr 2026.

(Steffen Bilger [CDU/CSU]: Für die Ukraine 
auch!)

Vielen herzlichen Dank.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Für eine Kurzintervention erteile ich 

das Wort dem Abgeordneten Alexander Hoffmann von 
der CDU/CSU-Fraktion.

Alexander Hoffmann (CDU/CSU):
Vielen Dank. – Herr Präsident! Herr Chrupalla, ich 

bedauere, dass Sie meine Zwischenfrage nicht zugelassen 
haben. Das wäre mit Blick auf Ihren selbstsicheren Auf-
tritt ein Zeichen der Souveränität gewesen.

Ich will zunächst mal feststellen, dass es dank des 
deutschen Bundeskanzlers in den letzten Wochen gelun-
gen ist, in die Ukrainekrise intensiv Bewegung zu brin-
gen.
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(Zuruf des Abg. Stephan Brandner [AfD])
Sie halten aber jetzt hier eine Rede, wie Sie sie dem 
Grunde nach schon seit zwei Jahren immer wieder halten. 
Ich habe eine konkrete Frage an Sie. Es ist rührend, dass 
Sie sich so besorgt um das Geld der deutschen Steuer-
zahler zeigen. Das besorgt uns auch. Und genau deshalb 
beschäftigen wir uns intensiv mit der Frage, ob man das 
eingefrorene russische Vermögen nutzbar machen kann 
zum Wiederaufbau der Ukraine oder zur Anschaffung 
militärischer Mittel zur Selbstverteidigung der Ukraine, 
damit eben nicht der deutsche Steuerzahler dort einsprin-
gen muss.

(Peter Boehringer [AfD]: Das ist keine 
Selbstverteidigung! Das ist doch nicht wahr!)

Die USA haben dort ja auch eine Meinung. Die USA 
würden gerne auf diese eingefrorenen Mittel zurückgrei-
fen oder zum Beispiel bei einem Wiederaufbaufonds die 
Renditen ziehen.

(Stephan Brandner [AfD]: Was ist das denn für 
eine Zwischenfrage? Haben Sie keine Redezeit 
bekommen?)

Sie reisen regelmäßig in die USA, wie wir gelesen haben. 
Jetzt würde mich Folgendes interessieren: Haben Sie 
denn die Idee der Vereinigten Staaten, auf das eingefro-
rene Vermögen zuzugreifen und die Renditen aus einem 
Wiederaufbaufonds zu ziehen, bei Ihren Besuchen in den 
USA entschieden im Interesse des deutschen Steuerzah-
lers zurückgewiesen?

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und der Abg. Sara Nanni 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Vizepräsident Omid Nouripour:
Herr Chrupalla, mögen Sie erwidern?

Tino Chrupalla (AfD):
Herr Hoffmann, als Allererstes: Sie konnten ja jetzt 

Ihre Frage stellen; das war nicht schwierig. Das haben 
Sie nun getan.

(Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: Das habe 
ich auch genutzt!)

– Genau so ist es. – Trotzdem kann ich meine Rede 
zunächst beenden; das haben Sie ja in der Vergangenheit 
genauso gemacht.

Ich will auf die ersten Einlassungen von Ihnen ant-
worten. Vielleicht haben Sie meiner Rede auch nicht 
richtig zugehört.

(Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: Eine Fra-
ge, eine Antwort, Herr Chrupalla! Ganz ein-
fach!)

– Lassen Sie mich ausreden. – Sie haben recht: Dazu, wie 
Diplomatie und Verhandlungen aussehen sollten, haben 
wir vieles seit 2022 hier am Bundestagsmikrofon bereits 
gesagt. Dass nun ausgerechnet der amerikanische Prä-
sident diese Initiative ergreifen muss, weil die europäi-
schen Staats- und Regierungschefs, unter anderem Herr 
Merz, Herr Macron, aber auch Herr Starmer, die im Üb-
rigen in ihren jeweiligen Ländern bei der Bevölkerung 

sehr beliebt sind, es nicht auf die Reihe bekommen haben 
und Europa immer weiter in eine Gewaltspirale hinein-
getrieben haben, zeigt eigentlich, wie unsouverän Europa 
hier die letzten Jahre gehandelt hat. – Das ist der erste 
Punkt.

(Beifall bei der AfD – Alexander Hoffmann 
[CDU/CSU]: Die Antwort! Wo ist denn die 
Antwort? – Zuruf der Abg. Siemtje Möller 
[SPD])

Ich sage Ihnen auch ganz ehrlich – ich weiß, was Sie 
jetzt mit Ihrer Frage nach eingefrorenem russischem Ver-
mögen und der Enteignung bezwecken wollen –: Sie 
wissen selbst, dass diese Maßnahme nicht nur hoch-
umstritten ist

(Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: Haben Sie 
es zurückgewiesen, Herr Chrupalla?)

– lassen Sie mich doch bitte ausreden –, sondern auch 
völkerrechtswidrig ist.

(Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: Haben Sie 
es entschieden im Interesse des deutschen 
Steuerzahlers zurückgewiesen? Antworten Sie 
doch, Herr Chrupalla!)

– Wir haben es zurückgewiesen.
(Zurufe von der CDU/CSU und dem BÜND-

NIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Herr Chrupalla hat gerade das Wort, und er kann jetzt 

seine Ausführungen gerne fortsetzen. Es wäre hilfreich, 
wenn er jetzt zu Ende sprechen könnte. – Herr Chrupalla, 
bitte setzen Sie fort.

Tino Chrupalla (AfD):
Herr Hoffmann, ich bin hier nicht auf der Ankla-

gebank. Das sollten Sie einfach erkennen.
(Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: Ich will 

eine Antwort auf meine Frage!)
– Ich muss Ihnen auf Ihre Frage überhaupt nicht antwor-
ten.

(Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: Ah! – 
Agnieszka Brugger [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Weil Sie es einfach nicht können!)

Wo steht das? Das steht in keiner Geschäftsordnung. 
Aber ich sage immer: Bedenken Sie – –

(Zurufe von der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Ich bitte um ein bisschen Aufmerksamkeit. Wir müs-

sen denjenigen, die hier reden, fragen und antworten, 
auch akustisch folgen können, und das kann man zuwei-
len nicht. Herr Chrupalla hat das Wort. – Bitte setzen Sie 
fort.

Tino Chrupalla (AfD):
Ich weiß ja, dass Sie nervös sind. Sie wissen selbst, 

dass das hochkritisch ist und dass es am Ende auch schei-
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tern kann und scheitern wird, weil Sie Garantien geben 
wollen, für die am Ende der deutsche Steuerzahler auf-
kommen muss. Sie wissen, dass in den ersten Friedens-
verhandlungen Russland selbst dazu bereit war, Ver-
mögenswerte freizugeben. Deshalb sage ich Ihnen: Wir 
werden diesen Garantien niemals zustimmen, weil am 
Ende der deutsche Steuerzahler haften muss. Das ist der 
Punkt.

(Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: Das war 
doch gar nicht die Frage! Ich weiß doch, wie 
Sie dazu stehen! Einfache Frage, einfache Ant-
wort, Herr Chrupalla!)

Deshalb werden wir das in der Form ablehnen.
Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der nächste Redner ist Dr. Matthias 

Miersch für die SPD-Fraktion.
(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Dr. Matthias Miersch (SPD):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Herr 

Bundeskanzler, Sie haben zu Recht darauf hingewiesen, 
dass eine Weltunordnung herrscht, eine Weltunordnung, 
die an vielen Stellen zu Verunsicherung führt, auch bei 
vielen Bürgerinnen und Bürgern hier im Lande. Lassen 
Sie mich deswegen zu Beginn für eine Fraktion, die hier 
im Deutschen Bundestag eine Partei repräsentiert, die 
über 160 Jahre alt ist, ganz deutlich sagen: Dieser Welt-
unordnung, diesem Nationalismus setzen wir ein Zusam-
men entgegen. Denn daraus erwächst Stärke in einer Ge-
sellschaft und auch auf dieser Welt, liebe Kolleginnen 
und Kollegen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Sie haben zu Recht darauf hingewiesen, dass wir in 
diesen unsicheren Zeiten in dieser Koalition schon eine 
Menge getan haben. Eine elementare Voraussetzung, der 
Verunsicherung zu entgehen und ihr etwas entgegen-
zusetzen, ist, dass wir einen handlungsfähigen Staat ha-
ben. Wir haben mit dem Sondervermögen die Handlungs-
fähigkeit dieses Landes hergestellt, die in die Zukunft 
reicht und auch Zusammenhalt garantiert, liebe Kollegin-
nen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU – Zu-
ruf des Abg. Peter Boehringer [AfD])

Es wird darum gehen, dass wir nicht stehen bleiben 
und die sozialen Sicherungssysteme so belassen, wie sie 
momentan sind, sondern sie reformieren. Aber für uns 
steht auch fest, dass die, die in diesem Land mehr haben, 
auch mehr für den Zusammenhalt geben müssen. Das ist 
entscheidend für die Zukunft, liebe Kolleginnen und Kol-
legen.

(Beifall bei der SPD)
Und was die Weltunordnung angeht, kann es nur eine 

Antwort geben. Auch hier ist das Zusammen die Stärke. 
Ich bin Ihnen im Namen meiner Fraktion außerordentlich 

dankbar, dass Sie in den letzten Tagen alles dafür getan 
haben, um die Sprachfähigkeit Europas in dieser unsor-
tierten Welt wiederherzustellen. An dieser Stelle ein Dan-
keschön dafür!

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Denn nur darin liegt die Antwort. Sie haben gesagt, wir 
dürften nicht zum Spielball der Weltmächte werden. Eu-
ropa hat Kraft. Wir müssen unser Licht nicht unter den 
Scheffel stellen. Aber die Voraussetzung ist, dass wir eine 
gemeinsame Sprache sprechen. Und es ist ein gutes Sig-
nal, dass es eine Erklärung gibt, die aus Europa resultiert, 
mit Unterstützung der Amerikaner und unter Einbezie-
hung der Ukraine. Das ist ein wichtiges Signal, liebe 
Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Aber natürlich wird über diese Erklärung das eine oder 
andere schon wieder philosophiert – das war auch eben in 
der Fragestunde schon spürbar –, Stichwort „multinatio-
nale Truppe“. Lassen Sie mich an dieser Stelle ganz deut-
lich sagen: Es gibt in manchen Fragen kein Schwarz und 
Weiß. Deswegen müssen wir uns sehr genau angucken, 
wie sich die weiteren Verhandlungen vollziehen. Und 
dann werden wir als Deutscher Bundestag – denn wir 
haben eine Parlamentsarmee – sehr genau darüber bera-
ten, wie, wann und wo deutsche Soldaten gegebenenfalls 
zum Einsatz kommen. Aber das ist eine Frage, die sich 
augenblicklich nicht stellt. Wir schließen an dieser Stelle 
nichts aus; aber die Rahmenbedingungen werden ent-
scheidend sein, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Herr Chrupalla, dann will ich Ihnen doch sagen: Das, 
was Sie jetzt hier wieder vorgetragen haben, war ja das, 
was Sie auch letztes Mal schon vorgetragen haben.

(Stephan Brandner [AfD]: Ja, weil das richtig 
ist! Wir sind halt keine Sozialisten, Herr 
Miersch!)

Ich erwarte von jemandem, der – wie Sie – sagt, es gehe 
keine Gefahr von Russland aus, nichts anderes als das, 
was Sie hier gesagt haben. Ich habe Sie aber schon letztes 
Mal, vor ein paar Tagen bzw. Wochen, darauf hingewie-
sen, dass Ihr eigener verteidigungspolitischer Sprecher 
Sie auf die Gefahren, die von Russland ausgehen, hinge-
wiesen hat. Und es passt ganz gut, dass wir heute über die 
Medien erfahren, dass Ihre Partei anscheinend erwägt, 
ordnungsrechtliche Schritte gegen Ihren eigenen vertei-
digungspolitischen Sprecher zu ergreifen.

(Stephan Brandner [AfD]: Die Partei hat damit 
gar nichts zu tun!)

Herr Chrupalla, das sind Maßnahmen, die wir aus Mos-
kau kennen, aber nicht aus einem demokratischen 
Rechtsstaat.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)
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Herr Bundeskanzler, ich will an dieser Stelle auch 
sagen, dass die Finanzierungsfrage, also die Frage, wie 
wir die die Ukraine in den nächsten Jahren unterstützen 
können, natürlich keine triviale Frage ist. Aber eins steht 
fest – das sagen wir als Große Koalition hier ganz klar –:

(Zuruf von der AfD)
Die Ukraine wird sich in Zukunft auf uns verlassen kön-
nen. – Das ist eine Aussage, hinter der wir weiterhin 
stehen, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Wir wünschen Ihnen in den nächsten Tagen viel Kraft 
und viel Erfolg. Wir alle wissen, dass die Verhandlungen 
nicht einfach werden. Aber wir gehen davon aus, dass es 
dann eine Vorlage geben wird, die uns auch hier im Deut-
schen Bundestag beschäftigen wird. Fest steht, dass wir 
hier an Ihrer Seite sind, wenn Sie mit den europäischen 
Staatschefs in den nächsten Tagen darüber verhandeln; 
denn die Ukraine braucht Verlässlichkeit, gerade auch 
aus Europa, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)
Einen anderen Aspekt haben wir weiter auf der Tages-

ordnung, und der ist mindestens genauso wichtig. In einer 
Welt, die in Unordnung kommt, müssen wir gerade auch 
unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten Märkte erschlie-
ßen, auf denen es kein Gegeneinander gibt, sondern ein 
Miteinander. Deswegen ist das von Ihnen angesprochene 
Mercosur-Abkommen ein entscheidender Schritt. Denn 
gerade wenn wir sehen, dass alte Allianzen nicht mehr 
funktionieren, ist es ganz wichtig, in anderen Bereichen, 
zum Beispiel im Nord-Süd-Dialog, voranzukommen. 
Und das Mercosur-Abkommen wäre eine Möglichkeit, 
um wirklich einen gemeinsamen Markt zwischen Norden 
und Süden herzustellen. Deswegen auch an dieser Stelle 
alles Gute für die anstehenden Verhandlungen, lieber 
Herr Bundeskanzler!

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)
In diesem Zusammenhang müssen wir allerdings auch 

sagen, dass es Angriffe auf den freien Markt gibt. Des-
wegen müssen wir als freie Welt und als Europa vor dem 
Hintergrund des Drucks, den unsere Industrie verspürt, 
darüber nachdenken, wie wir unsere Märkte gegenüber 
denen schützen, die mit Lohndumping bzw. Zollpolitik 
versuchen, die Märkte zu zerstören. Deswegen ist die 
sogenannte Local-Content-Regelung auf der europäi-
schen Ebene auch von elementarer Bedeutung, um die 
Industrie in Europa zu schützen. Auch das gehört auf 
die Tagesordnung, lieber Herr Bundeskanzler.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Die Welt ist in Unordnung. Viele Menschen sind ver-
unsichert, aber wir – und das sage ich ganz bewusst für 
die sozialdemokratische Fraktion – sind sicher, dass So-
lidarität, Zusammenhalt und das Gemeinsame am Ende 
gewinnen werden; denn das wird stärker sein als jeder 
Nationalismus und jeder Egoismus.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Die nächste Rednerin ist Katharina 

Dröge für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Katharina Dröge (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Es ist eine enorm wichtige Frage, die morgen 
im Europäischen Rat beraten wird. Es geht um die Frage, 
ob die Staaten der Europäischen Union gemeinsam in der 
Lage sind, eine Antwort darauf zu geben, wenn unsere 
Sicherheit so bedroht ist wie heute.

Es geht um die Frage, ob wir in der Lage sind, die 
Ukraine jetzt mit dem zu unterstützen, was nötig ist. 
200 Milliarden Euro an russischem Vermögen liegen 
seit Kriegsbeginn eingefroren auf europäischen Banken. 
Das ist eine relevante Summe. Das ist Geld, das die Euro-
päische Union nutzen kann, um die Ukraine mehr zu 
unterstützen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das ist Geld, das die Europäische Union nutzen kann, um 
zusätzlichen Druck auf Russland auszuüben. Und wir 
sind davon überzeugt: Wir sollten das tun, wir müssen 
das tun.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Es ist dringend notwendig, dass wir das tun. Denn je 
länger wir warten, desto gefährlicher wird die Situation 
für die Ukraine. Und je länger wir warten, desto gefähr-
licher wird die Situation auch für uns.

Deshalb haben wir als grüne Bundestagsfraktion von 
Ihnen, Herr Merz, immer wieder gefordert, dass Sie hier 
handeln. Und es ist gut, dass Sie das jetzt tun. Wir erken-
nen das ausdrücklich an. Wir wissen, Herr Merz, wie sehr 
Sie darum in Europa gerade werben. Wir wissen, dass Sie 
versuchen, auch diejenigen in der Europäischen Union zu 
überzeugen, die noch nicht davon überzeugt sind.

Und weil wir das anerkennen, sage ich Ihnen auch 
ausdrücklich: Wenn diese Entscheidung hier im Deut-
schen Bundestag zur Abstimmung kommen sollte: Un-
sere Unterstützung, Herr Merz, haben Sie in dieser Frage.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Und, Herr Merz, ich finde es auch richtig, dass Sie am 
Montag zu Gesprächen nach Berlin eingeladen haben. 
Gerade in einer Zeit wie dieser muss man versuchen, 
als Europäische Union einen gemeinsamen Weg zu fin-
den.

(Tino Chrupalla [AfD]: Das sieht man ja!)

Aber wir wissen auch: Russland saß nicht mit am Tisch, 
und ein Ja der USA zu einem gemeinsamen Kurs ist in 
dieser Zeit ein erratisches, ein schwankendes, ein un-
zuverlässiges, eines, auf das die Europäische Union keine 
Politik bauen kann.
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Wir werden jetzt sehen müssen, wie Russland darauf 
reagiert. In der Vergangenheit hat Russland immer mit 
Gewalt und Raketen reagiert. Wir werden sehen müssen, 
ob Russland auch aus diesem Winter, auch aus diesem 
Weihnachten für die Menschen in der Ukraine ein Weih-
nachten der Raketen machen wird, einen Winter in der 
Kälte der Luftschutzkeller, mit Verletzten und Toten und 
Trauer.

Wir werden erleben, wie lange die USA bei einer Linie 
bleiben und wann Trump seine Meinung wieder wech-
selt. Das alles ist offen und unklar, und ich weiß, dass das 
vielen Menschen in diesem Land zu Recht Sorgen macht.

Und gleichzeitig ist wichtig zu wissen: Die EU kann 
handeln. Unsere Entschlossenheit macht einen Unter-
schied,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
und unser Vertrauen in eine gemeinsame Stärke der Euro-
päischen Union macht einen Unterschied. Wir sind nicht 
ohnmächtig, wie viele uns das einreden wollen, sondern 
wir können handeln, und unser Handeln kann dazu füh-
ren, dass Putin mit seiner Aggression nicht gewinnt. Und 
das, finde ich, ist die wichtigste Botschaft zum Ende 
dieses Jahres.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Aber gerade, Herr Merz, weil ich so anerkenne, was 
Sie mit Blick auf die Ukraine tun, muss ich Ihnen eine 
Frage stellen: Was machen Sie mit dem Rest Ihrer Politik, 
und warum?

Ich habe manchmal das Gefühl, es gibt zwei Personen, 
die im Kanzleramt sitzen. An manchen Tagen gibt es 
einen Bundeskanzler, der wie bei der Ukraine sich be-
müht, eine ernsthafte und differenzierte Politik zu ma-
chen. Und im Rest der Zeit gibt es Friedrich Merz, gibt 
es einen Mann, der sich im Kanzleramt verhält wie ein 
Redner der CSU in einem bayerischen Festzelt, einen 
Mann, der Politik macht nach dem Motto „Einfach mal 
einen raushauen, und dann gucken wir, wie es läuft“. Das 
Problem ist aber, Herr Merz: Es läuft nicht, wie Sie sonst 
Politik machen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Es läuft so einfach nicht.

Sie können sich ja mittlerweile nicht mal mehr vor eine 
Kamera stellen, ohne dass Sie irgendwen verletzen, zu-
letzt ganz Brasilien. Das sind die Scherben dieser Art von 
Politik. Und mit dieser Art von Politik haben Sie in der 
letzten Sitzungswoche noch Ihre eigene Koalition kopf-
über in den Abgrund gestürzt,

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Hä?)
weil Sie sich in diesem Sommer hingestellt haben und 
den Menschen im Land gesagt haben: Wir können uns 
diesen Sozialstaat nicht mehr leisten, und die SPD, die 
muss da durch.

Das hat nicht nur den Menschen in diesem Land Angst 
gemacht, die sich auf einen Sozialstaat verlassen müssen, 
sondern wir haben dann ja im November gesehen, wer da 
durchmusste. Das war dann die CDU, die zustimmen 
musste bei einem Rentenpaket der SPD und die darüber 

so verärgert war, weil sie Ihnen geglaubt hat, dass Sie fast 
dafür gesorgt haben, dass Ihre eigene Koalition Ihnen um 
die Ohren geflogen ist. Ihre Chaospolitik wird zum De-
stabilisierungsfaktor in Ihrer eigenen Regierung,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
und das ist ein Problem, das Sie haben, Herr Merz, und 
das Sie nicht gelöst kriegen.

Es ist auch ein Problem für das ganze Land, wenn Sie 
durch diese Art, einfach mal einen rauszuhauen, ständig 
Ankündigungen machen, von denen Sie selber wissen, 
dass sie nicht stimmen.

Um nur das Thema Bürgergeld zu nehmen: Was haben 
Sie dem Land da alles erzählt? 30 Milliarden Euro Ein-
sparungen sollte das bringen, dann 15, dann 5, und jetzt 
ist es fast gar nichts, was dabei an Einsparungen raus-
kommt. Es war von Anfang an faktenfreier Unsinn, was 
Sie den Menschen in diesem Land erzählt haben, und das 
wussten Sie.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Das Einzige, wozu diese Debatte gedient hat, war mal 

ein bisschen Zündeln, ein bisschen Stimmung zu machen 
mit Vorurteilen gegen Menschen in Arbeitslosigkeit. Das 
ist schäbig, und das ist populistisch, was Sie an dieser 
Stelle gemacht haben!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Zuruf des Abg. Stephan Brandner [AfD])

Und diese Form von Populismus, die setzen Sie gerade 
leider fort. Wenn Sie sich wie am vergangenen Wochen-
ende hinstellen, Herr Merz, und sagen, ausgerechnet die 
deutsche Umweltpolitik sei schädlich für diese Demokra-
tie, dann kann ich Sie nur fragen: Ist das wirklich Ihr 
Ernst, Herr Merz?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Zuruf des Abg. Steffen Bilger [CDU/CSU])

Ist das wirklich Ihr Ernst, wenn so eine große Zahl an 
Rechtsextremen im Deutschen Bundestag sitzt, dass Sie 
ausgerechnet diesen Satz sagen, dass die deutsche Um-
weltpolitik schädlich für unsere Demokratie sein soll?

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN – Steffen Bilger 
[CDU/CSU]: Ihre! – Dr. Bernd Baumann 
[AfD]: Natürlich ist sie das! Da hat er mal 
recht!)

Wissen Sie, was schädlich ist für unsere Demokratie? 
Das sind konservative Parteien, die Mehrheiten mit 
Rechtsextremen suchen, so wie das Ihr Parteifreund 
Manfred Weber gerade auf europäischer Ebene tut.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Das wäre Ihr Job, Herr Merz: Wenn Sie sich Gedanken 

um diese Demokratie machen, dann sorgen Sie dafür, 
dass auch auf europäischer Ebene die Brandmauer wieder 
steht!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Zuruf des Abg. Jens Spahn [CDU/CSU])

Und wenn ich mir dann anschaue, was Sie in Sachen 
Umweltpolitik oder auch Klimaschutz machen, stelle ich 
fest: Da ist einfach nichts. Es gibt keinen einzigen Vor-
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schlag von Ihnen, seit Sie Kanzler sind, der irgendetwas 
dafür tun müsste, dass es in Sachen Umweltschutz und 
Klimaschutz vorangeht.

(Tino Chrupalla [AfD]: Na, Gott sei Dank!)
Im Gegenteil: Sie machen gerade alles kaputt.

Und ich frage Sie wirklich: Fühlen Sie diese Gleich-
gültigkeit? Fühlen Sie wirklich diese kalte Gleichgültig-
keit angesichts einer Welt, die Sie immer weiter kaputt-
machen? Erfüllt es Sie nicht mit einem Gefühl von 
Trauer, wenn Sie dabei zuschauen, dass Wälder kaputt-
gehen, dass Tier- und Pflanzenarten aussterben,

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Die Industrie geht 
kaputt! Das ist das Problem!)

wenn Gletscher sich zu Geröll- und Matschhalden ver-
wandeln? Mich macht das traurig. Mich berührt das, weil 
ich mich frage,

(Stephan Brandner [AfD]: Dann heul doch!)
wie sehr sich diese Welt in Zukunft noch verändern wird.

Und ich frage mich: Ist das Ihr Ernst – auch in Rich-
tung der SPD –, dass Sie jetzt ein Gesetz beschlossen 
haben, mit dem Sie Deutschland quasi zubetonieren wol-
len,

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Unsinn!)
mit dem Sie Deutschland begraben wollen unter einer 
Schicht von Asphalt für neue Autobahnen und neue Park-
plätze,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
und dass Sie dafür dann das deutsche Naturschutzrecht 
schreddern wollen? Ist das wirklich Ihr Ernst?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Das Schlimmste ist: Es wird niemandem etwas brin-

gen. Es wird keine einzige kaputte Brücke in Deutschland 
durch diese Art von Politik repariert. Kein einziger Zug 
wird pünktlicher kommen. Die Menschen werden trotz-
dem im Stau stehen. Die Menschen werden sich trotzdem 
über die Deutsche Bahn ärgern. Das Einzige, was sie 
sehen werden, ist in Zukunft eine Natur, die immer weiter 
kaputtgeht. Und das ist dann Ihre Verantwortung!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Und ich frage Sie auch: Wenn Sie sich jetzt auf den 

Weg gemacht haben, die europäische Klimaschutzpolitik 
kaputtzumachen mit einer Kampagne für das Verbrennen 
von Diesel und Benzin, halten Sie es dann wirklich für 
Ihren Job, Herr Merz, Politik für die Ölkonzerne wie 
Exxon Mobil und Shell zu machen statt für unsere Kin-
der?

Ihre Politik wird nahezu ausschließlich Verlierer ken-
nen, Herr Merz. Und die Verlierer befinden sich auch in 
der deutschen Automobilindustrie.

(Stephan Brandner [AfD]: Und bei den Grü-
nen!)

Das, was Sie in Brüssel gerade machen, das ist ein Job-
vernichtungsprogramm für die deutsche Automobil-
industrie, und Sie tragen dafür die Verantwortung.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Es ist gegen jede wirtschaftspolitische Vernunft, was 
Sie machen. Die Verkaufszahlen für die Elektromobilität 
gehen international durch die Decke, auch in Deutsch-
land. Der chinesische Hersteller BYD hat bei seinen 
Elektroautos im November ein Plus von 830 Prozent im 
Vergleich zum Vorjahr erzielt. Das sind die Märkte der 
Zukunft, und ausgerechnet Deutschland, ausgerechnet 
das Land, das so stolz darauf war, dass seine Industrie 
international Technologieführer war, hat jetzt einen 
Kanzler, der einen Bettelbrief nach Brüssel schreibt,

(Steffen Bilger [CDU/CSU]: Ja, der Özdemir 
doch auch! – Jens Spahn [CDU/CSU]: Was 
sagt denn der Cem Özdemir dazu?)

in dem steht: Tut uns leid, wir haben das nicht hingekriegt 
mit der Elektromobilität. Tut uns leid, die Zukunfts-
märkte hat Deutschland verpennt. –

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Sorry, so ein Kanzler ist rufschädigend für die deutsche 
Automobilindustrie.

Ich würde Ihnen vorschlagen, Herr Merz: Orientieren 
Sie sich doch einfach an Ihrer Vorgängerin! Die hat mal 
einen starken Satz gesagt, und der hieß: „Wir schaffen 
das.“

(Tino Chrupalla [AfD]: Oje, oje, oje! – Stephan 
Brandner [AfD]: Da kriegen wir alle Gänse-
haut! – Weitere Zurufe von der AfD)

Ich finde, das wäre ein Satz für einen Kanzler. Und das 
wäre die Aufgabe, die dieses Land und die Sie jetzt ha-
ben: Einfach mal die Ärmel hochkrempeln, richtig ein-
steigen bei der Elektromobilität – mit bezahlbaren Ener-
giepreisen, mit Ladesäulen überall, mit einer Förderung 
der Elektromobilität statt Diesel.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Das wäre Ihr Job: Einfach mal machen, Herr Merz, nicht 
alles schlechtreden! Dann sage ich Ihnen: Wir schaffen 
das wirklich.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Bevor wir die Debatte fortsetzen, 

möchte ich dem Abgeordneten Stephan Brandner von 
der AfD einen Ordnungsruf erteilen für den Zwischenruf 
„Heul doch!“. Das ist eine eindeutige Herabsetzung eines 
Kollegen

(Lachen bei der AfD)
– lustig ist daran überhaupt nichts –, und deshalb bekom-
men Sie einen Ordnungsruf.

(Beifall bei Abgeordneten der Linken)
Der nächste Redner ist Jens Spahn von der Unions-

fraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Jens Spahn (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! In Berlin und Brüssel werden dieser Tage Ent-
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scheidungen vorbereitet, die unseren Kontinent für die 
nächsten Jahrzehnte prägen werden. Es geht um eine 
neue Sicherheitsordnung für Europa, und wir sind nicht 
nur Zaungast, wir gestalten aktiv mit. Das ist das Ver-
dienst unseres Bundeskanzlers. Wir haben einen Kanzler, 
der in Europa führt, wir haben einen Kanzler, der in der 
Welt gehört wird, und wir sind stolz und dankbar dafür, 
was Sie, Herr Bundeskanzler, in diesen Tagen Tag und 
Nacht für Frieden und Freiheit in Europa leisten. Herz-
lichen Dank dafür!

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Tino Chrupalla [AfD]: In 
welcher Welt leben Sie denn?)

In Berlin und Brüssel geht es dieser Tage um die 
Chance auf Waffenruhe und Frieden in der Ukraine. Es 
geht um einen Krieg, der uns mehr betrifft, als manch 
einer wahrhaben will. Er betrifft uns, weil sich Putin 
gegen alles richtet, was uns ausmacht: Freiheit, Sicher-
heit, Selbstbestimmung. Er betrifft uns, weil unser Wohl-
standsmodell auf Regeln und freiem Handel beruht, nicht 
auf Angst, Zwang und Unterdrückung. Gerade wir hier in 
Europa müssen an der Seite der Ukraine stehen, an der 
Seite der Freiheit, und genau das ist, wo diese Regierung, 
wo diese Koalition steht: an der Seite der Ukraine, an der 
Seite der Freiheit, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Der Krieg gegen die Ukraine zeigt uns brutal: Wir 
leben in einer neuen Zeit. Die Antwort auf diese neue 
Zeit ist die alte Stärke Europas, eine Stärke, die wir zu 
vergessen drohten und die wir nun wiederfinden. Wir 
finden diese Stärke, indem wir in Europa intensiver zu-
sammenarbeiten bei Verteidigung und Sicherheit. Wir 
müssen Rüstungsgüter gemeinsam beschaffen, unsere 
Streitkräfte enger verzahnen. Gemeinsame Ausbildung 
und Übungen gehören dazu. Wir brauchen ein gelebtes 
Verständnis europäischer Sicherheit.

Und auch die Mitgliedstaaten müssen ihre Verteidi-
gungspolitik auf diese neue Zeit ausrichten. Wir bauen 
in Deutschland die stärkste konventionelle Armee Euro-
pas auf. Es zeigt sich immer mehr, wie richtig es war, die 
Verteidigungsausgaben von der Schuldenbremse aus-
zunehmen.

(Stephan Brandner [AfD]: … und Masken zu 
kaufen!)

Wir verdreifachen den Verteidigungsetat. Wir rüsten die 
Bundeswehr auf und aus mit allem, was sie braucht. Wir 
führen einen neuen Wehrdienst ein, mustern wieder 
ganze Jahrgänge und machen den Dienst attraktiver. 
Wir führen Deutschland und Europa zu neuer militäri-
scher Stärke, und das mit einem einzigen Ziel: Wir müs-
sen uns verteidigen können, damit wir uns nicht verteidi-
gen müssen. Darum geht es in einfachen Worten, liebe 
Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Wir finden diese Stärke neu, wenn es nun in Brüssel 
um die Nutzung des eingefrorenen russischen Vermögens 
geht. Es geht um über 200 Milliarden Euro des russischen 

Kriegstreibers, die auf europäischen Konten liegen. Es ist 
richtig, dass diese Vermögenswerte nun endlich dauerhaft 
eingefroren und damit dem russischen Einfluss entzogen 
sind.

In Brüssel geht es darum, dieses Vermögen nun nutz-
bar zu machen zur Unterstützung der Ukraine. Dies – das 
sei ausdrücklich gesagt – ist natürlich nicht ohne Risiken. 
Aber wer die Ukraine in ihrem Kampf für ihre und unsere 
Freiheit wirklich und wirksam unterstützen will, der muss 
sie auch finanziell und mit militärischer Ausrüstung un-
terstützen. Gemeinsame europäische Schulden, Euro-
bonds oder gar die Umnutzung sonst verfallener Corona-
schuldtitel kommen für uns politisch und rechtlich nicht 
infrage.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Bevor wir in Europa und Deutschland Schulden machen 
und unsere eigenen Haushalte direkt belasten, ist es doch 
vernünftig, das Vermögen des Aggressors zu nutzen, um 
den Angegriffenen bei der Verteidigung zu unterstützen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Natürlich sind noch offene Fragen zu klären: Wozu 

genau sollen diese Mittel genutzt werden? Sind möglichst 
alle Mitgliedstaaten der EU an Bord? Auf welcher 
Grundlage können nötige Garantien auch aus Deutsch-
land gegeben werden? Alle diese Fragen werden geklärt 
und beantwortet.

(Zuruf der Abg. Agnieszka Brugger [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Aber eines, liebe Kolleginnen und Kollegen, bleibt 
eindeutig: Die Nutzung der eingefrorenen russischen Ver-
mögenswerte wäre ein Signal der Geschlossenheit Euro-
pas. Und es wäre vor allem ein Signal der Entschlossen-
heit gegenüber Putin, der nichts mehr fürchtet, als dass 
wir mit seinen Vermögenswerten die Ukraine verteidi-
gungsfähig halten und da einen Unterschied machen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Diese Idee der Nutzung der russischen Vermögens-
werte geht maßgeblich auf Ihre Initiative zurück, Herr 
Bundeskanzler, und wir wünschen Ihnen in unser aller 
Interesse allen Erfolg bei den dazu anstehenden Gesprä-
chen in Brüssel, allen Erfolg bei dieser wichtigen Frage, 
die zeigt, ob Europa entschlossen auf den russischen 
Kriegstreiber reagiert.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Wir finden diese neue Stärke Europas auch im Handel 
mit anderen Nationen. Die EU muss Anwalt sein für 
freien und fairen Handel. Freier Handel hat Milliarden 
Menschen auf der Welt mehr Wohlstand und Wachstum 
gebracht. In einer Welt der Zölle und Beschränkungen 
sollte und muss Europa jede Chance auf neue Handels-
verträge nutzen.

In diesen Tagen entscheidet sich in Brüssel auch, ob 
Mercosur, das Handelsabkommen mit vier südamerika-
nischen Staaten, endlich zum Abschluss kommt – nach 
26 Jahren Verhandlungen. Die EU und die Mercosur- 
Staaten: Das wäre die größte gemeinsame Handelszone 

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 49. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 17. Dezember 2025                                                                                                                                                                                              5765 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Jens Spahn 



der Welt. Und es wäre ein historisches Versagen, wenn 
dieses Handelsabkommen nun auf den letzten Metern 
scheiterte. Deswegen hat die Bundesregierung unsere 
ausdrückliche Unterstützung, wenn sie nun den Ab-
schluss dieses Vertrages vorantreibt, liebe Kolleginnen 
und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Stärke muss Europa auch neu finden, wenn es um 
Wachstum und Wettbewerbsfähigkeit geht. Deutschland 
ist mit Abstand die größte Volkswirtschaft in der Euro-
päischen Union. Wächst die deutsche Wirtschaft, zieht 
das andere Volkswirtschaften in Europa mit. Wächst die 
deutsche Wirtschaft, dann entsteht für Deutschland erst 
der Spielraum, seine hohen Beiträge an den EU-Haushalt 
zahlen zu können. Wächst die deutsche Wirtschaft, dann 
geht es auch der Eurozone besser; denn nur ein wachsen-
des Deutschland kann seine Funktion als fiskalische 
Schutzmacht für die Tragfähigkeit der Eurozone ausüben. 
Es ist also im Interesse Europas, dass die deutsche Wirt-
schaft wächst. Daher sollte die Europäische Kommission 
aufhören, mit immer neuen Regeln und Verordnungen 
das Wachstum in Europa und Deutschland kleinzure-
gulieren. Im Gegenteil: Ob Verbrenner, Lieferketten, Ent-
waldungsverordnung oder AI Act – wir brauchen mehr 
Entlastung, mehr Pragmatismus und weniger Auflagen 
für die Wirtschaft, weil wir Wachstum brauchen in Eu-
ropa und für Deutschland, um einen Unterschied zu ma-
chen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Zuruf der Abg. Heidi 
Reichinnek [Die Linke])

Wenn es um den Verbrenner geht, Frau Kollegin 
Dröge, weiß ich gar nicht, ob es zwei Katharina Dröges 
gibt:

(Katharina Dröge [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Also es gibt mich!)

die eine, die das Verbrennerverbot ein oder zwei Jahre 
verschieben will, oder die andere, die gerade hier diese 
Rede gehalten hat. Ich weiß auch nicht, ob es zwei grüne 
Parteien gibt: die in Baden-Württemberg, wo Cem 
Özdemir an der Seite der Bundesregierung steht, und 
die mit Ihrer Rede hier. Vielleicht sortieren Sie das mal 
miteinander bei den Grünen, welche denn nun die Rich-
tige ist.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Ein starkes Europa, das ist ein Europa, an dem die 
extreme Rechte kein Interesse hat. Sie stehen auf der 
falschen Seite. Sie leben in einer Illusion. Eine fünfte 
Kolonne Putins wird niemals Teil eines Europas sein, 
das von den USA ernst genommen wird. Sie rufen mit 
viel Pathos „Deutschland zuerst“ und biedern sich dabei 
Leuten an, die unser Geschäftsmodell als Exportnation 
zerstören wollen. Wir haben gerade gesehen, wie sehr 
sie sich verheddern zwischen dem Vasallentum gegen-
über Putin und den Groupie-Selfies in New York. Sortie-
ren Sie mal, was genau Sie eigentlich wollen: Sich in 
Moskau beliebt machen oder in Washington andienen?

(Dr. Paula Piechotta [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das sagt der Richtige! Sie waren doch 
selber da! – Zurufe von der AfD)

Beides zusammen funktioniert offensichtlich nicht, wie 
wir gerade hier eben in der Debatte gesehen haben.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Stephan Brandner [AfD]: Das 
werden Sie schon noch sehen!)

Und bei all dem liefern Sie noch ein ganz besonderes 
Schauspiel: Der Abgeordnete Lucassen – ich weiß gar 
nicht, ob er heute hier ist –,

(Helge Limburg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Der hat Saalverbot!)

der eigentlich für die Wehrpflicht eintritt, soll bei Ihnen 
nun intern mit Ordnungsmaßnahmen sanktioniert wer-
den, weil er es gewagt hat, Ihren Säulenheiligen Höcke 
zu kritisieren. Sie laufen doch in Washington ständig 
herum und jammern und beklagen sich wie Kleinkinder, 
dass Sie in Deutschland nicht mehr alles sagen dürften. 
Und nun sanktionieren Sie Ihren eigenen Abgeordneten 
und drohen mit Redeverbot,

(Peter Boehringer [AfD]: Das würde die CDU 
nie tun!)

weil er hier das sagt, was in Ihrem Programm steht, aber 
Höcke anscheinend nicht gefällt? Skurriler geht es doch 
kaum. Das, was Sie hier abziehen, ist doch langsam nur 
noch ein trauriges Schauspiel.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Dabei, Herr Chrupalla, gibt es eine Frage, die Sie und 
Frau Weidel seit Wochen und Monaten konsequent nicht 
beantworten:

(Tino Chrupalla [AfD]: Sie doch auch nicht!)

Wer hat in Ihrer Fraktion eigentlich das Sagen? Haben Sie 
das Sagen,

(Stephan Brandner [AfD]: Was war denn mit 
der Jungen Gruppe in der Rentendebatte? – 
Tino Chrupalla [AfD]: Wer hat denn die 
3,5 Milliarden rausgeschmissen? Sie!)

oder hat Herr Höcke mit seinen Truppen das Sagen? Das 
ist die Frage, die Sie hier mal beantworten müssen nach 
den Vorfällen der letzten Wochen und Monate innerhalb 
Ihrer Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Auch die radikale Linke kann mit diesem Europa 
nichts anfangen.

(Widerspruch bei der Linken)

– Ja, da müssen Sie durch. – Dieses Europa will eine 
starke NATO, Marktwirtschaft, Freiheit und Handel. Sie 
dagegen führen den Sozialismus im Programm und pfle-
gen eine Anti-NATO-Haltung als Parteiidentität.

(Zurufe der Abg. Luigi Pantisano [Die Linke] 
und Heidi Reichinnek [Die Linke])
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Aber vor allem – und das muss dieser Tage gesagt wer-
den –: Wer sich nicht vom antisemitischen Mob abgren-
zen kann, der kann auch zur Zukunft Europas wenig 
beitragen. Wer auf deutschen Straßen „Globalize the In-
tifada“ ruft, der nimmt den schrecklichen Terror von Syd-
ney billigend in Kauf, ja er befeuert ihn. Die Linke hat ein 
Distanzproblem

(Steffen Bilger [CDU/CSU]: So sieht es aus!)
mit diesem Juden- und Israelhass.

(Zuruf von der Linken: Unverschämt! – Ina 
Latendorf [Die Linke]: Das ist eine Unterstel-
lung!)

Diese Frage sollten Sie in Ihrer Fraktion und in Ihrer 
Partei endlich klären.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Die EU war nie nur ein Friedensprojekt, sondern auch 

immer ein Projekt der gemeinsamen Stärke. Beleben wir 
diesen Gedanken und diese Stärke wieder!

(Stephan Brandner [AfD]: Wann denn?)
Was heißt das für Deutschland? Wir werden unsere Rolle 
in der Welt als größte Volkswirtschaft in der EU, als 
selbstbewusster Akteur in der NATO, eingebettet in die 
neue Ära bundesdeutscher Verteidigungspolitik, weiter 
ausfüllen. Es ist in unserem nationalen Interesse, die 
EU weiterzuentwickeln und die NATO zu stärken.

Wir können all dies nur, wenn wir aus stabilen Verhält-
nissen heraus handeln. Dass wir das tun, haben wir ge-
zeigt. Ja, wir haben in den letzten acht Monaten in der 
Koalition auch gerungen, manchmal öffentlich etwas 
mehr, als vielleicht nötig war. Aber wir haben jede De-
batte zu einer Entscheidung geführt. Das ist es, worauf es 
gerade in einer Demokratie ankommt.

So werden wir als CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
jeden Tag dafür arbeiten, einen Unterschied zum Guten 
zu machen, für Deutschland und für Europa, gemeinsam 
mit unserem Partner, der SPD, aus Verantwortung für 
Deutschland.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Heidi Reichinnek ist die nächste Red-

nerin für die Fraktion Die Linke.
(Beifall bei der Linken)

Heidi Reichinnek (Die Linke):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! „Die EU sollte abgeschafft werden“, Zitat Elon 
Musk, Überreicher und Faschistenfreund, der aktuell 
massiv gegen die Europäische Union hetzt.

(Stephan Brandner [AfD]: Herr Präsident, Sie 
hat Faschist gesagt! Faschist darf man nicht 
sagen!)

Warum er das macht? Tja, die Europäische Union hat 
sich erdreistet, geltendes Recht durchzusetzen, konkret 
den Digital Services Act, mit dem Nutzer/-innen im In-
ternet geschützt werden sollen und gegen den Musk mit 

seiner Höllenplattform X, vormals Twitter, verstoßen 
hat.120 Millionen Euro Strafe soll das Unternehmen zah-
len, lächerlich für jemanden wie Musk, der mittlerweile 
510 Milliarden Euro besitzt – 510 Milliarden! Zum Ver-
gleich: Der Bundeshaushalt umfasst circa 525 Milliarden 
Euro. Ein Mann allein verfügt über so viel Geld, wie die 
drittgrößte Volkswirtschaft der Welt in einem Jahr aus-
gibt, und nutzt die damit verbundene Macht, um demo-
kratische Institutionen anzugreifen und Rechtsextremen 
Einfluss und Reichweite zu verschaffen. Wenig über-
raschend also, dass seine Schoßhündchen hier im Deut-
schen Bundestag am Freitag direkt die Abschaffung des 
von Musk so verhassten Digital Services Act zum Thema 
machen. Brav!

(Beifall bei der Linken)

Ich lehne mich mal ganz weit aus dem Fenster und 
sage: Erstens. Ich finde, es sollte keine Milliardäre geben.

(Beifall bei der Linken – Lachen bei der AfD – 
Jens Spahn [CDU/CSU]: Vorwärts immer ...!)

Zweitens. Kein Mensch sollte allein die Geschicke einer 
riesigen Kommunikationsplattform lenken.

Dass die EU endlich mal ihre eigenen Gesetze umsetzt, 
ist Ausdruck eines funktionierenden Gemeinwesens. 
Noch besser wäre es, in der Europäischen Union würden 
generell die Interessen der Mehrheit im Vordergrund ste-
hen und nicht die Profite Einzelner. Denn wo Deutsch-
land, also diese Regierung, versagt, versagt auch die 
Europäische Union. Die Ungleichheit ist viel zu groß. 
Überreiche haben auch hier zu viel Macht, und wichtige 
Investitionen, zum Beispiel in Soziales, werden durch die 
Schuldenregeln der EU in den Mitgliedstaaten verhin-
dert.

Aber an einem Punkt war die Europäische Union ja 
unbestreitbar eine Erfolgsgeschichte: Es gab zwischen 
ihren Mitgliedern zwar immer wieder Differenzen, aber 
seit ihrem Bestehen niemals eine kriegerische Auseinan-
dersetzung. Deswegen ist doch ganz klar: Die EU muss 
ihre Rolle als Friedensprojekt ausweiten. Aber mehr 
noch: Wir brauchen eine EU mit besseren Löhnen und 
Arbeitsbedingungen für alle und keinen Unterbietungs-
wettbewerb, der auf dem Rücken der Beschäftigten aus-
getragen wird.

(Beifall bei der Linken)

Wir brauchen eine Europäische Union, die die Verant-
wortung für echten Klimaschutz nicht immer weiter auf 
die folgenden Generationen abwälzt. Das heißt, wir brau-
chen eine sozialere, eine demokratischere Union in Eu-
ropa und auch hier im Bundestag.

(Beifall bei der Linken)

Das, was wir aber ganz sicher nicht brauchen, ist ein 
Kanzler, der dem Despoten Trump auch noch nach dem 
Mund redet, wenn der vom Untergang der Europäischen 
Union faselt: Europa muss vorsichtig sein, Europa geht in 
eine schlechte Richtung. – Ja, leider. Herr Merz, sich nach 
diesen und anderen Aussagen hinzustellen und zu sagen: 
„Wenn ihr mit Europa nichts anfangen könnt, dann macht 
wenigstens Deutschland zu eurem Partner“, ist doch fatal. 
Deutschland spielt in der EU eine besonders wichtige 
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Rolle. Gerade deshalb ist es Ihre Aufgabe als Kanzler und 
auch die der Regierung, die Europäische Union zu ver-
teidigen, statt sie Trump zum Fraß vorzuwerfen.

(Beifall bei der Linken)
Wenn Sie sich auf Kosten der EU bei Trump anbiedern, 
verraten Sie damit die Idee der Europäischen Union. Und 
wofür? Für einen Platz am Katzentisch. Denn nichts 
fürchten Trump, Putin und Co mehr als ein vereinigtes 
Europa. Also, wenn es je ein gutes Argument für die EU 
gegeben hat, dann liegt es jetzt auf dem Tisch.

(Beifall bei der Linken)
Die EU steht aber nicht nur von außen unter Beschuss. 

Rechtsextreme Parteien aus ziemlich allen Mitgliedslän-
dern versuchen alles, um dieses Projekt zu Fall zu brin-
gen. Diesen Feinden, liebe Union, reicht man nicht die 
Hand, weder hier im Bundestag noch in der EU. Aber 
genau das haben Sie wieder getan, schon Anfang des 
Jahres hier im Bundestag und jetzt wieder im Parlament 
der Europäischen Union. Herr Spahn, Sie können sich 
hierhinstellen, Reden halten und fragen, welcher Nazi 
gerade die Fraktion anführt, aber das ändert nichts an 
Ihrem Handeln, und das ist das Problem.

(Beifall bei der Linken)
Die konservativen Parteien haben Mehrheiten mit den 
Rechten organisiert, um gegen die Interessen der Mehr-
heit die Agenda der Großkonzerne durchzusetzen, im 
Zweifel also mit den Faschisten gegen die Menschen. 
Im Pakt mit Rechtsaußen haben Sie Gesetze gegen Kli-
maschutz und Arbeitnehmer/-innenrechte durchgedrückt. 
Das ist schäbig.

(Beifall bei der Linken)
Gerade die letzten Tage zeigen, dass eine gemeinsam 

agierende EU von zentraler Bedeutung wäre. Es ist genau 
richtig, dass aktuell Gespräche mit dem ukrainischen Prä-
sidenten, europäischen Amtskollegen und Unterhändlern 
aus den USA stattfinden. Aber viel zu lange hat die EU 
nur am Rand gestanden. Wenn sich Herr Merz jetzt hin-
stellt und sagt, mehr Diplomatie als in diesen Tagen habe 
es nie gegeben, dann ist das wirklich ein Armutszeugnis 
nach über drei Jahren dieses grausamen Krieges. Denn 
unterschiedliche Runden in unterschiedlicher Zusam-
mensetzung, die sich auf Zuruf treffen, sind keine Diplo-
matie. Die Welt dreht sich, aber die EU hat nicht Schritt 
gehalten.

(Zuruf der Abg. Sara Nanni [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Umso wichtiger, diese jetzige Chance zu nutzen und auch 
weitere Verhandlungspartner wie China an den Tisch zu 
holen,

(Beifall bei der Linken – Sara Nanni [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Ach doch! Zu früh 
gefreut!)

um diesen Friedensprozess auf breite Beine zu stellen. 
Die EU muss der Akteur sein, der Ordnung in die diplo-
matischen Bemühungen bringt; denn weder Trump noch 
Putin haben ein Interesse daran.

(Zuruf der Abg. Agnieszka Brugger [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Nur so kann Diplomatie erfolgreich sein. Denn eines ist 
klar: Das Töten in der Ukraine muss zu einem Ende 
kommen, und der Wiederaufbau des Landes muss 
schnellstmöglich beginnen. Dabei müssen ukrainische 
Interessen im Vordergrund stehen, und es darf nicht 
dazu kommen, dass das Land zwischen amerikanischen 
und russischen Investoren aufgeteilt wird.

(Sara Nanni [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Schön abgelesen!)

Deswegen sagen wir ganz klar: Die Ukraine braucht 
einen Schuldenschnitt. Es ist richtig, dass die EU darüber 
berät, welche Möglichkeiten es gibt, Russland auch fi-
nanziell zur Verantwortung zu ziehen. Die Debatten hät-
ten schon viel früher stattfinden müssen. Aber tun Sie 
bitte nicht so, als sei das rechtlich so einfach. Schön 
wäre es ja. Aber das Völkerrecht muss geachtet werden. 
Viel einfacher wäre es, die massiven Vermögen der Oli-
garchen hinter Putin endlich konsequent zu konfiszieren. 
Das schadet ihm genauso, ist einfacher und rechtssicher.

(Beifall bei der Linken)

Ein Spiel mit dem Feuer aber ist Ihre Idee, dass euro-
päische Truppen zur Absicherung des Waffenstillstands 
in der Ukraine stationiert werden sollen. Was würde das 
denn konkret bedeuten, wenn es tatsächlich zu einer Luft-
raumverletzung kommt? Dann müssten europäische und 
damit deutsche Truppen auf russische Truppen schießen. 
Das hat Herr Merz ja mittlerweile in diversen Interviews 
auch deutlich gesagt.

(Zuruf der Abg. Agnieszka Brugger [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Damit hätten wir genau die Eskalation, vor der wir die 
ganze Zeit gewarnt haben.

Deswegen frage ich mich, warum in Ihren Überlegun-
gen die UNO keine Rolle spielt.

(Sara Nanni [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Die UNO? Wo Russland mit im Sicherheitsrat 
sitzt! Meine Güte! Weil Russland ein Veto hat! 
Deswegen!)

Setzen Sie statt einer europäischen Truppe auf Blauhelm-
truppen, bei denen nicht die Gefahr besteht, dass es zu 
einer direkten Auseinandersetzung zwischen russischen 
und NATO-Truppen kommt! Nur so kann eine dauerhafte 
Friedenssicherung gelingen, und das ist es, was die Men-
schen in der Ukraine so dringend brauchen.

(Beifall bei der Linken – Sara Nanni [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Heidewitzka! Mit rus-
sischen Blauhelmen, oder was?)

Ich möchte zum Abschluss noch einen besonders 
wichtigen und guten Punkt hier zum Thema machen. 
Heute wurde im EU-Parlament über eine Bürgerinitiative 
abgestimmt, in der es um den sicheren und legalen Zu-
gang zu Schwangerschaftsabbrüchen ging. Das Par-
lament hat der Initiative zugestimmt. Ich sage Ihnen 
auch hier wieder deutlich: My body, my choice. Streichen 
Sie endlich den unsäglichen § 218!

(Beifall bei der Linken)
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Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Siemtje Möller ist die nächste Rednerin 

für die Fraktion der SPD.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Siemtje Möller (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Bun-

deskanzler! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! So kurz 
vor Weihnachten ist von einer besinnlichen Adventszeit 
oder einem anstehenden Weihnachtswunder derzeit leider 
wenig zu spüren. Im Gegenteil: Diese Woche war und ist 
geprägt von hochrangigen Treffen hier in Berlin und in 
Brüssel und von weitreichenden Entscheidungen, die 
jetzt getroffen werden müssen. Wir erleben, wenn man 
es so sagen will, Schicksalstage für unseren Kontinent.

Zu Beginn der Woche kamen auf Ihre Einladung, Herr 
Bundeskanzler, zahlreiche europäische Staats- und Re-
gierungschefs hier in Berlin zusammen und haben ge-
meinsam mit dem ukrainischen Präsidenten Wolodymyr 
Selenskyj und den amerikanischen Verhandlern gespro-
chen. Ziel war es, einen europäisch-ukrainischen Vor-
schlag für einen möglichen Friedensplan zu entwickeln. 
Dafür möchte ich Ihnen, Herr Bundeskanzler, ausdrück-
lich danken. Es war richtig und enorm wichtig, dass Sie 
die Initiative ergriffen haben und Europa in dieser ent-
scheidenden Phase zusammengeführt und die Sache vo-
rangetrieben haben.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)
Denn eines müssen wir doch selbstkritisch festhalten: 

Europa hat sich zu sehr und zu lange auf die Initiative der 
Amerikaner verlassen und zu wenig eigene politische 
Vorschläge entwickelt. Dabei geht es hier um unsere 
ureigenen Interessen. Dieser Krieg findet keine zwei 
Flugstunden von uns entfernt statt. Er betrifft unsere 
Sicherheit, unsere wirtschaftliche Stabilität und die Frie-
densordnung unseres Kontinents ganz unmittelbar. Darü-
ber darf und soll niemand anders als wir selbst entschei-
den. Umso bedeutsamer ist es, dass wir Europäerinnen 
und Europäer – eng abgestimmt mit der Ukraine – eigene 
konkrete Vorschläge zu einem gerechten und dauerhaften 
Frieden entwickeln und in die Verhandlungen bestim-
mend eingreifen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

Eins ist doch vollkommen klar: Wir alle wollen einen 
gerechten und dauerhaften Frieden für die leidgeplagte 
Ukraine. Und dies bedeutet gleichermaßen einen Frieden, 
der die Ukraine nicht schwächt oder Putins Aggression 
nachträglich legitimiert – so wie sich das hier ja ganz 
offenkundig die Kräfte rechts außen wünschen. Deutsch-
land hat dabei unweigerlich eine Führungsrolle. Für mich 
bedeutet das konkret:

Erstens. Wir stehen weiterhin unverbrüchlich an der 
Seite der Ukraine. Es darf nicht sein, dass schon jetzt, 
noch bevor überhaupt ernsthaft mit Russland verhandelt 
wird, die Ukraine zu möglichen politischen wie territo-
rialen Zugeständnissen gedrängt wird und dem amerika-
nischen Druck und den dahinterstehenden russischen so-
wie Partikularinteressen nachgegeben wird. Allein die 

Ukraine entscheidet über ihre Zukunft. Die Ukraine ist 
Opfer. Sie hat ein Recht auf die Ausübung ihrer Souve-
ränität wie territoriale Integrität. Wir sollten uns hüten, 
völlig unberechtigten russischen Forderungen entgegen-
zukommen. Auch Präsident Selenskyj hat das klar be-
nannt. Ich möchte Ihnen, Herr Bundeskanzler, gern un-
sere klare Unterstützung mit auf Ihren Weg nach Brüssel 
geben, wenn Sie ihn darin weiterhin eindeutig stützen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der Abg. Sara Nanni 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Zweitens. Die diskutierten Sicherheitsgarantien müs-
sen konkretisiert und verbindlich gestaltet werden. Der 
amerikanische Beitrag ist unerlässlich und gewisserma-
ßen Conditio sine qua non. Aber auch die Zusagen, die 
Sie gemeinsam mit den europäischen Staats- und Regie-
rungschefs gemacht haben – etwa zur Absicherung eines 
Friedens durch eine multinationale Truppe in der 
Ukraine –, müssen nun zügig mit Substanz hinterlegt 
werden. Nur wenn aus politischen Erklärungen konkrete 
Verbindlichkeiten erwachsen, werden sie von Putin, aber 
auch von Trump ernst genommen. Auch hier erwarte ich, 
dass Deutschland Verantwortung übernimmt und voran-
geht.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Thomas Silberhorn [CDU/CSU])

Und drittens gehört dazu, dass wir die in Europa ein-
gefrorenen russischen Vermögenswerte für die Ukraine 
nutzbar machen. Diese Mittel sind notwendig, um die 
Ukraine weiterhin finanziell zu stützen und ihre militäri-
sche Handlungsfähigkeit zu sichern – auch mit Blick auf 
mögliche Verhandlungen. Zugleich sind sie ein hoch-
wirksames politisches Druckmittel gegen Russland. Die 
heftigen Reaktionen aus Moskau, als die Vermögen kürz-
lich dauerhaft eingefroren wurden, zeigen doch eindeu-
tig, wie sensibel dieser Hebel ist

(Tino Chrupalla [AfD]: Immer weiter! Immer 
weiter!)

und wie empfindlich Russland dadurch getroffen werden 
kann. Die Vorschläge dazu, wie die Nutzung dieser Gel-
der rechtssicher möglich ist, liegen auf dem Tisch. Auch 
hier erwarte ich eine deutsche Führungsrolle – eine Füh-
rungsrolle, die Verantwortung übernimmt

(Peter Boehringer [AfD]: Am besten der deut-
sche Steuerzahler!)

und es unseren europäischen Partnern mit berechtigten 
rechtlichen Sorgen ermöglicht, diesen Schritt gemeinsam 
zu gehen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, die vergangenen 
Tage haben doch einmal mehr gezeigt: Wenn Europa ge-
schlossen handelt, wenn wir geeint auftreten, dann haben 
wir Gewicht – auch in diesem Konflikt, der unsere ur-
eigene Angelegenheit ist. Es sind Schicksalstage in Eu-
ropa. Aber wir haben es in der Hand! Denn wir verfügen 
über entscheidende Hebel: die Perspektive eines EU-Bei-
tritts der Ukraine, unsere wirtschaftliche Stärke und nicht 
zuletzt die in Europa eingefrorenen russischen Ver-
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mögenswerte. Hier liegt die zentrale Aufgabe für den 
Europäischen Rat morgen und übermorgen. Dafür 
braucht es Pragmatismus und politischen Mut. Wir müs-
sen unsere geopolitische Handlungsfähigkeit beweisen –

Vizepräsident Omid Nouripour:
Frau Kollegin, Sie müssen zum Ende kommen.

Siemtje Möller (SPD):
– für eine souveräne Ukraine, für ein starkes Europa 

und den langfristigen Frieden auf unserem Kontinent. 
Dafür bestmöglichen Erfolg, Herr Bundeskanzler!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Dr. Bernd Baumann von der AfD ist der 

nächste Redner.

(Beifall bei der AfD)

Dr. Bernd Baumann (AfD):
Herr Präsident! Die USA sehen Europa in höchster 

Gefahr, ihre neue Nationale Sicherheitsstrategie stellt 
fest: Europa wird durch eine irrwitzige links-grüne Kli-
ma- und Industriepolitik wirtschaftlich stranguliert.

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Oah!)

Es verliert seine Industrien, seinen Wohlstand. Schlim-
mer noch – so das US-Papier –, Europa verliert zuneh-
mend seinen europäischen Charakter. Durch rasante, un-
gesteuerte Massenmigration aus Orient und Afrika ist es 
in Gefahr, kulturell geradezu aufgelöst und zerstört zu 
werden. Die Regierung der Vereinigten Staaten spricht 
hier aus, was der Großteil der Bürger hierzulande schon 
lange denkt und wovor die AfD seit Jahren warnt.

(Beifall bei der AfD)

Die USA, die älteste und stärkste Demokratie der Welt, 
spricht sogar von einer zivilisatorischen Auslöschung 
Europas, einem kulturellen Untergang, der droht; denn 
die Masseneinwanderung nach Europa geht unvermin-
dert weiter, vor allem nach Deutschland. Auch dieses 
Jahr wieder strömen fast eine Viertelmillion Migranten 
aus Orient und Afrika ins Land: über offene Grenzen und 
Familiennachzug.

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Ist doch Blöd-
sinn! Falsche Zahlen!)

Entgegen allen Wahlversprechen, Herr Bundeskanzler, 
und entgegen Ihrer Regierungserklärung gibt es keine 
Migrationswende. Die gibt es nur mit der AfD!

(Beifall bei der AfD)

Was uns erwartet, wenn diese Wende ausbleibt, dafür 
nennt der US-Präsident das Beispiel von London. Be-
stand die Stadt 1960 fast nur aus Einheimischen, machen 
die jetzt nur noch ein Drittel aus, und in einigen Jahren 
wird es nur noch ein Viertel sein – nur noch ein Viertel!

Ungesteuerte Massenmigration führt, für jeden sicht-
bar, zum dramatischen Anwachsen fremder Parallelge-
sellschaften. In etlichen deutschen Städten kann man 
das auch schon sehen.

(Sara Nanni [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Rechte Parallelgesellschaften!)

Immer mehr Stadtbilder – Herr Bundeskanzler, Sie haben 
das Thema ja aufgebracht – werden beherrscht durch 
Zuwanderer aus fremden Kulturen –

(Zuruf der Abg. Sara Nanni [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Afghanistan, Somalia, Pakistan, Syrien – mit fremden 
Werten und Normen, mit rechtlosen Frauen,

(Zuruf der Abg. Siemtje Möller [SPD])
mit Clans, Scharia

(Zuruf des Abg. Andreas Audretsch [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

und einem politischen Islam, der Europa unterwerfen 
will.

(Beifall bei der AfD)
All das sind Kennzeichen der Katastrophe, vor der die 
US-Regierung jetzt warnt und vor der wir immer gewarnt 
haben.

(Beifall bei der AfD)
Das Problem sind nicht etwa „die Ausländer“. Es sind 

nicht Chinesen, Japaner oder Inder, auch nicht Migran-
ten,

(Siemtje Möller [SPD]: Es sind die rechten 
Brandstifter!)

die sich seit Jahrzehnten hier hervorragend integriert ha-
ben und oft genug sogar die AfD wählen, sondern es sind 
vor allem Migranten aus Orient und Afrika, den Haupt-
herkunftsgebieten der Asylzuwanderung. Unter diesen 
sind zum Beispiel Gewaltverbrecher zehnmal häufiger 
als im Rest der Bevölkerung. Unfassbar, meine Damen 
und Herren!

(Beifall bei der AfD – Dr. Johannes Fechner 
[SPD]: Das stimmt doch gar nicht! Falsche 
Zahlen!)

– Da brauchen Sie nur in die Kriminalitätsstatistik gu-
cken.

(Zurufe der Abg. Dr. Johannes Fechner [SPD] 
und Siemtje Möller [SPD])

Die USA sehen in dieser Migration eine fundamentale 
Schwächung Europas, einen Niedergang,

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Räumen Sie erst 
mal in Ihrer Fraktion auf!)

eine Auflösung aller Ordnung: kulturell, wirtschaftlich, 
politisch.

(Zuruf der Abg. Sara Nanni [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Und die USA wollen alles in ihrer Macht Stehende tun, 
um dem entgegenzuwirken. „Gut so!“, kann man da nur 
sagen.
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(Beifall bei der AfD)

Laut ihrer neuen Sicherheitsstrategie wollen die USA 
künftig noch stärker Europa als Partner in der globalen 
Auseinandersetzung gewinnen;

(Siemtje Möller [SPD]: Das stimmt doch 
überhaupt nicht!)

denn Europa und die USA sind zusammen die abendlän-
disch-europäische Zivilisation. Deshalb heißt es im Stra-
tegiepapier der US-Regierung wörtlich: Wir wollen, dass 
Europa europäisch bleibt. – Und genau das wollen wir 
auch.

(Beifall bei der AfD)

Die US-Experten analysieren aber noch weiter. Was 
sind denn die Ursachen dieser ganzen Misere? Es ist die 
Politik und die Ideologie einer woken links-grünen 
Klasse

(Zuruf der Abg. Siemtje Möller [SPD])

in Politik und Medien, die Europa im Würgegriff hält,

(Sara Nanni [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das ging bestimmt runter wie Öl, als Sie das 
gelesen haben, oder?)

die offene Grenzen erzwingt und die kulturelle Diversität 
und fremde Vielfalt geradezu anbetet. Diese Klasse stellt 
unsere europäische Geschichte und Kultur als etwas 
Schlechtes, etwas Schuldbehaftetes, Schuldbeladenes 
dar.

(Sara Nanni [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Macht keiner! Keiner macht das!)

Sie unterdrückt so zugleich den Selbstbehauptungswillen 
der Europäer und untergräbt den Widerstand gegen die 
Massenmigration. Die USA fordern Europa jetzt auf, sich 
aus diesem Würgegriff zu befreien. Patrioten sollen das 
Ruder übernehmen und den Kurs wenden.

(Sara Nanni [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Was für welche denn? Die, die aus Washington 
gesteuert werden, oder die, die aus Moskau 
gesteuert werden, oder die, die aus China ge-
steuert werden? Welche Patrioten meinen Sie 
denn?)

Und dafür stehen wir bereit, meine Damen und Herren,

(Beifall bei der AfD)

und wir setzen uns politisch durch gegen alle Wider-
stände dieser links-grünen Klasse.

Das Strategiepapier der US-Regierung kritisiert ja 
auch deutlich, wie sehr diese Klasse die freie Meinung 
in Europa untergräbt,

(Zuruf der Abg. Ina Latendorf [Die Linke])

wie sie den politischen Wettbewerb verfälscht, wie sie all 
jene behindert,

(Sara Nanni [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Sponsored by drei Hauptstädten: Peking, Mos-
kau, Washington! Komisch, Berlin war gar 
nicht dabei!)

diabolisiert und stigmatisiert, die sich für die notwendige 
Umkehr einsetzen. So wird der Wille der Mehrheit miss-
achtet, die Demokratie außer Kraft gesetzt. Wir von der 
AfD wissen ja, was die US-Experten und die US-Regie-
rung hier meinen. Wir wissen das genau.

(Beifall bei der AfD – Zurufe der Abg. Jens 
Spahn [CDU/CSU] und Heidi Reichinnek 
[Die Linke])

Meine Damen und Herren, links-grüne Medien und 
Politiker behaupten jetzt, die USA wollten sich von Eu-
ropa abkoppeln. Nein, das Gegenteil ist der Fall. Die 
USA wenden sich nur ab von einem links-grün-woken 
EU-Europa, das sich selbst zerstört,

(Zurufe von der Linken sowie der Abg. Siemtje 
Möller [SPD])

und wenden sich hin zum wahren Europa, zu einem Eu-
ropa der Patrioten,

(Sara Nanni [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Patrioten, finanziert aus dem Ausland!)

der Nationen, die eng zusammenarbeiten, zu einem Eu-
ropa, das wieder selbstbewusst ist, einem Europa, das 
europäisch bleiben will.

(Beifall bei der AfD)
Gemessen an unseren westlichen Maßstäben – indivi-

duelle Freiheit, Rechtsstaatlichkeit, Meinungsfreiheit, 
Wissenschaft und Fortschritt –, gemessen an diesen Maß-
stäben ist die abendländische europäische Zivilisation mit 
das Beste, was die Geschichte der Menschheit überhaupt 
hervorgebracht hat.

(Zurufe der Abg. Dr. Johannes Fechner [SPD] 
und Heidi Reichinnek [Die Linke])

Deshalb: Make Europe Great Again!
(Beifall bei der AfD – Zurufe der Abg. Sara 

Nanni [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der nächste Redner ist Alexander 

Hoffmann für die CDU/CSU-Fraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Alexander Hoffmann (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Geschätzte Kolleginnen 

und Kollegen! Eine Vorbemerkung. Herr Baumann, ich 
will Ihnen sagen: Ihre Geschichte stimmt doch nicht, 
sondern „Make America Great Again“ bedeutet

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: … Überwindung 
der links-grünen Klasse!)

„America First“ und eben nicht: Europa starkmachen. Sie 
sollten die Geschichte hier nicht völlig auf den Kopf 
stellen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Meine Damen, meine Herren, liebe Freunde, Herr Prä-
sident, das Jahresende ist immer eine Gelegenheit für 
Rückblicke. Rückblickend will ich für diese Arbeitskoa-
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lition feststellen, dass diese Koalition in diesem Jahr bis-
her jedes Thema, das sie angepackt hat – auch an Stellen 
mit schwierigen Diskussionen –, zu Ende gebracht hat.

(Stephan Brandner [AfD]: Aber wie ist die 
Frage! Nicht zum Nutzen Deutschlands!)

Das unterscheidet uns von der Ampel und ist ein großer 
Erfolg.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Dr. Matthias Miersch [SPD] – Zurufe von der 
AfD sowie des Abg. Helge Limburg [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Wir sind getragen, meine Damen, meine Herren, von 
einer Lust am Gelingen.

(Tino Chrupalla [AfD]: Das sieht man ja, Herr 
Hoffmann! Es gelingt einfach alles nicht! 
Nichts!)

Das ist was anderes als Ihre Lust am Scheitern in der 
AfD. Und ich will sagen: Am Ende dieses Jahres steht 
diese Koalition, liebe Kolleginnen und Kollegen, so sta-
bil wie noch nie.

(Zuruf des Abg. Ates Gürpinar [Die Linke])
Vor vier Wochen müssen wir feststellen,

(Tino Chrupalla [AfD]: Mussten wir! Ist Ver-
gangenheit! Nicht „müssen“!)

dass Europa vielleicht für einen kleinen Augenblick, 
würde ich sagen, stillstand, nämlich angesichts des 28- 
Punkte-Planes: ein Diktatfrieden, der eine epochale Ver-
schiebung der Sicherheitsarchitektur in Europa, so wie 
wir sie kennen, bedeutet hätte.

Viele Medien haben damals geschrieben: Europa und 
die Bundesrepublik Deutschland stehen am Spielfeld-
rand. – Aber ich will Ihnen sagen, liebe Kolleginnen 
und Kollegen, es war noch viel schlimmer: Wir standen 
nicht am Spielfeldrand, sondern wir als Europäer und als 
Bundesrepublik Deutschland waren der Spielball. Des-
wegen ist es eine historische Leistung unseres Bundes-
kanzlers, dass es ihm gelungen ist, mit Diplomatie Eu-
ropa und die Bundesrepublik Deutschland aus dieser 
Rolle des Spielballs herauszuholen. Wir stehen heute 
nicht am Spielfeldrand, sondern dank Ihnen, Herr Bun-
deskanzler, spielen wir auf dem Spielfeld mit. Dafür ein 
großes Dankeschön!

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)
Wir können jetzt aktiv in diesem Konflikt unsere Interes-
sen wahrnehmen, für Europa kämpfen, für bundes-
republikanische Interessen kämpfen. Sie prägen damit 
Geschichte mit, Herr Bundeskanzler. Sie sind Führungs-
figur in Europa, genau die, die es jetzt braucht, und 
Deutschland ist zurück auf der internationalen Bühne.

Zur selben Zeit reist die AfD nach Russland, nach 
Amerika.

(Tino Chrupalla [AfD]: Oh! Ist verboten?)
Die Strategie dahinter ist relativ einfach zu erklären. Die 
Botschaft soll nämlich sein: Also wir können ja mit allen 
reden. – Das Problem ist aber, dass Sie – wir haben es 
vorhin gemerkt – nicht über die entscheidenden Dinge 
reden.

(Tino Chrupalla [AfD]: Das wissen Sie doch 
gar nicht! Waren Sie dabei? Sie waren doch 
nicht dabei!)

Denn Sie reden mit den Amerikanern eben nicht darüber, 
was ein Diktatfrieden für die Sicherheitsarchitektur in 
Europa und für die Sicherheit der Bundesrepublik 
Deutschland bedeuten würde.

(Tino Chrupalla [AfD]: Und Sie reden mit 
niemandem bzw. mit den Falschen!)

Und Sie reden eben auch nicht darüber, warum eigentlich 
die USA Zugriff auf die eingefrorenen russischen Ver-
mögen brauchen.

(Zuruf des Abg. Tino Chrupalla [AfD])
Stattdessen ist es so, dass Sie sich immer nach demselben 
Muster eine Projektionsfläche suchen, von der Sie über 
Deutschland schimpfen können,

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Nein! Über Sie 
schimpfen wir!)

mit der Folge, dass Sie in zufriedene Gesichter Ihrer 
Zuhörer gucken, die Ihnen dann auch noch zunicken.

Ich will Ihnen schon mal sagen: Wenn man bei dem 
Thema Außenpolitik hier in diesem Haus so dickbackig 
auftritt, wie Sie das tun, dann muss man sich zumindest 
den Vorwurf der Maulheldendiplomatie gefallen lassen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)
Ich würde aber vor allem sagen, dass das, was Sie ma-
chen, eine Anti-Deutschland-Diplomatie ist. Sie reden 
doch immer von deutschen Interessen. Wenn ich aber 
einen Strich drunter mache, muss ich feststellen, dass 
Sie im Ausland eben nicht Vertreter deutscher Interessen 
sind, sondern Verräter deutscher Interessen, meine Da-
men und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN – Lachen bei der AfD)

Deutschland steht – ich habe es eingangs skizziert – 
vor epochalen Herausforderungen. Es schließt sich ein 
Stück weit der Kreis der Geschichte; denn der Schlüssel 
für die Lösung ist in vielerlei Hinsicht die europäische 
Idee, die vom Gedanken getragen ist, dass wir gemein-
sam sehr viel stärker sind als ein einzelner nationaler 
Staat.

Aber machen wir uns ehrlich: Die europäische Idee, 
Europa droht die Menschen zu verlieren, von denen es 
getragen wird. Die Menschen glauben nicht mehr an Eu-
ropa. Sie empfinden es als zu schwerfällig, zu bürokra-
tisch,

(Peter Boehringer [AfD]: Wo das wohl her-
kommt?)

zu ideologisch. Auch an dieser Stelle setzen diese Koali-
tion und diese Bundesregierung an. Wir haben das EU- 
Lieferkettengesetz abgeschwächt. Wir haben die europäi-
sche Entwaldungsverordnung zum Jahreswechsel ge-
stoppt, dank des Engagements unseres Bundeslandwirt-
schaftsministers Alois Rainer.

(Beifall bei der CDU/CSU)
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Und wir nehmen eine Verschärfung und völlige Neuaus-
richtung des Gemeinsamen Europäischen Asylsystems 
vor mit einer neuen Migrationspolitik durch unseren 
Bundesinnenminister Alexander Dobrindt.

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Hat Frau Faeser 
vorbereitet!)

Meine Damen, meine Herren, diese Bundesregierung 
ist auch eine treibende Kraft bei der Frage: Aus vom 
Verbrenner-Aus? Ich will es ganz deutlich sagen: Die 
Vorschläge der Kommission von gestern gehen in die 
richtige Richtung; aber sie sind zu wenig.

Ich will da schon zu Ihnen von den Grünen was sagen. 
Frau Dröge, in Ihrer Rede heute griffen Sie eine Formu-
lierung von Ihnen auf, die Sie gestern benutzten. Ich 
zitiere:

„Wer in einer Phase akuter Wirtschaftsschwäche Zu-
kunftstechnologien bekämpft, gefährdet mutwillig 
hunderttausende Industriearbeitsplätze […].“

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN – Katharina Dröge 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Genau! Da-
mit meine ich Sie!)

Ich will in Ansehung dieses Satzes feststellen: Ich glaube, 
Sie fahren mal wieder auf der völlig falschen Spur. Denn 
richtig ist: Wer in einer Phase akuter Wirtschaftsschwä-
che hocheffiziente Gegenwartstechnologie

(Lachen bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN – Zuruf vom BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN: „Gegenwartstechnolo-
gie“!)

einfach wegverbietet, der gefährdet mutwillig Hundert-
tausende von Arbeitsplätzen in Deutschland, Frau Dröge.

(Beifall bei der CDU/CSU – Katharina Dröge 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Wissen Sie, 
wie alt der Verbrenner ist? 150 Jahre alt! – 
Zuruf des Abg. Boris Mijatović [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Sie haben nichts verstanden. Ihre ideologische Kopf- 
durch-die-Wand-Politik hat Sie hier auf die Oppositions-
bank zurückgebracht.

(Sara Nanni [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Deswegen verkauft China jetzt so viel Autos, 
oder was?)

Das Aus vom Verbrenner-Aus, meine Damen, meine Her-
ren, muss kommen,

(Zuruf von der Linken: Quatsch!)

und zwar nicht nur als hohle Phrase, sondern als ein hand-
festes Versprechen. Denn wir müssen Europa wachrüt-
teln. Wir haben die Aufgabe, dafür zu sorgen, dass die 
Menschen wieder an Europa glauben und es gerne tragen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Ich erteile das Wort für die nächste 

Rede Sara Nanni von der Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Meine Damen und Herren! Lieber Herr Bun-
deskanzler, ich war am 22. Mai dabei, als Sie in Vilnius 
sagten: Der Schutz von Vilnius ist der Schutz von Ber-
lin. – Das hat vor Ort und auch bei mir viel Eindruck 
gemacht. Ich nehme Ihnen auch ab, dass Sie sich dieser 
Tage und auch in der letzten Woche für die europäische 
Einigung eingesetzt haben. Nur, was ich nicht verstehen 
kann, ist, wie, wenn am 21. November der 28-Punkte- 
Plan die Öffentlichkeit erreicht – wir haben ja gerade 
gesehen, wie er von rechts außen schon als Pitch ver-
standen wird –, Sie an dem gleichen Abend noch, anstatt 
direkt in die Krisendiplomatie einzusteigen, zur IHK 
nach Arnsberg fahren können. Das kann ich tatsächlich 
nicht verstehen.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Vier Wochen später sind wir in einem anderen Modus, 
und dafür bin ich sehr dankbar. Aber in diesem Tempo auf 
Krisen zu reagieren, ist zu langsam.

Die Nationale Sicherheitsstrategie der USA, die in der 
letzten Woche erschienen ist, erklärt Europa zur Einfluss-
zone Russlands. Wie man dann so tun kann, als würden 
die Amerikaner immer noch an unserer Seite stehen, kann 
ich auch nicht verstehen. Diese Euphorie teile ich explizit 
nicht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Was ich mir wünschen würde, Herr Bundeskanzler, ist, 
dass Sie einmal klar und deutlich sagen: Europa kann und 
Europa wird weiter gegen die russische Aggression vor-
gehen, mit oder ohne Washington. – Und es gibt Men-
schen, die solch eine Botschaft auch hören wollen. Nicht 
nur die Bevölkerung hier in Deutschland möchte sich 
sicher sein, dass unsere Sicherheit eben nicht nur von 
Donald Trump abhängt, sondern auch die Menschen, 
die jetzt schon an der Ostflanke der NATO für dieses 
Land ihren Dienst leisten. Sie stehen im Ernstfall bereit 
mit Leib und Leben, und sie haben die Hoffnung, dass Sie 
politisch alles tun – das teile ich auch; und ich wünsche 
Ihnen viel Fortune für dieses Vorhaben –, damit dieser 
Ernstfall niemals eintritt.

Danke schön.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Janina Böttger spricht als Nächste für 

die Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der Linken)
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Janina Böttger (Die Linke):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Der nächste Europäische Rat redet – ja – über 
Krieg und Frieden, über die Ukraine, und das natürlich zu 
Recht. Aber er redet auch über den europäischen Haus-
halt, über Prioritäten im nächsten Jahrzehnt und damit 
auch über die Zukunft Europas. Und was sehen wir? 
Die Kommission unter Ursula von der Leyen plant eine 
massive Verschiebung: weg vom Sozialen, hin zur Auf-
rüstung, weg von Arbeitnehmer/-innenrechten, hin zu 
den Bossen. Während die Rüstungsetats explodieren, 
bleibt der soziale Zusammenhalt auf der Strecke. Das 
ist die Wahrheit, und darüber müssen wir reden.

(Beifall bei der Linken)
Europas Stärke entsteht auch aus Sicherheit im Alltag, 
aus starken Rechten der Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer, aus Bildung, aus Wissen und aus Innovation. 
Und eine Gesellschaft wird nicht widerstandsfähiger ge-
gen Hass und Hetze, wenn man im Sozialen kürzt. Ganz 
im Gegenteil: Sie wird stark, wenn Menschen sich sicher 
fühlen vor Armut, vor Arbeitslosigkeit und vor sozialem 
Abstieg. Das ist der Unterschied.

(Beifall bei der Linken)
Wir haben hier über die Rente gestritten, und wir strei-

ten weiter. Die Linke sagt ganz klar: Rente ist eine Ver-
sicherungsleistung. Sie gehört geschützt. Und sie gehört 
endlich in eine solidarische Erwerbstätigenversicherung 
für alle.

(Beifall bei der Linken)
Aber die Bundesregierung sagt: mehr Privatisierung, 
mehr für die Kapitalmärkte. Und die Europäische Union 
folgt diesem Weg. Riester II und die Aktienrente für ganz 
Europa: Das ist kein Fortschritt. Das ist ein Irrweg. Und 
das wissen die Menschen auch.

(Beifall bei der Linken)
Doch dieser Kurs passt ins Gesamtbild: Konservative 

und Rechtsextreme arbeiten im Europäischen Parlament 
immer stärker zusammen. Die EVP stimmt mit den Fein-
den der europäischen Idee, mit den Feinden der Demo-
kratie. Das Ergebnis ist Deregulierung, weniger Arbeits- 
und Umweltschutz: bei der Entwaldungsverordnung – 
wir haben es heute schon gehört – und beim Lieferket-
tengesetz. Wie kann man als CDU darauf noch stolz sein!

(Beifall bei der Linken)
Was uns als „Vereinfachung“ verkauft wird, ist der 

Abbau sozialer Rechte und sozialer Verantwortung. Stan-
dards werden verhandelbar, Kontrollen ausgehöhlt. Das 
stärkt nicht Europa. Das stärkt allein Konzerninteressen. 
Was wir brauchen, ist etwas anderes, nämlich eine soziale 
Europäische Union.

(Beifall bei der Linken)
Und zum Schluss: Mercosur. Dieses Abkommen passt 

nicht zu unseren Zielen. Klimaschutz und Regenwaldzer-
störung schließen sich aus. Und ja, Herr Bundeskanzler, 
in Erwiderung auf Sie: Europa ist nicht zuerst ein Markt. 
Europa ist zuerst ein politisches Projekt des Zusammen-
wachsens.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der Linken)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Ich erteile das Wort für die nächste 

Rede Johannes Schraps für die SPD-Fraktion.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Johannes Schraps (SPD):
Verehrter Herr Präsident! Herr Bundeskanzler! Liebe 

Kolleginnen und Kollegen! Die letzten Tage haben ge-
zeigt und auch diese Debatte hat, wie ich finde, gezeigt, 
dass dieser Europäische Rat in einer ganz entscheidenden 
Phase stattfindet. Denn in den kommenden Tagen geht es 
um Europas Fähigkeit, Verantwortung zu übernehmen, 
darum: Sind wir Zuschauer der Weltpolitik, oder ist Eu-
ropa gemeinsam handlungsfähig?

Der Ukrainegipfel diese Woche in Berlin hat gezeigt, 
Europa übernimmt Verantwortung, gemeinsam mit den 
USA, aber mit klarer eigener Stimme. Ich finde, Siemtje 
Möller hat das eben sehr treffend beschrieben. Es ist gut, 
nicht auf andere zu warten, sondern eigene Vorschläge für 
Frieden und Sicherheit auf den Tisch zu legen. Diese 
Führungsstärke gilt es jetzt auch beim Europäischen Rat 
unter Beweis zu stellen, verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des Abg. Helge Limburg 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Eine zentrale Frage, die heute hier auch breit diskutiert 
worden ist, lautet: Was geschieht mit den in der EU ein-
gefrorenen russischen Vermögenswerten? Es geht um 
mehr als 200 Milliarden Euro, um Gelder eines Staates, 
der einen völkerrechtswidrigen Angriffskrieg führt. Es ist 
ein starkes Signal der Souveränität, dass die EU gehan-
delt hat und diese Vermögenswerte jetzt dauerhaft ein-
gefroren hat. Nun müssen diese Gelder auch der Ukraine 
zugutekommen. Eine Nichtentscheidung in dieser Frage – 
da hat Kanzler Merz absolut recht – würde die Hand-
lungsfähigkeit der EU auf Jahre hinaus beschädigen. 
Auch deshalb ist es so wichtig, die rechtlichen und die 
finanziellen Bedenken Belgiens auszuräumen und eine 
Lösung umzusetzen.

(Peter Boehringer [AfD]: Die gibt es aber 
nicht!)

Ich habe schon in der Debatte in der vergangenen Sit-
zungswoche zu dieser Thematik gesagt, Russland wird 
für die verheerenden Schäden dieses Angriffskriegs zah-
len müssen. Gleichzeitig braucht die Ukraine unsere un-
gebrochene Solidarität, sie braucht verlässliche militäri-
sche Unterstützung, sie braucht humanitäre Hilfe, und sie 
braucht langfristige finanzielle Zusagen. Das ist eine 
klare europäische Entscheidung. Nicht Washington ent-
scheidet darüber, nicht Moskau, sondern wir Europäer, 
verehrte Kolleginnen und Kollegen! Und das ist richtig 
so.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des Abg. Helge Limburg 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])
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Der Kanzler und auch Matthias Miersch haben in ihren 
Reden dankenswerterweise angesprochen: Das Merco-
sur-Abkommen geht bei den vielen drängenden Themen, 
die wir diskutieren, in der öffentlichen Wahrnehmung im 
Moment fast ein wenig unter. Das Europäische Parlament 
hat am Dienstag den Weg dafür freigemacht. Nun liegt es 
am Rat der Mitgliedstaaten, das Abkommen mit qualifi-
zierter Mehrheit zu beschließen. Auch da wäre eine Ver-
schiebung ein falsches, ich würde fast sagen: ein fatales 
Signal gegenüber unseren Partnern in Südamerika, übri-
gens auch mit Blick auf unsere eigene Wettbewerbsfähig-
keit. In einer Zeit von zunehmendem Protektionismus 
braucht Europa neue Partnerschaften. Deshalb braucht 
es dieses Abkommen, verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Aber Handlungsfähigkeit zeigt sich nicht nur an Ab-
kommen, sondern auch darin, ob wir zu unseren Zusagen 
stehen. Der russische Angriffskrieg verdeutlicht das, wie 
ich finde, ganz besonders. Die EU-Erweiterung ist kein 
Selbstzweck, sondern eine Investition in Frieden, in Si-
cherheit und in Stabilität. Auch deshalb haben wir der 
Ukraine eine europäische Perspektive gegeben. Und 
auch deshalb stehen wir so klar dazu. Aber auch andere 
Beitrittskandidaten dürfen in diesem Sinne nicht aus dem 
Blick geraten. Der Grundsatz bleibt dabei völlig klar: Wer 
Reformen umsetzt, wer Rechtsstaatlichkeit stärkt, der 
muss beim Beitritt auch vorankommen können, verehrte 
Kolleginnen und Kollegen.

Dieser Europäische Rat ist also entscheidend: bei den 
russischen Vermögenswerten, beim Mercosur-Abkom-
men und auch bei der Frage der EU-Erweiterung. Überall 
geht es um die Frage: Ist Europa bereit, souverän zu 
handeln und Verantwortung in dieser Welt zu überneh-
men? Als SPD-Bundestagsfraktion stehen wir für ein 
solches starkes, handlungsfähiges Europa, solidarisch 
mit der Ukraine, offen für neue Partnerschaften und ent-
schlossen, wenn es darum geht, unsere gemeinsame Si-
cherheit zu stärken und zu verteidigen.

Lassen Sie uns also, Herr Bundeskanzler, dafür sorgen, 
dass dieser Europäische Rat in den nächsten Tagen als der 
Moment in Erinnerung bleibt, in dem Europa geliefert 
hat.

Vielen herzlichen Dank fürs Zuhören.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Peter Boehringer ist der nächste Redner 

für die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Peter Boehringer (AfD):
Herr Präsident! Mit aller Macht wollen CDU/CSU, 

SPD und Grüne noch kurz vor einem Waffenstillstand

(Sara Nanni [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Nicht kurz davor!)

weitere 200 Milliarden Euro für Waffen heben: für den 
unseligen Ukrainekrieg, der nie der unsere war, ohne 
Rücksicht auf Recht und Menschenleben, aber auch 
ohne Beachtung der ökonomischen Folgen. In Artikel 122 
AEUV ist klar geregelt, dass die EU nur einem Mitglied-
staat finanziell Notbeistand gewähren darf. Die Ukraine 
ist aber kein Mitglied. Der unter Umgehung von Veto-
rechten herbeigeführte Ratsbeschluss war bereits dadurch 
rechtswidrig, Herr Kanzler.

(Beifall bei der AfD)

Und der zweite Schritt, den Sie, Herr Merz, für den 
EU-Rat vorbereiten, wäre noch abwegiger: eine gesetzli-
che Weisung an Finanzinstitutionen, Vermögen eines 
souveränen Staates zugunsten der Ukraine zwangszuver-
wenden. Nahezu jede kompetente Partei ist gegen diesen 
Enteignungsplan. Der belgische Premierminister sagte 
dazu: Selbst während des Zweiten Weltkriegs wurde 
das Geld Deutschlands nicht beschlagnahmt. Ich habe 
alle europäischen Kollegen gefragt, ob sie bereit wären, 
die belgischen Risiken zu teilen. Nur Deutschland hat 
gesagt, dass es dazu bereit sei.

Herr Merz ist somit der Einzige, der bereit ist, den 
riesigen und sicher eintretenden Schaden zu tragen bzw. 
Sie, die deutschen Steuerbürger, dafür zahlen zu lassen. 
Herr Merz, Sie fügen an dieser Stelle entgegen Ihrem 
Amtseid dem deutschen Volke Schaden zu.

(Beifall bei der AfD – Sara Nanni [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Darunter geht’s nicht, 
ne?)

Bei Euroclear liegen 42 Billionen Euro internationaler 
Vermögenswerte. Das Vertrauen in Rechts- und Eigen-
tumssicherheit in der EU würde durch eine solche Kon-
fiskation dramatisch gestört. Die CEO von Euroclear 
befürchtet zu Recht, die Enteignung könne das Finanz-
system destabilisieren. Sie versucht, den Politikern die 
Realität zu erklären.

Von keiner einzigen Partei, bei der russische Vermögen 
liegen, gibt es bislang Garantiezusagen: weder von Groß-
britannien noch von Japan noch von Belgien noch von 
den französischen Banken unter Macron, die auch stark 
betroffen wären. Sogar die EU-eigene EZB und auch der 
IWF lehnen die Beschlagnahmung ab. Auch sie warnen 
vor einer Kapitalflucht aus dem Euroraum. Nur Herr 
Merz und Frau von der Leyen riskieren aus rein ideologi-
schen Gründen Glaubwürdigkeit, Stabilität und womög-
lich sogar den Frieden.

(Beifall bei der AfD)

Herr Merz, Sie wollen doch ein großer Staatsmann 
sein. Doch Sie sagen ernsthaft, fremdes Staatsvermögen 
sei nicht unantastbar, sondern politisch zweckgebunden 
und willkürlich nutzbar. Da wird sich der Globale Süden 
natürlich fragen: Sind unsere Vermögen in EU-ropa noch 
sicher? Müssen wir nicht noch schneller eigene Zah-
lungssysteme aufbauen? Das wird ohnehin schon ge-
macht. Genau so wird die Polarisierung der Welt beför-
dert! Die EU beschleunigt globale Divergenz, anstatt 
Zusammenarbeit, Handel, einheitliches Recht und Frie-
den zu fördern.

(Beifall bei der AfD)
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Zudem wird der Krieg – wir haben es heute schon 
zweimal gehört – sinnlos und ohne jede Ergebnisände-
rung verlängert – wie schon einmal im Frühsommer 
2022. Es gibt noch mehr Tote, noch mehr Verletzte. Letz-
ten Endes fürchten Sie das Kriegsende; denn dann wird 
die Rechnung aufgemacht. Sie können dann den Nieder-
gang der deutschen Wirtschaft nicht mehr auf Putin schie-
ben. Und so stellt man sich lieber gegen den Frieden, nur 
weil man die Fehlerhaftigkeit der eigenen Politik mit 
absoluter Sturheit nicht einsehen kann und will.

(Beifall bei der AfD)

Herr Merz, Sie sagten vor ein paar Tagen beim CSU- 
Parteitag:

„Wir haben ein Gerüst von Werten. […] es steht 
nichts weniger auf dem Spiel als […] Frieden, 
Rechtsstaat, Demokratie, Liberalität. […] Und dafür 
müssen wir kämpfen.“

Das ist Ihr Zitat. Sie haben recht: Wir kämpfen genau 
dafür, aber notfalls ohne Sie.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die CDU/CSU-Fraktion darf ich Patricia Lips das 

Wort erteilen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Patricia Lips (CDU/CSU):
Herr Präsident! Kolleginnen und Kollegen! Die Euro-

päische Union befindet sich in einer Phase grundlegender 
Weichenstellungen; wir haben es heute vielfach gehört. 
Einmal mehr ist man versucht zu sagen: Es ist heute 
deutlich komplexer und auch bedrohlicher.

Frieden, Freiheit, Sicherheit und Wohlstand – am Ende 
unsere gemeinsamen Werte und unser Zusammenhalt – 
stehen angesichts historischer Umwälzungen zunehmend 
nahezu gleichzeitig unter Druck. Umso mehr ist es von 
Bedeutung, dass vom anstehenden Treffen des Europäi-
schen Rates gleich an verschiedenen Punkten ein starkes 
Signal der Entschlossenheit ausgeht. Die Zeit dafür ist 
jetzt.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Wir haben es bereits gehört. Ich betone es auch gerne 
noch einmal: Nur aus Stärke erwachsen Frieden und Frei-
heit. Das ist eine Einsicht, die wir im Zuge des völker-
rechtswidrigen Angriffskrieges Putins gegen die Ukraine 
wieder erkennen und in Teilen auch wieder erlernen müs-
sen.

Frieden und Freiheit sind eben nicht selbstverständ-
lich. Sie haben ihren Preis. Aber beides, Kolleginnen 
und Kollegen, ist für das Miteinander und das Leben, 
wie wir es kennen, das wir auch so aufrechterhalten wol-
len, unerlässlich.

Mindestens ebenso gilt aber: Nur aus wirtschaftlicher 
Stärke erwächst Wohlstand. Nicht nur, aber gerade in 
technologischen Schlüsselbereichen steigt der Hand-
lungsdruck, um Europas Wettbewerbsfähigkeit, digitale 
Souveränität und Sicherheit zu gewährleisten. Der Aus-
tausch von Waren, Dienstleistungen, Rohstoffen und Ka-
pital ist auf der Welt zunehmend zu einem taktischen 
Machtinstrument geworden. In diesen Wochen, Monaten 
und vielleicht auch wenigen Jahren entscheidet sich des-
halb, ob Europa eine eigenständige Wirtschaftsmacht 
bleibt oder ob wir zunehmend zum Spielball anderer 
großer Wirtschaftszentren werden.

Wir brauchen schnellere Verfahren, offene Märkte. 
Gerne wiederhole ich es auch noch einmal: Das Freihan-
delsabkommen zwischen den Mercosur-Staaten und der 
EU muss zur Anwendung kommen. Es ist ein wesentli-
cher Baustein für unsere gemeinsame Wettbewerbsfähig-
keit.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Zum Erfolg gehört ebenso zwingend: Schluss mit un-
zähligen Regulierungen! Unsere Stärke, Kolleginnen und 
Kollegen, kam doch gerade auch aus dem grundsätzli-
chen Vertrauen in die Innovationskraft der Menschen 
als Basis für unseren Wohlstand. Da müssen wir wieder 
hin.

Die Europäische Kommission hat sich auf den Weg 
gemacht, in verschiedenen Schritten konkret zu einer 
Vereinfachung von Vorschriften zu kommen. Das ist ein 
wichtiger Schritt, soweit er konsequent weitergegangen 
wird. Dabei dürfen wir es aber nicht belassen; es reicht 
noch nicht. Lassen wir vor allen Dingen nicht zu, dass die 
Wirkung daraus verpufft, wenn gleichzeitig an anderer 
Stelle zusätzliche Bürokratie wieder neu aufgebaut wird.

Kolleginnen und Kollegen, bei allen überragenden 
Themen dieser Tage steht vor allem eines über allem – 
der Kanzler hat es erwähnt –: die Bedeutung der Hand-
lungsfähigkeit der Europäischen Union.

Ich möchte noch ein Thema kurz ansprechen, nämlich 
die Frage: An welcher Stelle müssen wir intensiv auch an 
einer institutionellen Weiterentwicklung der Europäi-
schen Union arbeiten, und zwar schon jetzt? Wir sehen, 
wie schwierig es zunehmend wird, Entscheidungen zu 
treffen. Ich erinnere daran: Der Epochenbruch und der 
systemische Wettbewerb führen zusätzlich zu einer For-
cierung der Anbindung weiterer europäischer Länder an 
die EU. Beides – Handlungsfähigkeit und auch die Er-
weiterungsfähigkeit – sind ebenfalls untrennbar mit-
einander verbunden.

Kolleginnen und Kollegen, die Europäische Union war 
immer unser Garant für Frieden, Freiheit, Sicherheit und 
Wohlstand. Es handelt sich um eine Wertegemeinschaft, 
die sich aber gerade in Zeiten von Unsicherheit und Kri-
sen bewähren muss, will sie ihre Glaubwürdigkeit nach 
draußen und ihre Akzeptanz nach innen bewahren.

Es wurde in den vergangenen Tagen an wichtigen Stel-
len Vertrauen aufgebaut und vor allem Zusammenhalt 
sichtbar geschmiedet. Auch von meiner Seite aus, Herr 
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Bundeskanzler, dafür ein großes Dankeschön und vor 
allen Dingen in den kommenden Stunden und Tagen 
viel Erfolg! Unsere Unterstützung haben Sie.

Danke schön.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Als letzte Stimme in der Aussprache hören wir 

Dr. Norbert Röttgen, CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Dr. Norbert Röttgen (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Der morgige 18. Dezember wird ein 
historischer Tag – egal wie der Europäische Rat ausgeht. 
Denn es geht – das klingt vielleicht pathetisch, und es ist 
schon oft gesagt worden; aber es ist eine nüchterne Be-
wertung des Vorgangs morgen – um eine Entscheidung 
über die Zukunft Europas. Sie liegt in unseren Händen, in 
europäischen Händen, in den Händen der europäischen 
Regierungs- und Staatschefs. Es ist nicht eine andere 
Macht oder wer auch immer, die entscheidet, sondern es 
geht um einen Akt europäischer Selbstbestimmung, der 
morgen gefordert ist.

Der Gegenstand der europäischen Selbstbestimmung, 
über den morgen entschieden wird, besteht in europäi-
scher Selbstbehauptung. Wir müssen uns selbst behaup-
ten, weil wir bedroht sind. Wir sind bedroht. Es geht um 
uns in Europa, um uns Europäer. Durch einen möglichen 
Erfolg Russlands im Krieg gegen die Ukraine wäre auch 
unsere eigene Sicherheit ganz existenziell, ganz real, ja, 
physisch bedroht.

Weil das so ist, liegt in der Selbstverteidigung der 
Ukraine gleichzeitig jetzt und schon seit Jahren eben 
auch die Selbstverteidigung Europas. Wir unterstützen 
die Ukraine natürlich aus Empathie und Solidarität, aber 
der Kern, der es für uns zu einer historischen Entschei-
dung macht, ist, dass es beim morgigen Europäischen Rat 
in Brüssel um die Entscheidung über unsere Bereitschaft 
und unseren Willen zur Selbstverteidigung geht, meine 
Damen und Herren. Darum geht es. Das steht auf dem 
Spiel. Es geht um unsere eigene Sicherheit!

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

3 Regierungen Europas sind nicht bereit zu dessen Ver-
teidigung – das ist traurig –:

(Peter Boehringer [AfD]: Natürlich sind sie 
bereit! Nur nicht mit 200 Milliarden Euro!)

die Regierungen Ungarns, der Slowakei und Tschechiens. 
24 andere Regierungen sind prinzipiell bereit, Europa zu 
verteidigen.

(Peter Boehringer [AfD]: Das können Sie noch 
gar nicht wissen!)

Aber das Prinzipielle reicht nicht mehr, sondern das, was 
jetzt ansteht und notwendig ist, ist eine Tat, eine Hand-
lung. Morgen muss es konkret werden. Der Wille, dass 

wir Europäer bereit sind, unsere eigene Sicherheit, unsere 
Freiheit, unseren Wohlstand zu verteidigen, muss konkret 
werden, meine Damen und Herren. Darum geht es.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Für diese Aufgabe, für diesen Willen, dass wir uns in 
der Situation akuter Bedrohung selber verteidigen, gibt es 
einen praktisch möglichen und zugleich politisch richti-
gen Weg, nämlich, das Staatsvermögen des Aggressor-
staates zu nutzen, um dem angegriffenen Land durch 
Kreditgewährung die eigene Verteidigung und damit die 
Verteidigung Europas weiter zu ermöglichen. Das ist der 
Gegenstand unserer Selbstbehauptung, unserer Verteidi-
gung, um die es morgen geht.

Wenn man auf der Seite Russlands und dessen Interes-
sen steht, dann ist das eine andere Sache; aber für all 
diejenigen, die auf der Seite unseres Landes und Europas, 
der Freiheit und der Demokratie stehen, ist die Sache 
eindeutig und klar: Es geht um uns und um unsere Zu-
kunft.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Peter Boehringer [AfD]: Das erzählen Sie 
mal Belgien!)

Und obwohl das so eindeutig ist, ist die politische Lage 
einen Nachmittag vor Beginn dieser Sitzung des Euro-
päischen Rates nicht völlig klar. Es gehört zum absoluten 
Ernst dieser Stunden, festzustellen, dass so viel existen-
ziell auf dem Spiel steht und die Frage, ob der Wille zum 
Handeln da ist, noch nicht ganz geklärt ist.

Ich möchte als Europäer sagen, dass niemand in Eu-
ropa glauben soll, dass das Projekt „Europäische Union“ 
dauerhaft Bestand haben wird, wenn die Europäische 
Union nicht den Willen zu ihrer Selbstbehauptung und 
Selbstverteidigung aufbringt. Es ist mit dem Fortbestand 
eines politischen Gebildes nicht vereinbar, wenn diejeni-
gen, die legitimierte Entscheidungsträger sind, nicht be-
reit sind, das eigene politische Gebilde, den eigenen 
Staat, den eigenen Verbund, die eigene Union zu vertei-
digen.

Meine Damen und Herren, wenn das passiert, dann 
wird das die Legitimität, die Autorität und die Akzeptanz 
Europas als politisches Projekt gefährden und beschädi-
gen.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Herr Abgeordneter.

Dr. Norbert Röttgen (CDU/CSU):
Darum sage ich im Interesse Europas: Herr Bundes-

kanzler, alle Europäer wünschen Ihnen morgen Erfolg.
Danke sehr.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)
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Vizepräsident Bodo Ramelow:
Wir kommen zur Abstimmung über den Entschlie-

ßungsantrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen auf 
Drucksache 21/3298. Wer stimmt für diesen Entschlie-
ßungsantrag? – Das ist Bündnis 90/Die Grünen. Wer 
stimmt dagegen? – Das sind Die Linke, SPD, CDU/ 
CSU und AfD. Gibt es Enthaltungen? – Das kann ich 
nicht erkennen. Deswegen stelle ich fest: Der Entschlie-
ßungsantrag ist abgelehnt.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 3: 

Fragestunde 

Drucksache 21/3237

Wir haben 45 Minuten Zeit, also bis 18 Uhr.
Die mündlichen Fragen auf Drucksache 21/3237 wer-

den in der üblichen Reihenfolge aufgerufen.
Ich darf zuerst den Geschäftsbereich des Bundesminis-

teriums für Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Ju-
gend aufrufen.

Zur Beantwortung steht die Parlamentarische Staats-
sekretärin Frau Mareike Lotte Wulf zur Verfügung.

Ich darf die Frage 1 der Abgeordneten Nicole Gohlke, 
Die Linke, aufrufen: 

Plant die Bundesregierung, im Rahmen ihrer Zuständigkeit 
für die politische Bildung zum Beispiel über die Bundeszen-
trale für politische Bildung oder durch eine Initiative in der 
Kultusministerkonferenz (KMK) darauf hinzuwirken, dass 
bundesweit klargestellt wird, dass das Neutralitätsgebot für 
Lehrkräfte nicht mit einer Werteneutralität gegenüber demo-
kratie- und verfassungsfeindlichen Aussagen verwechselt wer-
den darf, um der Verunsicherung durch sogenannte Meldepor-
tale und falsche Interpretationen des Beutelsbacher Konsenses 
entgegenzutreten, und welche Möglichkeiten prüft sie, um zi-
vilgesellschaftliche Träger oder Bundesprogramme so aus-
zustatten, dass sie betroffenen Lehrkräften bundesweit recht-
liche und psychologische Beratung anbieten können?

Mareike Lotte Wulf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Bildung, Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend:

Vielen Dank, Herr Präsident. – Sehr geehrte Frau Ab-
geordnete, ich möchte Ihre Frage wie folgt beantworten: 
Lehrerinnen und Lehrer müssen sich in ihrem ganzen 
Verhalten zur freiheitlichen demokratischen Grundord-
nung bekennen, ihr Amt allerdings grundsätzlich unpar-
teiisch ausführen. Sie dürfen sich also innerhalb der 
Schule nicht parteipolitisch betätigen. Sie sind aber 
gleichzeitig zur Verfassungstreue verpflichtet. Das Lehr-
amt rührt selbstverständlich aus dem Geist der Verfas-
sung. Wenn im schulischen Kontext extremistische, men-
schenverachtende, antisemitische, ausländerfeindliche 
oder islamistische Thesen geäußert werden, müssen diese 
als solche kenntlich gemacht werden, und es muss päda-
gogisch darauf reagiert werden.

Auch Bundesministerin Prien hat bereits mehrfach öf-
fentlich klargestellt, dass Lehrkräfte als Vertreterinnen 
und Vertreter des Verfassungsstaates nicht neutral sind, 
sondern auf dem Boden des Grundgesetzes stehen. Dies 
gilt auch für die Fachkräfte in der Kinder- und Jugend-
arbeit.

Nicole Gohlke (Die Linke):
Vielen Dank, Herr Präsident. – Vielen Dank, Frau 

Staatssekretärin. Der an den Schulen und in der politi-
schen Bildung zugrundegelegte Beutelsbacher Konsens 
ist fast 50 Jahre alt und ist in der Zeit der alten Bundes-
republik geschrieben worden, in der es noch keine so 
unmittelbare Bedrohung oder Gefahr durch eine rechts-
extreme, menschen- und demokratiefeindliche Partei wie 
heute gegeben hat. Viele Träger der politischen Bildung 
und Lehrkräfte wünschen sich deshalb eine Präzisierung 
dieses Beutelsbacher Konsenses, die deutlich macht, dass 
es natürlich Aufgabe von Lehrkräften ist, sich demokra-
tie- und menschenfeindlichen Aussagen entgegenzustel-
len, weil das Kerngedanke unseres Grundgesetzes ist, 
und dass das natürlich keine Verletzung des Gebots zur 
parteipolitischen Neutralität ist.

Meine Frage an Sie wäre deswegen: Wird die Bundes-
regierung hier eine Klarstellung zum Beutelsbacher Kon-
sens veranlassen? Denkbar wäre zum Beispiel eine Ini-
tiative in der Kultusministerkonferenz oder auch eine 
Handreichung durch die Bundeszentrale für politische 
Bildung.

(Beifall bei der Linken)

Mareike Lotte Wulf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Bildung, Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend:

Vielen Dank, Frau Abgeordnete, für die Nachfrage. – 
Die Bundesregierung hat sich bereits in ähnlicher Weise 
zum 16. Kinder- und Jugendbericht geäußert. Und auch 
die Jugend- und Familienministerkonferenz hat eine sehr 
klare Position in diesem Sinne bezogen. Von daher ist 
vonseiten des Bundes hier klargestellt worden, dass sich 
der Beutelsbacher Konsens natürlich nicht auf die partei-
politische Neutralität der Lehrkräfte bezieht, sondern 
dass das Kontroversitätsgebot in der Schule gilt. Ansons-
ten sind an dieser Stelle die Länder verantwortlich, den 
Lehrkräften den Rücken zu stärken.

Nicole Gohlke (Die Linke):
Vielen Dank. – Lehrkräfte, die sich aktuell gegen 

Rechtsextremismus positionieren, werden zum Beispiel 
auf Denunziationsportalen der AfD und in den sozialen 
Medien namentlich diffamiert, ihre Adressen werden öf-
fentlich gemacht, mitunter werden sogar ihre Familien 
bedroht.

(Stefan Schröder [AfD]: Macht Ihre Antifa 
auch!)

Viele von ihnen fühlen sich mit diesen orchestrierten 
rechtsextremen Äußerungen und Angriffen im digitalen 
Raum – die AfD zeigt ja selbst hier, wie man das macht – 
alleingelassen.

Ihr Ministerium hat viele Hundert Millionen Euro zum 
Beispiel in das Kompetenzzentrum Digitale Bildung in-
vestiert. Angesichts der Bedrohung der Demokratie frage 
ich mich: Plant das Ministerium hier etwas Analoges, 
zum Beispiel eine Offensive für Demokratiekompetenz 
oder Ähnliches, wodurch eben Schulleitungen und Lehr-
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kräfte im Umgang mit rechtsextremen Kampagnen und 
Denunziationsportalen und auch in der Abwehr dessen 
geschult und gestärkt werden?

(Beifall bei der Linken)

Mareike Lotte Wulf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Bildung, Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend:

Danke, Frau Kollegin, für die Nachfrage. – Die Mel-
deportale der AfD sind den Ländern ja bekannt. Viele von 
ihnen wurden mittlerweile abgeschaltet oder wegen der 
DSGVO-Nonkonformität entsprechend untersagt. Die 
Kultusminister der Länder haben auch entsprechend rea-
giert und, wie gesagt, den Lehrkräften den Rücken ge-
stärkt.

In unseren Kompetenzzentren für digitales und digital 
gestütztes Unterrichten bieten wir beispielsweise Fortbil-
dungen zur Gestaltung von demokratiefördernder Schule 
oder zur Stärkung der politischen Medienkompetenz an, 
um zum Beispiel Lehrkräfte besser für die Auseinander-
setzung mit Fake News zu fördern.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Vielen Dank. – Damit rufe ich auf die Frage 2 des 

Abgeordneten Dr. Ingo Hahn, AfD: 
Plant die Bundesregierung eigene Maßnahmen, um darauf 

hinzuwirken, dass in Kindertageseinrichtungen Inhalte rund 
um Sexualität oder geschlechtliche Identität erst in einem ge-
eigneten Entwicklungsalter vermittelt werden dürfen, und, 
wenn ja, welche?

Mareike Lotte Wulf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Bildung, Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend:

Vielen Dank, Herr Präsident. – Sehr geehrter Herr Ab-
geordneter Dr. Hahn, die Festlegung und Ausgestaltung 
von Bildungsinhalten für die Förderung von Kindern in 
der Kindertagesbetreuung fällt in die Zuständigkeit der 
Länder. Der Bund setzt jedoch im Achten Buch Sozial-
gesetzbuch den rechtlichen Rahmen für die Förderung 
von Kindern in der Kindertagesbetreuung. Diese hat 
sich unter anderem an Alter und Entwicklungsstand des 
Kindes zu orientieren. Maßgebliche Richtschnur ist im-
mer die Förderung des Kindeswohls.

Darüber hinaus stellt das Bundesinstitut für Öffent-
liche Gesundheit Konzepte zur Sexualaufklärung bereit, 
jeweils abgestimmt auf verschiedene Alters- und Per-
sonengruppen. Dazu gehören auch Materialien für Fach-
kräfte in Kitas oder für Eltern von Kindern im Kitaalter.

Dr. Ingo Hahn (AfD):
Vielen Dank, Frau Staatssekretärin Wulf. – Da hätte 

ich tatsächlich eine Nachfrage. Es ist ja so, dass über 
8 Milliarden Euro aus Bundesmitteln von 2023 bis 2026 
über das KiTa-Qualitätsgesetz hineingeflossen sein wer-
den. Ganz klar ist auch, dass es eben Angebote mit quee-
rem Schwerpunkt gibt. Ich nenne da die Kita Rosarote 
Tiger in Berlin oder die PRIDE Kindergruppe in Ham-
burg. Gleichzeitig ist es so, dass nach jahrelangem An-
stieg die Anzahl der sexualisierten Missbrauchsfälle im-
mer noch auf relativ hohem Niveau ist.

Deshalb meine Fragen: Ist Ihnen bewusst, dass diese 
Gelder auch in solche queeren Tagesstätten reinfließen? 
Gibt es gegenüber dem Bund vonseiten der Länder eine 
Nachweis- und Transparenzpflicht, dass das zumindest 
dokumentiert werden kann?

Mareike Lotte Wulf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Bildung, Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend:

Sehr geehrter Herr Abgeordneter, vielen Dank für die 
Nachfrage. – Es ist natürlich so, dass Konzepte der Se-
xualaufklärung in der Kita immer und zuvorderst alters-
angemessen sein müssen. Sie weisen zu Recht darauf hin, 
dass Sexualaufklärung auch etwas mit Prävention gegen 
sexualisierte Gewalt oder Missbrauch zu tun hat. Bei-
spielsweise muss es ein Anliegen auch schon im Vor-
schulalter sein, dass Kinder Körperteile – eben auch Ge-
schlechtsteile – so benennen können, dass es allgemein 
verständlich ist.

Darüber hinaus geht Sexualaufklärung in der Kita al-
lerdings nicht. Es ist nicht sinnvoll, Kinder mit Vorstel-
lungen erwachsener Sexualität zu konfrontieren. Vor die-
sem Hintergrund sind natürlich die Länder und auch die 
Kommunalaufsichten angehalten, solche Konzepte ent-
sprechend zu prüfen.

Dr. Ingo Hahn (AfD):
Vielen Dank, Frau Staatssekretärin Wulf. – Tatsächlich 

ist es so, dass meine Partei, die AfD, sich eben genau für 
den Schutz der Kleinsten einsetzt. Deshalb kümmern wir 
uns auch hier im Bundestag darum und wollen genau 
wissen, was da passiert.

Einfach nur Körperteile bezeichnen: Selbst das ist 
keine klare Definition. Und weil Sie eben generell zu 
Altersgruppen ausgeführt haben, würde ich schon gerne 
wissen: Welche Altersgruppen sind das denn? Es sind ja 
zumindest jetzt noch keine Schulkinder, und deshalb 
muss man da natürlich auch genau schauen, was da trans-
portiert wird.

Also: Welche Vorgaben zu sexuellen Inhalten – denn 
das ist ja auch ein Kernthema für den Bund, wenn er so 
viel Geld bereitstellt – und in Bezug auf Orientierungen 
gibt es da, auch an die Länder? Gibt es denn Handrei-
chungen des Bundes über solche Leitfäden, Materialien 
oder Booklets, mit Vorgaben zu Anleitungen oder Prak-
tiken für Eltern oder Lehrkräfte?

Mareike Lotte Wulf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Bildung, Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend:

Vielen Dank, Herr Abgeordneter. – Ich finde die For-
mulierung „Praktiken“ etwas missverständlich in diesem 
Zusammenhang. Ich habe eben auf die Veröffentlichun-
gen des Bundesinstituts für Öffentliche Gesundheit hin-
gewiesen, die natürlich immer auf eine altersangemes-
sene Aufklärung entsprechend einer pädagogischen 
Grundeinstellung abzielen. Und es ist Sache der Länder 
und Kommunen, die Überwachung der Kitas hier ent-
sprechend vorzunehmen. Wichtig ist: Wenn es dort miss-
verständliche Konzepte gibt – wir hatten tatsächlich ei-
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nige solche Fälle –, dann ist es Aufgabe der Aufsicht, das 
entsprechend auch zu unterbinden.

Dr. Ingo Hahn (AfD):
Also keine Bundesmaterialien?

Mareike Lotte Wulf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Bildung, Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend:

Doch, vom BIÖG.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für eine weitere Nachfrage darf ich dem Abgeordneten 

Brückner das Wort erteilen.

Maik Brückner (Die Linke):
Vielen Dank. – Thema „Schutz von Kindern und Ju-

gendlichen“. Wir erleben auch heute immer noch, dass 
queere Jugendliche zu Hause rausgeschmissen werden 
oder aus dem Elternhaus fliehen müssen, weil sie von 
ihren Familien nicht akzeptiert werden. Von Trägern der 
Kinder- und Jugendhilfe in meinem Wahlkreis Hildes-
heim weiß ich, dass ihnen für Angebote Gelder fehlen 
und dass sie nicht allen Jugendlichen helfen können. 
Viele Menschen landen auf der Straße. Was will die Bun-
desregierung unternehmen, um diese Jugendlichen zu 
unterstützen und vor Wohnungslosigkeit zu schützen?

(Beifall bei der Linken)

Mareike Lotte Wulf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Bildung, Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend:

Vielen Dank, Herr Abgeordneter, für die Frage. – Die 
Ursprungsfrage richtete sich auf die Sexualaufklärung in 
der Kita. Von daher, finde ich, ist Ihre Frage schon relativ 
weit weg von der Ursprungsfrage. Darauf möchte ich nur 
hinweisen.

Aber natürlich möchte ich auf Ihre Frage antworten. 
Wohnungslosigkeit von Jugendlichen ist natürlich ein 
Thema, das wir auch adressieren, das aber vornehmlich 
in die Zuständigkeit der Kinder- und Jugendhilfe vor Ort 
in den Kommunen fällt. Von daher muss ich hier auch 
wieder auf die Landes- bzw. kommunale Zuständigkeit 
verweisen.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Vielen Dank. – Ich darf die Frage 3 der Abgeordneten 

Nicole Gohlke aufrufen: 
Wie hoch ist nach Kenntnis des Bundesministeriums für 

Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMBFSFJ) 
der Sanierungsbedarf an Schulgebäuden in Deutschland ins-
gesamt, und geht das BMBFSFJ eingedenk dessen davon 
aus, dass das Sondervermögen Infrastruktur und Klimaneutra-
lität mit einem Volumen von 100 Milliarden Euro aus bil-
dungspolitischer Sicht ausreicht, wenn dieses für verschie-
denste Bereiche wie Frauenhäuser bis Verkehrsinfrastruktur 
aufgeteilt werden muss, und, wenn ja, kann das BMBFSFJ 
beziffern, mit welchem konkreten Betrag in Euro eine Schule 
im Bundesdurchschnitt rechnen kann?

Mareike Lotte Wulf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Bildung, Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend:

Vielen Dank, Herr Präsident. – Sehr geehrte Frau Ab-
geordnete, diese Frage treibt Sie sehr um. Sie haben sie 
schon einmal im November gestellt – Frage 51 –, und in 
dieser Frage haben Sie dann tatsächlich auch selbst einen 
Betrag von 67,8 Milliarden Euro für die notwendigen 
Schulsanierungen genannt. Das stammt aus einer Studie 
oder einer Umfrage der KfW, in der man die geschätzten 
Bedarfe der Kommunen einmal erhoben hat. Uns liegt 
tatsächlich keine Erhebung der realen Investitionsbedarfe 
im Aufgabenbereich Schule vor.

Und wie bei der damaligen Antwort auf die Frage 51 
muss ich auch hier noch einmal auf die verfassungs-
mäßige Verantwortung – gerade für den Schulbau ist es 
sehr eindeutig – der Kommunen verweisen. Nichtsdesto-
trotz hat der Bund hier auch gehandelt. Wir haben den 
Ländern 100 Milliarden Euro Sondervermögen zur Ver-
fügung gestellt, welches sie frei an die Kommunen ver-
geben und entsprechend natürlich auch für die Sanierung 
des Schulbaus eingesetzt werden kann, wenn dies vor Ort 
vonnöten ist.

Nicole Gohlke (Die Linke):
Vielen Dank, Herr Präsident. Vielen Dank, Frau Staats-

sekretärin. – Also, wenn Sie die Zahl von 67,8 Milliarden 
Euro, die die KfW für die Sanierung von Schulgebäuden 
veranschlagt, in Zweifel ziehen, fände ich es gut, wenn 
die Bundesregierung eine andere Zahl oder Quelle nen-
nen könnte oder überlegt, wie sie an andere Zahlen kom-
men kann. Ich glaube schon, dass wir darüber genaue 
Kenntnis haben sollten.

Als die schwarz-rote Koalition das Sondervermögen 
mit den Mehrheiten des alten Bundestages beschlossen 
hat, wurde das als historische Chance angekündigt, die 
marode Infrastruktur, insbesondere die kommunale ma-
rode Infrastruktur und auch die schulische, zu beheben. 
Jetzt schaut es in der Realität ein bisschen anders aus. An 
die Bildung sollen momentan 6,5 Milliarden Euro flie-
ßen. Der Sanierungsstau ist vermutlich bei fast 70 Milli-
arden Euro.

Jetzt sind meine Fragen: Wie wollen Sie denn sicher-
stellen, dass die Gelder bei den Schulen ankommen? 
Halten Sie es für vertretbar, dass die Schulen mit eben-
falls unterfinanzierten und bedürftigen Frauenhäusern, 
Krankenhäusern oder auch der Verkehrsinfrastruktur –

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Frau Abgeordnete, es leuchtet rot.

Nicole Gohlke (Die Linke):
– um dieselben zu wenigen Mittel konkurrieren müs-

sen?

(Beifall bei der Linken)
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Mareike Lotte Wulf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Bildung, Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend:

Vielen Dank, Frau Abgeordnete, für die Nachfrage. – 
Es ist ganz einfach: Wir vertrauen da auf die kommunale 
Selbstverwaltung. Es ist tatsächlich so: Die 100 Milliar-
den Euro Sondervermögen – Sie sprechen die 6,5 Milliar-
den Euro an, die wir noch mal zusätzlich aus dem Sonder-
vermögen für Ganztagsausbau und auch für die 
Kitaqualität entsprechend bereitstellen – werden nach 
dem Königsteiner Schlüssel auf die Bundesländer ver-
teilt. Und die Bundesländer entscheiden dann darüber, 
wie viel Geld an die Kommunen geht.

Ich nenne mal das Beispiel Niedersachsen, wo ich her-
komme. Da werden 60 Prozent des Geldes an die Kom-
munen gehen.

(Frauke Heiligenstadt [SPD]: Gute Landes-
regierung!)

Das ist auch sinnvoll so, weil wir Kommunen haben, die 
sehr unterschiedlich ausgestattet sind. Meine Kommune 
hat beispielsweise sehr viel in Schulbau investiert, und 
jetzt kann sie frei entscheiden, wie sie das Geld an ande-
rer Stelle entsprechend investiert, zum Beispiel in den 
Kitaausbau, in den Straßenbau oder auch in die Frauen-
häuser, wenngleich wir dazu auch im Sondervermögen 
tatsächlich noch mal einen Titel haben.

Nicole Gohlke (Die Linke):
Noch eine Nachfrage: Was bedeutet es aus Sicht des 

Ministeriums für die gesellschaftliche Entwicklung, aber 
auch für den demokratischen Zusammenhalt, wenn so 
grundlegende Aufgaben und gesellschaftspolitische Zie-
le, wie zum Beispiel Bildung und Chancengerechtigkeit, 
über befristete Sonderprogramme finanziert werden, an-
statt über eine dauerhafte staatliche Finanzierung abge-
sichert zu sein? Sieht das Bundesministerium da nicht die 
Gefahr, dass elementare öffentliche Güter Stück für Stück 
ausgehöhlt werden und die Teilhabe am Bildungsaufstieg 
zunehmend zum Zufall wird?

(Beifall bei der Linken)

Mareike Lotte Wulf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Bildung, Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend:

Vielen Dank, Frau Kollegin. – Natürlich ist die kom-
munale Infrastruktur ein sehr wichtiges Thema in einer 
Demokratie. Es ist nicht unsere originäre Zuständigkeit; 
aber wir müssen schon gemeinsam darüber nachdenken, 
wie wir die kommunale Infrastruktur sicherstellen kön-
nen. Genau deshalb nehmen wir auch ein Thema in den 
Blick, über das wir heute Morgen gesprochen haben, 
nämlich die Kinder- und Jugendhilfe, wo große Finanz-
belastungen für die Kommunen bestehen. Wir schauen, 
wie wir dort zu Vereinfachungen kommen können, um 
den Kommunen mehr Luft zum Atmen zu geben und 
sicherzustellen, dass die kommunale Infrastruktur auf-
rechterhalten wird. Der Bund kann nur das machen, was 
ich eben beschrieben habe: Wir können über das Sonder-
vermögen helfen und über Investitionen in Kita und in 
den Ganztag.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Vielen Dank. – Ich darf damit die Frage 4 der Abge-

ordneten Mandy Eißing, Die Linke, aufrufen: 
Welche konkreten Schritte plant die Bundesregierung, um 

die im Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD ange-
kündigte bessere Vereinbarkeit von Familie und Beruf für Fa-
milien mit kleinen Kindern umzusetzen, nachdem der Zehnte 
Familienbericht aufzeigt, dass insbesondere Alleinerziehende 
durch unzureichende und unflexible Kinderbetreuung nach 
wie vor stark belastet sind und der Ausbau stagniert?

Mareike Lotte Wulf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Bildung, Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend:

Vielen Dank, Herr Präsident. – Sehr geehrte Frau Ab-
geordnete Eißing, Voraussetzung für die Erwerbstätigkeit 
von Eltern und insbesondere von alleinerziehenden El-
tern ist eine verlässliche Kindertagesbetreuung. Der 
Bund unterstützt die Länder bereits seit 2008 sehr erfolg-
reich mit Investitionsprogrammen bei der Schaffung und 
dem Erhalt von Kitaplätzen. Auch durch das Handlungs-
feld „bedarfsgerechtes Angebot“ im KiTa-Qualitäts-
gesetz werden Maßnahmen der Länder zur Anpassung 
des Betreuungsangebots an die speziellen Bedürfnisse, 
etwa durch längere Öffnungszeiten, was für Alleinerzie-
hende häufig ein Thema ist, oder flexiblere Angebote, 
unterstützt.

Auch aus dem Sondervermögen hat die Bundesregie-
rung den Ländern insgesamt 4 Milliarden Euro für die 
Jahre 2026 bis 2029 für Investitionen in Kindertages-
betreuung und Hochschulinfrastruktur zugesagt. Darüber 
hinaus haben wir die bereits erwähnten 100 Milliarden 
Euro Sondervermögen für die Länder und die kom-
munale Infrastruktur zur Verfügung gestellt. Und ab 
dem 1. August werden wir den Rechtsanspruch auf einen 
Ganztagsplatz in der Grundschule umsetzen und diesen 
auch finanziell unterstützen mit einem Umsatzsteuer-
anteil in Höhe von 2,5 Milliarden Euro für die Jahre 
2026 bis 2029 sowie einem Aufwuchs des Betriebskos-
tenzuschusses mit bis zu 1,3 Milliarden Euro jährlich ab 
dem Jahr 2030.

Mandy Eißing (Die Linke):
Vielen Dank. – Meine Nachfrage bezieht sich auf die 

EU-Richtlinie zur Vereinbarkeit von Beruf und Privat-
leben für Eltern und pflegende Angehörige, die bis heute 
nicht vollständig in deutsches Recht umgesetzt ist. Dazu 
gehört auch ein Anspruch auf bezahlte Freistellung für 
Väter bzw. den zweiten Elternteil direkt nach der Geburt. 
Wann plant die Bundesregierung konkret, hier tätig zu 
werden und einen verbindlichen Elternschutz bzw. eine 
Familienstartzeit gesetzlich auf den Weg zu bringen?

(Beifall bei der Linken)

Mareike Lotte Wulf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Bildung, Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend:

Vielen Dank, Frau Abgeordnete, für die Nachfrage. – 
Es ist tatsächlich so, dass wir in Deutschland die Eltern-
geldregelung haben, die diese EU-Vorgabe bereits mit 
abdeckt, indem man nach der Geburt eines Kindes schon 
einen Monat Elternzeit nehmen kann.
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Mandy Eißing (Die Linke):
Vielen Dank. – Darüber diskutierten wir ja heute 

Abend noch mal.
Meine zweite Nachfrage. Seit Jahren gab es beim El-

terngeld keine Anpassung an die Inflation; für viele Fa-
milien verliert das Elterngeld spürbar an Wert. Das ist 
auch für die Vereinbarkeit von Beruf und Familie schwie-
rig. Plant die Bundesregierung eine Dynamisierung oder 
Erhöhung des Kindergeldes? Und wie steht die Bundes-
regierung zu einer Weiterentwicklung der Partnermonate, 
also zu stärkeren Anreizen für eine partnerschaftliche 
Aufteilung von Erwerbs- und Sorgearbeit?

(Beifall bei der Linken)

Mareike Lotte Wulf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Bildung, Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend:

Vielen Dank, Frau Abgeordnete. – Die Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf zu verbessern, ist erklärtes Ziel 
der Bundesregierung. In diesem Rahmen werden wir uns 
auch das Elterngeld genau anschauen und prüfen, welche 
Möglichkeiten wir für mehr Beteiligung der Väter an der 
Care-Arbeit haben. Das haben wir im Koalitionsvertrag 
entsprechend vereinbart.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für eine weitere Nachfrage darf ich Ates Gürpinar von 

der Fraktion Die Linke das Wort erteilen.

Ates Gürpinar (Die Linke):
Vielen Dank, Herr Präsident. – Vielen Dank, Frau 

Staatssekretärin, für die Gelegenheit zu einer weiteren 
Frage. – Es geht mir bei der Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf auch um die pflegenden Angehörigen, die, 
wenn sie plötzlich einen Angehörigen pflegen müssen, 
häufig die Arbeitszeit reduzieren müssen. Das treibt sie 
häufig nicht nur in psychische Probleme, sondern auch in 
Altersarmut. Was gedenkt die Regierung in diesen Fällen 
zu tun, um die pflegenden Angehörigen damit nicht län-
ger alleinzulassen?

(Beifall bei der Linken)

Mareike Lotte Wulf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Bildung, Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend:

Vielen Dank, Herr Abgeordneter, für die Frage und 
auch für den Hinweis auf das Thema „Vereinbarkeit 
von Pflege und Beruf“. – Das ist tatsächlich ein gesell-
schaftlich relevantes Thema, das mit der Zeit noch weiter 
an gesellschaftlicher Relevanz gewinnen wird.

Wir werden auch hier prüfen, inwieweit wir die beste-
henden Leistungen, die es ja dank des Pflegezeitgesetzes 
schon gibt, entsprechend verbessern können. Allerdings 
werden wir uns in dieser Legislatur natürlich mit den 
Realitäten der Haushaltslage auseinandersetzen müssen. 
Angesichts dieser Rahmenbedingungen werden wir prü-
fen, was wir tun können.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Ich darf der Abgeordneten Simone Fischer das Wort 

erteilen.

Simone Fischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Meine Frage schließt sich an das Thema „Situation 

pflegender Angehöriger“ an. Ministerin Prien hat ja zu 
Beginn ihrer Amtszeit angekündigt, dass sie den Lohn-
kostenersatz für pflegende Angehörige als ein sehr wich-
tiges Instrument erachtet. Inwiefern zeichnet sich konkret 
ab, dass die Bundesregierung den Lohnkostenersatz für 
pflegende Angehörige noch in dieser Legislatur einfüh-
ren wird?

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Mareike Lotte Wulf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Bildung, Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend:

Vielen Dank, Frau Kollegin, für die Nachfrage. – Wie 
gesagt: Die Prüfungen im Haus zu dieser Thematik lau-
fen.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Dann darf ich Frau Dr. Reinalter das Wort erteilen.

Dr. Anja Reinalter (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Danke, Herr Präsident. – Frau Staatssekretärin, Minis-

terin Prien hat die frühkindliche Bildung als Schicksals-
frage für Deutschland und als Überlebensfrage für unsere 
Volkswirtschaft und Demokratie bezeichnet. Wieso stel-
len Sie dann nur 4 Milliarden Euro aus dem Sonderver-
mögen bereit, obwohl der Investitionsbedarf bei 11 Milli-
arden Euro liegt, und öffnen diese 4 Milliarden Euro dann 
auch noch für die Hochschulen?

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Hört! Hört!)

Mareike Lotte Wulf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Bildung, Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend:

Vielen Dank, Frau Kollegin. – Ich habe bereits darauf 
verwiesen, dass wir den Ländern innerhalb des Sonder-
vermögens ebenso 100 Milliarden Euro zur Verfügung 
stellen und diese an die Kommunen für genau diese wich-
tigen Aufgaben weitergereicht werden können.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Damit kommen wir zu Frage 5 des Abgeordneten 

Stephan Brandner, AfD. Diese wird schriftlich beantwor-
tet.

Ich rufe die Frage 6 der Abgeordneten Frau Dr. Anja 
Reinalter, Bündnis 90/Die Grünen, auf: 

Wie positioniert sich die Bundesregierung zur Empfehlung 
des Normenkontrollrates, das Fernunterrichtsschutzgesetz 
vollständig abzuschaffen, und plant sie, durch eigene Maßnah-
men im wachsenden digitalen Weiterbildungsmarkt den Ver-
braucherschutz sowie die Qualität der Bildungsangebote si-
cherzustellen, und, wenn ja, wie?
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Mareike Lotte Wulf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Bildung, Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend:

Vielen Dank, Herr Präsident. – Sehr geehrte Frau 
Kollegin Dr. Reinalter, zur Umsetzung des Koalitions-
vorhabens der Modernisierung des Fernunterrichts-
schutzgesetzes erfolgt derzeit in unserem Haus eine um-
fassende systematische Prüfung des Gesetzes und der 
rechtlichen Grundlagen für den Fernunterricht. Dabei 
sind unter anderem Gesichtspunkte des Verbraucher-
schutzes, der Entwicklung des digitalen Weiterbildungs-
marktes und des Bürokratieabbaus von zentraler Be-
deutung. Im Rahmen dieser Prüfung ist auch die 
Stellungnahme des Normenkontrollrates ein relevanter 
Beitrag, der Berücksichtigung finden wird.

Dr. Anja Reinalter (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Kurz und knackig. Vielen Dank, Frau Staatssekretä-

rin. – Wir leben in Zeiten, in denen der Fachkräftemangel 
auf der einen Seite

(Bernd Schattner [AfD]: Das sieht man bei den 
Grünen, Fachkräftemangel!)

und der Stellenabbau auf der anderen Seite viele Beschäf-
tigte massiv verunsichern. Wir wissen gleichzeitig: Wei-
terbildung ist die Lösung. – Darum möchte ich Sie fragen, 
wann Sie eine echte Weiterbildungsoffensive, nämlich 
die Reform des Aufstiegs-BAföGs und den im Koaliti-
onsvertrag vereinbarten Digitalpakt für die Weiterbil-
dung, auf den Weg bringen werden?

(Beifall der Abg. Filiz Polat [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Mareike Lotte Wulf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Bildung, Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend:

Vielen Dank, Frau Kollegin, auch für die Betonung der 
Bedeutung der Weiterbildung. – Tatsächlich werden wir 
alle Möglichkeiten prüfen, um die Nationale Weiterbil-
dungsstrategie weiterzuentwickeln und so die Weiterbil-
dung zu stärken.

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Prüfen ist der neue Auftrag!)

Dr. Anja Reinalter (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Okay. Ich stelle fest, dass es im Bereich Weiterbildung 

eventuell einen Weiterbildungsbedarf geben könnte. – 
Aber ich möchte Sie doch noch mal ganz konkret fragen, 
wie die Bundesregierung sicherstellen möchte, dass Be-
schäftigte in Zeiten der Transformation nicht alleingelas-
sen werden. Wann übernimmt die Bundesregierung Ver-
antwortung für die Weiterbildung im Land?

Mareike Lotte Wulf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Bildung, Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend:

Sehr geehrte Frau Kollegin, die Bundesregierung über-
nimmt schon seit Jahren Verantwortung für das Thema 
Weiterbildung. Im Rahmen der Allianz für Aus- und Wei-
terbildung zum Beispiel vereinbaren alle Beteiligten, da-
runter die Sozialpartner, seit Jahren in guter Zusammen-

arbeit, wie die Weiterbildung vorangebracht werden 
kann. Wir haben auch die Nationale Weiterbildungsstra-
tegie.

Um auf Ihre Ursprungsfrage zurückzukommen: Wir 
prüfen, was wir mit dem Fernunterrichtsschutzgesetz er-
reichen können, damit auch der Bereich der Onlinefort-
bildung entsprechend fortgesetzt werden kann.

(Dr. Anja Reinalter [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Danke schön!)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Vielen Dank. – Damit kommen wir zu Frage 7 des 

Abgeordneten Stefan Schröder, AfD: 
Wie bewertet die Bundesregierung den derzeitigen Stand 

der Vergleichbarkeit der Leistungsanforderungen und Bewer-
tungskriterien bei schulischen Abschlussprüfungen (insbeson-
dere im Abitur) zwischen den Bundesländern, und ergreift sie 
eigene Maßnahmen, um die bundesweite Vergleichbarkeit und 
Chancengleichheit im Hochschulzugang herzustellen, und, 
wenn ja, welche?

Mareike Lotte Wulf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Bildung, Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend:

Vielen Dank, Herr Präsident. – Sehr geehrter Herr Ab-
geordneter Schröder, nach der föderalen Ordnung der 
Bundesrepublik Deutschland liegt die Zuständigkeit für 
Schulen und somit auch für Schulabschlüsse und den 
Hochschulzugang bei den Ländern – die Oberstufenver-
ordnung ist originäre Ländersache. Es liegt damit in der 
Verantwortung der Länder, für eine Vergleichbarkeit der 
Schulabschlüsse innerhalb Deutschlands zu sorgen. Die 
Länder stimmen sich zur Grundstruktur des Schulwesens 
im Rahmen ihrer Zusammenarbeit in der Kultusminister-
konferenz ab.

Derzeit findet ein Prozess statt, um die Vergleichbar-
keit der Schulabschlüsse zu erhöhen. Mit der im Februar 
2021 in Kraft getretenen Ländervereinbarung über die 
gemeinsame Grundstruktur des Schulwesens und die ge-
samtstaatliche Verantwortung der Länder in zentralen bil-
dungspolitischen Fragen haben die Länder vereinbart, die 
Vergleichbarkeit des Abiturs durch die inhaltliche Fest-
legung gemeinsamer Bildungsstandards, einen Abitur-
aufgabenpool und die Angleichung der strukturellen Rah-
menbedingungen der gymnasialen Oberstufe zu 
gewährleisten.

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: In 
erster Linie geht es um Kompetenzvermitt-
lung! Das fehlt bei der AfD vollkommen!)

Stefan Schröder (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Staats-

sekretärin, wie wollen Sie einem leistungsstarken Abi-
turienten aus einem Bundesland mit traditionell hohen 
Prüfungsanforderungen erklären, dass er im bundeswei-
ten Numerus-clausus-Verfahren schlechtere Zulassungs-
chancen haben kann als Bewerber aus Ländern mit nied-
rigen Anforderungsniveaus? Sehen Sie darin ernsthaft 
keinen Verstoß gegen das Prinzip der Chancengleichheit?
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Mareike Lotte Wulf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Bildung, Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend:

Vielen Dank für die Nachfrage. – Das ist in der Tat 
schwer zu erklären. Deshalb bin ich den Ländern sehr 
dankbar, dass sie sich auf diesen gemeinsamen Weg be-
geben haben. Die Oberstufenschüler werden spätestens 
ab 2027 von der neuen Gestaltung der gymnasialen Ober-
stufe profitieren.

Stefan Schröder (AfD):
Sehr geehrte Frau Staatssekretärin, ist sich die Bun-

desregierung bewusst, dass sie einerseits bundesweit 
zentrale Hochschulzulassungsverfahren organisiert und 
steuert, sich bei der Frage der Vergleichbarkeit der zu-
grundeliegenden Abiturleistungen aber konsequent auf 
die Kultushoheit der Länder zurückzieht? Halten Sie die-
ses Auseinanderfallen von Verantwortung und Zustän-
digkeit wirklich für vermittelbar?

Mareike Lotte Wulf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Bildung, Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend:

Vielen Dank, Herr Abgeordneter. – Es ist so, dass die 
Bildungshoheit der Länder kein Zurückziehen des Bun-
des ist, sondern ein verfassungsmäßig vorgegebenes Ge-
bot, an das wir uns als Bundesregierung halten.

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Aus historischen Gründen im Übrigen!)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Zu einer weiteren Nachfrage darf ich Maren Kaminski 

von der Linken das Wort erteilen.

Maren Kaminski (Die Linke):
Frau Staatssekretärin, die AfD fragt an dieser Stelle 

nach der Vergleichbarkeit beim Hochschulzugang. Ich 
möchte Sie fragen: Wie kann es überhaupt Vergleichbar-
keit und Chancengerechtigkeit im Bildungssystem geben, 
wenn an allen Ecken und Enden Lehrkräfte fehlen und 
bereits in unseren Grundschulen fachfremde Quereinstei-
ger/-innen ohne Ausbildung unterrichten? Wann starten 
Sie eine echte Lehrkräfteausbildungsoffensive mit einem 
massiven Ausbau der Lehramtsstudienplätze sowie glei-
cher Bezahlung für alle Schulformen, sodass wirklich alle 
Kinder eine gerechte Chance erhalten?

(Beifall bei der Linken)

Mareike Lotte Wulf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Bildung, Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend:

Vielen Dank, Frau Abgeordnete. – Wir werden gleich 
noch über den Lehrkräftemangel an Schulen diskutieren; 
wir haben dies heute Morgen im Bildungsausschuss auch 
schon getan. Es ist in der Tat ein bundesweites und im 
Übrigen auch ein OECD-weites Phänomen, dass wir ei-
nen Lehrkräftemangel haben. Deshalb bin ich sehr froh, 
dass die Länder sich auch hier auf neue Maßnahmen ver-
ständigt haben, um mehr Lehrkräfte ins System zu be-
kommen, wie zum Beispiel die duale Lehrerausbildung 

oder auch die Qualifizierung für den Quereinstieg, um 
dieses Problems Herr zu werden.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Ich darf die Frage 8 des Abgeordneten Bernd 

Schattner, AfD, aufrufen: 
Hat die Bundesregierung Kenntnis darüber, wie viele Schü-

ler in Deutschland die Klasse wiederholen müssen?

Mareike Lotte Wulf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Bildung, Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend:

Vielen Dank, Herr Präsident. – Sehr geehrter Herr Ab-
geordneter Schattner, nach den Regeln der Verfassung 
liegt auch die Zuständigkeit für die Schulstatistik bei 
den Ländern. Das Statistische Bundesamt veröffentlicht 
die Zahl der Wiederholer in seinem „Statistischen Be-
richt – Allgemeinbildende Schulen“. Diesen Zahlen ist 
zu entnehmen, dass der Anteil der Klassenwiederholer 
im Schuljahr 2024/25 bei 2,2 Prozent lag. Insgesamt 
muss man allerdings sagen, dass Klassenwiederholungen 
kein aussagekräftiges Kriterium sind. Die Regeln zur 
Klassenwiederholung werden in den Ländern sehr unter-
schiedlich festgelegt.

Bernd Schattner (AfD):
Vielen Dank, Herr Präsident. – Ich komme aus dem 

Bundesland Rheinland-Pfalz. Die Gräfenauschule ist 
nicht weit von uns; mittlerweile werden dort teilweise 
ganze Klassen nicht mehr versetzt.

Aber schauen wir nach Hessen. Es gab vor einigen 
Tagen einen Brandbrief von über tausend hessischen Leh-
rern, die davor gewarnt haben, dass Grundschüler mitt-
lerweile gravierende Defizite haben. Sie können kaum 
noch Deutsch, sie konzentrieren sich nicht richtig, und 
grundlegende Fähigkeiten wie das Halten von Stiften 
oder das Binden von Schuhen sind nicht vorhanden. 
Die ehemalige Familienministerin Kristina Schröder – 
sie war bis 2013 CDU-Familienministerin – hat dazu 
gesagt, dies sei eine Zumutung für die Schulen. Schulen 
kämpfen auch mit den Migrationsanteilen. Wenn 80 Pro-
zent der Kinder in den Grundschulklassen kein Deutsch 
sprechen, ist das ein echtes Problem.

Können Sie sich dieser Aussage anschließen? Wann ist 
Ihrer Meinung nach ein kritisches Niveau erreicht – wenn 
zum Beispiel 80 Prozent der Schüler nicht mehr mutter-
sprachlich Deutsch sprechen –, ab dem an Grundschulen 
nicht mehr vernünftig unterrichtet werden kann? Und 
was kann man dagegen unternehmen?

(Beifall des Abg. Dr. Ingo Hahn [AfD] – Luigi 
Pantisano [Die Linke]: So kann man rassisti-
sche Fragen auch stellen!)

Mareike Lotte Wulf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Bildung, Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend:

Sehr geehrter Herr Abgeordneter, es ist in der Tat so, 
dass wir im Schulsystem vor Herausforderungen stehen. 
Auch der OECD-Bericht hat gezeigt, dass wir in der 
Schule ein Qualitätsproblem haben. Deshalb bin ich un-
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serer Ministerin Karin Prien sehr dankbar, dass sie sich 
mit den Ländern gemeinsam auf den Weg machen wird, 
um die Qualität in der Bildung angesichts der verschie-
denen Herausforderungen zu verbessern.

Ich möchte aber davor warnen, singuläre Erklärungen 
für die Qualitätsproblematiken in der Bildung heran-
zuziehen. Ja, es ist natürlich so, dass Heterogenität eine 
Herausforderung ist. Auch Kinder, die in der Schule kein 
Deutsch sprechen, sind eine große Herausforderung für 
das Bildungssystem. Dies ist aber nicht die einzige He-
rausforderung, vor der wir derzeit stehen. Von daher tun 
wir gut daran, immer das Gesamtbild zu betrachten und 
zu sehen, dass sich Schülerinnen und Schüler mit Migra-
tionshintergrund, wenn sie denn Deutsch sprechen, den 
deutschen Schülerinnen und Schülern bezüglich ihrer 
Leistungen –

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Frau Staatssekretärin.

Mareike Lotte Wulf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Bildung, Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend:

– anpassen. – Entschuldigung. Dazu könnte man noch 
viel sagen.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Das war nicht die 
Frage!)

Bernd Schattner (AfD):
Sie haben noch eine zweite Chance. – Wenn ich mir die 

PKS, die Polizeiliche Kriminalitätsstatistik, zu den Schu-
len anschaue, sehe ich, dass die Zahl der Vorfälle explo-
diert. Wir hatten im Jahr 2024 28 760 Gewalttaten an 
Schulen. Das ist eine Zunahme von 37 Prozent seit 2022; 
damals waren es noch 20 979 Gewalttaten. Die Fälle 
haben sich seit 2015 mehr als verdoppelt. Laut PKS ist 
auch hier die ansteigende Migration das überwiegende 
Problem. In der PKS ist es so dargestellt, dass die Ver-
fahren aufgrund der steigenden Migration stark zu-
genommen haben. Wir sprechen hier über Bedrohungen, 
räuberische Erpressung, Straftaten gegen die sexuelle 
Selbstbestimmung. Das war früher an Schulen überhaupt 
kein Thema, mittlerweile ist es ein Massenphänomen. 
Wir brauchen zum Beispiel hier in Berlin an Schulen 
teilweise Security, um überhaupt noch einen vernünftigen 
Schulbesuch ermöglichen zu können.

Sehen Sie vonseiten der Bundesregierung Möglichkei-
ten, darauf einzuwirken, dass Gewaltprävention an Schu-
len ein stärkeres Thema wird?

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Mareike Lotte Wulf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Bildung, Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend:

Sehr geehrter Herr Abgeordneter, Sie haben jetzt an-
hand bestimmter Einzelfälle, anhand eines Beispiels aus 
Berlin, ein Bild von Schule gezeichnet,

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Nee, anhand der 
Statistik!)

das sich so nicht auf das gesamte Bildungssystem über-
tragen lässt. Davor möchte ich warnen. Ich besuche regel-
mäßig die Grundschulen in meinem Wahlkreis.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Die Statistik!)

– Ja, ich komme gleich zur Statistik. – Ich kann diese 
Zustände in meinem Wahlkreis nicht feststellen, und ich 
weiß, dass es vielen Kolleginnen und Kollegen ähnlich 
geht.

Wir müssen aber erkennen, dass Gewalt an Schulen ein 
Thema ist, und uns auch die statistischen Daten ansehen, 
die Sie zitiert haben. Ich vermute, dass sie damit zusam-
menhängen, dass wir sie erheben; denn wenn wir anfan-
gen, Daten zu erheben, steigen die Zahlen normalerweise 
an.

(Lachen bei Abgeordneten der AfD)

– Na ja, das ist so, weil Sie erst einmal das Gesamtlage-
bild bekommen. Selbst in der Polizeilichen Kriminalsta-
tistik wird gewarnt und gesagt: Diese Zahlen weisen nicht 
unbedingt darauf hin, dass Kriminalität bei Ausländern 
häufiger vorkommt.

(Dr. Ingo Hahn [AfD]: Das stimmt doch gar 
nicht!)

Nichtsdestotrotz – 

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Frau Staatssekretärin.

Mareike Lotte Wulf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Bildung, Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend:

– müssen wir auf das Thema „Gewalt an Schulen“ 
selbstverständlich reagieren.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Wir kommen zur Frage 9 des Abgeordneten Stefan 

Schröder, AfD: 
Wie beurteilt die Bundesregierung die derzeitige Unter-

richtsversorgung in den ostdeutschen Ländern, insbesondere 
in Thüringen, Sachsen-Anhalt und Mecklenburg-Vorpom-
mern, angesichts wachsender Lehrkräfteengpässe, steigender 
Krankheitsquoten und überdurchschnittlicher Unterrichtsaus-
fälle, und plant sie eigene Schritte, um die Länder bei der 
Sicherung einer verlässlichen Grundbildung zu unterstützen, 
und, wenn ja, welche konkret?

Mareike Lotte Wulf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Bildung, Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend:

Sehr geehrter Herr Präsident, vielen Dank. – Sehr ge-
ehrter Herr Abgeordneter Schröder, entsprechend unserer 
verfassungsrechtlichen Kompetenzverteilung zwischen 
Bund und Ländern liegt die Zuständigkeit für die Schul-
bildung bei den Ländern. Die Länder unternehmen große 
Anstrengungen, um die demografischen Herausforderun-
gen, die sich eben auch auf die Lehrkräfteversorgung 
auswirken können, zu stemmen. Im Grundschulbereich 
sind bereits die ersten Erfolge sichtbar.
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Es bedarf weiterer Kraftanstrengungen, beispielsweise 
der Arbeit in multiprofessionellen Teams, um Lehrkräfte 
zu entlasten. Außerdem ist eine schnelle Anerkennung 
von Quer- und Seiteneinsteigern und eine Fort- und Wei-
terbildung nicht traditionell ausgebildeter Lehrkräfte 
vonnöten.

Der Mangel an Lehrerinnen und Lehrern ist allerdings 
kein rein ostdeutsches Problem; er ist auch kein rein 
deutsches Problem. Er ist eine Herausforderung in allen 
OECD-Ländern.

Die Bundesregierung unterstützt im Rahmen ihrer Zu-
ständigkeit die Länder, im Bereich der Lehrkräftebildung 
und leistet mit den Kompetenzzentren für digitales und 
digital gestütztes Unterrichten einen Beitrag für die At-
traktivität des Lehrerberufs.

Stefan Schröder (AfD):
Herr Präsident! Frau Staatssekretärin, wie beurteilt 

denn die Bundesregierung den Umstand, dass Kinder in 
ostdeutschen Ländern deutlich häufiger von Unterrichts-
ausfall betroffen sind als anderswo? Sehen Sie darin nicht 
eine klare Verletzung des Ziels gleichwertiger Lebens-
verhältnisse, das sich die Bundesregierung ja ausdrück-
lich auf die Fahne geschrieben hat?

Mareike Lotte Wulf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Bildung, Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend:

Sehr geehrter Herr Abgeordneter, die Zahlen kann ich 
nicht so nachvollziehen. Es ist tatsächlich so, dass wir in 
der Fläche, häufig im ländlichen Raum, Schwierigkeiten 
haben, Lehrkräfte zu gewinnen. Deswegen brauchen wir 
hier mehr Anstrengungen; aber auch dafür sind die Län-
der zuständig. Das Ziel der gleichwertigen Lebensver-
hältnisse bleibt selbstredend erhalten, und der Bund 
wird auch weiterhin dort unterstützen, wo er kann. Aber 
wie gesagt: Das ist kein rein ostdeutsches, nicht mal ein 
rein deutsches Phänomen.

Stefan Schröder (AfD):
In dieselbe Richtung: Wie erklären Sie es denn den 

Eltern in Thüringen, Sachsen-Anhalt, Mecklenburg-Vor-
pommern, aber auch Sachsen,

(Helge Limburg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Haben Sie Brandenburg vergessen?)

dass an vielen Schulen regelmäßig Unterricht ausfällt, 
Klassen zusammengelegt werden und Fachunterricht jah-
relang nicht gegeben wird? Halten Sie dies noch für ver-
einbar mit dem Anspruch auf eine verlässliche Grund-
bildung?

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Mareike Lotte Wulf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Bildung, Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend:

Vielen Dank, Herr Abgeordneter, für die Nachfrage. – 
Wie gesagt: Es ist so, dass wir diese Probleme in einigen 
Bundesländern, gerade in ländlichen Regionen, haben. 
Ich kenne das auch aus meiner Region; wir haben häufig 
Schwierigkeiten, den Fachunterricht entsprechend ab-

zudecken. Deshalb ist es wichtig, dass wir Maßnahmen 
ergreifen, gerade auch in den ostdeutschen Bundeslän-
dern, weil hier demografiebedingt besonders viele Lehr-
kräfte in nächster Zeit in den Ruhestand gehen werden.

Wir können allerdings beobachten, dass die Demo-
grafie dazu führt, dass in Ostdeutschland ab 2027 die 
Schülerzahlen wieder sinken werden und dann die Unter-
richtsversorgung hoffentlich besser gewährleistet werden 
kann. Dazu kommt ein ganzes Maßnahmenpaket, das 
aber die Bundesländer in ihrer Verantwortung umsetzen 
müssen.

(Stefan Schröder [AfD]: Nur ganz kurz: Wir 
haben drei Chemiestudenten in Ausbildung ak-
tuell! In ganz Thüringen! Drei Chemiestuden-
ten!)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Herr Abgeordneter! – Vielen Dank.
Dann rufe ich die Frage 10 des Abgeordneten Maik 

Brückner, Die Linke, auf: 
Wie wird die Bundesregierung die Erkenntnisgrundlagen im 

Zusammenhang mit der Anzahl der in der Sexarbeit tätigen 
Menschen in Deutschland verbessern, nachdem auch die Eva-
luation des Prostituiertenschutzgesetzes noch einmal dar-
gestellt hat, dass es an belastbaren quantitativen Daten hin-
sichtlich der Zahl an Sexarbeitenden in Deutschland fehlt 
(vergleiche www.bmbfsfj.bund.de/resource/blob/266220/ 
48609c967693e7454e58950a6fa43cdb/evalua t ion-  
prostituiertenschutzgesetz-abschlussbericht-data.pdf, 
Seite 33 ff.)?

Mareike Lotte Wulf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Bildung, Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend:

Vielen Dank, Herr Präsident. – Sehr geehrter Herr Ab-
geordneter Brückner, Sie fragen nach verlässlichen Zah-
len zu den in der Prostitution tätigen Menschen. Verläss-
liche Zahlen zu den nach Prostituiertenschutzgesetz 
angemeldeten Personen liegen vor. Es muss allerdings 
davon ausgegangen werden, dass diese lediglich einen 
Teilbereich erfassen und nicht das gesamte Prostitutions-
geschehen in Deutschland. Expertinnen und Experten 
gehen von einem größeren Dunkelfeld aus.

Die am 24. November 2025 eingesetzte Prostituierten-
schutz-Kommission hat unter anderem den Auftrag, der 
Bundesregierung Maßnahmenvorschläge zum Pros-
tituiertenschutz zu unterbreiten. Diese können auch An-
regungen der Daten- und Erkenntnisgrundlagenverbes-
serung enthalten.

Maik Brückner (Die Linke):
Vielen Dank. – Ich habe vor Kurzem die Bundesregie-

rung gefragt, wieso der sogenannten Prostituiertenschutz- 
Kommission, die Sie ja auch ansprechen, keine Sexarbei-
tenden angehören. Die Antwort war mal wieder reichlich 
nichtssagend: In ihr stand, dass es der Bundesregierung 
ein „wichtiges Anliegen“ sei, Sexarbeitende einzubezie-
hen. Aber niemand weiß, wie das konkret aussehen soll. 
Dabei weiß doch eigentlich jeder, dass eine Kommission 
ohne die Betroffenen Murks ist. Wie schon bei der Wehr-
pflicht wird wieder über die Köpfe der Betroffenen hin-
weg diskutiert. Dabei wissen doch die am besten, wie ihre 
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soziale Lebensrealität aussieht, wo Verbesserungen nötig 
sind und wie diese dann auszusehen haben.

(Beifall der Abg. Desiree Becker [Die Linke])

Andere Expertinnen und Experten sind, wenn, dann als 
Berater sinnvoll. Wieso, frage ich Sie, haben Sie auf die 
Berufung von Sexarbeitenden, also von den Leuten, um 
die es hier eigentlich geht, bei dieser Kommission ver-
zichtet?

(Beifall bei der Linken)

Mareike Lotte Wulf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Bildung, Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend:

Sehr geehrter Herr Abgeordneter, vielen Dank für die 
Nachfrage und den Fokus auf die Prostituiertenschutz- 
Kommission. – Es ist so, dass in der Expertenkommission 
beispielsweise Rechtsexperten sitzen und über andere 
Formate, zum Beispiel über Anhörungen – aber darüber 
entscheidet die Kommission selbstständig –, natürlich 
auch die Betroffenen in ihrer Rolle als Betroffene ein-
bezogen werden können.

Maik Brückner (Die Linke):
Okay. – Dann steigen wir doch vielleicht mal ganz kurz 

in die konkrete inhaltliche Arbeit der neuen Kommission 
ein. Heute ist ja der Internationale Tag zur Beendigung 
von Gewalt an Sexarbeitenden. Akzeptanz ist die 
Grundlage dafür, die Menschen zu schützen, die selbst-
bestimmt in der Sexarbeit tätig sind. Das heißt beispiels-
weise, dass man sich eben auch damit auseinandersetzen 
muss, wie sichere Arbeitsorte geschaffen werden können. 
Inwiefern wird die Kommission diese Frage behandeln, 
und wie werden da die Perspektiven von Sexarbeitenden 
miteinbezogen?

Mareike Lotte Wulf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Bildung, Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend:

Vielen Dank, Herr Abgeordneter, für die Nachfrage. – 
Da es sich um eine unabhängige Kommission handelt, 
bitte ich um Verständnis, dass ich der inhaltlichen Arbeit 
der Kommission nicht vorgreifen kann.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Dann darf ich zur letzten Frage, zu Frage 11 des Abge-

ordneten Helge Limburg, Bündnis 90/Die Grünen, kom-
men: 

Welche Ursachen sieht die Bundesregierung dafür, dass die 
Anzeigequote bei von Gewalt betroffenen Frauen meist unter 
10 Prozent, bei Partnerschaftsgewalt sogar unter 5 Prozent 
liegt (Dunkelfeld-Opferbefragung „Lebenssituation, Sicher-
heit und Belastung im Alltag (LeSuBiA)“, www.bka.de/ 
SharedDocs/Kurzmeldungen/DE/Kurzmeldungen/251121_ 
BLB_Straftaten_gegen_Frauen2024.html), und plant sie, 
Maßnahmen zu ergreifen, um die Anzeigebereitschaft von ge-
waltbetroffenen Frauen zu erhöhen, und, wenn ja, welche?

Mareike Lotte Wulf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Bildung, Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend:

Vielen Dank, Herr Präsident. – Sehr geehrter Herr Kol-
lege Limburg, gewaltbetroffene Frauen erstatten aus ver-
schiedenen Gründen häufig keine Anzeige, darunter die 
Furcht vor Repressalien und weiterer Eskalation der Ge-
walt durch den Täter. Oftmals bestehen unterschiedliche 
Formen der Abhängigkeit, die es ihnen erschweren, sich 
aus der Situation zu befreien und rechtliche Schritte zu 
unternehmen. Zudem fühlen sich viele Frauen von gesell-
schaftlichen Stigmatisierungen bedroht oder schämen 
sich, da sie befürchten, als Betroffene nicht ernst genom-
men zu werden. Auch die Sorge um die Auswirkungen 
auf ihre Kinder oder familiäre Loyalitäten hindern viele 
daran, Anzeige zu erstatten. Die Bundesregierung ergreift 
deshalb eine Vielzahl von Maßnahmen zur Stärkung von 
gewaltbetroffenen Frauen. Diese wurden unter anderem 
in der Gewaltschutzstrategie nach der Istanbul-Konven-
tion dargelegt.

Helge Limburg (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank, Herr Präsident. – Vielen Dank, Frau 

Staatssekretärin. Das Thema „Kampf gegen Gewalt an 
Frauen“ liegt ja ehrlicherweise in verschiedenen Minis-
terien, unter anderem in Ihrem Haus; eigentlich würde ich 
meine Nachfragen gerne an den neben Ihnen sitzenden 
Kollegen Herrn Schwabe stellen, –

Mareike Lotte Wulf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Bildung, Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend:

Er kann gerne übernehmen.
(Heiterkeit des Abg. Michael Brand [Fulda] 

[CDU/CSU])

Helge Limburg (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
– was aber nach den Regeln des Hauses nicht zulässig 

ist. Deswegen an Sie: Die Bundesregierung bzw. die 
Bundesjustizministerin hat angekündigt – und wir begrü-
ßen das ausdrücklich –, dass sie einen Gesetzentwurf auf 
den Weg bringen will, der in Sorge- und Umgangssachen 
ganz klar festlegt, dass, wer Gewalt ausübt – auch gegen 
die Partnerin –, das Sorgerecht für die Kinder nicht be-
kommen kann. Das betrifft ja einen der Aspekte, die Sie 
gerade angesprochen haben, nämlich die Sorge: Kann ich 
im Trennungsfall meine Kinder noch sehen? Wird mir 
dann irgendwie Verantwortung und Schuld zugeschoben? 
Werden Sie bei diesem Gesetzentwurf sicherstellen, dass 
das nicht nur die grundsätzlichen Sorgerechtsentschei-
dungen betrifft, sondern auch die kurzfristigen Entschei-
dungen, wer das Haus verlassen muss, wer welches Um-
gangsrecht kriegt? Denn in der Tat kommt es in solchen 
Situationen, wenn es in der Beziehung eskaliert ist, –

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Herr Abgeordneter.

Helge Limburg (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
– auf sehr schnelle Entscheidungen, sehr schnelle 

Maßnahmen an.
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Mareike Lotte Wulf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Bildung, Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend:

Vielen Dank, Herr Abgeordneter, für die Nachfrage. – 
Gerade sah ich ein Nicken vom Kollegen aus dem Justiz-
ministerium, bitte aber um Verständnis, dass ich mich zu 
den Inhalten des Justizministeriums an dieser Stelle na-
türlich nicht detaillierter äußern werde. Ich möchte aber 
darauf hinweisen, dass auch das Justizministerium eine 
öffentliche Kampagne plant, die tatsächlich darauf ab-
zielt, die betroffenen Frauen noch besser über ihre Rechte 
aufzuklären und dann, wenn wir das Gesetz novelliert 
haben, eventuell auch über entsprechende Inhalte.

Helge Limburg (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Präsident! Vielen Dank, Frau Staatssekretärin. – 

Eine weitere Möglichkeit, die Anzeigebereitschaft zu er-
höhen, kann es ja sein, die Sicherung von Beweisen erst 
mal unabhängig von der unmittelbaren Strafanzeige zu 
vorzunehmen. Da gibt es verschiedene Projekte. Wir 
beide kommen aus Niedersachsen, und da gab es das 
schon sehr früh mit dem Netzwerk ProBeweis, womit 
es möglich ist, in solchen Fällen erst mal Beweise zu 
sichern. Die Frage, ob dann wirklich Anzeige erstattet 
wird, kann dann viel, viel später beantwortet werden. 
Wird die Bundesregierung unterstützen, dass es solche 
Angebote flächendeckend gibt, damit alle Frauen, die 
von Gewalt betroffen sind, sehr schnell, zeitnah Beweise 
für solche Taten sicherstellen lassen können, um dann 
eine spätere Strafverfolgung überhaupt erst zu ermögli-
chen?

Mareike Lotte Wulf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Bildung, Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend:

Vielen Dank, Herr Abgeordneter. – Ich persönlich un-
terstütze ProBeweis sehr, und ich denke, wir werden alles 
prüfen, was dabei hilft, den von Gewalt betroffenen 
Frauen eine bessere Infrastruktur zur Verfügung zu stel-
len.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Vielen Dank. – Ich beende damit die Fragestunde.

Ich rufe auf den Zusatzpunkt 1: 
Aktuelle Stunde 
auf Verlangen der Fraktion Die Linke
Lehren aus dem Siebten Armuts- und Reich-
tumsbericht ziehen – Armut bekämpfen, 
Reichtum besteuern

Ich darf die Aussprache eröffnen, und als erster Red-
nerin darf ich für Die Linke Ines Schwerdtner das Wort 
erteilen.

(Beifall bei der Linken)

Ines Schwerdtner (Die Linke):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Liebe Besucher! Während wir heute hier über 
den aktuellen Armuts- und Reichtumsbericht der Bundes-
regierung debattieren, stehen meine Genossinnen und 

Genossen in Lichtenberg draußen in der Kälte bei der 
Roten Tafel und verteilen heißen Tee und etwas zu essen 
für diejenigen, die sich keine warme Mahlzeit mehr leis-
ten können, darunter häufig Kinder und viele Rentnerin-
nen und Rentner. Dass wir das tun müssen in der Haupt-
stadt eines der reichsten Länder der Welt, ist genau der 
Grund, warum wir als Linke dieses Thema für die Ak-
tuelle Stunde auf die Agenda gesetzt haben.

(Beifall bei der Linken)
Wie kann es sein, dass eine Ministerin diesen Armuts- 
und Reichtumsbericht vorlegt und eine Regierung nicht 
absolut durchgeschüttelt ist? Wie kann es sein, dass sie 
selbst dazu hier nicht spricht und dass die Medien nicht 
voll sind von diesem Thema?

(Beifall bei der Linken)
Ich kann es Ihnen beantworten; denn dieser Bericht hat 

genau drei Probleme, und ich werde sie Ihnen nennen.
Erstens. Sie wissen nichts von Armut. Wenn der Be-

richt davon spricht, dass Menschen mit einem Monats-
einkommen von weniger als 1 381 Euro armutsgefährdet 
seien, dann fragt man sich: In welcher Welt leben Sie 
eigentlich? Die Menschen sind schlicht arm. Haben Sie 
schon einmal versucht, mit 1 381 Euro über die Runden 
zu kommen? Ich sage Ihnen: Armut ist mehr als die 
Tabellen in Ihrem Bericht; Armut ist immer konkret. 
Arme Menschen verlieren öfter ihre Wohnung. Arme 
Menschen können nicht in den Urlaub fahren. Arme 
Menschen leiden mehr unter dem Klimawandel und an-
deren Krisen. Arme Menschen werden früher und öfter 
krank. Arme Menschen sterben früher. Es sind Men-
schen, die sich jeden Tag für ihre Armut schämen. Es 
sind genau die Menschen, die jetzt gerade an der Tafel 
stehen, und von diesen Menschen wissen Sie viel zu 
wenig.

(Beifall bei der Linken)
Zweitens. Sie schweigen zum Reichtum. Der Armuts-

former Christoph Butterwegge sagt wie folgt: „Man weiß 
zwar, wie viele Bergziegen es in Deutschland gibt, aber 
nicht, wie viele Reiche.“ In Ihrem Bericht beginnt näm-
lich Einkommensreichtum bei 5 000 Euro, und Ver-
mögensreichtum beginnt ab einem Nettovermögen von 
500 000 Euro. Das heißt, der Oberstudienrat und Tante 
Erna mit einem Eigenheim sind genau in der gleichen 
Kategorie wie die reichsten Deutschen in diesem Land. 
Dieter Schwarz ist in der gleichen Kategorie wie Tante 
Erna! Die wirklich Reichen – also das Top-1-Prozent der 
Gesellschaft – tauchen in diesem Bericht gar nicht erst 
auf. Wenn ich also wissen will, wie viele Superreiche wir 
in Deutschland haben, dann schaue ich lieber in das „Ma-
nager Magazin“ als in Ihren Bericht, und das ist wirklich 
absurd.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Drittens. Der Bericht schweigt zum Zusammenhang 
von Reichtum und Armut. Die fünf reichsten Familien 
verfügen in Deutschland über ein Privatvermögen von 
250 Milliarden Euro. Das ist so viel wie die ärmere Hälfte 
der gesamten Bevölkerung: 40 Millionen Menschen.

(Zuruf von der Linken: Pfui!)
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Schon Bert Brecht wies auf den Zusammenhang hin, als 
er sagte: „Reicher Mann und armer Mann standen da und 
sahn sich an. Und der Arme sagte bleich: Wärʼ ich nicht 
arm, wärst du nicht reich.“ Das Problem ist nicht, dass Sie 
diesen Zusammenhang nicht sehen – das Problem ist, 
dass Sie vor diesem Zusammenhang bewusst die Augen 
verschließen. Wir müssen an den Reichtum ran, an die 
großen Vermögen,

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Was für ein 
Quatsch!)

an die großen Erbschaften, und genau das tun Sie nicht.
(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Dr. Bernd Baumann [AfD]: Revolution!)

Genau das ist das Schlimmste an dem Bericht: Er hat 
keine politischen Folgen. Er wird hier abgeliefert, und er 
hat keine Folgen. Dass Sie in diesem Bericht nichts zu 
Superreichen sagen, ist kein Zufall. Der Bericht schweigt 
zu dem Vermögen, weil die Wahrheit Sie dazu zwingen 
müsste, zu handeln. Eine Vermögensteuer würde den öf-
fentlichen Kassen rund 108 Milliarden Euro jährlich ein-
bringen: Geld, das wir für die Infrastruktur, für die Schu-
len und Kitas so dringend brauchen. Wenn wir eine 
Vermögensteuer hätten, wüssten wir überhaupt erst ein-
mal wieder, wo die Vermögen liegen. Wir wissen es 
schlicht nicht, weil sie 1997 ausgesetzt wurde. Es war 
eine politische Entscheidung, große Vermögen zu scho-
nen, und es ist jetzt eine politische Entscheidung, Reich-
tum weiter im Dunkeln zu lassen.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Und da hilft es auch nichts, wenn Matthias Miersch 
von der SPD hier sagt, die großen Schultern müssten 
mehr tragen. Es ist ja nett, wenn die SPD das immer 
wieder sagt und vor Wahlen nach links blinkt. Wenn die 
Vermögensteuer das Erste ist, was Sie bei Koalitionsver-
handlungen seit Jahren fallen lassen, dann glaubt Ihnen 
das irgendwann kein Mensch mehr.

(Jens Peick [SPD]: Stimmt doch gar nicht! – 
Zuruf von der Linken: So ist es!)

Setzen Sie es doch einfach um!
(Beifall bei der Linken)

Genau so schützen Sie Milliardäre und Milliardenerb-
schaften. Nirgendwo ist die extreme Ungleichheit so 
krass wie beim Thema Erben. Die obersten 10 Prozent 
kassieren fast die Hälfte aller insgesamt übertragenen 
Erbschaften und Schenkungen. Zugleich gibt es absurde 
Steuerschlupflöcher. Deswegen haben wir einen Antrag 
gestellt; wir werden ihn diesen Freitag hier debattieren. 
Wir wollen, dass die Milliardenerben nicht mehr ge-
schont werden.

(Beifall bei der Linken)
Aber Sie, Sie betreiben hier alle miteinander lieber 

Armen-Bashing. Man erlebt es diese Woche wieder 
beim Bürgergeld. Sie wollen über Arme reden, damit 
Sie über den perfiden Reichtum in diesem Land schwei-
gen können. Sie spielen jeden Tag arbeitende und arme 
Menschen gegeneinander aus. Aber wir wissen es. Wir, 

die wir in Gewerkschaften und Betrieben aktiv sind, wis-
sen: Nicht meine Kollegin neben mir ist das Problem, 
nicht die Rentnerin an der Supermarktkasse ist das Pro-
blem – der übergroße Reichtum ganz oben, das ist das 
Problem.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die CDU/CSU-Fraktion darf ich Dr. Stefan Nacke 

das Wort erteilen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Stefan Nacke (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Wenn wir heute über Armut und Reichtum 
reden, dann reden wir nicht über abstrakte Kategorien, 
sondern über die Lebenswirklichkeit vieler Menschen. 
Wir reden über Chancen und darüber, ob diese Chancen 
für alle erreichbar sind. Wo Armut herrscht, ist Teilhabe 
erschwert; Chancen gehen verloren. Wir brauchen des-
halb eine nüchterne, verantwortungsvolle Betrachtung 
ohne Alarmismus, aber auch ohne Verharmlosung.

Der Siebte Armuts- und Reichtumsbericht der Bundes-
regierung beschreibt differenziert, wie sich Lebenslagen 
in unserem Land entwickelt haben. Er macht sichtbar, wie 
sehr die vergangenen Jahre – geprägt von Pandemie, In-
flation, Energiekrise und wirtschaftlichem Wandel – viele 
Menschen belastet haben. Und er zeigt: Belastungen tref-
fen nicht alle gleichermaßen. Sie treffen vor allem Kin-
der, Alleinerziehende, Menschen mit geringer Qualifika-
tion oder eingeschränkter Erwerbsfähigkeit. Soziale 
Mobilität ist möglich, aber sie ist ungleich verteilt. Her-
kunft und Bildung prägen Lebenswege nach wie vor 
stark. Zugleich macht der Bericht aber auch deutlich: 
Deutschland verfügt über einen leistungsfähigen Sozial-
staat. Unsere sozialen Sicherungssysteme haben in 
schwierigen Zeiten Stabilität gegeben; sie haben Men-
schen aufgefangen und gesellschaftlichen Zusammenhalt 
bewahrt. Das ist keine Selbstverständlichkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ein Befund zieht sich besonders klar durch den Be-
richt: Arbeit ist der wirksamste Schutz vor Armut. Wo 
Menschen dauerhaft in guter Beschäftigung stehen, sin-
ken Armutsrisiken deutlich. Wo Erwerbsarbeit fehlt oder 
brüchig ist, wachsen sie. Das ist keine neue Erkenntnis, 
aber eine politische Verpflichtung.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dabei gilt zugleich: Arbeit alleine reicht nicht; Beschäf-
tigung muss sozial sein. Das heißt, sie muss Perspektiven 
eröffnen, soziale Sicherheiten bieten und Teilhabe er-
möglichen. Beschäftigung, die dauerhaft gering bleibt 
und nicht in verlässliche Arbeit hineinführt, verfehlt diese 
Schutzfunktion. Das ist keine neue Erkenntnis, aber auch 
das ist eine politische Verpflichtung. Ein Sozialstaat, der 
Teilhabe ernst meint, darf sich nicht darauf beschränken, 
Risiken zu verwalten. Er muss Räume eröffnen, in denen 
Menschen ihre Fähigkeiten entfalten können. Solidarität 
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und Eigenverantwortung stehen dabei nicht im Wider-
spruch; sie gehören zusammen. Deshalb braucht es eine 
klare Orientierung der Sozialpolitik.

Erstens. Wir müssen Arbeit stärken. Arbeit schützt vor 
Armut, wenn sie trägt.

(Zuruf von der Linken)
Dazu gehört, dass Beschäftigung Perspektiven eröffnet, 
soziale Absicherung bietet und Übergänge ermöglicht. 
Ein Sozialstaat, der Teilhabe ermöglichen will, muss des-
halb darauf achten, dass Arbeit und Absicherung zusam-
mengehören und dass Wege in reguläre verlässliche Be-
schäftigung offenstehen.

Zweitens. Wir müssen früher ansetzen. Bildung ist der 
verlässlichste Motor sozialer Mobilität. Wer Brüche ver-
meiden will, muss früh investieren, nicht erst dann, wenn 
sich Probleme bereits verfestigt haben.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Drittens. Wir müssen Leistungen wirksam und ver-

ständlich gestalten. Unterstützung muss erreichbar sein. 
Ein Sozialstaat, der helfen will, darf nicht durch Kom-
plexität abschrecken.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, soziale Gerechtig-
keit bedeutet nicht, Unterschiede einzuebnen. Sie bedeu-
tet, faire Startbedingungen zu schaffen. Sie bedeutet, dass 
Menschen erleben: Leistung lohnt sich, Unterstützung 
trägt, wenn sie gebraucht wird, und Aufstieg bleibt mög-
lich. In diesem Sinne beschreibt der vorliegende Bericht 
einen bleibenden Auftrag für eine Sozialpolitik, die 
sichert und ermöglicht.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die AfD-Fraktion darf ich Ulrike Schielke-Ziesing 

das Wort erteilen.
(Beifall bei der AfD)

Ulrike Schielke-Ziesing (AfD):
Herr Präsident! Liebe Kollegen! Verehrte Bürger! Es 

ist ein Ritual: Alle vier Jahre wieder beugen wir uns über 
den Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung. 
Die Ergebnisse sind meist nicht schön, weshalb dann eine 
der Linksparteien eine Aktuelle Stunde einberuft, um 
darüber zu klagen.

(Lachen bei Abgeordneten der Linken)
Für die Linken ist die Sache einfach: Schuld sind Milli-
ardäre oder „Superreiche“,

(Timon Dzienus [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Bei Ihnen sind ja immer die Ausländer 
schuld! – Zurufe von der Linken)

die muss man nur enteignen, und dann ist alles gut. Das 
haben wir gerade gehört; ich hatte eine Glaskugel.

Liebe Kollegen, geht man die Sache ernsthafter an, 
wird es komplizierter; denn Armut hat viele Gesichter 
und Ursachen. Wenn man sich die Zahlen anschaut, 

dann sieht man durchaus Unterschiede: Seit 2010 hat 
sich die Zahl der deutschen Kinder im Sozialleistungs-
bezug halbiert, die der ausländischen Kinder nahezu ver-
doppelt. Ähnlich verhält es sich mit den Erwachsenen. 
Auch hier ist der Anteil der Deutschen im Bürgergeldbe-
zug kontinuierlich gesunken. Eine Erfolgsgeschichte, 
sollte man meinen, doch die Armut bleibt trotzdem! In-
zwischen geht jeder zweite Euro Bürgergeld an Men-
schen ohne deutschen Pass.

(Luigi Pantisano [Die Linke]: Na und! – Timon 
Dzienus [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Sag 
ich ja! Bei Ihnen sind immer die Ausländer 
schuld! – Derya Türk-Nachbaur [SPD]: Gut, 
dass Sie die Ausländer haben!)

Die Mehrheit davon hat keinen Berufsabschluss und kann 
sich nicht verständigen. Drei Viertel der Empfänger ha-
ben einen Migrationshintergrund.

(Timon Dzienus [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Und bei Ihnen haben 100 Prozent einen 
rechtsextremen Hintergrund!)

Das gilt noch mehr für die Kinder, die meisten davon sind 
nicht deutsch. Tatsache ist: Zwei Drittel aller per Asyl ins 
Land Gekommenen sind und bleiben arm oder armuts-
gefährdet.

(Timon Dzienus [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Und das liegt am Pass, oder wie?)

Das ist die importierte Armut, die organisiert, betreut und 
bezahlt werden muss.

(Derya Türk-Nachbaur [SPD]: Woran genau 
liegt das?)

– Sie springen hier ja gleich über den Tisch. Sie halten 
nachher Ihre Rede, Sie können das nachher ausführen.

So hart es klingt: Armut ist auch ein Geschäftsmodell, 
organisiert und betreut von Kirchen oder einer Vielzahl 
von Organisationen aus der Asyl- oder Sozialindustrie, 
die – so muss man es sagen – daran verdienen und dafür 
sorgen, dass ihnen der Nachschub nicht ausgeht. Zu all-
dem liest man in dem Bericht selbstredend nichts. Pech 
dagegen haben alle anderen, die durch genau diese Politik 
arm werden, weil sie zum Beispiel zu wenig verdienen, 
aber gerade genug, um keinen Anspruch auf Sozialleis-
tungen zu haben, die sie aber selbst mit ihren Steuern und 
Beiträgen bezahlen müssen, weil die Mieten und die Le-
benshaltungskosten steigen, weil sie alleinerziehend sind 
oder mehrere Kinder haben, weil der Sprit zu teuer ist und 
das Heizen auch, von Urlaub gar nicht zu reden – mit 
anderen Worten: weil für immer mehr Menschen am Mo-
natsende immer weniger übrig bleibt.

Als rentenpolitische Sprecherin möchte ich das am 
Beispiel der Rentner verdeutlichen: Nur 3,9 Prozent der 
Rentner beziehen Grundsicherung, frohlockt die Regie-
rung, aber das ist nur die halbe Wahrheit. Wir haben doch 
gerade die Diskussion über die Rente hinter uns: Jeder im 
Land weiß, was es bedeutet, mit einem Rentenniveau von 
48 Prozent über die Runden zu kommen. Die durch-
schnittliche Rente liegt nur knapp 100 Euro oberhalb 
des Armutsniveaus. Und der sogenannte Eckrentner ist 
ein Fabelwesen. Ein großer Teil der Altersrentner liegt 
weit darunter. 25 Prozent aller Renten liegen unter 
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900 Euro, die Hälfte davon sogar unter 600 Euro. Das ist 
der Grund, weshalb die Regierung versucht, diese 48 Pro-
zent künstlich zu halten, obwohl es der nachfolgenden 
Generation das Genick bricht.

Dass wir in Deutschland überhaupt ein derart niedriges 
Rentenniveau haben – anderswo liegt es bei 70 oder 
80 Prozent –, ist noch ein ganz anderes Thema. Das, liebe 
Kollegen, betrifft Menschen, die viele Jahre gearbeitet 
haben, die als Teil dieser Gesellschaft Beiträge gezahlt, 
Kinder erzogen haben und sich nun das Nötigste nicht 
mehr leisten können. Da geht es nicht um das neueste 
Handy, sondern um Strom, Heizen und Lebensmittel. 
Liebe Kollegen, das ist echte Armut, und es ist vermeid-
bare Armut. Denn wir reden hier vom Ergebnis einer 
zutiefst unsozialen Politik, die unseren Wohlstand mut-
willig vernichtet und stattdessen nur noch Arbeitslose 
und Bürgergeldempfänger produziert.

(Beifall bei der AfD)
Die Verlängerung des Kurzarbeitergeldes scheint ja 

heute durch das Kabinett gegangen zu sein – ein Versuch 
der Arbeitsministerin, weiteren Massenentlassungen zu-
vorzukommen. Von all diesen Dingen liest man natürlich 
nichts in diesem Bericht. Dagegen seien steigende CO2- 
Preise ein Problem für ärmere Haushalte, aber nicht etwa, 
weil alles dadurch teurer wird – nein! –, sondern weil den 
Armen dann das Geld für die Anschaffung klimafreund-
licher E-Autos und für Gebäudesanierungen fehlt. Darauf 
muss man erst mal kommen.

Liebe Kollegen, Politik lässt sich ändern, Gott sei 
Dank. Ich möchte deshalb zum Schluss noch einmal auf 
die Vorhaben hinweisen, mit denen wir als AfD unser 
Land wieder auf den richtigen Weg bringen können:

(Timon Dzienus [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Bitte nicht!)

durch eine vernünftige Marktwirtschaft, mit sicherer und 
bezahlbarer Energie,

(Derya Türk-Nachbaur [SPD]: Mit russischem 
Gas, meinen Sie!)

mit stabilen Sozialsystemen, auch durch eine kon-
sequente Migrationswende,

(Luigi Pantisano [Die Linke]: Genau! – Derya 
Türk-Nachbaur [SPD]: Wer pflegt Sie denn 
dann?)

und die Rückführung der Staatsverschuldung durch die 
Fokussierung auf das Wesentliche und die Interessen un-
serer Bürger.

(Beifall bei der AfD)
Auf diese Art dürften zukünftige Armuts- und Reich-
tumsberichte demnächst weit optimistischer ausfallen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die Bundesregierung darf ich der Parlamentari-

schen Staatssekretärin bei der Bundesministerin für Ar-
beit und Soziales Kerstin Griese das Wort erteilen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Kerstin Griese, Parl. Staatssekretärin bei der Bundes-
ministerin für Arbeit und Soziales:

Vielen Dank. – Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Ich komme dann mal wieder 
zu den Fakten.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
der Abg. Mayra Vriesema [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Denn darum geht es im Armuts- und Reichtumsbericht: 
auf 650 Seiten wichtige Fakten, Daten und Informationen 
zur Lage in Deutschland.

Ich bedanke mich ganz herzlich, auch im Namen von 
Frau Ministerin Bas, dass wir noch in diesem Jahr die 
Gelegenheit haben, im Bundestag über den jetzt gerade 
im Kabinett beschlossenen Armuts- und Reichtums-
bericht zu sprechen. Wie Sie wissen, konnte er aufgrund 
der vorgezogenen Bundestagswahl in der letzten Wahl-
periode nicht mehr beschlossen werden. Wir haben im 
Koalitionsvertrag vereinbart, dass er noch in diesem 
Jahr vorgelegt werden soll. Und hier ist er nun.

Ich bedanke mich auch ganz herzlich bei allen, die an 
dem Bericht mitgewirkt haben; denn das ist wirklich ein 
großes Werk, in dem viele wichtige Informationen zu 
finden sind. Es ist ein Armuts- und Reichtumsbericht 
über einen Zeitraum, der sehr herausfordernd war. Er 
beginnt nämlich in der Covid-19-Pandemie. Und als wir 
alle die Hoffnung hatten, dass diese Krise, die uns alle vor 
bislang nicht gekannte Herausforderungen gestellt hat, 
bald endlich bewältigt sein wird, waren wir mit dem 
russischen Angriffskrieg gegen die Ukraine und den Fol-
gen konfrontiert. Das war ja nicht nur eine außen- und 
sicherheitspolitische Zeitenwende, sondern hat wegen 
der massiv gestiegenen Energie- und Lebensmittelpreise 
auch unmittelbare Auswirkungen auf die Lebensverhält-
nisse hier in Deutschland gehabt. Und wir haben eine 
ökonomische Situation, die geprägt ist von Strukturwan-
del, von Transformation hin zur Klimaneutralität und – 
auch das ist nicht zu vergessen – von stark veränderten 
weltwirtschaftlichen Beziehungen.

Alles das wird in der Wissenschaft als sogenannte 
Polykrise beschrieben, in der sich die soziale Lage, die 
wirtschaftliche Entwicklung und damit zentrale Zu-
kunftsfragen gegenseitig beeinflussen. Diese Gemenge-
lage leuchtet der Siebte Armuts- und Reichtumsbericht 
aus, und er schafft wirklich eine gute, gründliche Infor-
mationsgrundlage. Er ist so was wie ein Kompendium, in 
dem man Daten und Fakten zu Einkommen, Arbeit, Woh-
nen, Bildung und Teilhabe und wie sie sich in diesen 
Krisenzeiten entwickelt haben, nachschlagen kann. Ich 
möchte einige zentrale Themen herausgreifen.

Sicherlich im Mittelpunkt des Interesses ist die Ent-
wicklung des Einkommens in Deutschland. Da gibt es 
eine positive Botschaft: Der Niedriglohnbereich, also 
der Bereich, in dem die Beschäftigten weniger als zwei 
Drittel des mittleren Bruttostundenlohns verdienen, ist 
geschrumpft. Das ist ein Erfolg – erstens – der Tarifpoli-
tik und – zweitens – des gesetzlichen Mindestlohns. Als 
Bundesregierung wollen wir die Tarifbindung weiter stei-
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gern; denn sie sorgt für gute Löhne. Daher hat das Ka-
binett das Tariftreuegesetz auf den Weg gebracht. Das 
wird jetzt im Bundestag beraten. Auch der von der Min-
destlohnkommission empfohlene und von der Bundes-
regierung beschlossene Anstieg des Mindestlohns wird 
einen weiteren positiven Beitrag dazu leisten, dass der 
Niedriglohnbereich kleiner wird. Nicht nur die untersten 
Einkommensbereiche haben einen Fortschritt erfahren; 
alle Einkommensgruppen haben real, also unter Berück-
sichtigung der Preissteigerung, dazugewonnen. Aber – 
und das ist wichtig – der Zuwachs ist nicht in allen Grup-
pen gleich stark. Das sieht man daran, dass wir eine leicht 
steigende Armutsrisikoquote haben.

Deshalb befasst sich der Bericht – neben dem Blick auf 
das Einkommen – auch mit der Entwicklung der Aus-
gaben, also der Belastung der Menschen durch gestiegene 
Verbraucherpreise. Ich will, weil ich manchmal das Ge-
fühl habe, dass es mittlerweile vergessen worden ist, noch 
mal daran erinnern, dass die Bundesregierung im Jahr 
2022 fast 300 Milliarden Euro in die Hand genommen 
hat, um die Auswirkungen der Preissteigerungen zu 
bewältigen. Auch wenn es vielleicht unterschiedliche 
Einschätzungen dazu gibt, wie effizient das war: Es ist 
unstreitig, dass das gerade für die unteren Einkommens-
gruppen wichtig war, um sie in dieser Krise zu entlasten.

(Beifall bei der SPD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, neben der allge-
meinen Preisentwicklung treibt viele Menschen, ganz be-
sonders in den Ballungsräumen, die Entwicklung der 
Wohnungsmärkte und der Mieten um. Die Wohnkosten-
belastung ist gestiegen. Mittlerweile gilt jeder achte 
Haushalt als überlastet, weil er mehr als 40 Prozent seines 
Einkommens fürs Wohnen aufwenden muss.

Darauf ist auch schon in der letzten Legislaturperiode 
reagiert worden: durch die Reform des Wohngelds und 
durch eine deutliche Aufstockung der Finanzmittel für 
den sozialen Wohnungsbau. Und jetzt wollen wir und 
werden wir als aktuelle Bundesregierung dafür sorgen, 
dass der Bestand an Sozialwohnungen wieder größer 
wird.

Klar ist natürlich, dass der Bund die Probleme des 
Wohnungsmarktes nicht allein mit seinen finanziellen 
Mitteln lösen kann. Aber er kann eben die Rahmenbedin-
gungen für den Wohnungsbau verbessern, und der Bau-
turbo wird dazu einen wichtigen Beitrag leisten.

(Zuruf von der Linken)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, der Armuts- und 
Reichtumsbericht ist – ich habe es schon gesagt – eine 
feste Größe in der sozialpolitischen Diskussion, und des-
halb ist es gut, dass wir immer wieder auch neue Schwer-
punkte aufnehmen. Neu ist hier das Kapitel zur Klima-
politik unter sozialen Gesichtspunkten.

Und auch wenn Sie das Thema für lächerlich halten: Es 
ist tatsächlich so, dass jemand, der weniger Ressourcen 
hat, weniger CO2-Emissionen verursacht, also einen klei-
neren ökologischen Fußabdruck hat.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Frau Kollegin, würden Sie eine Zwischenfrage von der 

Abgeordneten Wissler zulassen?

Kerstin Griese, Parl. Staatssekretärin bei der Bundes-
ministerin für Arbeit und Soziales:

Gerne, ja.

Janine Wissler (Die Linke):
Vielen Dank, Frau Staatssekretärin, dass Sie die Frage 

zulassen. – Sie haben eben davon gesprochen, dass die 
Kosten für die Miete zu einem großen Problem und auch 
zu einer Armutsgefährdung werden.

Ich habe eine konkrete Frage, weil ja heute im Kabinett 
die Bürgergeldreform beschlossen wurde. In dem Zusam-
menhang wird sehr viel über die Sanktionen diskutiert. 
Aber eine Neuregelung bei der jetzigen Bürgergeld-
reform, die, glaube ich, sehr viel mehr Menschen betrifft, 
ist ja der Wegfall der Karenzzeit bei der Prüfung der 
Angemessenheit der Wohnung.

Also, beim Bürgergeld gab es eben dieses eine Jahr, wo 
man gesagt hat: Karenzzeit; man prüft das nicht. Wenn 
jetzt geprüft wird und das zu der Feststellung führt, dass 
die Wohnungen von Menschen zu teuer sind, weil die 
Mieten zu hoch sind, dann führt das ja dazu, dass Men-
schen entweder umziehen müssen, was sie oft angesichts 
des angespannten Wohnungsmarktes nicht können, oder 
es führt dazu, dass die Eigenanteile höher werden. Das 
heißt also, dass die Menschen von ihrem Regelsatz eben 
auch noch zur Miete und zum Heizen etwas dazuzahlen 
müssen – es ist jetzt schon jeder neunte Bürgergeldhaus-
halt, der das machen muss –, und die Sozialverbände 
warnen davor und sagen: Wenn man diese Karenzzeit 
abschafft und die Eigenanteile bei den Mieten in den 
Bürgergeldhaushalten steigen, dann führt das zu leeren 
Kühlschränken.

Und mich würde interessieren: Was sagen Sie zu der 
Kritik der Sozialverbände an Ihrer Bürgergeldreform? 
Und wie wollen Sie so die Mietkosten, über die Sie selber 
gerade sagten, sie führten zur Armutsgefährdung vieler 
Menschen, gerade der Bürgergeldhaushalte, vertretbar 
halten? Warum hat das so Eingang in das Gesetz gefun-
den? Warum schaffen Sie diese Karenzzeit ab? Und was 
sagen Sie zu der Kritik der Sozialverbände, die davor 
warnen, dass das wirklich die Armut in Bürgergeldhaus-
halten massiv steigern wird und natürlich auch die 
1,8 Millionen Kinder, die im Bürgergeldbezug sind, mas-
siv betreffen wird?

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Kerstin Griese, Parl. Staatssekretärin bei der Bundes-
ministerin für Arbeit und Soziales:

Frau Kollegin Wissler, vielen Dank für die Frage. – 
Diese Frage und das, was ich dazu sagen werde, bestätigt, 
was ich eben gesagt habe, nämlich dass wir dringend 
mehr sozialen Wohnungsbau brauchen, dass wir mehr 
investieren müssen in sozialen Wohnungsbau. Wir haben 
damit schon angefangen, aber Bauen dauert immer auch 
eine Weile. Insofern ist es wichtig, dass wir dafür jetzt 
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mehr tun, vor allem dafür, dass schneller gebaut werden 
kann, damit wirklich für alle Menschen bezahlbarer 
Wohnraum da ist.

(Jörn König [AfD]: Weniger Einwohner wären 
auch eine Möglichkeit!)

Es ist ja auch in jeder Kommune sehr unterschiedlich, 
was die angemessenen Wohnkosten sind. Es ist auch 
richtig so, dass das kommunal unterschiedlich nach den 
jeweiligen Bedingungen betrachtet wird.

Aber mir geht es darum, dass wir deutlich machen: Wir 
brauchen mehr bezahlbaren Wohnraum, wir brauchen 
mehr sozialen Wohnungsbau, aber wir brauchen auch 
für die Menschen, die über der Bürgergeldgrenze sind, 
bezahlbaren Wohnraum in Deutschland, und dafür inves-
tieren wir in dieser Bundesregierung.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Zuruf der Abg. Janine Wissler 
[Die Linke])

Ich war bei dem Thema „Klimapolitik unter sozialen 
Gesichtspunkten“. Das ist auch wichtig, weil – ich sage es 
noch einmal – Menschen, die weniger Ressourcen haben, 
also ärmere Menschen, einen kleineren ökologischen 
Fußabdruck haben. Sie verursachen weniger CO2-Emis-
sionen. Sie sind aber den Auswirkungen des Klimawan-
dels viel stärker ausgesetzt, weil sie steigende Kosten für 
Öl, Gas und Benzin weniger gut ausgleichen können und 
es auch schwerer haben, in energieeffiziente Fahrzeuge 
oder Kühlschränke oder Heizungen zu investieren, oder 
es auch als Mieter gar nicht in der Hand haben. Gleich-
zeitig verursachen Haushalte mit hohem Einkommen 
deutlich mehr Emissionen, können sich aber auch leichter 
Geräte leisten, die die Emissionen senken.

Das heißt, gerade diese soziale Dimension guter Kli-
mapolitik muss man immer mitdenken, zum Beispiel 
auch, wenn es um die CO2-Bepreisung geht, die eben 
Menschen nicht überlasten darf und die auch zur Entlas-
tung bei Wohnen und Mobilität führen muss.

Das betrifft natürlich auch die große Frage des wirt-
schaftlichen Strukturwandels. Viele Industriearbeits-
plätze stehen unter Druck. Deshalb ist es richtig, dass 
wir jetzt 500 Milliarden Euro in unser Land investieren – 
in Infrastruktur, in Kommunen, in Klimaschutz –, damit 
eben die Grundlagen unseres Wohlstands gesichert wer-
den; denn gute und sichere Arbeitsplätze sind die beste 
Garantie gegen Armut.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Und deshalb ist es auch gut und richtig, dass das Ka-
binett heute eine Verlängerung des Bezugs von Kurz-
arbeitergeld beschlossen hat; denn Kurzarbeit heißt, 
dass Menschen in Arbeit gehalten werden. Kurzarbeit 
ist übrigens für den Staat deutlich günstiger als Arbeits-
losigkeit. Deshalb ist es richtig, so in Kurzarbeit zu in-
vestieren, dass Arbeitsplätze auch für die Zukunft erhal-
ten bleiben.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Ich will aber auch noch die Frage der Vermögensver-
teilung klar ansprechen; denn wir brauchen da eine bes-
sere Datengrundlage. Wir haben überhaupt erst vor eini-
gen Jahren angefangen, den Bericht zu einem Armuts- 
und Reichtumsbericht zu machen. Wir brauchen eine bes-
sere Datengrundlage über die tatsächliche Verteilung der 
Vermögen in Deutschland.

Wir haben leider aus dem Sozio-oekonomischen Panel 
und der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe jetzt 
keine neuen Informationen bekommen. Wir haben des-
halb die Daten der Bundesbank genutzt. Sie zeigen, dass 
die Ungleichheit der Vermögen zuletzt zwar leicht abge-
nommen hat. Aber Vermögen sind in Deutschland immer 
noch sehr viel ungleicher verteilt als Einkommen, und es 
ist leider immer noch so, dass man mit eigener Arbeit 
kaum ans obere Ende der Vermögensverteilung geraten 
kann. Das heißt, es macht deutlich, dass auch hier Hand-
lungsbedarf besteht.

Der Siebte Armuts- und Reichtumsbericht zeigt uns, 
wo wir heute stehen. Er macht deutlich: Die soziale 
Lage in Deutschland ist besser, als viele angesichts der 
Krisen befürchtet haben. Unser Land ist durch schwierige 
Jahre gekommen. Aber gleichzeitig benennt der Bericht 
eben auch die Herausforderungen, vor denen wir stehen.

Genau daran arbeiten wir als Bundesregierung weiter. 
Wir begegnen der Armut mit konkreten Maßnahmen: 
durch gute Arbeit, durch gute Löhne, durch mehr Quali-
fizierung und Weiterbildung, durch eine verlässliche Al-
terssicherung, durch bezahlbares Wohnen und einen 
starken und bürgernahen Sozialstaat, auf den die Men-
schen sich verlassen können.

Vielen Dank, und die letzte Minute schenke ich Ihnen 
zu Weihnachten.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für Bündnis 90/Die Grünen darf ich Timon Dzienus 

das Wort erteilen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Timon Dzienus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Abgeord-

nete der demokratischen Fraktionen! Eine Woche vor 
Weihnachten, und wir diskutieren über Armut und Reich-
tum. Ganz passend dazu habe ich heute ein Gedicht mit-
gebracht, und mit deutschen Gedichten hat ja zumindest 
eine Fraktion so ihre Probleme. Ich zitiere:

„Morgen, Kinder, wird’s nichts geben! 
Nur wer hat, kriegt noch geschenkt.  
Mutter schenkte euch das Leben.  
Das genügt, wenn man’s bedenkt.  
Einmal kommt auch Eure Zeit.  
Morgen ist’s noch nicht so weit.

Doch ihr dürft nicht traurig werden, 
Reiche haben Armut gern.  
Gänsebraten macht Beschwerden,  
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Puppen sind nicht mehr modern.  
Morgen kommt der Weihnachtsmann.  
Allerdings nur nebenan.“

Es scheint fast, als hätte Erich Kästner vor 100 Jahren 
den aktuellen Armuts- und Reichtumsbericht der Bundes-
regierung ziemlich gut zusammengefasst.

Wenn Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen der Union 
und der SPD, in diesen Tagen Ihre Weihnachtsgrüße ver-
schicken, denken Sie bitte an dieses Gedicht. Denken Sie 
an die Kinder in Armut; denn jedes siebte Kind in 
Deutschland lebt in Armut. Denken Sie an die Kinder, 
für die Weihnachten eben kein Fest der Geschenke ist, 
sondern ein Trauerspiel des Verzichts.

Während bei dem einen die neue Nintendo Switch 2 
unterm Baum liegt, warten auf den anderen nur die nächs-
ten Briefe vom Jobcenter: keine frohe Weihnachten, son-
dern neue Sanktionen; kein Spielzeug, sondern Existenz-
ängste; kein Gänsebraten, sondern die Frage, ob das Geld 
bis zum Monatsende überhaupt reicht.

Der Armutsbericht zeigt: So geht es Millionen in die-
sem Land. Aber es geht hier um mehr als das Leuchten 
von Kinderaugen am Weihnachtsbaum; es geht hier um 
Gerechtigkeit.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Aber gegen diese ungerechte Verteilung von Vermögen 
und Chancen macht die Regierung praktisch gar nichts. 
Sie machen dieses Land sogar noch ungerechter, weil Sie 
systematisch wegschauen.

Übermäßiger Reichtum wird vor allem vererbt. Aber 
Armut? Armut wird in diesem Land auch vererbt. Und 
das ist ein sozialpolitischer Skandal.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Mit Ihrer Politik entscheidet einzig und allein die Genlot-
terie darüber, ob jemand arm oder reich sein wird.

(Olav Gutting [CDU/CSU]: Haben Sie den 
Bericht gelesen?)

Und dabei muss ich mich vor allem an die Kolleginnen 
und Kollegen der SPD wenden. Sie sind für sechs von 
sieben Armutsberichten verantwortlich. Aber es reicht 
nicht, nur über Armut zu berichten. Armut darf nicht ver-
waltet werden, Armut muss endlich politisch beendet 
werden!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

Und was ich hier gerade echt ein bisschen strange in 
der Debatte finde: Dieser Bericht ist schockierend in 
seinen Ergebnissen, und wir nehmen das alle hier so ach-
selzuckend hin, als sei das irgendwie ganz viel Text und 
Papier oder sonst was. Aber wenn Sie da mal richtig 
reingucken, dann merken Sie doch, wie grassierend die 
Armut in diesem Land ist.

Machen wir es mal konkret beim Bürgergeld: Da wird 
seit Monaten nur über Einsparungen gesprochen, über 
ganz viele neue Sanktionen. Aber das Problem ist doch 
ein ganz anderes. Kindern im Bürgergeld stehen am Tag 

5 Euro für Essen zur Verfügung. Am Tag 5 Euro! Ernäh-
ren Sie damit mal ein Kind. Und für Bildung stehen 
83 Cent zur Verfügung, im Monat!

Lieber Stefan Nacke, Sie sprachen vom Aufstieg durch 
Bildung: Wie will man denn mit 83 Cent für Bildung im 
Monat irgendwie aufsteigen? Das funktioniert doch of-
fensichtlich nicht. Und so wird dann eben auch Armut 
vererbt.

Aber Armut ist kein Naturgesetz, sondern Folge von 
politischen Entscheidungen, und diese Entscheidungen 
müssen wir endlich ändern.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Zweites Beispiel: Wohnen. Ein WG-Zimmer oder eine 
Wohnung zu finden, das ist mittlerweile verdammt 
schwer. Wissen Sie das eigentlich? Der Markt regelt 
hier gar nichts mehr. Der Wohnungsmarkt ist nur noch 
Horror pur. Familien, Azubis, Studierende – niemand 
findet noch eine Wohnung, und wenn doch, dann ist sie 
unbezahlbar. Wohnen ist ein Menschenrecht. Wohnen 
macht in diesem Land aber arm. Über 18 Millionen Men-
schen sind von Wohnarmut betroffen. Auch das ist ein 
sozialpolitischer Skandal.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

Drittens werden in diesem Land Menschen Hilfe und 
Rechte verweigert, die ihnen zustehen. Leistungen wer-
den eingeführt, kommen aber nicht an; ich erinnere mich 
noch an meinen eigenen Wohngeldantrag; das ist entwür-
digend. Der Zugang zu Leistungen wird ganz bewusst 
kompliziert gemacht. Viele Menschen wissen auch gar 
nichts davon. Damit werden die Menschen davon abge-
halten, ihre Rechte wahrzunehmen. Das ist ein sozial-
politischer Skandal.

Viertens. Wir haben den völlig falschen Fokus. Haben 
Sie schon einmal BAföG oder Wohngeld beantragt wie 
ich? Da müssen sich Menschen für ihre Anträge nackt 
machen. Während Menschen in Armut jeden einzelnen 
Euro angeben müssen, schaut die Bundesregierung bei 
Überreichen systematisch weg. Das Statistische Bundes-
amt weiß, wie viele Rinder, wie viele Hunde es gibt, aber 
wie hoch die Zahl der Milliardäre ist, weiß nur das „Ma-
nager Magazin“. Auch das ist ein sozialpolitischer Skan-
dal.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

Das Problem ist: Viele müssen wenig haben, damit 
wenige viel haben können. Aber so muss es nicht bleiben. 
Ich schlage Ihnen mal was vor: Armut für niemanden, 
Wohlstand für alle. So geht’s:

Erstens: bezahlbarer Wohnraum. Wir führen einfach 
einen Mietendeckel ein.

(Jörn König [AfD]: 40 Jahre DDR lassen grü-
ßen!)

Zweitens. Kinder erhalten kostenfreies Mittagessen, 
und zwar in allen Schulen.

Drittens. Das Deutschlandticket wird wieder günstiger 
und im besten Fall wieder für 9 Euro angeboten.
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Viertens. Wir führen Klimageld ein, damit die, die am 
wenigsten haben, am meisten vom Klimaschutz profi-
eren.

Und fünftens: Grundbedarf bei Strom und Heizen; den 
machen wir grün und günstig für alle.

Das alles ist grüne Programmatik, und das können wir 
auch finanzieren, indem wir endlich an die Erbschaften 
rangehen, an die Vermögen, an die Einkommen der Über-
reichen, indem wir endlich mutig sind, indem wir endlich 
handeln.

Vielen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

sowie bei Abgeordneten der Linken)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die CDU/CSU-Fraktion darf ich Olav Gutting das 

Wort erteilen.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Olav Gutting (CDU/CSU):
Herr Präsident! Werte Kolleginnen und Kollegen! 

Neid galt schon in der Antike als verwerflich,
(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Lisa Paus [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Oh nee!)

und im Christentum gehört Neid sogar zu den sieben 
Todsünden. Mit Umverteilungsfantasien, mit Begriffen – 
wie wir sie heute hier hören – wie „perfider Reichtum“ 
und anderen,

(Sonja Lemke [Die Linke]: Schon mal was von 
Nächstenliebe gehört?)

spalten Sie die Gesellschaft. Sie schüren mit dieser Pole-
mik Unruhe in der Bevölkerung, Sie schüren Neid in der 
Bevölkerung. Das ist populistisch. Sie spalten.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. Jörn 
König [AfD] – Zuruf der Abg. Janine Wissler 
[Die Linke])

Dabei enthält dieser Bericht durchaus Hoffnung ma-
chende und zukunftsorientierte Ansätze. Nur, die blenden 
Sie völlig aus. So lag beispielsweise die bereinigte Lohn-
quote im abgelaufenen Jahr spürbar höher als in den Vor-
jahren. Der Grund waren die gestiegenen Arbeitnehmer-
entgelte.

Eine weitere wichtige Botschaft ist: Die Wahrschein-
lichkeit, dass man den Bereich des niedrigen Einkom-
mens in Deutschland verlassen kann, ist insgesamt höher 
als die Wahrscheinlichkeit, in Einkommensarmut zu fal-
len. Es gilt also: Es gibt mehr Aufstieg als Abstieg, und 
genau das macht Wohlstand für alle aus.

(Mayra Vriesema [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Es geht nicht um Einkommen, es geht 
um Vermögen!)

Ludwig Erhards Konzept von der sozialen Marktwirt-
schaft ist heute wichtiger denn je und hat heute mehr 
Gültigkeit als je zuvor.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Unsere Maxime ist: Wir wollen für alle Menschen in 
Deutschland die Möglichkeit des sozialen Aufstiegs 
schaffen.

(Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und von der Linken)

Aber dieser Weg funktioniert eben nicht über immer 
mehr Umverteilung. Wenn Sie den Reichen immer 
mehr wegnehmen, macht das die Schwachen doch nicht 
stark.

(Janine Wissler [Die Linke]: Doch, klar! – 
Mayra Vriesema [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wenn Sie den Armen noch mehr weg-
nehmen, was ist das dann?)

Natürlich haben die Starken eine große Verantwortung. 
Das spiegelt sich ja auch im Steueraufkommen wider: 
Die oberen 10 Prozent tragen mehr als die Hälfte zum 
Gesamtaufkommen der Einkommensteuer bei. Das zeigt 
doch schon, dass die Umverteilung im System funktio-
niert. Wir wollen Menschen Aufstieg ermöglichen, aber 
nicht dadurch, dass wir irgendwelche Almosen oder Gel-
der verteilen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Während Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen, immer 

noch darüber nachdenken, wie man bestimmten Gruppen 
irgendetwas wegnehmen kann, sind wir schon längst tätig 
geworden,

(Janine Wissler [Die Linke]: Sie nehmen doch 
dauernd Gruppen irgendwas weg! Denen, die 
nichts haben!)

beispielsweise mit dem Steuerfortentwicklungsgesetz, 
mit Entlastungen bei der Einkommensteuer, einer Erhö-
hung des Kindergeldes, Maßnahmen, die Familien stär-
ken, Maßnahmen, die die Kaufkraft von Familien und die 
breite Mitte der Gesellschaft stärken. Oder nehmen wir 
das Zukunftsfinanzierungsgesetz mit der Förderung einer 
verstärkten Vermögensbildung, insbesondere für Bezie-
her kleiner und mittlerer Einkommen. Das ist der richtige 
Weg.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Janine Wissler [Die Linke]: Können Sie mal 
was zum Bericht sagen?)

Wir brauchen mehr Netto vom Brutto. Wir müssen 
auch runter von den immer weiter steigenden Sozialver-
sicherungsbeiträgen. Wer mehr leistet in diesem Land, 
der muss sich natürlich auch mehr leisten können.

(Luigi Pantisano [Die Linke]: Deswegen brau-
chen wir eine Erbschaftsteuer! Weil, die leisten 
nichts! Die kriegen das Geld geschenkt!)

Und ich darf abschließend den Bericht wörtlich zitie-
ren, um noch mal zu verdeutlichen, um was es hier geht:

„Steigende Produktivität, stabiles Wachstum und 
hohe Beschäftigung stellen die besten Grundlagen 
dar, damit auch in Zukunft Haushalts- und Vertei-
lungsspielräume zum Wohl der gesamten Bevölke-
rung gewahrt bleiben.“

(Beifall bei der CDU/CSU)
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Das ist die Lehre aus diesem Bericht, oder es kommen 
immer neue Steuern.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die AfD-Fraktion darf ich Thomas Stephan das 

Wort erteilen.

(Beifall bei der AfD)

Thomas Stephan (AfD):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der Siebte 

Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung ist 
mehr als eine statistische Bestandsaufnahme. Er zeigt uns 
die harte Realität vieler Mitbürger, die am oder unter dem 
Existenzminimum leben. Besonders eindrücklich ist da-
bei die Stellungnahme der Tafeln in Deutschland, die aus 
dem harten Alltag der Betroffenen berichten. So sind 
1,5 Millionen Menschen in Deutschland regelmäßig auf 
die Tafeln angewiesen. 1,5 Millionen Menschen! Meine 
Damen und Herren, diese Zahl zeigt sehr deutlich, dass 
die vergangenen Regierungen diese Menschen in 
Deutschland schmählich im Stich gelassen haben. Allein 
das ist eine Schande für dieses Land!

(Beifall bei der AfD)

Der Bericht zeigt uns auch, dass mindestens ein Drittel 
der Haushalte im unteren Einkommensbereich auf 
Grundbedürfnisse verzichten müssen, zum Beispiel auf 
frische Lebensmittel wie Obst und Gemüse, und damit 
auf eine gesunde Ernährung. Besonders alarmierend ist 
dabei ein Befund aus der Befragung selbst: 85 Prozent der 
Betroffenen sagen, Armut bedeute für sie vor allem die 
Abhängigkeit von wohltätigen Organisationen, zum Bei-
spiel von den Tafeln. Meine Damen und Herren, dieser 
Zustand ist nicht mehr, aber auch nicht weniger als kom-
plettes Staatsversagen. Die Bundesregierung hat die mo-
ralische Pflicht, sich zuerst um das eigene Volk zu küm-
mern, bevor sie Milliarden in alle Welt verschenkt.

(Beifall bei der AfD)

Gustav Heinemann sagte einmal: „Man erkennt den 
Wert einer Gesellschaft daran, wie sie mit den schwächs-
ten ihrer Glieder verfährt.“ Wenn dem so ist, dann muss 
sich die deutsche Sozialpolitik der letzten Jahrzehnte in 
Grund und Boden schämen. Der Bericht zeigt uns ein-
deutig, dass die aktuelle und die vergangenen Regierun-
gen ihre eigenen Bürger im Stich gelassen haben. Sie 
haben Sozialpolitik für die ganze Welt gemacht und ha-
ben dabei ihr eigenes Volk vergessen. Das ist der eigent-
liche Skandal.

(Beifall bei der AfD – Derya Türk-Nachbaur 
[SPD]: Glauben Sie das, was Sie erzählen?)

Eine weitere Erkenntnis ist die Tatsache, dass der So-
zialstaat viele Bedürftige nicht mehr erreicht. Leistungen 
kommen zu spät, sind zu kompliziert oder werden aus 
Scham und Überforderung gar nicht erst beantragt. Die 
Folge ist, dass Ehrenamtliche einspringen, mit großem 
Engagement und mit viel Menschlichkeit. Das verdient 

Anerkennung. Deshalb sage ich allen Helfern, die sich 
bei den Tafeln in ganz Deutschland engagieren, einfach 
mal: Ganz herzlichen Dank für Ihren Einsatz!

(Beifall bei der AfD)

Klar ist aber auch: Ehrenamt kann und darf staatliche 
Verantwortung nicht ersetzen. Die Tafeln selbst betonen 
ausdrücklich, dass ihre Arbeit notwendig geworden ist, 
weil strukturelle Defizite bestehen. Sie verstehen sich als 
Nothilfe, nicht als Dauerlösung.

Der Bericht zeigt uns leider auch, dass niedrige Löhne, 
steigende Mieten und hohe Energiepreise, ausgelöst 
durch eine ideologisch getriebene und komplett verfehlte 
Energiepolitik, dazu führen, dass Erwerbsarbeit nicht 
mehr automatisch vor Armut schützt. Diese Erkenntnis 
muss bei der Arbeit der jetzt eingesetzten Rentenkom-
mission berücksichtigt werden.

Meine Damen und Herren, der Bericht macht zudem 
sichtbar, was in Statistiken oft nur unvollständig erfasst 
wird: die stille Armut. Das sind Menschen ohne Lobby. 
Das sind Menschen, die bewusst auf Hilfe verzichten, 
weil sie sich dafür schämen. Und das sind Menschen, 
die einfach nicht in der Lage sind, sich Unterstützung 
zu holen. Gerade diese Menschen sind auf einen hand-
lungsfähigen und verlässlichen Sozialstaat angewiesen. 
Was ist also zu tun?

Erstens. Sozialleistungen müssen einfacher, trans-
parenter und zugänglicher werden, damit sie auch tat-
sächlich ankommen.

Zweitens. Arbeit muss sich wieder lohnen. Ein Leben 
in Würde darf nicht vom Gang zu wohltätigen Einrich-
tungen und Lebensmittelspenden abhängen.

Drittens. Die Tafeln dürfen kein fester Bestandteil 
staatlicher Sozialpolitik sein. Im Gegenteil: Sie müssen 
Ansporn sein, die Ursachen von Armut wirksam zu be-
kämpfen.

(Beifall bei der AfD)

Meine Damen und Herren der Koalition, in Ihren Par-
teinamen sind Worte wie „christlich“ und „sozial“ ent-
halten. Es wird allerhöchste Zeit, dass Sie sich endlich 
mal wieder darauf besinnen und eine entsprechende Po-
litik für unsere Bürger in Deutschland machen, bevor Sie 
unser Geld anderen in den Rachen werfen.

(Zuruf des Abg. Luigi Pantisano [Die Linke])

Ihnen, meine Damen und Herren, die von Armut be-
troffen sind, wünsche ich trotz Ihrer schwierigen Situa-
tion frohe und gesegnete Weihnachten. Möge Gott Sie 
beschützen.

Danke schön.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die SPD-Fraktion darf ich Jens Peick das Wort 

erteilen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)
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Jens Peick (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Abgeord-

nete! Herr Abgeordneter Stephan, Sie wollen hier den 
Eindruck erwecken, unser wichtiges Engagement in der 
Entwicklungszusammenarbeit sei der Grund, warum 
Menschen in unserem Land unter Armut leiden. Dabei 
müssten Sie es doch besser wissen; denn Sie und Ihre 
Partei stehen doch in erster Reihe und hetzen gegen Men-
schen im Bürgergeldbezug und das Bürgergeld als sol-
ches.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Luigi 
Pantisano [Die Linke] – Jörn König [AfD]: 
Das ist eine Unterstellung! Das wissen Sie 
auch, Herr Peick!)

Sie können sich Ihr vergiftetes Lob für die vielen ehren-
amtlich engagierten Menschen bei der Tafel sparen; denn 
sie wissen durch ihre tägliche Arbeit selbst am besten, 
dass Sie nicht an ihrer Seite stehen, wenn es um die 
Bekämpfung von Armut geht.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der Linken – Dr. Christoph 
Birghan [AfD]: Sie hören nicht zu! Wie im-
mer!)

Jetzt wieder zur Sache. Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, der Armutsforscher Christoph Butterwegge hat ge-
sagt, der Armuts- und Reichtumsbericht sei ein Daten-
friedhof.

(Janine Wissler [Die Linke]: Ja!)
Dagegen hat die Caritas, der Wohlfahrtsverband der ka-
tholischen Kirche, gesagt, er sei ein Datenschatz. Das 
zeigt erst mal eins: Die 655 Seiten bieten viel Raum für 
Projektion. Viele lesen das hinein, was sie vorher schon 
für eine feststehende Tatsache hielten;

(Jörn König [AfD]: Sie aber auch!)
das haben wir heute auch schon gehört. Dabei ist ja die 
Absicht des Berichts eine andere, nämlich die Diskussion 
über Armut und Reichtum in unserem Land auf Fakten zu 
stützen und wissenschaftlich einzuordnen.

Im Bericht sind insbesondere zwei Thesen zentral:
Erstens. Arbeit ist das beste Mittel, um Armut zu ver-

hindern.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)
Zweitens. Der Sozialstaat ist das wichtigste Instrument 

des Staates, um das Armutsrisiko effizient zu senken.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)
Das Erste ist, glaube ich, weitestgehend unstrittig. 

Aber wir erleben, dass das Zweite immer wieder unter 
Druck steht und infrage gestellt wird.

Mir geht es hier und in der öffentlichen Debatte viel zu 
häufig nur um die Kosten. Aber was kostet es uns eigent-
lich, wenn wir den Sozialstaat abbauen? Was kostet uns 
das volkswirtschaftlich und gesamtgesellschaftlich? 
Ohne soziales Sicherheitsnetz steigt das Risiko für Ar-
mut. Armut gefährdet die Chancen auf eine gute Bildung 
und erzeugt gesundheitliche Probleme, im schlimmsten 

Fall drohen Obdachlosigkeit und Verelendung. All das 
kostet uns volkswirtschaftlich eine Menge. Aber am 
Ende ist es vor allem unsolidarisch und unmenschlich, 
und das kann niemand ernsthaft wollen.

(Beifall bei der SPD)

Deshalb ist es gut, dass dieser Bericht zum ersten Mal 
ein Problem benennt, das zu häufig unter den Tisch fällt, 
nämlich dass viele Menschen Mindestsicherungsleistun-
gen, die ihnen zustehen, gar nicht in Anspruch nehmen. 
Die Zahlen weisen 30 bis 50 Prozent Anspruchsberech-
tigte aus, je nach Leistung und Studie, die Leistungen, die 
ihnen zustehen würden, nicht in Anspruch nehmen. Die 
Gründe dafür sind komplex. Manchmal gibt es Alterna-
tiven zur Grundsicherung, manchmal ist der Aufwand der 
Beantragung zu groß, manchmal fehlt schlicht das Wis-
sen, und – das muss uns auch zu denken geben – ganz oft 
ist auch Scham ein Grund, warum Menschen Leistungen, 
die ihnen zustehen, nicht in Anspruch nehmen. Ich glau-
be, hier können und müssen wir gemeinsam dringend 
besser werden.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

Im Koalitionsvertrag haben wir uns deshalb darauf ge-
einigt, unseren Sozialstaat besser zu machen, und die 
Sozialstaatskommission eingesetzt. Das ist beides gut 
und richtig.

Es ist wichtig, dass wir aus dieser Schieflage heraus-
kommen. Wir müssen aufhören, nur darüber zu reden, 
wie wir den Sozialstaat günstiger machen können; viel-
mehr muss daran gearbeitet werden, ihn zielgenauer zu 
machen. Außerdem ist wichtig, zu betonen – auch das 
wurde heute schon gesagt; genau darum geht es ja –: Er 
heißt nicht Siebter Armutsbericht, sondern Siebter Ar-
muts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung. 
Reichtum ist nun mal die andere Seite der Medaille, 
wenn wir über Armut reden.

Das durchschnittliche Nettovermögen – das wurde 
heute auch schon gesagt – hat seit 2011 deutlich zu-
genommen und 2023 mit durchschnittlich über 
320 000 Euro einen Höchststand erreicht. Unsere Gesell-
schaft wird reicher. Das ist gut, aber es kommt nicht bei 
allen an. Seit Jahren ist der Reichtum in unserer Gesell-
schaft konstant ungleich verteilt; auch darauf hat die 
Staatssekretärin schon hingewiesen. Es ist ein Problem, 
wenn die einen zu viel haben, vielleicht sogar mehr, als 
sie brauchen, und die anderen nicht genug, um überleben 
zu können. Das ist nicht nur ein soziales Problem, es ist 
ein gesellschaftliches Problem, es ist ein wirtschaftliches 
Problem. Wenn wir derzeit in die Vereinigten Staaten von 
Amerika schauen, sehen wir, wie schnell ungleich ver-
teilter Reichtum auch ein Problem für die Demokratie 
wird.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, deshalb dürfen wir 
nicht nur über Armut sprechen und beim Reichtum 
schweigen. Der größte Faktor für die ungleiche Vertei-
lung des Reichtums ist aber nicht das Einkommen, son-
dern das sind – auch das wurde heute schon gesagt – die 
Erbschaften in diesem Land. Das stellt nicht nur der Ar-
muts- und Reichtumsbericht fest – auch das muss gesagt 
werden –, das stellt auch der Sachverständigenrat Wirt-
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schaft fest. Weil das ein wirtschaftliches Problem ist, 
empfiehlt der Sachverständigenrat Wirtschaft in seinem 
Jahresgutachten auch eine Reform der Erbschaft- und 
Schenkungsteuer, eine Reform, die weniger Schlupf-
löcher ermöglicht und sich stärker nach der finanziellen 
Leistungsfähigkeit der Einzelnen richtet.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, lassen Sie uns diesen 
Armuts- und Reichtumsbericht, diesen Datenschatz, 
nicht nur zur Kenntnis nehmen, sondern lassen Sie ihn 
uns ernst nehmen. Lassen Sie uns unseren Sozialstaat und 
die Verteilung des Reichtums gerechter machen.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für Bündnis 90/Die Grünen darf ich Karoline Otte das 

Wort erteilen.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Karoline Otte (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 

Herren! Während Kinder sich in unseren Schulen das 
Mittagessen nicht leisten können, landen auf deutschen 
Flughäfen so viele Privatjets wie noch nie.

(Jörn König [AfD]: Weil die Linienflüge nicht 
mehr da sind!)

Während Armut zunimmt, jede zweite Person buchstäb-
lich gar nichts auf der hohen Kante liegen hat, leistet sich 
unser Land so viel Luxus wie noch nie. Das ist eine 
skandalöse Entwicklung, und – das muss ich ehrlich sa-
gen – dem wird dieser Armuts- und Reichtumsbericht 
dieser Bundesregierung nicht gerecht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Ob der private Flieger nach Sylt, die Luxusuhr am 

Handgelenk oder die Superjacht im Mittelmeer – die 
Luxusbranche boomt. Multimillionäre wissen in unserem 
Land ganz offensichtlich nicht, wohin mit ihrem Geld. Ihr 
Bericht zeigt: Die Bundesregierung weiß offensichtlich 
nichts über die Reichsten in unserem Land. Wie kann es 
sein, dass währenddessen jedes siebte Kind in Armut lebt, 
der Besuch im Schwimmbad nicht möglich ist, der Weih-
nachtswunsch nicht drin ist, die kaputte Jacke nicht aus-
getauscht werden kann? Diese Ungleichheit ist Spreng-
stoff für unsere Gesellschaft. Das ist ein Skandal!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Es ist nicht zu verstehen, warum jemand im krassen 

Luxus lebt und viele Tausend Angestellte hat, einzig und 
allein, weil er ein Unternehmen erbt. 70 Prozent der Mil-
liardenvermögen in Deutschland – das wurde hier schon 
angesprochen – stammen aus Erbschaften, so gut wie 
unversteuert übertragen. Das alles ist aber nicht nur rich-
tig krass ungerecht. In den USA sehen wir, wie Politik 
von absurdem Reichtum eingekauft wird. Allein in den 
fünf Minuten meiner Redezeit wird Elon Musk über 
3 Millionen Euro verdient haben.

(Jörn König [AfD]: Er bekommt es! Er ver-
dient es nicht unbedingt!)

Auch hier in Berlin haben wenige Menschen mit Milliar-
den von Euro in der Tasche eine Armada von Lobbyisten 
im Einsatz, um ihre Interessen durchzusetzen. Das macht 
nicht nur mich fassungslos. Unternehmer wie Peter Reese 
setzen sich mit „Tax me now“ dafür ein, dass auch reiche 
Menschen endlich wieder fair besteuert werden in 
Deutschland. Zwei Drittel der Menschen in unserem 
Land fordern eine Milliardärssteuer.

Aber bei der Bundesregierung scheint zu gelten, was 
schon Erich Kästner sagte: „Wenn man genug Geld hat, 
stellt sich der gute Ruf ganz von selbst ein.“ In einer Ihrer 
allerersten Amtshandlungen setzen Sie als Bundesregie-
rung die größte Steuerreform in diesem Jahrtausend 
durch, nach einem Modell der Stiftung Familienunter-
nehmen, der Lobbyorganisation der allerreichsten Fami-
lien in unserem Land.

(Zuruf des Abg. Peter Aumer [CDU/CSU])

Diese Steuersenkung trägt laut Wirtschaftsexpertinnen 
und -experten gar nichts zum Wirtschaftswachstum in 
unserem Land bei. Diese Steuersenkung landet zu über 
60 Prozent beim reichsten 1 Prozent unserer Gesellschaft. 
Die reale Steuer- und Abgabenlast von Milliardärinnen 
und Milliardären in unserem Land liegt jetzt schon bei 
nur 26 Prozent. Das sind 20 Prozent weniger als bei allen 
anderen. Sie senken die Last für Milliardärinnen und 
Milliardäre noch weiter, während ab Januar die Kranken-
kassenbeiträge für alle anderen weiter steigen.

(Ulrike Schielke-Ziesing [AfD]: Ja! Warum 
steigen die?)

Das kann doch nicht Ihr Ernst sein.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Liebe Bundesregierung, wer eine solche Politik macht, 
der kann sich seinen Armuts- und Reichtumsbericht in 
die Haare schmieren. Die Allerreichsten kriegen von 
Ihnen 17 Milliarden Euro pro Jahr hinterhergeworfen; 
währenddessen leben 2,2 Millionen Kinder in Deutsch-
land in Armut. Kümmern Sie sich endlich um diejenigen, 
die es brauchen. Berichten Sie nicht nur, handeln Sie 
endlich.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Es braucht Lösungen für diejenigen, die mit der S- 
Bahn zur Arbeit kommen und nicht mit dem Privatjet 
unterwegs sind, für diejenigen, die Zeit suchen, um vor 
Ort im Sportverein zu gestalten, statt für die Tech-Bros, 
die nach der Macht in unserer Welt greifen. Eine andere 
Politik ist möglich. Sorgen Sie endlich für echte Gerech-
tigkeit im Steuersystem! Sorgen Sie endlich dafür, dass 
absurd reiche Menschen in diesem Land fair ihre ver-
dammten Steuern zahlen! Und hören Sie auf, Menschen 
in Armut zu schikanieren!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für Die Linke darf ich Anne-Mieke Bremer das Wort 

erteilen.

(Beifall bei der Linken)
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Anne-Mieke Bremer (Die Linke):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Wir sprechen in dieser Aktuellen Stunde über 
den Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung. 
Dieser Bericht könnte ein Werkzeug sein, das sichtbar 
macht, wie es den Menschen in diesem Land geht, wer 
abgehängt wird, wer auf Kosten anderer profitiert und wo 
Politik gegensteuern muss. Doch dieser Armuts- und 
Reichtumsbericht wird von der Bundesregierung zur 
Selbstbestätigung und zur Verschleierung genutzt. Er-
staunlich ist, wie aus einer so umfassenden Datengrund-
lage so viel ausgeblendet werden kann, was politisches 
Handeln erzwingen müsste.

(Beifall bei der Linken)

Ich möchte meine Redezeit nutzen, um eine Perspek-
tive einzubringen, die von diesem Pult aus viel zu selten 
Gehör findet. Vor ziemlich genau zehn Jahren habe ich 
aufgrund einer chronischen Erkrankung am eigenen Leib 
erfahren, was es bedeutet, in Deutschland arm zu sein, 
wie es sich anfühlt, wenn man jede Verabredung mit 
Freunden absagen muss, weil das Geld nicht mal für 
einen einzigen Kaffee im Monat reicht, wenn man jedes 
Hobby aufgeben muss, weil es sonst sein könnte, dass 
man die Nebenkosten nicht mehr stemmen kann. Ich er-
innere mich noch genau, wie ich mit einer Freundin in ein 
Modegeschäft gegangen bin und sie nicht verstanden hat, 
dass ich mir nicht einmal die Hose für 9 Euro leisten 
kann, weil auf meinem Bankkonto mitten im Monat nicht 
mal mehr 2,50 Euro liegen. Jeder Tag meines Lebens war 
davon geprägt, Abwägungen zu treffen für ganz alltäg-
liche Dinge: Wird es diesen Monat ein ordentlicher Le-
bensmitteleinkauf, oder müssen es doch endlich mal an-
dere Schuhe sein, weil die eigenen schon komplett 
auseinanderfallen? Wie reagiert der beste Freund, wenn 
ich schon wieder kein Geburtstagsgeschenk für seine 
Kinder dabeihabe? Während andere in diesem Land 
sich fragen, welchen Drittwagen es braucht, konnte ich 
nicht mal eine einfache Zugfahrt bezahlen, um meine 
eigene Familie zu besuchen.

Statt Unterstützung habe ich von diesem System nur 
Druck erfahren: verschwundene Akten beim Amt, bös-
artige Unterstellungen. Schlussendlich hat mich dieses 
System durchs Raster fallen lassen. Von heute auf morgen 
stand ich ohne Geld da, ohne Krankenversicherung.

(Jörn König [AfD]: Und jetzt sind Sie im 
Bundestag!)

Dass ich meine Wohnung nicht verloren habe, war reines 
Glück, dass ich wusste, wo ich Unterstützung bekomme, 
Zufall. Aber auf Glück oder Zufall sollte niemand ange-
wiesen sein.

(Beifall bei der Linken und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Ein paar Jahre später habe ich dann die Perspektive 
gewechselt. Als Sozialarbeiterin habe ich ganz viele sol-
cher Geschichten gehört: ein 22-Jähriger, der mir in der 
Beratung gegenübersitzt und jetzt eine Strafanzeige be-
kommt, weil er das Essen für den Monat klauen musste, 
oder die Jugendlichen aus den abgehängten Vierteln, 

denen morgens in der Schule vom Lehrer der Hartz-IV- 
Antrag vor die Nase gelegt wird mit den Worten: Wir 
üben das jetzt; das ist ja eh eure Zukunft.

Ich könnte diese Aufzählung noch sehr lange fortset-
zen, aber ich möchte jetzt noch einmal auf Ihren Armuts- 
und Reichtumsbericht eingehen. Die vorgelegte Daten-
sammlung nennt sich zwar Armuts- und Reichtums-
bericht, tut aber konsequent so, als gäbe es zwischen 
beidem keinerlei Zusammenhang. Dabei lässt sich der 
sehr klar erkennen, etwa am Beispiel einer zeitgleich 
erschienenen Studie. Der Paritätische Wohlfahrtsverband 
hat aktuelle Zahlen zur Wohnarmut veröffentlicht und 
eine wohnkostenbereinigte Armutsquote berechnet. Da-
bei werden die verfügbaren Einkommen um die tatsäch-
lichen Wohnkosten bereinigt. Diese Methode kommt zu 
dem Ergebnis, dass über 5 Millionen Menschen mehr als 
von der Bundesregierung angenommen in Armut leben, 
weil viel zu hohe Wohnkosten ihre finanzielle Lage mas-
siv verschlechtern. Das betrifft nahezu ein Viertel der 
Menschen in diesem reichen Land. Das Grundbedürfnis 
Wohnen ist ein lukratives Geschäftsmodell. Miete wird 
zur Rendite, Rendite wird zu Vermögen und landet bei 
denen, die ohnehin schon viel besitzen. Wir müssen hin-
schauen, auf welche Seite sich die Bundesregierung 
stellt. Statt etwas gegen illegale Wuchermieten zu unter-
nehmen oder gar einen wirksamen Mietendeckel ein-
zuführen, sieht sie zu, wie Wohnen zur Armutsfalle wird.

Dieser Bericht verrät nicht viel über Armut, Reichtum 
oder gar die Eigentumsverhältnisse in diesem Land. Aber 
zwischen den Zeilen verrät er etwas über die Prioritäten, 
die in diesem System gesetzt werden. Wer über Reichtum 
nicht sprechen will, wird auch nichts gegen die Ungleich-
heit unternehmen. Und wer Armut verwaltet, statt sie zu 
beenden, ignoriert die Nöte von über 18 Millionen Men-
schen in diesem Land, um ihnen am Ende des Tages auch 
noch zu sagen: Selbst schuld!

(Beifall bei der Linken)

Ich habe das am eigenen Leib erfahren müssen. Ich bin 
in den Bundestag eingezogen mit Erfahrungen, die für die 
meisten in diesem Hause fremd sind. Und ich werde nicht 
zulassen, dass diese Realität hier weiter ausgeblendet 
wird.

(Beifall bei der Linken und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Viele von denen, über die wir hier sprechen, verfolgen 
diese Debatten gar nicht mehr, weil sie die Hoffnung 
längst aufgegeben haben, dass sich für sie etwas zum 
Besseren wendet. Aus Betroffenenperspektive ist es 
schwer, hier die selbstgefälligen Diskussionen über den 
Mindestlohn zu hören, wenn man weiß: Das ist die ein-
zige Lohnerhöhung, die ich jemals bekommen werde. – 
Aus Betroffenenperspektive ist es schwer, die Rentende-
batte zu verfolgen, wenn über die Absicherung eines 
Niveaus gesprochen wird, bei dem schon heute Millionen 
Rentner/-innen in Armut leben. Und aus Betroffenenper-
spektive ist es auch schwer zu ertragen, dass bei der 
geplanten Bürgergeldreform die elementarsten Existenz-
grundlagen zur Verhandlungsmasse werden.
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Als Linke werden wir so lange an der Seite dieser 
Menschen kämpfen, bis sich die Verhältnisse grund-
legend ändern. Wir organisieren die Hoffnung – nicht 
nur hier im Parlament, sondern auch draußen auf den 
Straßen, dort, wo das Leben ist.

(Beifall bei der Linken)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die CDU/CSU-Fraktion darf ich Dr. Markus 

Reichel das Wort erteilen.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Markus Reichel (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Minis-

terin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Frau Bremer, ich 
habe Ihrem Vortrag jetzt zugehört. Sie haben sehr enga-
giert die Situation dargestellt. Aber ich muss sagen: Ihre 
Geschichte ist doch das beste Beispiel dafür, dass Auf-
stieg in unserem Land funktioniert.

(Widerspruch bei der Linken)
Und genau deswegen, weil das in unserem Land möglich 
ist, bin ich stolz auf unser Land, darauf, dass wir das 
erreichen können.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zurufe der Abg. 
Anne-Mieke Bremer [Die Linke] und Janine 
Wissler [Die Linke])

Meine Damen und Herren, das Wirksamste im Kampf 
gegen Armut ist gute, qualifizierte, sichere Arbeit. Des-
halb legt die Bundesregierung so großen Wert auf Bil-
dung, Weiterbildung, Qualifikation. Und das Wirksamste 
im Kampf gegen Armut ist ein starkes, nachhaltiges Wirt-
schaftswachstum.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf von der 
Linken: Ja, genau!)

Deshalb legt die Bundesregierung so großen Wert auf die 
Stärkung unserer Wirtschaft, auf Investitionen und auf 
Innovation; denn nur so entstehen am Ende Einkommen, 
Aufstiegschancen und finanzielle Spielräume für soziale 
Sicherheit.

(Zuruf der Abg. Nicole Gohlke [Die Linke])
Dieser Aufgaben nehmen wir uns als Koalition entspre-
chend an.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Gleichzeitig zeigt der Armuts- und Reichtumsbericht 
aber auch, wie viel zu tun ist. Denn Wachstum allein 
reicht nicht aus, wenn es nicht bei den Menschen an-
kommt.

(Luigi Pantisano [Die Linke]: A wa!)
Der Bericht macht klar: Armut ist häufig kein kurzfristi-
ges Phänomen, sondern häufig strukturell verankert. Be-
sonders betroffen sind Alleinerziehende, Menschen mit 
niedriger Qualifikation, Langzeitarbeitslose und auch 
überdurchschnittlich viele Menschen in Ostdeutschland; 
das sage ich als Abgeordneter aus Dresden.

(Luigi Pantisano [Die Linke]: Und?)

Trotz wirtschaftlicher Fortschritte bleiben Einkommen, 
Vermögen und Aufstiegschancen häufig geringer. Wir 
müssen uns mit den systemischen Gründen dafür aus-
einandersetzen. Hier sind für mich drei Punkte heraus-
ragend:

Erstens. Gut bezahlte Arbeit gibt es nur, wenn es auch 
eine hohe Wertschöpfung in den Unternehmen gibt. Viele 
Menschen arbeiten und kommen dennoch kaum voran. 
Hier gilt: Die Einkommen steigen am Ende nur, wenn 
die Wertschöpfung in den Unternehmen insgesamt steigt. 
Deswegen brauchen wir eine auf Innovation und auf 
Wirtschaftswachstum ausgerichtete Politik. Genau das 
ist auch die Politik der Bundesregierung.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Zweitens. Unser Sozialstaat benötigt ein generelles, 

ein umfassendes Update. Ein wesentliches Teilproblem 
sind doch Brüche zwischen Wohngeld, Kinderzuschlag, 
Grundsicherung und Steuerrecht. Unterschiedliche Ein-
kommensbegriffe, komplizierte Antragslogiken und ver-
schobene Zuständigkeiten machen Hilfe kompliziert und 
führen am Ende zu verdeckter Armut bei Bedürftigen. 
Mehrarbeit lohnt sich oft kaum,

(Zuruf der Abg. Sonja Lemke [Die Linke])
weil Sozialleistungen zu schnell und in völlig intrans-
parenter Weise entzogen werden. Dahinter steht häufig 
kein Mangel an Leistungsbereitschaft, sondern es sind 
Fehlanreize im System. Diese Fehlanreize gehören weg. 
Wir brauchen einen fairen Sozialstaat.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf der Abg. 
Sonja Lemke [Die Linke])

Drittens. Vermögensunterschiede verschärfen soziale 
Ungleichheit;

(Luigi Pantisano [Die Linke]: Ach?)
die Staatssekretärin hat es dargestellt. Der Bericht zeigt 
erneut: Vermögen ist ungleich verteilt. Gerade in Ost-
deutschland fehlt historisch gewachsener Vermögensauf-
bau, etwa durch Wohneigentum.

(Sonja Lemke [Die Linke]: Merkste selber, 
oder?)

Das erhöht Armutsrisiken über den gesamten Lebensver-
lauf. Deswegen sind auch die Sozialpartner aufgerufen, 
Wege zur Vermögensbildung herauszuarbeiten.

(Luigi Pantisano [Die Linke]: Genau!)
Meine Damen und Herren, bei alldem helfen keine 

einfachen Antworten. Die Linke, die die heutige Aktuelle 
Stunde beantragt hat, setzt vor allem – Sie haben es ja 
sehr klar gemacht – auf Umverteilung, auf höhere Regel-
sätze, auf immer neue Einzelleistungen.

(Zurufe von der Linken)
Aber das alles greift zu kurz. Mehr Geld in einem unver-
änderten System löst weder die Schnittstellenprobleme 
noch die Fehlanreize. Ein immer komplexerer Sozialstaat 
wird nicht gerechter, sondern er wird einfach nur unüber-
sichtlicher und teurer. Sie wollen Armut verwalten, statt 
sie wirksam zu überwinden. Das hat schon im Sozialis-
mus nicht geklappt. Das wird auch beim nächsten Ver-
such mit Sicherheit nicht funktionieren.
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(Beifall bei der CDU/CSU)

Was muss als Reaktion auf den Armutsbericht folgen?
Erstens. Wir müssen und wir werden als Koalition alles 

dafür tun, um Wirtschaftswachstum und Wertschöpfung 
zu steigern. Das ist die Basis für alles.

Zweitens. Unser Sozialstaat braucht einen grundsätzli-
chen Neuaufbau. Der heutige Beschluss des Kabinetts für 
eine neue Grundsicherung ist der erste Schritt dahin.

Drittens. Ein guter Sozialstaat ist bürgerfreundlich. 
Der Grundsatz muss mehr denn je lauten: Die Daten 
müssen laufen, nicht die Menschen von Amt zu Amt.

Meine Damen und Herren, der Armuts- und Reich-
tumsbericht ist kein Schlusspunkt, er ist ein Arbeitsauf-
trag, und die Koalition hat ihn angenommen.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist Peter Bohnhof 

für die AfD-Fraktion.
(Beifall bei der AfD)

Peter Bohnhof (AfD):
Frau Präsidentin! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! 

Liebe Mitbürgerinnen und Mitbürger! Millionen Men-
schen in Deutschland haben Angst vor der nächsten 
Stromrechnung. Immer mehr Familien müssen im Super-
markt jeden Cent zweimal umdrehen. Viele Rentner sam-
meln Pfandflaschen, nur um über die Runden zu kom-
men.

Und was macht die Bundesregierung? Sie legt einen 
über 600 Seiten dicken Bericht vor, der alle diese Pro-
bleme schönredet und mit harmlosen Worten versteckt. 
Das ist der neue Armuts- und Reichtumsbericht der Re-
gierung, ein Papier, das die harte Wirklichkeit vieler 
Menschen einfach wegwischen will und die Fehler der 
Regierung als äußere Schocks darstellt – Thema Ukraine 
etc.

Die Linken haben diese Aktuelle Stunde beantragt, um 
darüber zu reden. Aber eine Befragung von Experten im 
Ausschuss – wie wäre es mal damit? – schieben Sie 
immer wieder auf. Diese ist aber geboten. Sobald Ihnen 
allerdings klar wird, dass die Stimmen der AfD nötig 
sind, um das zu ermöglichen, haben Sie auf einmal keine 
Lust mehr.

(Ines Schwerdtner [Die Linke]: Wir brauchen 
Sie gar nicht!)

Dann lieber populistisch eine Aktuelle Stunde! Das zeigt 
pure Heuchelei bei der Linken.

(Beifall bei der AfD – Zurufe von der Linken)
Wie ernst nehmen Sie es denn mit der Armut in unse-

rem Land, wenn Sie lieber gar nichts machen, als mit uns 
zusammenzuarbeiten? Das ist eine Brandmauer – nicht 
gegen uns, sondern gegen das Volk, meine Damen und 
Herren.

(Beifall bei der AfD – Luigi Pantisano [Die 
Linke]: Niemals mit Ihnen!)

– Wir brauchen Sie ja auch nicht; aber Sie brauchen uns. – 
Wir von der AfD wären immer noch dafür, diese Exper-
ten anzuhören, ganz egal, von welcher Partei die Stim-
men kommen.

(Zuruf von der Linken: Das ist nicht „ganz 
egal“!)

Das ist der Unterschied zwischen Ihnen und uns. Sie 
reden viel über Antifaschismus, wir handeln demokra-
tisch.

(Beifall bei der AfD – Luigi Pantisano [Die 
Linke]: Sie wollen das Land ins Verderben 
bringen!)

– Dass Sie Unfug erzählen, weiß ich.
Im Bericht steht stolz, dass das Vermögen vieler Men-

schen in den letzten Jahren gestiegen sei und weniger 
Menschen armutsgefährdet seien. Aber die Wahrheit 
sieht doch ganz anders aus: Zwischen 2010 und 2020 
ist der Anteil der Menschen, die von Armut bedroht sind, 
stark gestiegen. Besonders hart trifft es Alleinerziehende 
und Familien mit Kindern. Die Zahl der Geburten ist auf 
einem neuen Tiefstand. Immer mehr Menschen leben 
allein. – Und die Politik der Regierung macht alles 
noch schlimmer: Durch die teure Energiewende schießen 
die Strom- und Heizkosten in die Höhe. Die hohe Infla-
tion frisst das Ersparte auf. Ein eigenes Haus zu bauen 
oder eine Familie zu gründen, wird für normale Leute 
immer schwerer, werte Kollegen. Wer neu nach Deutsch-
land kommt – oft ohne Ausbildung, ohne etwas beizutra-
gen –, bekommt dagegen die volle Unterstützung, finan-
ziert von den Menschen, die hier jeden Tag hart arbeiten.

(Luigi Pantisano [Die Linke]: Das ist eine Lü-
ge! Sorry!)

Und dann wird auch noch der sogenannte Klimaschutz 
in dem Bericht als Chance für mehr Gerechtigkeit dar-
gestellt. Diesen Unsinn hat noch nicht mal die Ampel 
verbreitet.

(Luigi Pantisano [Die Linke]: Hören Sie auf 
mit diesem Unsinn!)

Es ist wirklich ein Treppenwitz, meine Damen und Her-
ren.

Genau diese Politik gefährdet in Wirklichkeit viele 
Arbeitsplätze. Tausende Jobs gehen verloren, vor allem 
in der Autoindustrie. Ein großes Versicherungsunterneh-
men meldet jetzt 15,5 Prozent mehr Streitfälle im Ar-
beitsrecht. Das habe ich in meiner Rede zum Haushalt 
2025 im Sommer schon vorhergesagt. Es war klar, dass 
das passieren wird. Das hat diese Regierung mitzuver-
antworten. Unsere Industrie wird abgebaut, weil der Kli-
mawahn es so will.

Ein weiteres Thema im Bericht ist die Coronazeit. 
Aber es findet sich kein einziges Wort der Entschuldi-
gung für die monatelangen Schulschließungen, die unse-
ren Kindern riesige Lernlücken beschert haben – wir 
haben heute im Ausschuss darüber gesprochen –, von 
denen viele bis heute nicht geschlossen sind. Die Armuts-
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auslöser waren keine Naturkatastrophen. Nein, meine 
Damen und Herren, das waren ideologische Entscheidun-
gen der Regierungen.

(Beifall bei der AfD)

Alle Regierungsparteien der letzten Jahre haben unsere 
Kinder im Stich gelassen und verschweigen das jetzt ein-
fach.

Meine Damen und Herren, dieser Bericht ist nichts als 
Eigenwerbung auf Kosten der Wahrheit. Die Regierung 
bekämpft die echte Armut nicht. Sie schafft sogar neue, 
durch offene Grenzen,

(Zurufe von der Linken: Oh!)

Klimawahn und Geldgeschenke ins Ausland. Die AfD 
will genau das Gegenteil: unser Land zuerst, sichere 
Grenzen,

(Zuruf des Abg. Luigi Pantisano [Die Linke])

bezahlbare Energie und Unterstützung für Familien, Herr 
Kollege. Dann bräuchten wir keinen Armutsbericht mehr.

(Beifall bei der AfD – Zuruf der Abg. Caren 
Lay [Die Linke] – Gegenruf von der AfD: Mi-
mimi!)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Die nächste Rednerin in dieser Debatte ist für die SPD- 

Fraktion Heike Heubach.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

Heike Heubach (SPD) (Gebärdensprachdolmet-
schung):

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Abgeordnete! 
Liebes Publikum! Der Siebte Armuts- und Reichtums-
bericht zeigt uns mit erschreckender Deutlichkeit, wie 
stark die gesellschaftliche Schere zwischen Arm und 
Reich nach wie vor auseinandergeht – ein Problem, das 
uns Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten schon 
immer beschäftigt. Der Bericht bestätigt, dass wir in 
Deutschland weiterhin einen immensen Handlungsbedarf 
bei diesem Thema haben.

Die Zahlen sind alarmierend. Das allgemeine Armuts-
risiko in Deutschland liegt bei rund 15 Prozent, betrifft 
also ungefähr jede sechste Person. Bei Menschen mit 
Behinderung ist die Situation noch dramatischer: Fast 
jede vierte Person mit Behinderung, nahezu 24 Prozent, 
ist in Deutschland armutsgefährdet. Das darf keine Rand-
notiz sein, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
Linken)

Aus meiner Sicht konzentrieren wir uns jedoch viel zu 
sehr auf die individuellen Ursachen von Armut. Armut ist 
ein strukturelles Problem, und das müssen wir auch auf 
struktureller Ebene angehen.

(Beifall der Abg. Sandra Carstensen [CDU/ 
CSU])

Dafür braucht es dringend bessere Analysen dahin ge-
hend, statt den alleinigen Fokus auf vermeintliche Defi-
zite der einzelnen Personen zu lenken.

Ich gebe Ihnen ein Beispiel. Der allgemeine Zugang 
zum Arbeitsmarkt ist für viele Menschen mit Behin-
derung bereits eine strukturelle Barriere. Dabei ist doch 
gerade ein existenzsichernder Arbeitsplatz der beste 
Schutz vor Armut – mit Mindestlohn, Arbeitnehmer/-in-
nenrechten und allem, was dazugehört.

(Beifall des Abg. Luigi Pantisano [Die Linke])

Das betrifft Menschen mit und ohne Behinderung, aber 
vor allem Menschen mit Behinderung; denn diese werden 
immer noch systematisch von der Teilhabe am Erwerbs-
leben ausgeschlossen und sind dadurch überproportional 
stark von Armut betroffen. Dabei wollen diese Menschen 
arbeiten, und sie kämpfen auch dafür.

2023 gab es in Deutschland rund 180 000 Arbeit-
geber/-innen mit mindestens 20 Beschäftigten. Diese wä-
ren eigentlich gesetzlich verpflichtet gewesen, Menschen 
mit Schwerbehinderung einzustellen. Rund ein Viertel 
von ihnen hat jedoch keine einzige schwerbehinderte Per-
son beschäftigt. Das nennt man strukturelle Diskriminie-
rung, und eben die ist es, die das Armutsrisiko massiv 
erhöht. Und das macht mich wütend.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
Abg. Lisa Paus [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Und um das ganz klar zu sagen: 91 Prozent der schwe-
ren Behinderungen entstehen durch Krankheit, Unfälle 
oder andere Schicksalsschläge. Nur 3 Prozent dieser Be-
hinderungen sind angeboren. Wenn Sie sich also bisher 
nicht angesprochen gefühlt haben, weil Sie denken: 
„Menschen mit Behinderung, das sind immer nur die 
anderen“, dann schauen Sie doch mal nach rechts, 
schauen Sie mal nach links! Aber noch viel wichtiger: 
Schauen Sie heute Abend noch mal genau in den Spiegel! 
Es kann jeden von uns treffen. Wer sich heute noch über 
die Kosten des Sozialstaates aufregt, kann morgen schon 
selbst auf Leistungen angewiesen sein.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der Linken)

Besonders bei Menschen mit schweren Behinderungen 
verstärken steigende Lebenshaltungskosten, Kosten für 
Pflege und andere Ausgaben, die im Zusammenhang 
mit der Behinderung stehen, das Armutsrisiko. Das führt 
nicht nur zu finanziellen Problemen und sozialer Iso-
lation dieser Menschen, sondern oft auch zum nahezu 
kompletten Ausschluss aus unserer Gesellschaft. Das 
dürfen wir nicht zulassen! Wir müssen diese Menschen 
auffangen, bevor sie aus der Gesellschaft herausfallen, 
bevor sie in Armut kommen und nicht erst, wenn es 
bereits zu spät ist.

(Beifall der Abg. Dr. Carolin Wagner [SPD])

Was heißt das konkret? Die Menschen brauchen eine 
existenzsichernde Arbeit, um ihr Leben selbst zu gestal-
ten. Und sie brauchen Politiker/-innen, die ihre Lebens-
situation ernst nehmen und ihnen echte Teilhabe ermög-
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lichen, ohne Angst vor Armut oder Ausschluss, Politi-
ker/-innen, die sie nicht auf ein sozialstaatliches Abstell-
gleis stellen.

Der Armuts- und Reichtumsbericht erinnert uns: So-
ziale Gerechtigkeit ist kein Luxus, sie ist kein Nice-to- 
have. An der sozialen Gerechtigkeit messen wir, ob eine 
Gesellschaft solidarisch ist oder nicht. Für uns als SPD 
bedeutet das: Wir bauen Barrieren ab, und wir machen 
Teilhabe für alle möglich.

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Dr. Katja 
Strauss-Köster [CDU/CSU])

Denn ein so wohlhabendes Land wie Deutschland kann 
es sich einfach nicht leisten, Menschen in Armut fallen zu 
lassen, während andere immer reicher werden.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, dem 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Linken)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Die nächste und damit auch abschließende Rednerin in 

dieser Debatte ist für die Unionsfraktion Dr. Ottilie Klein.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Dr. Ottilie Klein (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Wenn wir über Fragen von Armut und Reich-
tum sprechen, dann hören wir immer wieder, dass die 
Kluft zwischen Arm und Reich immer größer wird. 
Aber ist das wirklich so?

(Lachen des Abg. Marcel Bauer [Die Linke])
Der 650 Seiten starke Armuts- und Reichtumsbericht gibt 
darauf faktenreich Antworten und räumt mit so manchem 
Mythos auf. Die zentrale Botschaft des Berichts lautet: 
Arbeit ist der beste Schutz vor Armut.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Statt Klassenkampfdebatten brauchen wir eine starke 
Wirtschaft für mehr sichere und gutbezahlte Arbeitsplät-
ze.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. Jens 
Peick [SPD] – Janine Wissler [Die Linke]: Was 
soll Amazon noch tun, bevor sie mal vernünf-
tige Löhne zahlen?)

Mit dem Investitionssofortprogramm hat die Bundes-
regierung wichtige Schritte unternommen, um Wachs-
tum, Beschäftigung und damit auch soziale Sicherheit 
zu stärken. Auch die neue Grundsicherung wird dazu 
beitragen, erwerbsfähige Menschen in Arbeit zu vermit-
teln und ihnen eine neue Perspektive auf ein selbst-
bestimmtes Leben zu geben.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 
Derya Türk-Nachbaur [SPD])

Damit das gelingt, statten wir die Jobcenter gut aus und 
sorgen für Verbindlichkeit und Vermittlung. Unsere Linie 
dabei ist klar: Wir geben die Menschen nicht auf. Wir 
stehen zu unserer Überzeugung, dass sozial ist, was stark 

macht. Denn Arbeit bedeutet nicht nur Erwerb und Ein-
kommen; hier geht es auch um Selbstbestimmung und 
Teilhabe.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, soziale Chancen ent-
stehen nicht erst im Erwerbsleben. Wir können es nicht 
einfach hinnehmen, dass in unserem Land jedes fünfte 
Kind armutsgefährdet ist, in meinem Wahlkreis Neukölln 
sogar jedes dritte Kind.

(Zuruf von der AfD: Warum? – Weiterer Zuruf 
von der AfD)

Deshalb sagen wir Kinderarmut den Kampf an, gerade 
dort, wo sie besonders häufig auftritt: bei Alleinerziehen-
den und Familien mit mehreren Kindern.

(Zuruf von der AfD)
Mit dem Ausbau frühkindlicher Bildung, Verbesserungen 
beim Kindergeld und einer Teilhabe-App

(Zuruf der Abg. Lisa Paus [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

wollen wir Kindern faire Chancen auf ein gutes und ge-
sundes Leben ermöglichen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Der Kollege Nacke hat es schon gesagt: Wir müssen 

hier bereits früh ansetzen; denn schon die frühkindliche 
Sprachförderung ist wichtig für Bildungserfolg und Teil-
habe.

(Zuruf des Abg. Thomas Stephan [AfD])
Deshalb führen wir die von der Ampel abgeschafften 
Sprach-Kitas wieder ein

(Beifall bei der CDU/CSU)
und bauen die Kitas aus. Das ist ein echter Beitrag für 
mehr Chancengerechtigkeit.

(Lisa Paus [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das ist übrigens falsch!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, unser Ziel ist es, 
sozialen Aufstieg für jeden zu ermöglichen. Fleiß und 
Ausbildung müssen sich auszahlen. Arbeit muss sich loh-
nen. Das ist auch ein Gebot der Gerechtigkeit, und dazu 
gehört auch, dass wir mehr Möglichkeiten zur Ver-
mögensbildung schaffen. Der Kollege Gutting ist darauf 
schon eingegangen.

(Zuruf der Abg. Mayra Vriesema [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Denn für viele Menschen ist es kaum möglich, etwas zur 
Seite zu legen, um Vermögen aufzubauen.

(Zuruf des Abg. Marcel Bauer [Die Linke])
Gerade in Städten wie Berlin sind viele Menschen 

durch Mietkosten zusätzlich überlastet. Bezahlbarer 
Wohnraum ist deshalb die soziale Frage unserer Zeit. 
Das liegt aber vor allem an der anhaltenden Wohnungs-
not.

(Jörn König [AfD]: Die Wohnungsnot liegt an 
der Wohnungsnot?)

Deshalb setzen wir neben Mieterschutz auf eine Stär-
kung des Wohnungsbaus.
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(Beifall bei der CDU/CSU – Mayra Vriesema 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Wo ist denn 
die Mietrechtsnovelle? – Jörn König [AfD]: 
Das liegt daran, dass die Union über Jahre 
Millionen Leute hier reingelassen hat, die nicht 
hätten hier sein dürfen!)

Mit dem neuen Bauturbo sorgen wir dafür, dass Wohnun-
gen schneller, effizienter und kostengünstiger geplant 
und gebaut werden können. Zusätzlich investieren wir 
massiv in den sozialen Wohnungsbau.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, klar ist: Dort, wo 
Menschen in Not sind, dort muss unser Sozialstaat zielge-
richtet helfen. Damit Armut nicht zur Schicksalsfrage 
wird, müssen wir das Aufstiegsversprechen erneuern – 
mit Investitionen in Arbeit und Bildung und mit einer 
Politik, die Chancen schafft, statt Perspektivlosigkeit zu 
verwalten.

(Zuruf der Abg. Mayra Vriesema [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Das sind wir den Bürgerinnen und Bürgern in unserem 
Land und vor allem auch der kommenden Generationen 
schuldig.

(Zuruf des Abg. Marcel Bauer [Die Linke])
Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Damit schließe ich die Debatte und damit auch den 

Zusatzpunkt.

Ich rufe jetzt Tagesordnungspunkt 4 auf: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten Ruben 
Rupp, Robin Jünger, Alexander Arpaschi, weite-
rer Abgeordneter und der Fraktion der AfD 

Keine digitale Überwachung – Gegen jede 
Form einer Chatkontrolle

Drucksache 21/3296
Überweisungsvorschlag:  
Innenausschuss (f) 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
Ausschuss für Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union 
Ausschuss für Digitales und Staatsmodernisierung

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 30 Minuten 
vorgesehen.

Der erste Redner in dieser Debatte ist für die AfD- 
Fraktion Pierre Lamely.

(Beifall bei der AfD)

Pierre Lamely (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-

ren! Wir haben in diesem Haus bereits sehr klar fest-
gestellt: Eine Chatkontrolle soll es mit Deutschland nicht 
geben. – Das sagten die Fraktionen hier im Oktober. Und 
auch aus der Bundesregierung hörte man damals, 
Deutschland werde in Brüssel keiner Chatkontrolle zu-

stimmen. Trotzdem versucht man jetzt denselben Angriff 
auf die Privatsphäre, nur unter dem neuen Etikett der 
Freiwilligkeit.

Meine Damen und Herren, wir kennen dieses Spiel: 
freiwillig sowie Maßnahmen, die erst harmlos klangen 
und am Ende de facto zur Pflicht wurden, wie Upload-
filter, Corona-App, Covid-Impfung. Genau dieses Muster 
erleben wir jetzt wieder.

Im EU-Ausschuss habe ich daher das Naheliegende 
gefragt: Wie soll diese Freiwilligkeit überhaupt aus-
sehen? Kann ich einen Messenger nur noch nutzen, 
wenn ich vorher der Kontrolle zustimme? – Die Antwort 
aus dem Kanzleramt war: Das wissen wir nicht; aber es 
wird am Ende schon gut werden. – Die Bundesregierung 
bleibt also ihrem Prinzip treu: keine Ahnung, kein Plan,

(Dr. Konrad Körner [CDU/CSU]: Sie haben 
doch keine Ahnung!)

aber auf EU-Ebene brav zustimmen, selbst gegen deut-
sche Interessen.

(Beifall bei der AfD)

Dabei warnen ja nicht nur wir. Anwälte und Richter 
sagen geschlossen: Eine Chatkontrolle schafft Sicher-
heitslücken und gefährdet gerade die Menschen, deren 
Kommunikation besonders geschützt werden muss. – Si-
cherheitslücken schützen niemals die Guten, sie schützen 
am Ende nur die Kriminellen.

Und damit zur entscheidenden Frage: Wer stimmt denn 
einer freiwilligen Chatkontrolle zu? Der, der Kinderpor-
nografie verbreitet, oder wieder nur der unbescholtene 
Bürger, der nichts zu verbergen hat und trotzdem über-
wacht wird? – Die Wahrheit ist: Diese Systeme werden 
kaum Täter erwischen, aber sie schaffen eine Infrastruk-
tur, mit der man später alles überwachen kann: Bilder, 
Texte, politische Schlagworte. Der Zweck ändert sich, 
die Technik bleibt.

Genau deshalb sorgen wir für Gesetze, vor denen sich 
Kinderschänder fürchten müssen und nicht unbeschol-
tene Bürger. Statt einen gläsernen Bürger zu schaffen, 
sollten wir lieber endlich eine gläserne EU-Kommission 
schaffen. Denn wenn Ursula von der Leyen ihre Nach-
richten angeblich automatisch löscht, um Speicherplatz 
zu sparen – als billige Ausrede, wieso bis heute niemand 
die Pfizer-SMS lesen kann –,

(Dr. Konrad Körner [CDU/CSU]: Was hat das 
denn jetzt damit zu tun?)

dann sage ich: Ein EU-Haushalt in dieser Größenordnung 
sollte für ein neues Diensthandy reichen, dessen Spei-
cherplatz für ein paar SMS ausreicht. Wir sagen deshalb 
Nein zur EU-Chatkontrolle für alle Bürger und Ja zur 
Chatkontrolle der EU-Kommission.

(Beifall bei der AfD)

Unsere Forderung ist klar: keine verpflichtende, keine 
freiwillige, keine verkappte Chatkontrolle. Statt millio-
nenfacher Überwachung fordern wir verdachtsbezogene 
Ermittlungen, richterliche Kontrolle, bessere Ausstattung 
der Polizei.
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Meine Damen und Herren, wenn diese Regierung un-
bedingt etwas kontrollieren will, warum dann nicht die 
Bereiche, in denen sie längst die Kontrolle verloren hat? 
Kontrollieren Sie doch die Strukturen der Clans, die in 
unseren Städten längst Parallelgesellschaften geschaffen 
haben. Kontrollieren Sie die Außengrenzen, durch die 
täglich Menschen einreisen, deren Identität niemand 
kennt.

(Dr. Carolin Wagner [SPD]: Die AfD kontrol-
lieren! Das größte Sicherheitsrisiko!)

Und kontrollieren Sie die Milliarden der sogenannten 
Ukrainehilfe, die am Ende in tiefen Taschen und golde-
nen Toiletten in Kyjiw verschwunden sind. Aber hören 
Sie auf, diejenigen zu überwachen, die morgens arbeiten 
gehen, Steuern zahlen und dieses Land überhaupt noch 
am Laufen halten.

(Beifall bei der AfD – Ulle Schauws [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Die AfD ist ein Si-
cherheitsrisiko!)

Die Menschen brauchen wieder eine Regierung, der sie 
vertrauen können, und keine digitale Dauerverdächti-
gung. Wir brauchen keinen Überwachungsstaat, sondern 
einen Rechtsstaat, der weiß, wo seine Grenzen sind.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD – Ulle Schauws [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Rechtsextreme brau-
chen wir nicht!)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Die nächste Rednerin in dieser Debatte ist für die Uni-

onsfraktion Dr. Katja Strauss-Köster.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Dr. Katja Strauss-Köster (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Framing, Fake 
News,

(Ruben Rupp [AfD]: Oah! Realitätsleugnung 
heute wieder!)

Fakten und furchtbares Leid!
Zum Thema Framing. Seit Jahren beobachten wir, dass 

digitale Debatten nicht zufällig entstehen, sondern gezielt 
beeinflusst werden:

(Jörn König [AfD]: Genau! Da gab es ein 
Framing-Manual von der ARD!)

durch organisierte Netzwerke, künstlich erzeugte Reich-
weiten und professionelle Akteure, die Meinungsmacht 
ausnutzen.

(Ronald Gläser [AfD]: ARD und ZDF!)

Begriffe werden bewusst gesetzt, um Ängste zu schüren 
und Aufmerksamkeit zu erzeugen.

(Jörn König [AfD]: Wie war das mit dem Co-
ronapapier?)

Die EU-Verordnung zur Bekämpfung von sexuellem 
Kindesmissbrauch wird regelmäßig als „Chatkontrolle“ 
diffamiert.

(Ruben Rupp [AfD]: Das ist Framing! Genau 
das, was Sie jetzt gesagt haben!)

Dieses Framing suggeriert staatliche Massenüber-
wachung privater Kommunikation.

(Ruben Rupp [AfD]: Das ist es auch!)

Das ist aus meiner Sicht völlig irreführend und geht an 
der Wichtigkeit des Themas vorbei.

Obwohl der Deutsche Bundestag gar nicht unmittelbar 
beteiligt ist,

(Ruben Rupp [AfD]: Merz stimmt da zu! Na-
türlich sind wir da indirekt beteiligt!)

diskutieren wir dieses Thema zum dritten Mal innerhalb 
kürzester Zeit. Das zeigt, wie wirksam Framing ist.

Fake News. Ein Großteil der Aufregung basiert auf der 
Behauptung, die EU oder unsere nationalen Behörden 
würden private Chats mitlesen oder überwachen. Das ist 
schlichtweg falsch.

(Zuruf von der AfD: Ach!)

Es gibt keine Regelung und keinen aktuellen Vorschlag, 
der staatliches Mitlesen privater Kommunikation vor-
sieht. Auch die oft zitierte „verpflichtende Chatkontrolle“ 
ist längst vom Tisch. Wer heute noch so tut, als stünde sie 
unmittelbar bevor, führt eine Debatte über ein Gespenst 
und nicht über die Realität europäischer Gesetzgebung.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Ruben Rupp [AfD]: Freiwil-
lige Chatkontrolle: Da wollt ihr doch zustim-
men! – Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: So ist die AfD!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, so was nennt man heute 
„Fake News“.

Und jetzt zu den Fakten, und die sind mehr als erschüt-
ternd. Laut der Kinderschutzorganisation Eurochild wur-
den allein im Jahr 2023 über 100 Millionen Bilder oder 
Videos von sexualisierter Gewalt gegen Kinder im Netz 
entdeckt. Hinter jedem einzelnen Bild steht ein Kind mit 
einem lebenslangen Leidensweg. Liebe Kolleginnen und 
Kollegen, ein unvorstellbares und furchtbares Leid!

(Ruben Rupp [AfD]: Trocknen Sie die Quellen 
aus, statt Bürger auszuspähen!)

– Dass Sie sich nicht schämen, dabei dazwischenzurufen! 
Schämen Sie sich, wirklich!

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN – Ruben Rupp [AfD]: Trocknen Sie 
die Quellen aus! Das ist ungeeignet, was Sie 
machen! Das ist ungeeignet!)

Ein erheblicher Teil der Taten findet dabei online statt, 
insbesondere durch Livestreaming. Täter in Europa und 
auch in Deutschland steuern Missbrauch in Echtzeit für 
wenig Geld und mit vermeintlich geringem Risiko. Allein 
im Jahr 2022 waren fast eine halbe Million Kinder auf 
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den Philippinen von diesem Verbrechen betroffen. Beim 
Livestreaming von Kindesmissbrauch liegt Deutschland 
übrigens weltweit auf Platz zwei.

(Ruben Rupp [AfD]: Das ist doch völlig am 
Thema vorbei!)

Nun zur europäischen Ebene. Die derzeitige Interims-
regelung, die freiwillige Maßnahmen zur Aufdeckung 
von Missbrauchsdarstellungen erlaubt, läuft im Früh-
jahr 2026 aus. Die aktuelle Initiative der dänischen Rats-
präsidentschaft setzt nun darauf, dass verschlüsselte 
Kommunikation unberührt bleibt, freiwillige Maßnah-
men eine klare rechtliche Grundlage erhalten und Hoch-
risikodienste zur Risikominimierung verpflichtet werden 
können. Genau diesen Weg unterstützt Deutschland.

In meinen Gesprächen mit Microsoft und Google 
wurde mir erneut deutlich, dass es längst Technologien 
gibt, die freiwillig und rechtskonform eingesetzt werden. 
Hashverfahren wie PhotoDNA vergleichen digitale Fin-
gerabdrücke bereits bekannter Missbrauchsdarstellun-
gen, ohne Inhalte zu lesen.

(Ruben Rupp [AfD]: Bringt aber nichts bei 
neuer Kinderpornografie, Frau Kollegin!)

– Wir können gleich in Ruhe miteinander darüber spre-
chen. – Man kann sich das wie mit einem Metalldetektor 
vorstellen: Er scannt alles, aber sucht nur nach dem, 
wofür er programmiert ist.

Genau so funktionieren diese Systeme. Diese Verfah-
ren haben bereits Tausende Opfer sichtbar gemacht und 
Täter überführt. Ohne digitale Beweismittel gelingt das 
nämlich nicht. Verbrecher dürfen sich im digitalen Raum 
niemals sicher fühlen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und der Abg. Ulle Schauws 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] – Ruben 
Rupp [AfD]: Das geht auch ohne Massenüber-
wachung! Das ist der Punkt!)

Unser Anspruch ist klar: Wir schützen Kinder. Wir 
wahren Freiheit. Wir nehmen Sicherheit und Grundrechte 
gleichermaßen ernst.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Dr. Katja Strauss-Köster 
[CDU/CSU], an den Abg. Ruben Rupp [AfD] 
gewandt: Das ist ziemlich unhöflich, was Sie 
tun!)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Die nächste Rednerin in dieser Debatte ist für die Frak-

tion Bündnis 90/Die Grünen Jeanne Dillschneider.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Jeanne Dillschneider (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Wir beraten hier heute schon wieder einen 
Chatkontrolleantrag der AfD-Fraktion,

(Ruben Rupp [AfD]: Ja! Weil er wichtig ist!)

einer Fraktion, die sich selbst „patriotisch“ nennt, aber 
die Ziele ihrer Digitalpolitik wahlweise nach amerika-
nischen, russischen oder chinesischen Interessen ausrich-
tet.

(Dr. Carolin Wagner [SPD]: Richtig!)
Sie geben sich gerne als Stimme der Mitte und der digi-
talen Bürgerrechte.

(Jörn König [AfD]: Sind wir doch auch!)
Aber um Ihren neuen Freunden in der amerikanischen 
Regierung zu gefallen, fallen Sie Europa in den Rücken.

(Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: So ist es!)

Es geht der MAGA-Bewegung darum, Europa zu spal-
ten und zu schwächen. Sie stellt zunehmend liberale, 
demokratische Werte infrage. Aber eine US-Reise, lä-
chelnde Bilder mit amerikanischen Regierungsmitglie-
dern,

(Jörn König [AfD]: Ja! Die hätten Sie gerne, 
wa?)

ein gemeinsamer Livestream mit Elon Musk: Mehr 
braucht es nicht, damit Sie die Sprechzettel der US-Re-
gierung hier vorlesen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
Abg. Oliver Pöpsel [CDU/CSU] und Donata 
Vogtschmidt [Die Linke] – Lachen bei Abge-
ordneten der AfD – Ruben Rupp [AfD]: Völlig 
am Thema vorbei! – Weiterer Zuruf von der 
AfD: So ein Quatsch!)

Die AfD liefert der MAGA-Bewegung Namen von euro-
päischen Politikerinnen und Politikern, die sich für eine 
Einhaltung europäischer Gesetze starkmachen. Herr 
Frohnmaier lässt sich vom Young Republican Club ho-
fieren

(Ruben Rupp [AfD]: Sind Sie neidisch, Frau 
Kollegin? Sind Sie neidisch?)

und entblößt sich dabei selbst; denn dieser Club fantasiert 
in seinen Chats darüber, politische Gegner in Gaskam-
mern zu stecken, seine Feinde zu verbrennen,

(Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Hört! Hört! – Jörn König [AfD]: Reine 
Unterstellungen! Und das wissen Sie auch! – 
Weitere Zurufe von der AfD)

und schreibt öffentlich: „AfD über alles.“ Sie von der 
AfD machen sich zu nützlichen Handlangern, während 
Sie hier den Leuten was über Patriotismus oder Bürger-
rechte erzählen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und der Linken – Jörn König [AfD]: 
Aber wir reden über Chatkontrolle!)

Und natürlich lassen Sie sich nicht nur von den USA 
instrumentalisieren, sondern auch von Russland.

(Jörn König [AfD]: Wir fahren übrigens als 
Nächstes nach Indien!)
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Deswegen sind Sie im November extra zu Ihrem Freund 
Putin gefahren, der seine Bevölkerung mit Über-
wachungssoftware ausspähen lässt, Putin, der Kranken-
häuser und Kindergärten bombardieren lässt. Wenn Sie in 
diesem Plenum immer wieder über Meinungsfreiheit 
sprechen und diese verteidigen wollen, dann meinen Sie 
Freiheit, um Kremlpropaganda und Lügen zu verbreiten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD – Ruben Rupp [AfD]: Thema verfehlt, 
Frau Kollegin! Sprechen Sie zum Thema! – 
Weitere Zurufe von der AfD)

In Zeiten globaler Umwälzungen dürfen wir den Blick 
nicht nur nach außen wenden. Wir müssen die Gefahr für 
unsere Demokratie klar benennen: Sie sitzt hier rechts mit 
uns im Raum.

(Ruben Rupp [AfD]: Also sind Sie für die 
Chatkontrolle?)

Sie können den Antrag zur Chatkontrolle so oft, wie Sie 
wollen, stellen, wir werden dem natürlich nicht zustim-
men.

(Ruben Rupp [AfD]: Ja! Weil Sie dafür sind!)

Es geht in Wahrheit auch nicht um die Chatkontrolle. 
Das Thema steht sinnbildlich für eine viel größere Dis-
kussion. Es geht um das Spannungsfeld des steigenden 
autokratischen Strebens nach Kontrolle und Über-
wachung der Bevölkerung und unseren europäischen de-
mokratischen Grundrechten im Netz.

(Jörn König [AfD]: Schaffen Sie doch mal die 
Meldestellen ab!)

In einer Zeit, in der wir Europa gegen Autokraten ver-
teidigen müssen, ist es Aufgabe der demokratischen Par-
teien, sich mit aller Kraft für Freiheit, Demokratie und 
Rechtsstaatlichkeit einzusetzen.

(Beifall der Abg. Filiz Polat [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN] – Ruben Rupp [AfD]: Was 
hat das mit Kinderpornografie zu tun? Thema-
verfehlung! Komplett! – Gegenruf der Abg. 
Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Hören Sie doch einfach mal auf, dummes Zeug 
zu reden!)

Eine anlasslose Chatkontrolle wäre laut Jens Spahn 
richtigerweise, „als würde man vorsorglich mal alle 
Briefe öffnen und schauen, ob da etwas Verbotenes drin 
ist“. Ich wundere mich, dass Sie das jetzt als Framing 
bezeichnen; denn das sind die Worte Ihres Fraktionsvor-
sitzenden. Ich freue mich daher auf eine klare Absage an 
die EU-Pläne für den Zugang zu privaten Chats für Poli-
zeibehörden; denn da handelt es sich um genau dasselbe.

Es ist unsere Aufgabe, bei unserem berechtigten Inte-
resse nach Sicherheit und Schutz immer mit Bedacht ab-
zuwägen, dass jede Einschränkung von Grundrechten auf 
das Allernötigste beschränkt, anlassbezogen und wirk-
sam bleibt. Das ist auch eine freiwillige Chatkontrolle 
nicht.

(Ruben Rupp [AfD]: Dann könnten Sie ja zu-
stimmen!)

Wir können die Verantwortung für die Sicherheit von 
Kindern und Jugendlichen im Netz nicht auf private An-
bieter abwälzen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Nichts befreit uns – und auch nicht Sie, liebe Bundes-
regierung – davon, endlich mehr zum Schutz von Kin-
dern und Jugendlichen im Netz zu machen.

Liebe CDU, für Sie auch noch mal kurz und knapp die 
To-dos: Wir brauchen jetzt Quick Freeze, Log-in-Falle, 
digitale Streetworker, ausreichend Stellenaufbau der 
Strafverfolgungsbehörden. Den Rest können Sie in unse-
rem Antrag nachlesen.

(Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja, so effizient müssen die mal sein!)

Die weiteren Verhandlungen zur Chatkontrolle im Tri-
log sind von entscheidender Bedeutung, um die Grund-
rechte von Bürgerinnen und Bürgern zu schützen. Aber 
diese Aufgabe geht weit über diese Verhandlungen hi-
naus. Es ist eine Aufgabe, die wir gemeinsam als demo-
kratische Parteien zusammen erfüllen müssen.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
Abg. Donata Vogtschmidt [Die Linke])

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist für die SPD- 

Fraktion Sebastian Fiedler.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Sebastian Fiedler (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-

ren! Die AfD möchte heute erneut hier im Plenum über 
die sogenannte Chatkontrolle debattieren, zum x-ten Mal,

(Jörn König [AfD]: So oft wir wollen! Das ist 
unser Recht!)

und erneut führt sie eine Diskussion von gestern.
Denn erstens war diese sogenannte Chatkontrolle nie 

ein isoliertes Vorhaben, sondern Teil einer breiten EU- 
Strategie zum Schutz von Kindern vor sexualisierter Ge-
walt.

(Ruben Rupp [AfD]: Das macht es aber nicht 
besser!)

Zweitens – das vernebelt die AfD bewusst; wir haben 
das gerade schon gehört –: Dieser besonders umstrittene 
Vorschlag ist gerade wegen massiver Kritik auch aus 
meiner Partei gar nicht mehr Bestandteil des EU-Pakets. 
Wer heute also so tut, als müsse hier etwas verhindert 
werden, was politisch längst vom Tisch ist, betreibt keine 
Aufklärung, sondern Nebelkerzenpolitik, meine Damen 
und Herren.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Drittens – das kennen wir –: Die AfD schlägt selber gar 
nichts vor.
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(Ruben Rupp [AfD]: Doch! Wir sind gegen die 
freiwillige Chatkontrolle im Trilog! Steht doch 
drin! Lesen Sie den Antrag!)

Sie lehnt die sogenannte Chatkontrolle einfach ab. Sie 
lehnt auch die IP-Adressen-Speicherung ab. Sie lehnt 
im Prinzip jede Form wirksamer Ermittlungsinstrumente 
ab. Aber einen einzigen ernsthaften Alternativvorschlag 
zum Schutz von Kindern im Netz haben wir heute nicht 
gehört. Keinen!

Gleichzeitig hören wir von der AfD ebenfalls kein 
Wort der Kritik an der Politik ihrer Freunde aus der MA-
GA-Bewegung von Donald Trump, wo Einreisende ver-
pflichtet werden sollen, ihre Social-Media-Beiträge und 
-Aktivitäten für ganze fünf Jahre offenzulegen.

(Ruben Rupp [AfD]: Das ist doch keine gene-
relle Chatkontrolle!)

Wir hören natürlich auch kein Wort der Kritik an Wladi-
mir Putin, der unser Land mit Spionage, Sabotage und 
Cyberangriffen überzieht. Das ist keine Freiheitsrhetorik; 
das ist selektives Schweigen der AfD, meine Damen und 
Herren, so wie wir das kennen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU – Jörn König [AfD]: Fragen Sie 
doch mal Frau Schwesig oder Herrn Stegner, 
was die davon halten!)

Um jetzt zu dem wirklich bedeutenden Thema zu kom-
men: Meine Damen und Herren, wenn wir die Realität 
zur Kenntnis nehmen – meine Kollegin hat das dankens-
werterweise schon getan –, dass die Verbreitung von Dar-
stellungen schlimmster sexualisierter Gewalt an Kindern 
und teils an Säuglingen ein pandemisches Ausmaß er-
reicht hat, dann reicht es eben nicht, über einzelne Instru-
mente zu streiten, sondern wir brauchen radikale Debat-
tenbeiträge.

(Beifall der Abg. Dr. Katja Strauss-Köster 
[CDU/CSU])

Hier ist meiner. Ich will, dass wir darüber reden, wie 
wir folgendes Ziel erreichen: Es darf kein Endgerät mehr 
auf dem europäischen Markt geben, das überhaupt in der 
Lage ist, kinderpornografisches Material anzuzeigen und 
zu verarbeiten. Wir schaffen Ähnliches bei Druckern: Sie 
können keine Geldscheine drucken. Das ist echte Krimi-
nalprävention. Handys, Tablets, Computer dürfen keine 
kinderpornografischen Inhalte darstellen können; darum 
muss es eigentlich gehen. Reden wir also doch darüber, 
wie wir dieses Ziel technisch, rechtlich und europäisch 
erreichen. Das wäre eine ehrliche Debatte und ein wirk-
sames Mittel für mehr Kinderschutz. Alles andere ist, mit 
Verlaub, verlogene Politik von gestern.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Die nächste Rednerin in dieser Debatte ist für die Frak-

tion Die Linke Donata Vogtschmidt.

(Beifall bei der Linken)

Donata Vogtschmidt (Die Linke):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Erinnern Sie sich noch 

an den kraftvollen Protest gegen die Chatkontrolle im 
Frühherbst? Zu Recht! Denn das massenhafte Scannen 
privater Kommunikation ohne konkreten Anlass ist ein 
schlicht ungerechtfertigter Eingriff in die Privatsphäre, 
egal ob staatlich angeordnet oder durch Digitalkonzerne 
einfach so betrieben.

Hunderte E-Mails von Bürgerinnen und Bürgern 
binnen weniger Tage führten zu einem öffentlichen Um-
denken unserer sonst so bürger/-innenfremden Bundes-
regierung. Sie erklärte vollmundig, dass anlasslose Chat-
kontrollen tabu seien. Auch Ihr Fraktionsdompteur, liebe 
Union, stellte sich vor die Kameras und gab diese Ver-
sprechen ab. Spätestens dann konnten wir aber leider fest 
davon ausgehen, dass mal wieder ein Wortbruch ins Haus 
steht. Gesagt, verdrängt – ein Mann, kein Wort. Und so 
machte die Bundesregierung am 3. Dezember im Digital-
ausschuss deutlich, dass sie mit der neuen Chatkontrolle-
version des Rates der EU zufrieden sei. Damit ist die 
anlasslose Chatkontrolle zurück, und Jens Spahn hat 
mal wieder kassiert – diesmal allerdings nur sein Ver-
sprechen und keine 9 999 Euro.

(Beifall bei der Linken)
Funfact am Rande: Diese Bundesregierung will anlass-

lose Scans privater Nachrichten. Ihr sind es dann aber zu 
viele Einblicke, wenn Sie, liebe Bürger/-innen, Debatten 
im Ausschuss verfolgen möchten. Und so debattieren wir 
seit Monaten hinter verschlossenen Türen im Digitalaus-
schuss, wie sich Grundrechte am elegantesten aushebeln 
lassen.

Ich fordere Sie auf, wenigstens transparent in der Öf-
fentlichkeit Ihr Wort zu brechen und die Öffentlichkeit an 
den Debatten teilhaben zu lassen. Öffentliche Beratungen 
beantragen wir gemeinsam mit den Kolleginnen und Kol-
legen der Grünen zu jeder Ausschusssitzung. Wir brau-
chen Transparenz beim Agieren der Bundesregierung 
und den Schutz der Privatsphäre – nicht andersrum!

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Lustigerweise trage ich hier aber nicht nur eine linke 
Position vor. Der konservative österreichische EU-Innen-
kommissar Brunner stellte kürzlich fest, dass auch er 
Chatkontrollen ohne Anlass und ohne Richtervorbehalt 
ablehne. Er kritisiert völlig zu Recht verpflichtende Al-
terskontrollen und App-Sperren für Minderjährige. Wenn 
Sie sich also nicht von uns Progressiven überzeugen las-
sen wollen, dann lassen Sie sich halt von Ihren Partei-
freunden überzeugen. Herr Brunner ist ja sogar ein Mann; 
dann fällt es in Ihrem Laden einigen bestimmt noch mal 
leichter.

(Heiterkeit und Beifall bei der Linken)
Die Bundesdatenschutzbeauftragte kritisierte, dass die 

Rechtsgrundlage für anlasslose Chatkontrolle weiterhin 
fehlt. Und die EU-Kommission konnte die Verhältnis-
mäßigkeit erneut nicht belegen. Es scheint Methode zu 
haben, dass Sie als Bundesregierung sehenden Auges den 
Bruch geltenden Rechts in Kauf nehmen. Vorratsdaten-
speicherung, Staatstrojaner, Palantir, enthemmte Verwer-
tung pseudonymisierter Daten, operativere Geheim-
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dienste und, und, und: Das ist keine Politik für die Men-
schen. Das ist eine Agenda der Einschränkung von Frei-
heitsrechten, und das kritisieren wir aufs Schärfste.

(Beifall bei der Linken – Sebastian Fiedler 
[SPD]: Populismus pur! – Zurufe von der 
CDU/CSU und der AfD)

Und wenn Sie jetzt mit dem Argument der vertrauens-
würdigen Sicherheitsbehörden um die Ecke kommen, so 
kann ich Ihnen belegen, dass sich Sicherheitsbehörden 
auch schon heute zweifelhaft übergriffig verhalten. Eine 
aktuelle Kleine Anfrage von mir zeigt, dass Geheim-
dienste den Markt kommerziell gehandelter persönlicher 
Daten und Informationen anfeuern, anstatt massive Ein-
griffe in die Privatsphäre durch die Datensammelwut der 
Werbeindustrie und Data Brokers endlich einmal zu be-
kämpfen.

Der vorliegende Antrag von Rechtsaußen zur Chatkon-
trolle lässt erkennen, dass es Rechtspopulistinnen und 
-populisten vor allem um die Vereinnahmung von öffent-
licher Kritik statt um Sachpolitik geht. Das lehnen wir ab.

(Beifall bei der Linken – Ruben Rupp [AfD]: 
Stellen Sie einen eigenen Antrag! Warum gibt 
es eigentlich nur den AfD-Antrag? Grüne und 
Linke können ja zustimmen!)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte: Oliver Pöpsel 

für die Unionsfraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Oliver Pöpsel (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Ich hatte hier einiges im Detail vorbereitet. 
Aber jetzt habe ich gerade den Beitrag der Linken gehört 
und festgestellt, dass dieser doch sehr dem Beitrag der 
Rechten ähnelt.

(Ina Latendorf [Die Linke]: Da haben Sie nicht 
richtig zugehört! – Markus Frohnmaier [AfD]: 
Ihren Rentenpaketfreunden!)

Man hat den Eindruck, die Tiktok-Inhalte scheinen 
Ihnen auszugehen. Heute Morgen haben Sie im Familien-
ausschuss groß angekündigt, Sie wollten Kinderzuwachs 
ermöglichen; Sie wollten dafür mehr Geld ausgeben usw. 
Und hier bei diesem Thema ignorieren Sie, worum es 
eigentlich geht. Es geht um sexualisierte Gewalt gegen 
Kinder.

(Ruben Rupp [AfD]: Es geht hier um das fal-
sche Mittel! Und das wissen Sie auch! – Zuruf 
der Abg. Nicole Gohlke [Die Linke])

Unvorstellbares Leid geschieht den wehrlosen Schutz-
bedürftigen in unserem Land. Das Internet mit seinen 
Möglichkeiten der End-to-End-Verschlüsselung hat wie 
ein Booster für Kindesmissbrauch gewirkt. Das ignorie-
ren Sie alle und reden immer von irgendwelcher Spiona-
ge.

(Zuruf der Abg. Sonja Lemke [Die Linke])
– Ja, schreien Sie. Ich weiß, Sie brauchen das.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der AfD)

Sie wollen, wie gesagt, ein bisschen bei Tiktok los-
legen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Sie behaupten allen Ernstes, liebe AfD, in diesem trau-
rigen Antrag, dass wir als Gesetzgeber tatenlos bleiben, 
dass wir nichts dagegen tun. Ihr Antrag ist geradezu eine 
Einladung an diese Täter,

(Ruben Rupp [AfD]: Das ist absoluter 
Quatsch! Und das wissen Sie auch!)

ihr grausames Handwerk im Netz weiterzubetreiben, un-
zählige Kinder zu quälen, ihr junges Leben zu zerstören. 
Das ignorieren Sie; dahinter stehen Sie anscheinend. Und 
die Linken unterstützen Sie noch dabei. Wo ist denn Ihr 
Anstand geblieben, den Sie hier immer fordern? Den 
haben Sie bei diesem Thema anscheinend völlig verges-
sen!

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vor zwei Monaten haben wir zweimal zur EU-Verord-
nung zur Prävention und Bekämpfung des sexuellen 
Missbrauchs von Kindern in diesem Hause gesprochen, 
und schon da wollten Sie nicht begreifen. Wir erklären es 
heute zum dritten Mal – wir werden es gerne auch noch 
ein viertes und fünftes Mal tun –: Ihr Grundrecht auf 
Privatsphäre, den End-to-End-Schutz Ihrer Kommunika-
tion im Netz greifen wir nicht an. Aber wir suchen einen 
Weg, die Grundrechte der Kinder auf Schutz vor Gewalt 
und sexuellem Missbrauch ebenso zu schützen.

Das tun wir von der CDU/CSU gemeinsam mit der 
SPD und unseren europäischen Nachbarn, die so wie 
wir den Missbrauch und das Leid unerträglich finden. 
Wir unterstützen gemeinsam mit der Bundesregierung 
den Kompromissvorschlag, die aktuelle Interimslösung 
zu verstetigen. Denn wenn diese Interimslösung im April 
2026 ausläuft, ohne dass wir handeln, haben die Kinder 
jeden Schutz verloren.

Wir sind die Gesetzgeber. Wir können nicht sagen: 
Weil die digitale Kommunikation ein schützenswertes 
Grundrecht ist, können wir leider gegen sexuelle Gewalt 
im Netz nichts tun.

(Ruben Rupp [AfD]: Das geht auch anders! 
Und das wissen Sie! – Zuruf der Abg. Sonja 
Lemke [Die Linke])

Denn wir, auch Sie von der AfD und von den Linken, sind 
aufgerufen, die Kinder vor Kriminalität im digitalen 
Raum zu schützen, und dafür stehen wir.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in der Debatte ist für die AfD- 

Fraktion Tobias Ebenberger.

(Beifall bei der AfD)
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Tobias Ebenberger (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren Abgeord-

nete! Solange die Aufnahmen weiterhin kursieren, hört 
der Missbrauch nie auf: Das sind die Worte einer Frau, 
die als Kind sexuell missbraucht wurde. Die Fotos stehen 
bis heute im Darknet. Obwohl sie einfach zu löschen 
wären, lassen deutsche Strafverfolger Darstellungen von 
Kindesmissbrauch massenhaft im Netz.

Und erst vor wenigen Tagen hat es die Innenminister-
konferenz erneut versäumt, endlich etwas dagegen zu 
unternehmen. Löschbare Missbrauchsaufnahmen sind 
also kein Thema. Aber die vertrauliche Kommunikation 
von 450 Millionen Europäern, die soll ohne Anlass 
durchscannt werden können, um angeblich Darstellungen 
von Kindesmissbrauch aufzustöbern. Für wie blöd halten 
Sie die Bürger in diesem Land eigentlich?

(Beifall bei der AfD)

Nachdem die verpflichtende Chatkontrolle vom Tisch 
ist, sollen unsere Nachrichten, Fotos und Videos nun im 
Ermessen der Anbieter durchleuchtet werden, sprich: von 
Meta, Google und Microsoft. Ist ja super! Wahrscheinlich 
war das von vornherein das Ziel. In der Psychologie 
spricht man hierbei von der Tür-ins Gesicht-Technik: 
Fordere erst mal viel, viel mehr, als du wirklich willst; 
dann wirst du dein Ziel schon irgendwie erreichen.

Dass es gehupft wie gesprungen ist, ob die Chatkon-
trolle nun verpflichtend oder freiwillig ist, bestätigt die 
Bundesbeauftragte für den Datenschutz und die Informa-
tionsfreiheit, Professor Dr. Louisa Specht-Riemenschnei-
der. Zitat:

„Berichtspflichten […] schaffen Anreize für Diens-
teanbieter, CSAM-Scanning als faktisch verpflich-
tend durchzuführen und Technologien zu verwen-
den, die die Vertraulichkeit der Kommunikation 
verletzen.“

Und:

„Ein ‚freiwilliges‘ Scannen erfolgt ohne Rechts-
grundlage und stellt deshalb eine rechtswidrige Da-
tenverarbeitung dar.“

(Ruben Rupp [AfD]: Das ist rechtswidrig, was 
die da machen! Genau!)

Zitat Ende. – An die Regierungsbank: Wenn Sie die Ein-
schätzung Ihrer hauseigenen Expertin bei einer solch 
maßgeblichen Entscheidung links liegen lassen: Wofür 
braucht es dann diesen Posten überhaupt noch?

(Beifall bei der AfD)

Die seriöse Fachwelt ist sich einig: Die Chatkontrolle 
würde eben nicht vor Kindesmissbrauch schützen.

(Ruben Rupp [AfD]: Genau!)

Tatsächlich würden Ermittlungsbehörden massiv überlas-
tet, wenn wegen jedes Badewannenbildchens und freiwil-
ligen Sextings falscher Alarm ausgelöst würde. Nein, 
meine Damen und Herren, hier soll eine einschneidende 
rechtswidrige Massenüberwachung normalisiert werden. 

Wie stumpf und gefühlskalt muss man eigentlich sein, um 
hierfür auch noch missbrauchte Kinder vor seinen Karren 
spannen zu wollen, meine Damen und Herren?

(Beifall bei der AfD – Sebastian Fiedler [SPD]: 
Was für ein perfider Blödsinn!)

Machthungrige Soziopathen wie Klaus Schwab for-
dern seit Langem das Ende aller Privatheit. Sie schielen 
neidisch auf China, ein Land ohne echten Datenschutz, 
wo man künstliche Intelligenz zügellos trainieren und 
Menschen wie Untertanen kontrollieren kann. Das, meine 
Damen und Herren, wollen wir für Deutschland nicht. 
Das wird es mit der Alternative für Deutschland niemals 
geben!

(Beifall bei der AfD – Zuruf des Abg. 
Alexander Throm [CDU/CSU])

Privatsphäre ist kein Verbrechen. Privatsphäre ist unser 
Recht, und ihr Schutz ist für Demokratie und Freiheit 
fundamental. Was fällt Ihnen eigentlich ein, diesen 
Schutz für die Bürger in Deutschland aus dem Weg räu-
men zu wollen?

(Beifall bei der AfD – Zuruf des Abg. 
Alexander Throm [CDU/CSU])

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Die nächste Rednerin in dieser Debatte ist für die SPD- 

Fraktion Dr. Carolin Wagner.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Dr. Carolin Wagner (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Werte Damen und Her-

ren! Willkommen, sehr geehrte Besucherinnen und Be-
sucher, hier im Deutschen Bundestag! Willkommen zur 
Inszenierung der blau-braunen Fraktion

(Zurufe von der AfD: Oh!)

als Hüterin privater digitaler Kommunikation!

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Kerstin 
Vieregge [CDU/CSU] und Donata 
Vogtschmidt [Die Linke] – Markus Matzerath 
[AfD]: Sagt die 13-Prozent-Partei!)

Was liegt uns vor? Ein Antrag an die Bundesregierung, 
sich „gegen eine Chatkontrolle auch auf freiwilliger Basis 
[…] einzusetzen“. So weit, so gut. Was dann folgt, ist die 
Begründung – etwa zwei Seiten –, und das ist das Dreh-
buch für die AfD-Show, die Sie hier sehen.

Akt eins: dunkle Mächte beschwören. Im Antrag heißt 
es, es gebe eine Bestrebung zur Einrichtung staatlicher 
Überwachung, vielleicht so was wie einen Deep State. 
Wir kennen das von Trump und seinen MAGA-Hexern.

(Lachen bei Abgeordneten der AfD)

Akt zwei: der aktuellen Regierung Untätigkeit unter-
stellen. So heißt es, die Bundesregierung habe sich nur 
zögerlich zur Chatkontrolle geäußert und das BMI und 
das BMJV würden ständig unterschiedliche Sachen sa-
gen.
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Derweil ist es der Einigkeit der Bundesregierung zu-
zuschreiben, dass der Vorschlag einer anlasslosen Chat-
kontrolle beim europäischen Gipfel von der Tagesord-
nung genommen wurde. Am 08.10. sagte 
Bundesjustizministerin Hubig: Deutschland wird bei der 
EU-Chatkontrolle nicht mitziehen. Und Jens Spahn sag-
te: Eine anlasslose Chatkontrolle wird es mit uns nicht 
geben. – Ich glaube, Sie müssen sich mal ordentlich die 
Ohren waschen. Eindeutiger und klarer kann man das gar 
nicht sagen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU – 
Ruben Rupp [AfD]: Der freiwilligen wollen 
Sie doch zustimmen! Das wissen Sie auch!)

Was auch bemerkenswert ist: Die AfD wettert per-
manent gegen die EU; aber wenn es ihr in den Kram 
passt, dann beruft sie sich auf sie, so wie hier im AfD- 
Antrag auf Seite drei.

(Ruben Rupp [AfD]: Immerhin hat sie es ge-
lesen!)

Ich zitiere:

„Auch […] [die] Möglichkeit, freiwillig ihre 
Dienste […] zu untersuchen, verstößt nach Auffas-
sung der Antragsteller gegen das verbriefte Recht 
auf private digitale Kommunikation, wie es etwa in 
den Artikeln 7 und 8 der Charta der Grundrechte der 
Europäischen Union kodifiziert ist.“

Die, die die EU-Regeln permanent lächerlich machen, 
die, die das geeinte Europa als „gescheitertes Projekt“ 
bezeichnen, die, die rauswollen aus der EU und aus 
dem Euro, berufen sich hier auf die Europäische Union.

(Ruben Rupp [AfD]: Weil Sie sich selber wi-
dersprechen! Ist doch logisch!)

Wie heuchlerisch ist das bitte schön?
(Beifall bei der SPD – Ruben Rupp [AfD]: Sie 

widersprechen sich selber!)
Apropos heuchlerisch. Angeblich geht es der AfD ja so 

sehr um Ihre Rechte, meine Damen und Herren, als Nut-
zerinnen und Nutzer von Messengerdiensten. Am Freitag 
aber setzt sie eine Aktuelle Stunde auf, in der sie über ihre 
Forderung nach der Abschaffung des Digital Services Act 
sprechen möchte,

(Ruben Rupp [AfD]: Genau, gegen Zensur! 
Richtig!)

also des EU-Rahmenwerks, in dem es um klare Vorgaben 
für die Messengerdienste geht; klare Vorgaben, dass ille-
gale Inhalte, Hassrede usw. schneller gelöscht werden,

(Ruben Rupp [AfD]: „Hassrede“! Hass ist 
nicht strafbar!)

dass bei Account-Sperren klare Gründe genannt werden, 
dass man Beschwerde einlegen kann. Warum also will die 
AfD am Mittwoch angeblich Ihre Rechte als Nutzer von 
Messengerdiensten stärken und am Freitag das dazuge-
hörige umfassende EU-Regelwerk dafür abschaffen?

(Derya Türk-Nachbaur [SPD]: Das weiß sie 
auch nicht! – Erhard Brucker [AfD]: Ihre Par-
tei wird im März in Regensburg untergehen!)

Werte Zuschauerinnen und Zuschauer, Sie sehen eine 
Inszenierung der als gesichert rechtsextrem eingestuften 
Partei als angebliche Hüterin Ihrer Rechte.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Erhard 
Brucker [AfD]: Da gehören sie auch hin!)

Wer das glaubt, wird leider nicht mal selig.
(Ruben Rupp [AfD]: Gegen Massenüber-
wachung, für Meinungsfreiheit! Was ist daran 
so schwer zu verstehen? – Zuruf des Abg. 
Erhard Brucker [AfD])

In diesem Sinne: Frohe Weihnachten!
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der Abg. Donata Vogtschmidt 
[Die Linke])

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der abschließende Redner in dieser Debatte ist für die 

Unionsfraktion Dr. Konrad Körner.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Dr. Konrad Körner (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Die Definition von Wahnsinn ist ja – frei nach 
Einstein –, immer das Gleiche zu tun und ein anderes 
Ergebnis zu erwarten.

(Sonja Lemke [Die Linke]: Das ist kein Ein-
stein-Zitat! – Zuruf des Abg. Ruben Rupp 
[AfD])

Sie, liebe Kollegen von der AfD, rufen allen Ernstes das 
gleiche Thema in kürzester Zeit zum dritten Mal im Bun-
destag auf, obwohl sich an der Sache nichts geändert hat.

(Markus Frohnmaier [AfD]: Damit Sie es ver-
stehen! Wir glauben ja an Sie!)

– Nein, Sie haben gar nichts verstanden. Sie sind irgend-
welche Schauspieler, die hier tolle Sachen für Tiktok 
erzählen.

(Lachen bei Abgeordneten der AfD – Martin 
Hess [AfD]: Also wie Sie, Herr Kollege!)

Wieder haben Sie nichts verstanden.
(Markus Frohnmaier [AfD]: Dann müssen Sie 

noch arbeiten!)
Wie schon die letzten beiden Male erzählen Sie den Men-
schen wieder nicht die Wahrheit.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der Abg. Dr. Carolin Wagner [SPD])

Sie suggerieren erneut, dass die Gefahr bestünde, die 
Kontrolle von Chatnachrichten stünde unmittelbar bevor.

(Markus Frohnmaier [AfD]: Die Körperspra-
che ist schon mal gut für Tiktok!)

Das Gegenteil ist richtig: Wir verstetigen die Übergangs-
verordnung, und es wird weiterhin keine verpflichtende 
Kontrolle von Chats und Bildern geben.
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Das Abstruse ist ja, dass Sie in Ihrem Antrag sogar 
noch schreiben, es drohe jetzt so etwas

(Markus Frohnmaier [AfD]: Ein bisschen mehr 
Emotionen!)

und der Rechtsstaat würde bald aufhören, zu existieren. 
Der Witz ist, dass die jetzige Regelung ja schon existiert.

(Ruben Rupp [AfD]: Rechtswidrig laut Da-
tenschutzbeauftragter! Rechtswidrig!)

Wenn Sie also bisher noch in einem Rechtsstaat leben, 
den wir gerne erhalten würden, dann müssten Sie eigent-
lich sagen: Passt alles. Die Bundesregierung hat genau 
richtig gehandelt. Sie nutzt eine bestehende Regelung, 
die Kinder schützt.

Es bleibt dabei: Der Rechtsstaat bleibt erhalten.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)
Denn es werden keine Bilder kontrolliert, sondern es 
werden Hashwerte, digitale Fingerabdrücke, abgegli-
chen. Es geht nicht um die Unterdrückung von Mei-
nungsfreiheit, sondern es geht

(Ruben Rupp [AfD]: … um die Ausspähung! 
Es geht um die Ausspähung!)

um die Bekämpfung sexualisierter Gewalt gegen Kinder. 
Es geht um die Aufdeckung von Darstellungen schwers-
ten Kindesmissbrauchs.

Wir reden über 16 000 Fälle von sexuellem Miss-
brauch an Kindern im Jahr 2025; die Zahl liegt deutlich 
über dem Fünfjahresschnitt. 10 000 Fälle betrafen allein 
jugendpornografische Inhalte – ein neuer Höchststand. 
Seit 2020 haben sich diese Zahlen mehr als verdreifacht.

(Erhard Brucker [AfD]: Und wer ist schuld 
dran?)

– Ach ja, das ist jetzt Ihr Ernst? Wir kämpfen dagegen.
(Zuruf des Abg. Erhard Brucker [AfD])

– Nein, nein, nein. – Ihr Antrag würde dazu führen, dass 
wir 80 Prozent weniger Meldungen von Kindesmiss-
brauch hätten. Wollen Sie das wirklich? Sie beantragen, 
die aktuelle Regelung auslaufen zu lassen,

(Ruben Rupp [AfD]: Sie wollen die Server 
aushorchen! – Zuruf des Abg. Erhard Brucker 
[AfD])

Kinder überall schutzlos zu lassen. Geht eigentlich Ihr 
Hang zu Hetze, zu Populismus, zum billigen politischen 
Punkt mit so einem dahingerotzten Antrag so weit,

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Markus Frohnmaier [AfD]: 
Das ist aber unparlamentarisch!)

dass Sie 80 Prozent weniger Meldungen von Kindesmiss-
brauch wollen? Ist das so?

(Markus Frohnmaier [AfD]: Jetzt kommen Sie 
auf Tiktok!)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Herr Kollege, es gibt eine Zwischenfrage aus der AfD- 

Fraktion. Wollen Sie die zulassen?

Dr. Konrad Körner (CDU/CSU):
Die Debatte ist fast zu Ende. Später.

(Markus Frohnmaier [AfD]: Oh!)
Wir wollen die Geltungsdauer der bisherigen Regelung 

also verlängern. Es gab bisher keine Massenüber-
wachung, es gibt bisher keine anlasslose Chatkontrolle. 
Der Rechtsstaat funktioniert weiterhin. Deswegen ist die-
ser Kompromiss richtig. Er schützt unsere Kinder. Wenn 
wir wegschauen, dann zahlen die Kinder den Preis.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Damit schließe ich die Aussprache.
Interfraktionell wird die Überweisung der Vorlage auf 

Drucksache 21/3296 an die in der Tagesordnung auf-
geführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es weitere 
Überweisungsvorschläge? – Wenn das nicht der Fall ist, 
dann verfahren wir wie vorgeschlagen.

Ich rufe jetzt auf den Tagesordnungspunkt 5: 
Beratung des Antrags der Bundesregierung 
Fortsetzung des Einsatzes bewaffneter deut-
scher Streitkräfte – Stabilisierung sichern, 
Wiedererstarken des IS verhindern, Versöh-
nung in Irak fördern

Drucksache 21/3206
Überweisungsvorschlag:  
Auswärtiger Ausschuss (f) 
Innenausschuss 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
Verteidigungsausschuss 
Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre Hilfe 
Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
Haushaltsausschuss gemäß § 96 der GO

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 30 Minuten 
vereinbart.

Ich eröffne hiermit die Aussprache. Der erste Redner in 
dieser Debatte ist für die Bundesregierung Dr. Johann 
David Wadephul, Bundesminister des Auswärtigen.

Dr. Johann David Wadephul, Bundesminister des 
Auswärtigen:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Die Terrorgefahr ist real; denn die Terrororganisation 
des sogenannten Islamischen Staates, des IS, ist nicht 
besiegt. Der IS stellt noch immer eine akute Bedrohung 
für die regionale Sicherheitsarchitektur dar, aber auch für 
unsere eigene Sicherheit hier in Deutschland, weil der IS 
weiter zu Anschlägen fähig ist – nicht nur im Nahen 
Osten, sondern weltweit – und weil sich vom Terror be-
drohte Menschen in unserer Nachbarschaft erfahrungs-
gemäß zu uns auf den Weg machen.

Wir haben das in den letzten Tagen erleben müssen. 
Wir haben am Wochenende die Nachrichten gesehen: 
Menschen, die in Todesangst am Bondi Beach in Sydney 
fliehen. Einem Ort, der bekannt war für Geselligkeit, 
Freude und Ausgelassenheit. Bis zum vergangenen Sonn-
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tag, bis die Schüsse fielen, bis die mutmaßlich vom IS 
animierten Täter Chanukka, das Fest der Lichter und der 
Hoffnung, in einen Akt antisemitischen Hasses verwan-
delten.

Dieser schreckliche Anschlag hat mich und gewiss alle 
in diesem Hohen Hause zutiefst erschüttert. Unsere Ge-
danken sind bei den Familien der Opfer, den Verletzten 
und der jüdischen Gemeinde in Australien und hier in 
Deutschland.

(Beifall im ganzen Hause)

Das zeigt, liebe Kolleginnen und Kollegen: Wir müssen 
aufmerksam bleiben, und wir müssen wehrhaft bleiben.

Auch nach dem Fall des Assad-Regimes in Syrien will 
der IS Sicherheitslücken in der gesamten Region nutzen, 
um sein Netzwerk erneut zu stärken. Das gefährdet nicht 
nur Syriens wachsende Stabilität, sondern auch unsere 
bisherigen Erfolge in Irak. Die Mitglieder der Anti-IS- 
Koalition, zu denen seit November erfreulicherweise 
auch Syrien gehört, sind sich einig: Dazu darf es nicht 
kommen.

Die Bundesregierung beabsichtigt deshalb, den deut-
schen Beitrag zum Anti-IS-Mandat in seinen beiden 
Komponenten um ein Jahr zu verlängern: erstens die 
NATO Mission Iraq mit Fokus auf Beratung der iraki-
schen Streit- und Sicherheitskräfte und zweitens die mi-
litärische Operation Inherent Resolve der Anti-IS-Koali-
tion, die sich nun in einer Transitionsphase befindet – hin 
zu neuen Formaten der Sicherheitskooperation.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, mit der Fortsetzung 
dieses Bundeswehreinsatzes können wir zusammen mit 
unseren Partnern die bisherigen Stabilisierungserfolge 
absichern und die regionale Sicherheitsarchitektur festi-
gen, Irak nachhaltig befähigen, ein Wiedererstarken der 
Terrororganisation IS zu verhindern, und dazu beitragen, 
die Operation Inherent Resolve in neue Formate der Si-
cherheitskooperation mit unseren irakischen Partnern zu 
überführen.

Zwei Punkte möchte ich abschließend hervorheben. 
Zum einen ist es der ausdrückliche Wunsch der iraki-
schen Regierung, dass die Bundeswehr vor Ort präsent 
bleibt. Ich danke allen Soldatinnen und Soldaten für ihre 
exzellente Arbeit und ihren Dienst in Bagdad und Erbil.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Zum anderen setzen wir mit unserem militärischen 
Engagement ein wichtiges sicherheits- und bündnispoli-
tisches Signal und stärken – gemeinsam mit zivilen Sta-
bilisierungsmaßnahmen – die regionale Sicherheitsarchi-
tektur. Und bilden auch ein Gegengewicht zu Iran.

Deshalb, liebe Kolleginnen und Kollegen: Stellen wir 
uns der vom IS ausgehenden Terrorgefahr mit der Unter-
stützung unserer Partner entschlossen entgegen, weil es 
im Interesse unserer Sicherheit ist!

Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist Dr. Daniel 

Zerbin für die AfD-Fraktion.
(Beifall bei der AfD)

Dr. Daniel Zerbin (AfD):
Sehr geehrte Präsidentin! Meine Damen und Herren! 

Liebe Bürger! Zunächst einmal: Herzlichen Dank und 
meine tiefe Anerkennung an unsere Soldaten, die täglich 
ihr Leben riskieren – oft in fremden Ländern eingesetzt, 
fern der Heimat, für Aufgaben, die wir ihnen aufbürden.

Jetzt will die Bundesregierung den Einsatz mit bis zu 
500 deutschen Soldaten im Irak fortsetzen; eigentlich 
sind es sogar zwei Einsätze. Vom 1. Februar 2026 bis 
zum 31. Januar 2027 sollen dafür 109 Millionen Euro 
bereitgestellt werden – eine stolze Summe und noch 
lange nicht alles; denn dieses militärische Engagement 
verläuft parallel zum zivilen. So wurden allein im 
Jahr 2024 durch das Auswärtige Amt 418,2 Millionen 
Euro in sogenannte Stabilisierungsmaßnahmen in Irak 
investiert.

Die Bundesregierung begründet dieses üppige deut-
sche Engagement so:

„In einer Region des Umbruchs in unmittelbarer 
Nachbarschaft zu Europa gelegen, kommt dem 
Irak eine besondere geostrategische Bedeutung zu.“

Zitat Ende. – Der Irak, unmittelbarer Nachbar von Euro-
pa? Vielleicht von Konstantinopel aus. Aber Konstanti-
nopel ist schon lange untergegangen, meine Damen und 
Herren.

(Beifall bei der AfD – Falko Droßmann [SPD]: 
Hä?)

– Da müssen Sie ein bisschen darüber nachdenken, ne?
(Falko Droßmann [SPD]: Nee!)

Der Einsatz deutscher Soldaten soll das Wiedererstar-
ken des Islamischen Staates verhindern und die Versöh-
nung in Irak fördern. Das ist angesichts dieser Lage erst 
mal gut, aber ein großer Anspruch; denn der Konflikt im 
Irak und im Iran ist fast so alt wie der Islam selbst. 
Spätestens seit der Schlacht von Kerbela im Jahr 680 ist 
der Hass zwischen Schiiten und Sunniten grenzenlos.

(Lachen des Abg. Dr. Till Steffen [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Das Problem dieser Region ist nicht rein politisch oder 
militärisch, sondern es ist vor allem religiös.

(Jürgen Hardt [CDU/CSU]: Das ist ein auto-
didaktisches Seminar!)

Der Beitrag Deutschlands in diesem Konflikt wird daher 
vermutlich so erfolgreich sein wie die Demokratisierung 
Afghanistans, und das ist nicht so lustig gewesen.

Der Irak soll jetzt Probleme mit dem Westen lösen, die 
er ohne das Eingreifen des Westens gar nicht hätte; denn 
die Destabilisierung des Iraks einschließlich der daraus 
folgenden Flüchtlingsbewegung sind eine direkte Folge 
des letzten Golfkrieges.

(Zuruf der Abg. Derya Türk-Nachbaur [SPD])
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Verantwortlich für Frieden und Stabilität in der Golf-
region sind aber nicht wir und vor allem nicht der deut-
sche Steuerzahler.

(Beifall bei der AfD – Derya Türk-Nachbaur 
[SPD]: Internationale Partnerschaft!)

Verantwortlich sind die Länder vor Ort und insbesondere 
die reichsten Länder der Welt, die Golfstaaten, aber ge-
wiss nicht unser Land.

Sie, Herr Minister, wollen den Islamischen Staat in der 
Welt bekämpfen; das ist eine gute Sache. Aber dann 
fangen Sie doch erst mal in Berlin-Neukölln an!

(Beifall bei der AfD – Derya Türk-Nachbaur 
[SPD]: Was hat das mit dem Irakmandat zu 
tun?)

Im Orient gibt es nämlich den Begriff „Islamismus“ gar 
nicht. Islamisten sind dort diejenigen, die es besonders 
ernst mit der Religion meinen. Deswegen heißt das ja 
auch „Islamischer Staat“ und nicht „Islamistischer Staat“.

(Derya Türk-Nachbaur [SPD]: Was?)
Seit der Hamburger Terrorzelle, die die Anschläge am 

11. September 2001 begangen haben, gab es kein Um-
denken, und Sie lernen auch nicht dazu.

(Sara Nanni [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Ja, die Narrative der Extremisten übernehmen: 
Voll die gute Idee! – Gegenruf der Abg. Derya 
Türk-Nachbaur [SPD]: Ja, mit Extremismus 
kennen die sich aus!)

– Hören Sie doch einfach mal zu, dann lernen Sie viel-
leicht noch was!

(Lachen bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Sie doktern immer an den Symptomen herum und er-
götzen sich an Ihrer Selbstherrlichkeit. Sie stehen für den 
Weltfrieden – eine ganz einfache, bequeme und billige 
Position.

(Derya Türk-Nachbaur [SPD]: Lustig!)
Wir sind aber nicht mehr bereit – ich komme zum 

Schluss, Frau Präsidentin –, Leib und Leben unserer Sol-
daten zu riskieren, um Millionen Euro Steuergeld in den 
irakischen Sand zu setzen, während unsere Infrastruktur 
den Bach runtergeht.

(Jürgen Hardt [CDU/CSU]: Erbil ist eine der 
letzten Kulturstätten der Welt! – Derya Türk- 
Nachbaur [SPD]: Ja, die Welt ist eine Scheibe! 
Und Deutschland ist eine Insel! – Sebastian 
Fiedler [SPD]: Die Grenzen von KI auf-
gezeigt!)

Deswegen lehnen wir diesen Antrag ab.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist für die Bun-

desregierung Sebastian Hartmann, Parlamentarischer 
Staatssekretär beim Bundesminister der Verteidigung.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Sebastian Hartmann, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister der Verteidigung:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Entführungen, Enthauptungen, Vergewaltigungen und 
Kriegsführung der brutalsten Art haben die Terrorphase 
des IS im Irak geprägt. Und dass diese Terrororganisation 
willens und fähig ist, diese schrecklichen Taten auch 
außerhalb des Iraks zu verüben, haben wir in den ver-
gangenen Tagen erleben müssen; das ist an dieser Stelle 
schon ausgeführt worden.

Seit 2015 unterstützen wir die Bemühungen des Iraks 
im Kampf gegen den gewaltsamen Terror. In diesem 
Rahmen gelang es der Bundeswehr gemeinsam mit der 
internationalen Anti-IS-Koalition, insbesondere dem 
Irak, den IS entscheidend zurückzudrängen. Das ist ein 
großer Erfolg, der auf den Einsatz der bewaffneten deut-
schen Streitkräfte zurückzuführen ist. Wir zeigen damit: 
Wir sind ein verantwortungsvoller und ein zuverlässiger 
Partner.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Thomas Silberhorn [CDU/CSU])

Denn diese Terrororganisation bleibt eine Bedrohung; 
das ist ausgeführt worden.

Es ist auch klar: Wir leisten Hilfe zur Selbsthilfe, damit 
der Irak selbst Verantwortung übernehmen kann. Deswe-
gen stabilisieren wir auch die irakischen Sicherheitskräf-
te, und das sind große Erfolge, die wir erzielt haben. 
Damit gilt der Dank auch der internationalen Koalition 
und dem Irak für die gute Zusammenarbeit.

Unser Einsatz trägt maßgeblich zur Stabilisierung und 
Konfliktbeilegung bei. Aber wir müssen auch erkennen, 
dass durch Rüstungsverkäufe und Investitionen in den 
Energiesektor auch andere Staaten wie der Iran und Russ-
land versuchen, Einfluss zu gewinnen. Man muss in die-
sen Räumen Präsenz zeigen, wenn man das nicht zulas-
sen will. Unser Engagement bietet den Menschen im Irak 
eine glaubwürdige, eine rechtsstaatliche Alternative, und 
das im Verbund mit dem Irak. Vor dem Hintergrund der 
erreichten Erfolge wollen wir die Operation Inherent 
Resolve im Übergangsprozess fortführen. Der Beitritt 
Syriens in die Anti-IS-Koalition ist ein Erfolg, meine 
Damen und Herren. Auch der Irak, nach den Parlaments-
wahlen in der Übergangsphase, muss unsere Verlässlich-
keit erkennen. Darauf setzen wir weiterhin.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU und der Abg. Agnieszka Brugger 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Die Mandatsobergrenze von 500 Soldatinnen und Sol-
daten bietet, liebe Kolleginnen und Kollegen im Par-
lament, die Flexibilität, im Mandatsgebiet und, voraus-
gesetzt Ihrer Zustimmung, auch in den Anrainerstaaten 
entsprechend wirken zu könnenund unsere unveränderten 
Aufträge zu erfüllen und Fähigkeiten einzubringen. 
Selbstverständlich werden wir Sie weiterhin über die lau-
fenden Entwicklungen, über die Lagefortschreibung und 
auch über das, was in den Bereichen Beratung, Operati-
ves und Personal geschieht, informieren.
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Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, wir dürfen 
nicht zulassen, dass im Irak ein sicherheitspolitisches 
Vakuum entsteht. Anderenorts wird dieses Vakuum von 
böswilligen Akteuren gefüllt. Wer in einer multipolaren 
Welt bestehen will, braucht verlässliche Partner. Wer die 
regelbasierte internationale Ordnung schützen will, muss 
Verantwortung übernehmen. Diese Verantwortung über-
nehmen wir mit den Verbündeten im Irak, meine Damen 
und Herren.

Der Dank gilt den Soldatinnen und Soldaten im Irak, 
die auch jetzt, zur Weihnachtszeit, nicht bei ihren Liebs-
ten sind. Wir danken ihnen für den Einsatz von Gesund-
heit und Leben; da spreche ich sicherlich im Namen des 
gesamten Hauses.

Wir bitten Sie um Unterstützung für die Fortführung 
unseres Engagements.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
des Abg. Dr. Till Steffen [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat jetzt das 

Wort die Abgeordnete Sara Nanni.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kol-

legen! Meine Damen und Herren! Der Kampf gegen den 
IS ist nicht vorbei; das haben andere schon vor mir ge-
sagt. Und der Anschlag am Bondi Beach hat noch mal 
ganz klar gezeigt: Wir müssen weiter gegen den IS kämp-
fen.

Als das Kalifat noch groß war, waren es vor allem die 
Peschmerga im Nordirak, die gekämpft haben. Vor eini-
ger Zeit konnte ich mir selber einen Eindruck von der 
Beratung der Deutschen für die Peschmerga verschaffen. 
Und ich kann unterstreichen, was meine Vorrednerinnen 
und Vorredner gesagt haben: Das ist ein sehr wichtiges 
Engagement der Bundeswehr vor Ort.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Wir erleben zurzeit Verschiebungen beim US-amerika-
nischen Engagement im Nahen Osten, insbesondere auch 
im Irak. Ich sage Ihnen ganz ehrlich, dass ich darauf mit 
etwas Argwohn und auch mit Sorge blicke, weil wir es 
mit einem US-Präsidenten zu tun haben, der in seiner 
Außenpolitik in den letzten Wochen immer wieder eine 
sehr hohe Volatilität gezeigt hat und auf den man sich im 
Zweifelsfall vielleicht doch nicht verlassen kann. Deswe-
gen ist es für uns sehr wichtig, dass wir auf den Nahen 
Osten insgesamt, aber besonders auf dieses Mandat ge-
nau schauen. Wir müssen prüfen, ob sich die Bedingun-
gen für das deutsche Engagement vor Ort vielleicht ver-
ändern, ob Anpassungen nötig sind, auf die wir reagieren 
müssen. Es ist zurzeit generell nicht möglich, Ausschuss-
reisen in die Region zu machen. Die Sicherheitslage ist 
einfach zu fordernd. Aber seien Sie sich sicher: Wir wer-
den das Mandat trotzdem weiter sehr eng begleiten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das ist insbesondere auch deshalb nötig, weil der Kon-
text ja etwas größer ist als der Irak. Bei UNIFIL gibt es 
eine sehr besorgniserregende Entwicklung. Das am 
längsten dauernde UN-Mandat soll jetzt zu Ende gehen. 
Beide Mandate waren nicht perfekt. Zusammen könnten 
sie aber für eine gewisse Stabilität sorgen angesichts der 
bevorstehenden großen Veränderungen. Diese werden 
auch an der Region nicht spurlos vorübergehen.

Wir haben im Verteidigungsausschuss zu Recht einen 
Schwerpunkt auf die Landes- und Bündnisverteidigung 
gelegt. Aber ich möchte noch einmal sagen, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen – auch der Außenminister hat es 
gerade sehr klargemacht –: Die internationalen Krisen-
missionen bleiben von größter Relevanz und dürfen 
auch in unseren Planungen für die Verteidigung nicht 
hintenüberfallen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Ich möchte meine Zeit noch nutzen, um einen Gruß an 
die Truppe im Einsatz zu senden: nach Bagdad, nach 
Erbil, nach Al-Azraq, aber auch in alle anderen Einsatz-
gebiete, wo deutsche Soldatinnen und Soldaten jetzt die 
Feiertage verbringen werden. Die Sicherheitslage macht 
eben keine Weihnachtspause. Diesem Dank möchte ich 
auch einen Dank an die Familien und Freunde dieser 
Männer und Frauen im Einsatz anschließen, die gerade 
zu Weihnachten spüren, was es heißt, wenn ihre Liebsten 
nicht vor Ort sind. Ich glaube, dass wir als Parlament 
teilweise unterschätzen, was das bedeutet. Viele Solda-
tinnen und Soldaten sind ja nicht nur einmal über Weih-
nachten im Einsatz, sondern ständig. Zumindest diese 
Entbehrungen müssen für uns Auftrag sein, immer ganz 
genau hinzuschauen. Wir als Grüne werden das machen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Ich kann auch schon mal ankündigen, dass wir dem 
Mandat zustimmen werden. Es gab ja keine wesentlichen 
Veränderungen im Vergleich zum alten Mandatstext. Ich 
bitte aber insbesondere die Koalition darum, diese Zu-
stimmung nicht als Blankoscheck für ein Weggucken zu 
verstehen. Das habe ich bei den Rednerinnen und Red-
nern auch nicht herausgehört. Aber das Commitment 
muss sein, einen sehr starken Blick auf die Region zu 
haben, damit wir dieses Mandat weiter guten Gewissens 
tragen können.

(Jürgen Hardt [CDU/CSU]: Da können Sie si-
cher sein!)

Danke schön.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die Fraktion Die Linke hat jetzt das Wort die Abge-

ordnete Cansu Özdemir.
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(Beifall bei der Linken)

Cansu Özdemir (Die Linke):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-

ren! Sehr geehrter Herr Außenminister! Wir reden heute 
abschließend über die Verlängerung des Anti-IS-Einsat-
zes. Was mir aber total fehlt: Wir sprechen kaum darüber, 
wer eigentlich diesen heldenhaften Kampf geführt hat. 
Wir sollten nicht darüber reden, wer am Schreibtisch 
saß, sondern darüber, wer am Boden gekämpft hat, wer 
sozusagen den Häuserkampf geführt hat. Deshalb spre-
che ich hier von den kurdischen Kämpferinnen und 
Kämpfern. Mir fehlen gerade die Würdigung, die Demut 
und auch der Respekt.

(Sara Nanni [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Ich habe es gerade in meiner Rede als Erstes 
gesagt!)

– Ich habe in keiner Weise gehört, dass irgendjemand hier 
die kurdischen Kämpferinnen und Kämpfer erwähnt hat. 
Und das ärgert mich, ehrlich gesagt, total.

(Sara Nanni [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Ich habe die Peschmerga erwähnt!)

Sie haben selber die Bilder gesehen. Sie haben die kur-
dischen Frauen gesehen, die mit Kalaschnikows gegen 
den IS gekämpft haben, die sich deren Kämpfern in den 
Weg gestellt haben und somit Tausenden Jesidinnen und 
Jesiden das Leben gerettet haben. Das muss hier auch 
einmal anerkannt werden.

(Beifall bei der Linken – Jürgen Hardt [CDU/ 
CSU]: Das tun wir ja!)

Damals haben die kurdischen Kämpferinnen und Kämp-
fer keine Sekunde überlegt. Sie haben sich dem IS in den 
Weg gestellt,

(Sara Nanni [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Mit deutschen Waffen!)

während die damalige Bundesregierung noch ganz ge-
mütlich darüber philosophierte, ob man die Türkei ver-
ärgere, wenn man die Kurdinnen und Kurden in diesem 
Kampf unterstütze.

Ich war zu der Zeit, als der IS durch den Irak, aber auch 
durch Syrien wütete, an der Grenze zu Kobanê. Ich habe 
miterlebt, wie der Islamische Staat eine militärische Stel-
lung eroberte und seine Fahne hisste. Es war tatsächlich 
der Kampf um Kobanê, der strategisch und militärisch 
ein Wendepunkt in diesem Kampf war.

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Frau Kollegin, erlauben Sie eine Zwischenfrage von 

Herrn Hardt aus der CDU/CSU-Fraktion?

Cansu Özdemir (Die Linke):
Sehr gerne.

Jürgen Hardt (CDU/CSU):
Danke für die Erlaubnis, liebe Frau Kollegin. – Ist 

Ihnen bekannt, dass der Kampf der Peschmerga zum 
Schutz der Jesiden und anderer in der Region der Punkt 
war, an dem die deutsche Bundesregierung zum ersten 

Mal von ihrem Grundsatz abgewichen ist, keine Waffen 
in Krisengebiete zu liefern, und dass wir hier im Deut-
schen Bundestag – ich glaube, mit einer relativ breiten 
Mehrheit – entschieden haben, Waffen, unter anderem 
Panzerfäuste und Raketenabwehrsysteme, zu liefern, da-
mit die Peschmerga diesen Kampf erfolgreich führen 
können? Würden Sie zubilligen, dass wir, im Nachhinein 
gesehen, richtig entschieden haben?

Cansu Özdemir (Die Linke):
Herr Hardt, Sie wissen, ich habe einen kurdischen Hin-

tergrund. Ich war von dieser Situation menschlich sehr 
betroffen. Deshalb habe ich die Debatte auch sehr genau 
beobachtet, mitverfolgt und war sehr aktiv. Dement-
sprechend ist mir klar, dass das passiert ist. Aber ich 
möchte in meiner Rede noch auf etwas hinweisen, was 
meiner Auffassung nach gerade die Maßnahme, die Sie 
erwähnt haben, aber auch den gesamten Einsatz ziemlich 
schwächt. Aus meiner Perspektive ist das ziemlich 
heuchlerisch, weil wir im Endeffekt gerade reaktionäre 
Kräfte stärken, die dem Islamischen Staat ideologisch 
nahestehen. Das steht meiner Auffassung nach der Maß-
nahme, die Sie jetzt gerade erwähnt haben, ziemlich im 
Weg. Das ist für mich, ehrlich gesagt, eine heuchlerische 
Politik. Ich habe das eben in Bezug auf die Kurdinnen 
und Kurden erwähnt, weil niemand hier darauf eingegan-
gen ist, wo überhaupt dieser Wendepunkt war.

(Beifall bei der Linken – Sara Nanni [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Ich habe „Peschmer-
ga“ gesagt!)

Ich war ja gerade dabei, zu erzählen, dass ich zu dem 
Zeitpunkt an der Grenze zu Kobanê war und beobachtet 
habe, was für Gräueltaten der IS dort begangen hat. Ich 
habe einen kurdischen Hintergrund. Ich habe wirklich 
vieles erlebt; aber das hat wirklich alles an Gräueltaten 
übertroffen, was Kurdinnen und Kurden, Jesidinnen und 
Jesiden in ihrer Geschichte erlebt hatten. Ich möchte – 
auch weil jetzt die Fahne der freien kurdischen Frauen 
dort weht – noch mal Danke sagen. Mein Dank gilt vor 
allen Dingen den kurdischen Kämpferinnen,

(Beifall bei der Linken)

die dafür gesorgt haben, dass der IS am Boden besiegt 
wurde, und die jetzt versuchen, ihn wirklich kleinzuhal-
ten.

(Jürgen Hardt [CDU/CSU]: Mit deutschen 
Waffen!)

– Deutsche Waffen waren leider auch in den Händen von 
Kämpfern des Islamischen Staates; auch das gehört zur 
Wahrheit. Entschuldigen Sie bitte!

Sie sagen ja, dass Sie mit Ihrer Außenpolitik für Sta-
bilität sorgen. Aber, meine Damen und Herren, man sorgt 
nicht für Stabilität und kann den IS nicht bekämpfen und 
schwächen, wenn man diejenigen kriminalisiert, die den 
Kampf gegen ihn führen, und zwar innenpolitisch. Man 
kann den IS auch nicht bekämpfen und schwächen, wenn 
man seine ideologischen Verbündeten hofiert.
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Dementsprechend ist diese Verlängerung für mich Teil 
einer heuchlerischen Politik. Wer Terror bekämpfen will, 
darf progressive Kräfte nicht schwächen und darf, wenn 
er Frieden möchte und sich wirklich als Friedensakteur 
betrachtet, –

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Frau Kollegin, Ihr letzter Satz.

Cansu Özdemir (Die Linke):
– reaktionäre Kräfte nicht aufrüsten.

(Beifall bei der Linken)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die CDU/CSU-Fraktion hat jetzt das Wort der Ab-

geordnete Volker Mayer-Lay.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Volker Mayer-Lay (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr Mi-

nister! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Der Anschlag 
von Bondi Beach hat uns alle erschüttert, und er hat uns 
auch brutal vor Augen geführt, was wir manchmal zu 
verdrängen versuchen: Der islamistische Terror ist eben 
keine ferne Bedrohung. Er ist global, er ist anpassungs-
fähig, und er schlägt eben dort zu, wo sich Menschen 
sicher fühlen, und das auch Jahre nach dem territorialen 
Ende des Daesh, des sogenannten Islamischen Staates. 
Und genau deshalb reden wir heute über dieses Mandat. 
Der IS ist zwar geschwächt, aber nicht besiegt. Er verfügt 
weiterhin über Netzwerke, über erfahrene Kämpfer und 
über Rückzugsräume vor allem in Syrien und in Teilen 
des Irak. Deshalb findet er auch weiterhin weltweit Sym-
pathisanten und gefährliche Anhänger. Wer glaubt, der IS 
verschwinde von selbst, der irrt und handelt fahrlässig, 
meine Damen und Herren.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Ich habe im vergangenen Jahr an dieser Stelle bereits 
zum Irakeinsatz gesprochen. Damals habe ich gesagt: 
Unser Ziel muss es sein, dass Einrichtungen wie das 
Camp Erbil eines Tages durch irakische Kräfte selbst 
und eigenständig betrieben werden. Und darum geht es 
auch heute: Befähigung statt Dauerabhängigkeit. Dieses 
Mandat ist ja kein Kampfeinsatz; es ist ein Mandat zur 
Stabilisierung, Ausbildung und Beratung, und zwar auf 
ausdrücklichen Wunsch und mit Zustimmung der iraki-
schen Regierung, eingebettet in NATO und internationale 
Koalition, völkerrechtlich sauber und parlamentarisch 
kontrolliert.

Es wirkt, meine Damen und Herren. In den letzten 
Monaten sind ausgebildete irakische Sicherheitskräfte 
mehrfach erfolgreich gegen IS-Zellen vorgegangen, 
durch gezielte Festnahmen von Führungskadern, durch 
gemeinsame Operationen – zum Beispiel in Anbar und 
den umstrittenen Gebieten im Norden –, durch eine deut-
lich verbesserte Grenzsicherung zur syrischen Seite. 
Diese Erfolge sind kein Zufall, sondern das Ergebnis 

jahrelanger Ausbildung, Beratung und Vertrauensbil-
dung, auch durch unsere Bundeswehr, liebe Kolleginnen 
und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Gleichzeitig sehen wir aber: Der IS passt sich an. Er 
nutzt instabile Räume, auch Gefängnisse und Lager wie 
Al-Hol sowie ethnische und religiöse Spannungen. Er 
wartet auf ein Machtvakuum, und genau das dürfen wir 
ihm nicht bieten, liebe Kolleginnen und Kollegen.

Dieses Mandat ist daher Ausdruck präventiver Sicher-
heitspolitik für die Region und auch für uns in Europa 
und für die ganze Welt. Verantwortung zu übernehmen, 
heißt nicht, ewig zu bleiben; aber Verantwortung heißt 
auch nicht, zu früh zu gehen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der Abg. Derya Türk-Nachbaur [SPD])

Solange der IS eine reale Bedrohung darstellt, solange 
unsere Partner unsere Unterstützung ausdrücklich wün-
schen und solange wir mit begrenzten Mitteln messbare 
Wirkung erzielen, ist dieses Mandat richtig, meine Da-
men und Herren.

Ich wünsche allen Soldatinnen und Soldaten, insbeson-
dere denen, die an Weihnachten nicht zu Hause bei ihren 
Familien sein können, friedvolle Feiertage. Wir danken 
ihnen für ihren wichtigen Dienst.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die AfD-Fraktion hat jetzt das Wort der Abgeord-

nete Heinrich Koch.

(Beifall bei der AfD)

Heinrich Koch (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Liebe 

Bürger und Soldaten! Als ich den Antrag zur Verlänge-
rung dieses Mandats gelesen habe, konnte ich es kaum 
glauben: Der Text, der uns heute vorliegt, bedeutet, offen 
gesagt, ein planloses Weiterwursteln, ohne strategische 
Ansätze und ohne Abstimmung mit der US-amerika-
nischen nationalen Sicherheitsstrategie – eine echte Ent-
täuschung.

(Beifall bei der AfD)

Man erkennt klar, dass nicht nur Washington, sondern 
auch viele andere Nationen unseren Pinocchio nicht für 
einen geeigneten Gesprächspartner halten. Zu viele Ver-
sprechen wurden gebrochen, und das wird auch von un-
seren engsten Freunden so wahrgenommen. Fragen Sie 
Markus Frohnmaier; der erklärt Ihnen, wie es geht.

(Beifall bei der AfD – Derya Türk-Nachbaur 
[SPD]: Besser nicht!)
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Wieder werden die massiven Veränderungen ignoriert, 
die sich seit der letzten Verlängerung im Oktober 2024 
ereignet haben, vor allem in Syrien. Statt einer ehrlichen 
Lagebeurteilung bekommen wir wieder ein standardisier-
tes Copy-and-Paste-Textdokument, welches sich Jahr für 
Jahr kaum verändert. Das ist besonders frustrierend, weil 
der Sturz des Assad-Regimes eine klare Chance bietet, 
die Beteiligung der Bundeswehr an der NATO Mission 
Iraq von der US-geführten Operation Inherent Resolve zu 
trennen. Diese politische Wende verlangt nach einer 
grundlegenden Überarbeitung des Mandats.

Die Bundesregierung will bis zu 500 Soldaten im Irak 
einsetzen, in einer unklaren Vermischung aus NATO- 
Mission, bilateraler Ausbildung und US-Operation. 
Doch seit Jahren bringt das keine spürbare Verbesserung 
der Sicherheitslage; stattdessen riskieren wir Steuergel-
der und Menschenleben. Ob Deutschland hier mit Know- 
how hilft, ist eine berechtigte Frage. Aber daraus einen 
dauerhaften Militäreinsatz zu machen, geht zu weit. Des-
halb fordern wir: Passen Sie das Mandat an die Realität 
an! Trennen Sie klar nach Zielen, Auftrag, Methoden und 
Mitteln! Eine Pauschalabstimmung über so unterschied-
liche Einsätze ist parlamentarisch nicht vertretbar. Als 
Abgeordnete stehen wir vor einem Dilemma: Wie soll 
man abstimmen, wenn man Teile gut findet, aber andere 
ablehnt?

Es geht nicht darum, deutsche Interessen oder Partner-
schaften zu ignorieren. Wir brauchen eine verantwor-
tungsvolle Politik mit klaren Zielen, soliden Grundlagen 
und einer Balance zwischen Militär- und Zivilmaßnah-
men. Schluss mit dieser Copy-and-Paste-Routineverlän-
gerung! Als AfD lehnen wir diesen Antrag ab.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die SPD-Fraktion hat jetzt das Wort die Abgeord-

nete Derya Türk-Nachbaur.
(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Derya Türk-Nachbaur (SPD):
Vielen Dank. – Sehr geehrte Frau Präsidentin! Herr 

Minister! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Der so-
genannte Islamische Staat hat im Irak Massengräber hin-
terlassen. Er hat jesidische Frauen versklavt, Kinder zu 
Kämpfern gemacht, ganze Dörfer ausgelöscht. Menschen 
wurden verfolgt, gefoltert und ermordet allein wegen 
ihres Glaubens, ihrer Herkunft oder deshalb, weil sie ein-
fach Frauen waren. Diese Verbrechen sind nicht Vergan-
genheit; sie prägen das Leben vieler Menschen bis heute, 
und sie erklären, warum die Angst vor einem Wieder-
erstarken des IS im Irak real ist. Und wie real sie ist, 
haben wir vor wenigen Tagen schmerzhaft erlebt.

Ich war mehrfach im Irak. Ich habe mit Überlebenden 
in Erbil, in Bagdad, im Sindschar-Gebirge gesprochen, 
habe unsere Truppen besucht. Ich habe mit irakischen 
Sicherheitskräften gesprochen, und bei jeder Reise habe 
ich die Compounds unserer Soldatinnen und Soldaten 
besucht und auch mit ihnen gesprochen. Ich habe dabei 
sehr klar vernommen: Unsere Bundeswehr ist dort will-
kommen und sehr erwünscht – ausdrücklich! –, nicht aus 

Höflichkeit, sondern weil dort von unseren Leuten kon-
krete, wichtige Arbeit geleistet wird. Dafür gebührt ihnen 
unser Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Der IS ist militärisch zurückgedrängt, aber nicht be-
siegt. Er agiert aus dem Untergrund, verübt weiterhin 
Anschläge und nutzt wirklich jede Sicherheitslücke. 
Wer glaubt, der IS sei Geschichte, verkennt die Realität. 
Terror verschwindet nicht, weil wir wegschauen oder 
weil wir verschwinden oder die Gefahr negieren. Ein 
Wiedererstarken des IS hätte dramatische Folgen für die 
Region und für unsere eigene Sicherheit, auch hier in 
Europa. Genau deshalb ist die Verlängerung dieses Man-
dats so wichtig.

In diesen Einsätzen leisten unsere Soldatinnen und 
Soldaten keinen Kampfeinsatz. Sie bilden aus, sie bera-
ten; sie unterstützen beim Aufbau funktionierender, 
demokratisch kontrollierter Sicherheitsstrukturen. Sie 
helfen den irakischen Streit- und Sicherheitskräften, 
Selbstverantwortung zu übernehmen, damit der Irak 
langfristig für seine eigene Sicherheit sorgen kann. Das 
ist Hilfe zur Selbsthilfe, Partnerschaft auf Augenhöhe 
und ein klarer Beitrag zur Vermeidung eines neuen Si-
cherheitsvakuums. Dieses militärische Engagement steht 
nicht für sich; es ist eingebettet in einen umfassenden 
Ansatz aus Stabilisierung, Entwicklungszusammenarbeit 
und humanitärer Hilfe. Deutschland unterstützt Minen-
räumung, eine bürgernahe Polizei, die Aufarbeitung der 
furchtbaren IS-Verbrechen, psychosoziale Hilfe für Opfer 
und Programme zur Deradikalisierung und Reintegration. 
Es geht um nachhaltige Stabilität, nicht um Dauerprä-
senz.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)
Dieses Mandat ist begrenzt, politisch eingebettet und 

auf Übergang angelegt. Es bedeutet nicht Eskalation, 
sondern Verantwortung. Wir lassen die Opfer des IS nicht 
allein. Deshalb bitte ich um die Zustimmung zur Ver-
längerung dieses Mandats.

Danke. 
(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die CDU/CSU-Fraktion hat nun das Wort der Ab-

geordnete Thomas Silberhorn.
(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Thomas Silberhorn (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Seit 2015, also mittlerweile seit zehn Jahren, 
ist die Bundeswehr im Auslandseinsatz im Irak. Wir leis-
ten damit einen Beitrag, um den sogenannten Islamischen 
Staat zu bekämpfen und das Land zu stabilisieren. Wir 
helfen mit, eine Krise zu bewältigen, die wir nicht ver-
ursacht haben, aber von deren Auswirkungen wir bis 
heute unmittelbar betroffen sind. Der Zerfall des Irak 
begann schon 2003 mit der Invasion der USA. In der 
Folge ist ein Machtvakuum entstanden, das den Aufstieg 
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des Islamischen Staates erst ermöglicht hat. 2014 wurde 
dann der Islamische Staat ausgerufen und ein Kalifat er-
richtet, das einen Herrschaftsanspruch auf den ganzen 
Nahen Osten erhoben hat. Die Bürgerkriege im Irak und 
in Syrien, die bis dahin getrennt waren, wurden jetzt zum 
zusammenhängenden Operationsgebiet des Islamischen 
Staats. Hier liegt der Ursprung für die Flucht von Jesiden 
aus dem Irak und von immer mehr Syrern nach Europa. 
Der Irak hat schon 2014 um internationale Hilfe gebeten. 
Wir beteiligen uns seit 2014 an der US-geführten Anti-IS- 
Koalition, wie ich mit Gruß nach Washington hier aus-
drücklich feststellen will. 2015 haben wir die Ausbildung 
und Ausrüstung der Peschmerga im Nordirak unterstützt, 
und seit 2020 beraten wir die irakischen Sicherheitskräfte 
im Rahmen der NATO Mission Iraq.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, der Irak macht Fort-
schritte, aber das Land leidet weiter unter inneren Span-
nungen, unter dem Druck aus der Region und unter der 
fortgesetzten Bedrohung durch islamistische Terroristen. 
Und deshalb bleibt das Ziel des Bundeswehreinsatzes 
unverändert wichtig. Wir wollen die irakischen Sicher-
heitskräfte befähigen, selbst für Sicherheit und Stabilität 
zu sorgen und ein Wiedererstarken des IS zu verhindern.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Der Islamische Staat ist militärisch geschwächt, aber er 
ist eben noch immer handlungsfähig und bereit, An-
schläge auch bei uns in Europa zu verüben. Wie weit 
der Arm des islamistischen Terrors reicht, haben die 
erst vor Kurzem aufgedeckten Anschlagspläne in Din-
golfing und Magdeburg gezeigt. Deshalb muss klar sein: 
Die Sicherheitslage erlaubt keine Entwarnung. Unser En-
gagement im Irak dient auch unserer eigenen Sicherheit.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Dieser Einsatz wäre ohne den professionellen und ver-
antwortungsbewussten Dienst unserer Soldatinnen und 
Soldaten nicht möglich. Ihnen und allen zivilen Angehö-
rigen der Bundeswehr im Einsatz möchte ich ausdrück-
lich danken und meine Anerkennung aussprechen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Der Beitrag der Bundeswehr schafft die Voraussetzungen 
für eine Stabilisierung des Irak. Deshalb wollen wir die-
sen Einsatz fortsetzen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Damit schließe ich die Aussprache.
Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf 

Drucksache 21/3206 an die in der Tagesordnung auf-
geführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es weitere 
Überweisungsvorschläge? – Das ist nicht der Fall. Dann 
verfahren wir wie vorgeschlagen.

Ich rufe auf Tagesordnungspunkt 6: 
Beratung des Antrags der Abgeordneten Mandy 
Eißing, Nicole Gohlke, Doris Achelwilm, weite-
rer Abgeordneter und der Fraktion Die Linke 
28 Tage Elternschutz für den zweiten Eltern-
teil ab Geburt des Kindes einführen

Drucksache 21/2241
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend (f) 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
Ausschuss für Arbeit und Soziales

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 30 Minuten 
vereinbart.

Ich eröffne die Aussprache, wenn alle Kolleginnen und 
Kollegen zügig die Plätze gewechselt haben. – Als Erste 
hat das Wort für die Fraktion Die Linke die Abgeordnete 
Mandy Eißing.

(Beifall bei der Linken)

Mandy Eißing (Die Linke):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Was haben Frankreich, Spanien und Portu-
gal, Deutschland aber nicht? Sie haben bis zu 28, 42 oder 
63 Tage bezahlte Freistellung für den zweiten Elternteil 
nach der Geburt. Und was haben wir? Ein Trauerspiel. 
Die Europäische Union hat längst klare Mindeststandards 
gesetzt: zehn Tage bezahlte Freistellung. Und kommen 
Sie jetzt nicht mit Ihrer juristischen Mogelpackung. El-
terngeld ersetzt keine sofortige, bezahlte Freistellung 
nach der Geburt.

(Beifall bei der Linken)
Das mag formalrechtlich gerade so ausreichen, für Fami-
lien reicht es aber nicht. Sehr geehrte Frau Ministerin, Sie 
sprechen oft von Familienfreundlichkeit. Aber schöne 
Worte helfen nicht, wenn am Ende nichts geliefert wird. 
Wir helfen Ihnen heute mal auf die Sprünge und haben 
unseren Antrag für 28 Tage Elternschutz auf die Tages-
ordnung gesetzt.

(Beifall bei der Linken)
Liebe Kolleginnen und Kollegen der SPD, Sie hatten 

die Familienstartzeit noch groß im Wahlprogramm ste-
hen. Und dann? Im Koalitionsvertrag kann man dann 
plötzlich nichts mehr davon lesen. Das ist ein Schlag 
ins Gesicht für alle werdenden Eltern.

(Beifall bei der Linken)
Hier geht es nicht um Urlaub, sondern es geht um Ge-
sundheit, es geht um Gerechtigkeit, und es geht um einen 
fairen Start ins Familienleben. Wissenschaftlich ist be-
legt: Die Unterstützung durch den zweiten Elternteil ent-
lastet die Mutter im Wochenbett und senkt sogar das 
Risiko postnataler Depressionen. Stillen, Behördengän-
ge, die Betreuung weiterer Kinder – all das bewältigt 
man am besten gemeinsam.

(Beifall bei der Linken)
Elternschutz ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe, 

keine Privatsache der Familie und auch keine Last, die 
der Arbeitgeber alleine tragen muss. Ich spreche hier 
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nicht nur als Abgeordnete, sondern auch als zweifache 
Mutter. Ich weiß, was diese ersten Tage nach der Geburt 
wirklich bedeuten. Eltern und Kind brauchen gemein-
same Zeit, um sich kennenzulernen und Bindungen auf-
zubauen. Wenn der zweite Elternteil unmittelbar nach der 
Geburt wieder voll arbeiten muss, zementiert das längst 
veraltete Rollenbilder. Die Last der Sorge muss vom ers-
ten Tag an fair geteilt werden. Denn der Väterreport zeigt: 
Väter und andere zweite Elternteile wollen mehr Zeit für 
Familie.

(Beifall bei der Linken)

Deshalb fordert Die Linke: 28 Tage bezahlte Freistel-
lung für den zweiten Elternteil oder eine von der Mutter 
benannte Vertrauensperson, finanziert über das bewährte 
Umlageverfahren U2, genau wie beim Mutterschutz; ein 
Diskriminierungs- und Kündigungsverbot im Zusam-
menhang mit dem Elternschutz; eine automatische Ver-
längerung befristeter Arbeitsverträge bis zum Geburts-
termin. Geben Sie Familien diese Chance. Zeigen Sie 
endlich, dass Sie deren Bedürfnisse ernst nehmen. Diese 
wertvolle Zeit nach der Geburt ist etwas ganz Besonderes 
für junge Familien, und sie kommt nie wieder zurück.

Vielen Dank.

(Beifall bei der Linken)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die CDU/CSU-Fraktion hat jetzt das Wort der Ab-

geordnete Wolfgang Dahler.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Wolfgang Dahler (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Heute Abend beraten wir in vorweih-
nachtlicher Zeit und vielleicht auch in vorweihnacht-
licher Stimmung über einen Antrag der Linken. Junge 
Familien zu unterstützen und gute Eltern-Kind-Bindun-
gen für beide Elternteile zu ermöglichen, verbindet uns 
vermutlich alle in diesem Haus. Gerade deshalb sollten 
wir uns auch an den Fakten orientieren. Im Antrag der 
Linken wird behauptet, Deutschland habe die EU-Richt-
linie zur Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben bis 
heute nicht vollständig umgesetzt. Diese Behauptung ist 
schlicht und einfach nicht richtig. Deutschland verstößt 
nicht gegen EU-Recht. Es besteht keine weitere Umset-
zungsverpflichtung. Die Europäische Kommission hat 
nicht ohne Grund die Vertragsverletzungsverfahren ge-
gen Deutschland im Jahr 2023 eingestellt.

Die Richtlinie aus dem Jahr 2019 legt Mindeststan-
dards fest und lässt den Mitgliedstaaten ausdrücklich Ge-
staltungsspielräume – und das ist gut so. Wir wissen alle, 
dass die Umsetzung in nationales Recht in EU-Staaten 
unterschiedlich erfolgt – darüber haben wir in diesem 
Haus schon oft gesprochen –, Stichwort „Übererfüllung“. 
Die Umsetzung fällt in Europa sehr unterschiedlich aus – 
von kurzen Sonderurlauben bis hin zu verpflichtenden 
Modellen. Sie haben dies in Ihrem Antrag auch ausführ-
lich ausgeführt. Und Deutschland muss sich hier mit sei-
nen Regelungen sicher nicht verstecken.

(Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Doch! Das reicht nicht!)

Bereits 2007 hat eine unionsgeführte Bundesregierung 
das Elterngeld eingeführt. Seit fast zwei Jahrzehnten un-
terstützt das Elterngeld Familien konkret und wirksam. 
Eltern erhalten Einkommensersatz über das Basiseltern-
geld oder – bei Teilzeitarbeit – über das Elterngeld Plus. 
Der zweite Elternteil kann Partnermonate nutzen, um sich 
frühzeitig an der Sorgearbeit zu beteiligen und eine enge 
Bindung zum Kind aufzubauen. Gerade nach der Geburt 
wird dies auch intensiv genutzt.

Der Bund stellt jährlich 7,5 Milliarden Euro bereit – 
über 7 Milliarden Euro für Zeit, für Bindung, für gemein-
same Verantwortung. Vor diesem Hintergrund will Die 
Linke heute etwas einführen, was es faktisch seit 20 Jah-
ren schon gibt. Hinzu kommt: Die Frage der Finanzie-
rung Ihrer Forderung nach 28 Tagen Freistellung mit 
100 Prozent Entgeltfortzahlung bleibt unbeantwortet. Es 
gibt keinen richtigen Finanzierungsvorschlag und keinen 
Hinweis darauf, wo im Familienhaushalt eingespart wer-
den soll. Familienpolitik nach dem Prinzip „Der Staat 
wird das schon irgendwie richten können“ ist nicht ver-
antwortungsvoll.

Auch europarechtlich trägt der Antrag nicht. Die 
Richtlinie verlangt weder einen 28-tägigen Sonderurlaub 
noch eine vollständige Entgeltfortzahlung noch ein Rück-
kehrrecht auf exakt denselben Arbeitsplatz. Sie verlangt 
lediglich, dass eine Rückkehr auf den bisherigen oder 
einen gleichwertigen Arbeitsplatz möglich ist.

(Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist doch keine Vision!)

Auch beim Kündigungsschutz besteht kein Regelungs-
defizit. Während der Elternzeit gilt bereits heute umfas-
sender Kündigungsschutz.

Ihr Antrag blendet zentrale Fragen aus: die Finanzie-
rung, die Folgenabschätzung, die Belastungen für Arbeit-
geber. Überhaupt nichts in diese Richtung! Der Antrag ist 
daher nicht erforderlich, europarechtlich falsch begründet 
und praktisch nicht überzeugend.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Wir setzen stattdessen auf bewährte Instrumente: Mutter-
schutz, Elterngeld, Elternzeit, Kündigungsschutz – sach-
lich, wirksam und rechtssicher.

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der CDU/CSU – Ulle Schauws 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das reicht 
nicht! Das ist nicht mehr zeitgemäß! Sorry!)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die AfD-Fraktion hat jetzt das Wort der Abgeord-

nete Gereon Bollmann.
(Beifall bei der AfD)

Gereon Bollmann (AfD):
Frau Präsidentin! Verehrte Kollegen! Nach der Geburt 

eines Kindes wollen die Linken unsere frischgebackenen 
Väter für 28 Tage von der Arbeitspflicht freistellen. Nun, 
auf den ersten Blick eine tolle Sache, erscheint ja schließ-
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lich familienfreundlich! Noch dazu eine 100-prozentige 
Entgeltfortzahlung – umso besser!

Aber schauen wir doch einmal genauer hin. Mit dem 
Antrag wird an unser schlechtes Gewissen appelliert,

(Zurufe von der Linken)

und man empört sich darüber, die EU-Vereinbarkeits-
richtlinie sei in Deutschland nicht umgesetzt worden. 
Etwas verschämt heißt es dann weiter, ein Vertragsverlet-
zungsverfahren sei eingestellt worden. Zu den Gründen 
hierfür schweigt man sich allerdings aus. Welch eine 
Überraschung! Denn dieses Schweigen hat natürlich ei-
nen Grund: Deutschland hat die Richtlinie bereits umge-
setzt. Ausnahmsweise befreit Artikel 20 der Richtlinie 
die Mitgliedstaaten vom Vaterschaftsurlaub, wenn sie 
andere Regeln getroffen haben, mit denen man den ge-
wünschten Zweck ebenfalls erreichen kann.

Nach dem Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz und 
der Mutterschutz- und Elternzeitverordnung haben Väter 
schon jetzt einen Anspruch auf Arbeitsfreistellung für bis 
zu 7 Monate, und zwar ohne Mindestdauer, also auch für 
10 Arbeitstage, so die Richtlinie, oder auch für 28 Kalen-
dertage, so der Antrag. Auch für diese 28 Tage haben die 
Väter schon jetzt einen Anspruch auf Elterngeld, wenn 
sie allerdings mindestens 2 Monate Elternurlaub nehmen. 
Der Antrag betrifft und privilegiert also nur diejenigen 
finanziell, die weniger als 2 Monate Elternzeit nehmen 
wollen. Das Landgericht Berlin hat jüngst entschieden, 
dass dies alles EU-richtlinienkonform ist, also für eine 
Vertragsverletzung nicht ausreicht. Wie auch? Kollege 
Dahler hat ja darauf hingewiesen. Auch das wird natür-
lich alles in dem Antrag verschwiegen.

Schauen wir nun, wie unsere kommunistischen An-
tragsteller dieses Privileg finanzieren wollen.

(Lachen bei Abgeordneten der Linken – Zuruf 
von der Linken: Das ist doch kein Kommunis-
mus!)

Das soll über die Umlage U2 geschehen. Deren Kosten 
tragen ausschließlich die Arbeitgeber. Wir sprechen hier 
übrigens von knapp 3 Milliarden Euro jedes Jahr. Meine 
Damen und Herren, geht’s denn noch? Wir stehen vor 
einem Zehnjahreshoch von Unternehmensinsolvenzen.

(Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie haben sich doch gar nicht mit den 
Zahlen auseinandergesetzt! Das ist doch 
Quatsch, was Sie hier erzählen!)

Viele Unternehmen sind hoch verschuldet; sie bekommen 
keine Kredite mehr. Gemessen am Durchschnittslohn ha-
ben wir in absoluten Zahlen die höchsten Lohnneben-
kosten in Europa, Frau Schauws. Täglich hören wir von 
Massenentlassungen. Unsere Wettbewerbsfähigkeit geht 
wegen zu hoher Kosten dramatisch zurück. Und dann 
kommen Sie von links außen

(Zuruf der Abg. Mandy Eißing [Die Linke])

und schlagen vor, wie wir die Arbeitgeber noch mehr 
belasten können. Das ist doch wahrlich ein Stück aus 
dem Tollhaus – oder eben eine Idee, auf die nur ver-
nagelte Klassenkämpfer kommen können.

(Beifall bei der AfD – Ulle Schauws [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Was ist denn das für 
ein beschränktes Verständnis? Da gibt es Ta-
bellen und Zahlen!)

Was schlagen wir demgegenüber vor? Wir müssen 
endlich die Steuerlast für unsere Familien deutlich ver-
ringern. Allein dadurch hätten die meisten Familien Geld 
genug, damit die Väter sich einen kurzzeitigen Eltern-
urlaub leisten können.

(Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie sind die Partei der Besserverdienen-
den! Geben Sie es doch zu!)

Zwar greifen Steuererleichterungen bei niedrigen Ein-
kommen nicht ausreichend, aber dafür schlagen wir zu-
sätzlich ein Begrüßungsgeld für Neugeborene vor.

(Zuruf von der Linken: Wie wollen Sie das 
finanzieren?)

Wenn wir von nur 5 000 Euro ausgingen, könnten unsere 
Familien frei entscheiden, ob die Väter nach der Geburt – 
warum auch immer – auch weniger als zwei Monate 
Elternurlaub nehmen wollen. Vor allem würde unsere 
notleidende, zum Teil um das reine Überleben kämpfende 
Wirtschaft nicht weiter belastet. Also nur mit uns: Frei-
heit statt Sozialismus!

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die SPD-Fraktion hat jetzt der Abgeordnete Truels 

Reichardt das Wort.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Truels Reichardt (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Eltern besonders in der Frühphase nach der 
Geburt unterstützen, eine partnerschaftliche Aufteilung 
von Sorgearbeit ab Geburt fördern und eine enge Bin-
dung des Kindes an beide Elternteile stärken: Das sind 
Anliegen, hinter denen sich sicherlich sehr viele der Ab-
geordneten des Deutschen Bundestages versammeln kön-
nen. Insofern freue ich mich, dass wir heute über dieses 
besonders wichtige Anliegen frischgebackener Eltern 
sprechen können.

Mich freut es auch sehr, dass die Linksfraktion in ih-
rem Antrag auf ein Konzept der SPD verweist, nämlich 
auf die Familienstartzeit mit zwei Wochen Freistellung 
bei voller, umlagefinanzierter Lohnfortzahlung für den 
zweiten Elternteil – meistens der Vater – nach der Geburt. 
Damit wird deutlich: Es lohnt sich, von uns abzuschrei-
ben. Das ist aus der Opposition heraus ja auch recht ein-
fach.

(Beifall der Abg. Dr. Nina Scheer [SPD] – Ni-
cole Gohlke [Die Linke]: Noch besser wär’s, 
man macht’s! – Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Ihr habt von den Grünen ab-
geschrieben! Das hat Lisa Paus als Ministerin 
vorgelegt!)
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Berufstätige Eltern brauchen Zeit und Freiraum, um 
ihren Alltag partnerschaftlich zu organisieren. In den Ta-
gen und Wochen nach einer Geburt gilt das erst recht. In 
dieser Lebensphase verändert sich alles, und zwar schlag-
artig. Jungen Eltern mehr Zeit zu schenken, ist richtig – 
insbesondere dann, wenn schon Geschwisterkinder da 
sind. Aber es geht eben nicht nur um eine zeitliche Ent-
lastung, damit man alles geregelt bekommt. Wir haben 
dadurch auch einen gesellschaftlichen Mehrwert. Studien 
zeigen, dass Väter langfristig mehr Sorgearbeit leisten, 
wenn sie früh eine enge Bindung zu ihrem Kind auf-
gebaut haben. Darum treten wir als SPD ja auch für 
mehr alleinige Bezugsmonate von Vätern beim Eltern-
geld ein.

(Beifall des Abg. Felix Döring [SPD])

Aber die Zeit direkt nach der Geburt ist eben auch ganz 
wichtig für den Bindungsaufbau.

Und ja, ich hätte die Familienstartzeit gerne im Koali-
tionsvertrag gesehen. So ist es halt, wenn man als Partei 
und Fraktion Verantwortung für das Land übernimmt und 
übernehmen muss. Uns fehlen Punkte im Koalitionsver-
trag, der Union auch. Und gleichzeitig müssen wir Ent-
scheidungen mittragen, die uns schwerfallen oder die wir 
sogar falsch finden, Stichwort „Aussetzung des Familien-
nachzugs“. Der Union geht das auch nicht anders. Das 
haben wir ja gerade bei der Rente gesehen. Aus der Op-
position hat man ziemlich leicht reden.

(Beifall der Abg. Derya Türk-Nachbaur 
[SPD] – Desiree Becker [Die Linke]: Wir ha-
ben euch ja geholfen, was das angeht! – Zuruf 
der Abg. Nicole Gohlke [Die Linke])

Nun kann es gut sein, dass unsere Gerichte uns einen 
Impuls geben. Das Verwaltungsgericht Köln hat einem 
Bundesbeamten mit Blick auf die auch im Antrag an-
gesprochene EU-Richtlinie einen Anspruch auf vergüte-
ten zehntägigen Vaterschaftsurlaub nach der Geburt sei-
nes Kindes zugesprochen. Ich hatte genau das hier im 
September in meiner Rede bereits erwähnt, und Die 
Linke hat offensichtlich zumindest halb zugehört. Noch 
ist das Urteil nämlich nicht rechtskräftig, und sofern es 
das wird, bezieht es sich eben nur auf Beamte.

Aber eines muss uns völlig klar sein: Zehn Tage Vater-
schaftsurlaub nur für Beamte – und Angestellte gucken in 
die Röhre –, das kann und darf nicht sein. Deswegen ist 
für mich klar, welche Schlüsse wir aus einem rechtskräf-
tigen Urteil ziehen müssten, auch wenn es zumindest für 
mich dafür ein Gericht gar nicht gebraucht hätte.

Worauf ich bei dem Antrag gar nicht eingehen möchte, 
ist der aus meiner Sicht eher kontraproduktive Überbie-
tungswettbewerb bei der Lohnfortzahlung. Was ich als 
Nordfriese aber gerne noch in die Diskussion einbringen 
möchte und berücksichtigt wissen will, ist die Situation 
von werdenden Müttern und Vätern von den Inseln und 
Halligen.

Seitdem die Geburtenstationen auf Sylt und Föhr ge-
schlossen worden sind, gehen viele Schwangere zwei 
Wochen vor dem voraussichtlichen Geburtstermin zum 
Boarding aufs Festland nach Husum, Heide oder Flens-

burg. Denn wer will schon ein Kind auf der Fähre, in der 
verspäteten Marschbahn oder auf dem schaukelnden See-
notrettungskreuzer bekommen?

Ich persönlich fände zwei Wochen bezahlte Freistel-
lung nach der Geburt für alle und eine zusätzliche Lösung 
für Insel- und Hallig-Papas schon vor der Geburt sehr 
erstrebenswert und gerecht, auch hier vor allem, wenn 
schon Geschwisterkinder da sind. Denn nach den Kreiß-
saalschließungen auf den Inseln gibt es bei der Schaffung 
gleichwertiger Lebensverhältnisse für die Menschen vor 
Ort noch Nachholbedarf.

Für den Fortschritt für alle jungen Familien in unserem 
Land sollten wir uns zusammentun. Ich denke da auch an 
die Junge Gruppe in der Union; denn wer aus Sorge um 
die Belastung der jungen Generation in der Rente auf-
schreit, kann sich auch sehr gut für die Familienstartzeit 
einsetzen.

(Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wo sind sie?)

Denn wie eingangs schon angerissen, ist der Clou: Eine 
bezahlte Freistellung für den Vater nach der Geburt und 
weitere Maßnahmen zur Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf steigern die partnerschaftliche Verteilung der Sor-
gearbeit zwischen Vater und Mutter langfristig.

(Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN], an die CDU/CSU gewandt: Könnt ihr 
mal klatschen?)

Das bedeutet dann neben mehr Papas bei Baby-
schwimmen, DELFI, Miniklub oder Kinderturnen – was 
ich ziemlich gut fände –: Die Mutter hat mehr Zeit für 
Erwerbsarbeit. Das tut auch unserem Rentensystem gut. 
Höhere Rentenbeiträge und vor allem weniger Alters-
armut bei Frauen wären das Ergebnis. Insofern, liebe 
Junge Gruppe: Gerne könnt ihr die Familienstartzeit als 
eure Idee für die Rentenkommission verwenden. Unsere 
Unterstützung hättet ihr dann.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat jetzt die 

Abgeordnete Misbah Khan das Wort.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Misbah Khan (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Wenn wir in diesem Haus über Gleichstellung 
sprechen, dann sprechen wir ganz oft über die Lücken, 
die durch mangelnde Gleichstellung entstehen: Über 
Teilzeitquoten sprechen wir, über Rentenlücken sprechen 
wir und auch über die strukturelle Altersarmut von Frau-
en.

Gestern übrigens hat das Statistische Bundesamt neue 
Zahlen veröffentlicht, die man da anreihen kann, näm-
lich: Frauen verdienen auch im Jahr 2025 bei gleicher 
Arbeit und gleicher Qualifikation 16 Prozent weniger 
als Männer.
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Das alles ist kein individuelles Versagen; es ist ein 
Ergebnis politischer Rahmenbedingungen. Umso wichti-
ger, dass wir heute gemeinsam über den Moment spre-
chen, in dem diese Ungleichheit überhaupt erst entsteht, 
und das ist der Moment rund um die Geburt. Denn diese 
Phase entscheidet ganz maßgeblich nicht nur, wer nachts 
aufsteht und sich dann um das Baby kümmert oder wer 
die Termine beim Kinderarzt wahrnimmt. Dieser Mo-
ment entscheidet auch, wer auf diesem Arbeitsmarkt als 
kontinuierlich verfügbar gilt und wer als unterbrechungs-
anfällig.

(Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: So ist es!)

Wir haben es vorhin schon von Herrn Reichardt gehört. 
Es ist ja nicht nur so, wie Sie es dargestellt haben, sondern 
das besondere Problem in den ersten Stunden und Wo-
chen nach der Geburt ist – und das ist auch mehrfach 
belegt –, dass, wer in dieser Phase nicht eingebunden 
ist, sich später auch gar nicht eingebunden fühlt, und 
dass, wer in dieser Phase nicht verantwortlich gemacht 
wird, später seltener Verantwortung übernimmt. Und das 
können wir uns einfach überhaupt nicht leisten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

Die ersten Wochen nach der Geburt sind psychisch, 
physisch und organisatorisch hochsensibel, und trotzdem 
werden sie politisch nachlässig behandelt. Das ist er-
staunlich, weil die Zeit, die da aufgewendet wird, nicht 
einfach nur privat durch unbezahlte Arbeit oder durch 
individuelle Lösungen aufgefangen werden kann.

Und der zweite Elternteil wird arbeitsrechtlich weit-
gehend so behandelt, als hätte sich in der eigenen Lebens-
realität kaum Grundlegendes verändert. Auch das ist ab-
solut realitätsfern und politisch stark folgenreich.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Deutschland hat sich über Jahrzehnte ein System ge-

schaffen, das formell zwar Gleichstellung verspricht, fak-
tisch aber immer noch oft diesem Leitbild folgt, dass es 
einen verfügbaren Erwerbstätigen gibt, der faktisch keine 
Sorgearbeit leisten muss, weil Sorgearbeit als Abwei-
chung gilt oder eben als private Organisationsleistung.

Und solange wir nicht von Anfang an einen Rahmen 
schaffen, in dem beide Elternteile gerade in den ersten 
Stunden nach der Geburt Care-Arbeit leisten, werden wir 
dem Ziel der Gleichstellung insgesamt und der partner-
schaftlichen Aufteilung von Sorgearbeit nicht näherkom-
men.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Deshalb fordern wir Grüne auch schon seit Langem die 

Familienstartzeit. Sie ermöglicht es dem zweiten Eltern-
teil, gerade in der prägenden Zeit nach der Geburt dabei 
zu sein, und das ohne finanzielle Nachteile; denn viele 
Väter wollen Verantwortung übernehmen, und viele Müt-
ter wollen mehr Erwerbsarbeit leisten. Und Politik sollte 
das ermöglichen und dem nicht im Weg stehen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Genau deshalb ist die Familienstartzeit ein zentrales In-
strument der Gleichstellung.

Und lieber Herr Reichardt, Sie haben es auch schon 
erwähnt. Das Verwaltungsgericht Köln hat dazu schon 
entschieden – Herr Dahler hat das einfach ein bisschen 
weggewischt;

(Zuruf des Abg. Wolfgang Dahler [CDU/ 
CSU])

faktisch ist es so, auch wenn das Urteil noch nicht rechts-
kräftig ist –; im September hat es festgestellt, dass 
Deutschland der EU-Richtlinie noch nicht ausreichend 
folgt und dass man, auch wenn es noch nicht so weit 
ist, darauf pochen kann.

(Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: So ist es! Hört! Hört!)

Es ist doch ein Signal, und umso bedauerlicher, fast schon 
tragisch ist, dass sich im Koalitionsvertrag dazu kein 
Wort findet.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

Die Familienstartzeit schafft Zeit, eine Ressource, die 
zentral ist. Sie ermöglicht es, Übernahme von Verantwor-
tung für beide Elternteile zu ermöglichen, und das so 
früh, wie es eben notwendig ist, um Gleichstellung zu 
ermöglichen. Denn moderne Gleichstellungspolitik und 
moderne Arbeitsmarktpolitik muss dort ansetzen, wo Un-
gleichheit entsteht, und nicht erst dort, wo sie statistisch 
sichtbar ist: ganz am Anfang!

Vielen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die CDU/CSU-Fraktion hat jetzt das Wort der Ab-

geordnete Dr. Konrad Körner.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Konrad Körner (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Liebe Kollegin Khan, es zeigt sich dann doch 
gerade in der Wortwahl, wo halt auch Unterschiede lie-
gen.

(Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja! –: Misbah Khan [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN: Da haben Sie recht!)

Sie sprechen von Gleichstellung, Sie sprechen von staat-
licher Lenkung.

Wir würden gerne von Gleichberechtigung und auch 
von der Freiheit jeder Familie sprechen, zu entscheiden. 
Und wenn wir den Antrag der Linkspartei anschauen, 
dann muss man, so wünschenswert der eine oder andere 
Teil dieses Antrags ist, doch fragen, ob er gerade umsetz-
bar ist.

Natürlich kann man sagen, dass bezahlter Vaterschafts-
urlaub wünschenswert ist. Ich selber habe nach der Ge-
burt meiner Tochter zunächst Urlaub und dann später 
Elternzeit genommen. Und natürlich ist diese Zeit inten-
siv, aber die Zeiten, sie sind momentan andere.

(Zuruf von der AfD: Genau!)
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Wir sind in der schwersten Wirtschaftskrise seit 1949. 
Das ist eine Tatsache, der wir – Stand heute – ins Gesicht 
blicken müssen. Unser Land braucht tiefgreifende struk-
turelle Reformen: Reformen, die Wettbewerbsfähigkeit 
stärken, Leistungsanreize setzen und dann die Steuerein-
nahmen generieren, mit denen wir auch Familien stärken 
und den Sozialstaat finanzieren.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dieses Bewusstsein ist in der Mitte der Gesellschaft, 
glaube ich, angekommen, und deswegen passt es einfach 
gerade auch nicht in die Zeit, wenn Sie weitere Leistun-
gen fordern, die die Wirtschaft belasten, und wenn Sie 
fordern, Gold-Plating zu betreiben, also Europarecht über 
das Vereinbarte hinaus umzusetzen. Damit wiederholen 
Sie Fehler, die uns erst in diese wirtschaftliche Misere 
gebracht haben und damit all das bedrohen, was wir uns 
familienpolitisch und sozialpolitisch leisten wollen und 
gerne leisten würden.

Denn eines ist ja klar: Die deutlich länger bezahlte 
Freistellung als die 28 Tage ist ja möglich. Nach dem 
Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz

(Gereon Bollmann [AfD]: Genau!)

haben wir mit dem Elterngeld die Möglichkeit zu einer 
frühen Bindung zum Kind. Ich selbst habe das wie viele 
andere in Anspruch genommen, und diese Zeit kann man 
jedem – Vater wie Mutter – empfehlen.

Wir wollen Familien weiter stärken. Wir wollen Wahl-
freiheit erhalten, Möglichkeiten eröffnen, sich Kinder 
auch leisten zu können. Und dafür müssen wir, sobald 
es die Haushaltslage zulässt, über eine Anhebung von 
Lohnersatzgrenzen im Elterngeld sprechen. Dafür müs-
sen wir darüber sprechen, wie wir für Familien mehr 
Freiheiten schaffen, zum Beispiel, indem sie mehr Netto 
vom Brutto erhalten, damit sie nicht das Gefühl haben, 
dass sie der Teil der Gesellschaft sind, der für Nachwuchs 
sorgt und die Volkswirtschaft am Laufen hält, aber 
gleichzeitig unverhältnismäßig hoch belastet wird. Über 
all das sollten wir dringend sprechen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Sie sprechen jetzt über neue Ansprüche gegenüber der 
Wirtschaft, über Dinge, die auch Arbeitgebern das Leben 
ein Stück weit schwerer machen.

(Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Setzen Sie sich mit den Realitäten der 
Zeit auseinander!)

Sie wollen auch noch weitere Regelungen schaffen – 
das ist übrigens besonders spannend –: Sie fordern in 
Ihrem Antrag zum Beispiel ein Rückkehrrecht an den 
konkreten Arbeitsplatz, nicht nur an einen gleichwerti-
gen. Liebe Kolleginnen und Kollegen, mit so einer Poli-
tik, die völlig unpraktikabel ist, wird es bald überhaupt 
kein Rückkehrrecht an einen Arbeitsplatz mehr geben – 
auch nicht das, das wir schon haben –, weil der Arbeits-
platz schlicht und ergreifend nicht mehr existiert.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Und ich sage Ihnen: Wir lassen uns von Linken nicht 
erzählen, sie seien familienfreundlich. Das Gegenteil ist 
der Fall. Ich zumindest muss nicht ideologisch verbrämt 
von „gebärenden Elternteilen“ sprechen,

(Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist wirklich überflüssig!)

sondern weiß, dass Mutter, Vater und viele andere, die 
mithelfen, geschützt werden müssen.

Ein Blick in den Koalitionsvertrag genügt, um zu er-
kennen: Wir werden das Elterngeld weiterentwickeln. 
Wir wollen Partnerschaftlichkeit und Flexibilität für Fa-
milien, und wir honorieren die Beteiligung beider Eltern-
teile. Wir arbeiten daran, dass mit unserer Wirtschafts-
politik mehr Familienleistungen möglich werden. Das 
ist eine verantwortungsvolle Familienpolitik, Politik mit 
Augenmaß und eine Politik, die wirtschaftliche Leis-
tungsfähigkeit und soziale Verantwortung zusammen-
denkt.

Herzlichen Dank und einen schönen Abend.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die AfD-Fraktion hat das Wort die Abgeordnete 

Dr. Anna Rathert.

(Beifall bei der AfD)

Dr. Anna Rathert (AfD):
Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Alles ist gut, was Familien dazu ermutigt, sich für Kinder 
zu entscheiden. Und ja, ich will, dass mehr Kinder in 
Deutschland geboren werden, und zwar von Eltern, die 
dieses Land tragen und gestalten und die nicht nur hier 
sind, weil es hier so großzügige Sozialleistungen gibt.

(Beifall bei der AfD)

Gerade in Zeiten sinkender Geburtenzahlen und – die 
CDU weiß es so genau – unfinanzierbarer Renten, muss 
das unser aller Maßstab sein. Umso bedauerlicher ist es, 
wenn an sich sinnvolle Ansätze mit ideologischer Ver-
bohrtheit verbunden werden und in einer wirtschaftlich 
prekären Lage von vornherein klar ist, dass sie so wie hier 
geplant nicht durchführbar sind.

Natürlich ist es wunderschön, wenn der Vater nach der 
Geburt beim Kind und bei der Mutter sein kann: beim 
ersten Kind, weil alles neu ist und die Familie das Zu-
sammenwachsen genießt, und bei weiteren Kindern, weil 
jemand da ist, der die anderen Kinder betreut, einkauft 
und zum Beispiel einfach dafür sorgt, dass alle was zu 
essen haben.

Der vorliegende Antrag vermischt jedoch zwei Dinge, 
die man sauber trennen muss: zum einen den Mutter-
schutz und zum anderen Unterstützung für Mutter und 
Kind. Diese lassen sich nicht unter den Begriff eines all-
gemeinen Elternschutzes zusammenfassen. Schutz ist nur 
für die Frau notwendig, die gerade das Kind geboren hat. 
Er dient der Erholung von den Strapazen von Schwanger-
schaft und Geburt und erfolgt aus der Biologie, aus der 
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Körperlichkeit und der Realität des Wochenbettes. Der 
Vater hat hier eine andere Rolle. Er kann helfen, und 
das ist wertvoll für Familie, Mutter und Kind.

(Beifall bei der AfD)
Zwei Punkte stören mich an Ihrem Antrag, und deshalb 

lehnen wir ihn auch ab.
Erstens verwischen Sie sprachlich und rechtlich die 

biologische Realität, wenn Sie den Mutterschutz zu ei-
nem allgemeinen Elternschutz umdeuten. Sie relativieren 
damit die besondere Rolle der Frau.

(Beifall bei der AfD)
Zweitens setzen Sie die ohnehin schon stark belasteten 

Unternehmen weiter unter finanziellen Druck, anstatt die 
Kosten durch andere Prioritätensetzungen aufzufangen. 
Unsere Steuereinnahmen würden sogar grundsätzlich 
ausreichen, um Familien zu unterstützen. Sie werden je-
doch konsequent falsch und an den Bedürfnissen der 
Familien vorbei verteilt.

Unterstützung nach der Geburt ist wichtig, aber sie 
muss eine vernünftige Finanzierung vorsehen und frei 
von Ideologie sein. Sie muss die biologische Realität 
anerkennen und die besondere Rolle der Frau würdigen.

(Beifall bei der AfD)

Dieser Antrag tut all das nicht, und deshalb lehnen wir ihn 
ab.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Damit schließe ich die Aussprache.
Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf 

Drucksache 21/2241 an die in der Tagesordnung auf-
geführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es weitere 
Überweisungsvorschläge? – Das ist nicht der Fall. Dann 
verfahren wir wie vorgeschlagen.

Wir sind damit am Schluss unserer Tagesordnung an-
gekommen.

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bundes-
tages ein auf morgen, Donnerstag, den 18. Dezember 
2025, 9 Uhr. 

Ich wünsche Ihnen allen noch einen schönen Abend 
und schließe hiermit die Sitzung.

(Schluss: 20:55 Uhr)

Berichtigungen
46. Sitzung, Seite 5359 B, erste Spalte: Das endgültige 

Ergebnis lautet wie folgt: Abgegebene Stimmen: 571; 
davon ja: 130, nein: 441. – Seite 5361 A, erste Spalte: 
Bei den Neinstimmen der Fraktion der AfD ist der Name 
„Mirco Hanker“ zu ergänzen.

47. Sitzung, Seite 5567 B, erste Spalte: Das endgültige 
Ergebnis lautet wie folgt: Abgegebene Stimmen: 582; 
davon ja: 444, nein: 138. – Seite 5568 C und D, zweite 
und dritte Spalte: Bei den Jastimmen der Fraktion der 
SPD sind die Namen „Boris Pistorius“ und „Dr. Ralf 
Stegner“ zu ergänzen.

48. Sitzung, Seite 5673 B, erste Spalte: Das endgültige 
Ergebnis lautet wie folgt: Abgegebene Stimmen: 596; 
davon ja: 318, nein: 225, enthalten: 53. – Seite 5675 B, 
zweite Spalte: Bei den Neinstimmen der Fraktion der 
AfD ist der Name „Kay-Uwe Ziegler“ zu ergänzen.

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 49. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 17. Dezember 2025                                                                                                                                                                                              5825 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Dr. Anna Rathert 





Anlagen zum Stenografischen Bericht

Anlage 1 
Entschuldigte Abgeordnete

Abgeordnete(r)

Benner, Lukas BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Beutin, Lorenz Gösta Die Linke

Bochmann, René AfD

Edis, Mirze Die Linke

Esken, Saskia SPD

Feiler, Uwe CDU/CSU

Frieser, Michael CDU/CSU

Gambir, Schahina BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Gauland, Dr. Alexander AfD

Gebel, Kathrin Die Linke

Gesenhues, Dr. Jan-Niclas BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Grimm, Christoph AfD

Hubertz, Verena 
(gesetzlicher Mutterschutz)

SPD

Huy, Gerrit AfD

Jünger, Robin AfD

Knodel, Sieghard fraktionslos

Koçak, Ferat Die Linke

Koegel, Jürgen AfD

Köktürk, Cansin Die Linke

Koller, Hans CDU/CSU

Kopf, Chantal BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Körber, Carsten CDU/CSU

Kramme, Anette SPD

Krauthausen, Manuel AfD

Launert, Dr. Silke CDU/CSU

Mazzi, Tamara Die Linke

Merendino, Stella Die Linke

Meyer-Soltau, Knuth AfD

Minich, Sergej AfD

Abgeordnete(r)

Otten, Gerold AfD

Renner, Martin Erwin AfD

Rudzka, Angela 
(gesetzlicher Mutterschutz)

AfD

Rützel, Bernd SPD

Schäfer, Jamila 
(gesetzlicher Mutterschutz)

BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Schulz, Uwe AfD

Storch, Beatrix von AfD

Theis, Roland CDU/CSU

Weidel, Dr. Alice AfD

Anlage 2 

Schriftliche Antworten auf Fragen der Fragestunde 
(Drucksache 21/3237)

Frage 5
Frage des Abgeordneten Stephan Brandner (AfD):

Was genau qualifiziert nach Ansicht der Bundesministerin 
für Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend, Karin 
Prien, die aktuelle Beauftragte der Bundesregierung für die 
Akzeptanz sexueller und geschlechtlicher Vielfalt, Sophie 
Koch, für ihre Position?

Antwort der Parl. Staatssekretärin Mareike Lotte Wulf:
Das Bundeskabinett hat Sophie Koch am 28. Mai 2025 

als Beauftragte der Bundesregierung für die Akzeptanz 
sexueller und geschlechtlicher Vielfalt bestellt.

Die Vorerfahrungen der Beauftragten weisen darauf 
hin, dass sie umfassend qualifiziert ist, die Belange von 
Lesben, Schwulen, bisexuellen, trans- und inter-
geschlechtlichen und queeren Menschen wahrzunehmen.

Frage 12
Frage der Abgeordneten Kerstin Przygodda (AfD):

Sieht auch die Bundesregierung wie die Frauenrechtsorga-
nisation „Terre des Femmes“ Zehntausende in Deutschland 
lebende Mädchen von einer Genitalverstümmelung bedroht 
(www.aerzteblatt.de/news/genitalverstuemmelung-rund- 
17000-maedchen-in-deutschland-gefaehrdet-45e0ceb9-dbcb- 
4a62-89fd-95e435bd911c), und, wenn ja, sieht die Bundes-
regierung gegenwärtig einen diesbezüglichen politischen 
Handlungsbedarf?
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Antwort der Parl. Staatssekretärin Mareike Lotte Wulf:
Die Bundesregierung verurteilt weibliche Genitalver-

stümmelung als schwere Menschenrechtsverletzung und 
besonders schwere Form geschlechtsspezifischer Gewalt.

Um ein möglichst genaues Bild zur Situation in 
Deutschland zu erhalten, lässt die Bundesregierung regel-
mäßig eine Schätzung der Anzahl betroffener und be-
drohter Frauen und Mädchen vornehmen. Nach der am 
10. Dezember 2025 veröffentlichten aktuellen Daten-
schätzung ist davon auszugehen, dass Ende 2024 in 
Deutschland insgesamt fast 123 000 Mädchen und 
Frauen lebten, die von einer weiblichen Genitalverstüm-
melung betroffen oder bedroht waren. Darunter waren bis 
zu 25 000 Mädchen, die als gefährdet galten. Weitere 
rund 11 100 Mädchen könnten bereits betroffen sein.

Weibliche Genitalverstümmelung steht in Deutschland 
seit 2013 unter Strafe – seit 2015 auch, wenn sie im Aus-
land durchgeführt wird. Zu dem Straftatbestand gemäß 
§ 226a Strafgesetzbuch kommen weitere Regelungen 
hinzu, um diese Gefährdung des Kindeswohls abzuwen-
den. Derzeit wird kein Handlungsbedarf zu einer Anpas-
sung gesehen.

Frage 13
Frage der Abgeordneten Misbah Khan (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN):

Welche konkreten Maßnahmen plant die Bundesministerin 
für Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend, Karin 
Prien, zur Entlastung von Alleinerziehenden und ihren Kin-
dern, als Gruppe, die überproportional von Armut betroffen 
ist, im kommenden Jahr, und gibt es bereits festgelegte Fristen 
zur Erreichung dieser Ziele?

Antwort der Parl. Staatssekretärin Mareike Lotte Wulf:
Im Koalitionsvertrag sind verschiedene Maßnahmen 

zur Entlastung Alleinerziehender benannt. Die Umset-
zung dieser Vorhaben wird innerhalb der Bundesregie-
rung beraten. Zu Einzelheiten sind derzeit noch keine 
Aussagen möglich.

Frage 14
Frage des Abgeordneten Dr. Rainer Kraft (AfD):

Teilt die Bundesregierung die Erwägung der Bundesminis-
terin für Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend, Karin 
Prien, ein Verbot sozialer Medien, etwa Tiktok, Instagram, X, 
Snapchat, Youtube und andere, für Kinder und Jugendliche 
einzuführen bzw. grundsätzlich deren Nutzung bis zu einem 
bestimmten Alter zu untersagen (www.br.de/nachrichten/ 
deutschland-welt/bildungsministerin-prien-erwaegt-tiktok- 
verbot-bis-zur-jugend,V2NJCTG)?

Antwort der Parl. Staatssekretärin Mareike Lotte Wulf:
Die Bundesregierung hat eine Expertenkommission 

„Kinder- und Jugendschutz in der digitalen Welt“ ein-
gesetzt, die unter anderem Empfehlungen zur Einführung 
eines Mindestalters zur Nutzung sozialer Netzwerke zum 
Gegenstand hat.

Frage 15
Frage des Abgeordneten Dr. Rainer Kraft (AfD):

Betrachtet die Bundesregierung und die von der Bundes-
familienministerin Karin Prien einberufene Expertenkommis-
sion zum Prostituiertenschutz auch die Inhaltsersteller von 
Abonnement-Geschäftsmodellen mit Erotikinhalten im Inter-
net als Prostitution, und, wenn ja, welche Maßnahmen bzw. 
Plattformregulierungen sind diesbezüglich geplant (www. 
tagesschau.de/inland/innenpolitik/kommission-schutz- 
prostituierte-100.html)?

Antwort der Parl. Staatssekretärin Mareike Lotte Wulf:
Das Prostituiertenschutzgesetz (ProstSchG) definiert 

sexuelle Dienstleistungen als Handlungen, bei denen 
mindestens eine Person sexuelle Aktivitäten an oder vor 
einer unmittelbar anwesenden anderen Person gegen Ent-
gelt ausführt (§ 2 Absatz 1 Satz 1). Die Inhaltserstellung 
für Abonnement-Geschäftsmodelle mit Erotikinhalten im 
Internet fällt wegen der fehlenden physischen Präsenz 
nicht in den Anwendungsbereich des ProstSchG und 
zählt damit nicht zur Prostitution im Sinne des Gesetzes. 
Die unabhängige Expertenkommission zur Verbesserung 
des Schutzes von Prostituierten soll unter anderem fest-
stellen, ob, wo und welcher Nachbesserungsbedarf für 
den Prostituiertenschutz besteht. Darunter können auch 
die Rechtslage sowie der Anwendungsbereich des 
ProstSchG fallen. Die Plattformregulierung wurde als 
besonders relevanter Bereich für die Kommissionsarbeit 
identifiziert.

Frage 16
Frage des Abgeordneten Martin Reichardt (AfD):

Beabsichtigt die Bundesregierung, sich künftig einen Über-
blick darüber zu verschaffen bzw. Daten zu erfassen, wie viele 
islamische Kindertagesstätten bzw. Kindergärten und wie viele 
von Saudi-Arabien finanzierte Privatschulen es in der Bundes-
republik Deutschland gibt (vergleiche Antworten der Bundes-
regierung auf meine schriftlichen Fragen 101 und 102 auf 
Bundestagsdrucksache 21/3136), und, wenn nein, weshalb 
nicht?

Antwort der Parl. Staatssekretärin Mareike Lotte Wulf:
Die Erhebung der religiösen oder weltanschaulichen 

Ausrichtung eines Kita-Trägers ist in der amtlichen Kin-
der- und Jugendhilfestatistik nicht vorgesehen. Eine ent-
sprechende Gesetzesinitiative ist nicht geplant.

Eine statistische Erfassung „islamischer Kindertages-
stätten“ ohne sachlichen Grund wäre bereits vor dem 
Hintergrund des allgemeinen Gleichheitssatzes nach Ar-
tikel 3 Absatz 1 GG verfassungsrechtlich unzulässig.

Frage 17
Frage des Abgeordneten Sebastian Maack (AfD):

Wie steht es um die Vereinbarung der Koalitionsfraktionen 
der CDU/CSU und SPD, das Gesetz über die Selbstbestim-
mung in Bezug auf den Geschlechtseintrag bis spätestens 
31. Juli 2026 zu evaluieren, und inwiefern positioniert sich 
die Bundesministerin für Bildung, Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend, Karin Prien, in dieser Frage persönlich (Koaliti-
onsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD, Zeile 3320/21)?
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Antwort der Parl. Staatssekretärin Mareike Lotte Wulf:
Sowohl der Koalitionsvertrag als auch das Einfüh-

rungsgesetz über die Selbstbestimmung in Bezug auf 
den Geschlechtseintrag (SBGG) sehen eine Evaluation 
des Gesetzes vor. Die gesetzliche Frist läuft bis fünf Jahre 
nach Inkrafttreten des Gesetzes, also bis November 2029, 
während der Koalitionsvertrag die Betrachtung bestimm-
ter Aspekte – die Auswirkungen auf Kinder und Jugend-
liche, die Fristsetzungen zum Wechsel des Geschlechts-
eintrags sowie der wirksame Schutz von Frauen – bereits 
bis Sommer 2026 vorsieht.

Vor diesem Hintergrund wurde ein Vergabeverfahren 
für die Gesamtevaluation des SBGG mit sozialwissen-
schaftlichem Schwerpunkt eingeleitet.

Um dem vorgezogenen Erkenntnisinteresse aus dem 
Koalitionsvertrag gerecht zu werden, wurde daneben 
ein Rechtsgutachten ausgeschrieben. Dieses soll die Re-
gelungen des SBGG, die mit den im Koalitionsvertrag 
genannten Aspekten in Zusammenhang stehen, unter-
suchen und bis Mitte 2026 vorläufige Erkenntnisse lie-
fern.

Frage 18
Frage des Abgeordneten Sebastian Maack (AfD):

Sieht die Bundesministerin für Bildung, Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend, Karin Prien, Veranlassung, Ergebnisse der 
Kleinen Anfrage der Fraktion der CDU/CSU an die vorherige 
Bundesregierung (politische Neutralität staatlich geförderter 
Organisationen) in ihre Arbeit und die ihres Bundesministeri-
ums einfließen zu lassen, und, wenn nein, warum nicht, und, 
wenn ja, in welchem Umfang und mit welchen konkreten Aus-
wirkungen (Bundestagsdrucksache 20/15101)?

Antwort der Parl. Staatssekretärin Mareike Lotte Wulf:
Die Bundesregierung stellt sicher, dass keine Organi-

sationen oder Projekte finanziell gefördert werden, die 
nicht mit der freiheitlich-demokratischen Grundordnung 
vereinbar sind. Im Übrigen wird auf die Antwort der 
Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Fraktion 
der AfD auf Bundestagsdrucksache 21/464 verwiesen.

Frage 19
Frage des Abgeordneten Tobias Matthias Peterka 
(AfD):

Welches sind nach Auffassung der Bundesregierung die 
wichtigsten sozialpolitischen Maßnahmen, die in der bisheri-
gen 21. Wahlperiode auf den Weg gebracht wurden (vergleiche 
Deutschlandfunk –www.deutschlandfunk.de/union-lehnt- 
stopp-des-rentenpakets-ab-106.html, abgerufen am 27. No-
vember 2025)?

Antwort der Parl. Staatssekretärin Katja Mast:
Die wichtigsten sozialpolitischen Maßnahmen der 

Bunderegierung, die in dieser Legislaturperiode bisher 
im Kabinett beschlossen worden sind, sind:
– das Rentenpaket 2025 mit der Sicherung des Renten-

niveaus und der Vollendung der Mütterrente,
– das Zweite Betriebsrentenstärkungsgesetz und
– das Bundestariftreuegesetz.

Frage 20
Frage des Abgeordneten Dr. Armin Grau (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN):

Möchte die Bundesregierung durch eigene Maßnahmen ver-
hindern, dass der geplante Rechtskreiswechsel geflüchteter 
Ukrainerinnen und Ukrainer vom Zweiten Buch Sozialgesetz-
buch ins Asylbewerberleistungsgesetz zu einer Vielzahl unter-
schiedlicher Praktiken und Handhabungen der geplanten ge-
setzlichen Vorgaben in den Kommunen führt, und, wenn ja, 
wie?

Antwort der Parl. Staatssekretärin Katja Mast:
Das Asylbewerberleistungsgesetz wird von den Län-

dern und Kommunen in eigener Verantwortung aus-
geführt. Durch präzise Ausführungen im Gesetz soll 
eine einheitliche Rechtsanwendung gewährleistet wer-
den. Zudem hat das Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales zur Erläuterung des Rechtskreiswechsels auf 
seiner Website Fragen und Antworten veröffentlicht. Da-
rüber hinaus bestehen verschiedene Formate zwischen 
Bund und Ländern sowie den Ländern untereinander, 
um sich über die Umsetzung des Asylbewerberleistungs-
gesetzes auszutauschen.

Soweit im Austausch mit den Ländern Handlungs-
bedarf zur Wahrung einer einheitlichen und konsequen-
ten Umsetzung des Asylbewerberleistungsgesetzes iden-
tifiziert werden sollte, wird dieser angegangen. Die 
Länder sind gebeten, einheitliche Maßstäbe für das Ver-
fahren zur Vermögensprüfung der vom Rechtskreiswech-
sel umfassten Personengruppe bis zum Inkrafttreten des 
Gesetzes zu entwickeln.

Bezüglich der Arbeitsmarktintegration werden die Ge-
flüchteten zukünftig von den Agenturen für Arbeit vor 
Ort unterstützt. Soweit die Voraussetzungen im Einzelfall 
erfüllt sind, stehen für die Geflüchteten die Instrumente 
der Arbeitsförderung (zum Beispiel Förderung von Wei-
terbildungen, Bewerbungstrainings) bundesweit einheit-
lich zur Verfügung.

Frage 21
Frage des Abgeordneten Dr. Armin Grau (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN):

Mit welchen Auswirkungen auf Geschwindigkeit und Nach-
haltigkeit der Arbeitsmarktintegration rechnet die Bundes-
regierung durch den geplanten Rechtskreiswechsel geflüchte-
ter Ukrainerinnen und Ukrainer vom Zweiten Buch 
Sozialgesetzbuch ins Asylbewerberleistungsgesetz?

Antwort der Parl. Staatssekretärin Katja Mast:
Ziel bleibt es, die Geflüchteten aus der Ukraine auch 

nach dem Rechtskreiswechsel zügig in Arbeit und Ge-
sellschaft zu integrieren. Dafür wurden verschiedene 
Maßnahmen ergriffen. Für die Geflüchteten besteht 
weiterhin sofortiger Zugang zum Arbeitsmarkt. Das 
Leistungsrechtsanpassungsgesetz sieht vor, dass sich ar-
beitsfähige, nicht erwerbstätige Geflüchtete künftig un-
verzüglich um eine Erwerbstätigkeit bemühen müssen. 
Unterstützend stehen für die Geflüchteten zukünftig die 
Agenturen für Arbeit vor Ort zur Verfügung. Falls Ge-
flüchtete sich nicht um eine Erwerbstätigkeit bemühen 
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und sie dafür keinen wichtigen Grund darlegen und nach-
weisen, sollen sie von den zuständigen Behörden zu einer 
Arbeitsgelegenheit verpflichtet werden.

Frage 22
Frage des Abgeordneten Timon Dzienus (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN):

Welche wesentlichen Änderungen bei Leistungssätzen und 
Gesundheitsleistungen für hilfsbedürftige ukrainische Ge-
flüchtete, die nach dem 1. April 2025 eingereist sind, plant 
die Bundesregierung durch das Leistungsrechtsanpassungs-
gesetz?

Antwort der Parl. Staatssekretärin Katja Mast:
Geflüchtete aus der Ukraine, die ab dem 1. April 2025 

erstmals eine Aufenthaltserlaubnis nach § 24 Aufent-
haltsgesetz im Rahmen der Anwendung der EU-Richt-
linie 2001/55/EG erhalten oder beantragt haben, sollen 
durch das Leistungsrechtsanpassungsgesetz künftig wie-
der Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz 
statt nach dem Zweiten bzw. Zwölften Buch Sozialge-
setzbuch erhalten.

Das Asylbewerberleistungsgesetz sieht eine Basis-
gesundheitsversorgung bei akuten Erkrankungen und 
Schmerzzuständen sowie bei Schwangerschaft und Ge-
burt vor. Mit dem Gesetz wird zudem gewährleistet, dass 
medizinische Behandlungen von Geflüchteten aus der 
Ukraine, die noch während des Leistungsbezugs nach 
dem Zweiten bzw. Zwölften Buch Sozialgesetzbuch be-
gonnen wurden, im Einzelfall unbürokratisch zu Ende 
geführt werden können.

Frage 23
Frage des Abgeordneten Timon Dzienus (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN):

Sieht die Bundesregierung bei dem kürzlich vom Kabinett 
verabschiedeten Leistungsrechtsanpassungsgesetz ein recht-
liches Risiko durch die meiner Meinung nach dauerhafte 
Schlechterstellung einer klar abgrenzbaren Gruppe von 
Schutzberechtigten mit gleichem Schutzstatus, insbesondere 
hinsichtlich der Gleichstellung von Menschen, die vor oder 
nach dem Stichtag eingereist sind, und, wenn nein, warum 
nicht?

Antwort der Parl. Staatssekretärin Katja Mast:
Schutzberechtigte nach der sogenannten EU-Massen-

zustrom-Richtlinie, die erstmals eine Aufenthaltserlaub-
nis nach § 24 Absatz 1 Aufenthaltsgesetz oder eine ent-
sprechende Fiktionsbescheinigung ab dem 1. April 2025 
erhalten haben, sollen bei Hilfebedürftigkeit zukünftig 
leistungsberechtigt nach dem Asylbewerberleistungs-
gesetz sein.

Die nach dem Leistungsrechtsanpassungsgesetz vor-
gesehene Rechtslage entspricht der, die vor dem 31. Mai 
2022 für Schutzberechtigte aus der Ukraine gegolten hat. 
Durch Übergangs- und Stichtagsregelungen im Gesetz-
entwurf soll vermieden werden, dass bereits gezahlte 
Leistungen aufwendig und rückwirkend verrechnet wer-
den müssen. Durch die damit verbundene Transparenz 
erhalten Behörden und Schutzberechtigte Planungs-
sicherheit.

Die Gewährung von Leistungen nach dem Asylbe-
werberleistungsgesetz für Personen mit vorübergehen-
dem Schutz erfüllt die unionsrechtlichen Vorgaben. Die 
der Schutzgewährung zugrunde liegende Richtlinie 
2001/55/EG fordert – mit Blick auf den hier geregelten 
Massenzustrom – eine Notversorgung der Vertriebenen.

Frage 24
Frage der Abgeordneten Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN):

Werden die Länder und Kommunen für ihren Mehraufwand 
durch den Rechtskreiswechsel der Ukrainerinnen und Ukrainer 
kompensiert, und, wenn ja, wie genau und in welchem Um-
fang?

Antwort der Parl. Staatssekretärin Katja Mast:
Der Koalitionsvertrag von CDU, CSU und SPD sieht 

vor, dass der Bund die bei den Ländern und Kommunen 
entstehenden Mehrkosten tragen wird. Über die genaue 
Ausgestaltung wird der Bund parallel zum Gesetz-
gebungsverfahren mit den Ländern beraten. Grundlage 
für die Gespräche werden die im Regierungsentwurf aus-
gewiesenen zusätzlichen Kosten sein, die den Ländern 
und Kommunen in den Jahren 2026 und 2027 voraus-
sichtlich entstehen. Den Gesprächen kann nicht vor-
gegriffen werden.

Frage 25
Frage der Abgeordneten Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN):

Erwartet die Bundesregierung vom Rechtskreiswechsel der 
Ukrainerinnen und Ukrainer Entlastungen beim Bundeshaus-
halt, und, wenn ja, in welcher Höhe, und sieht sie bei Ländern 
und Kommunen Mehrkosten, und, wenn ja, in welcher Höhe?

Antwort der Parl. Staatssekretärin Katja Mast:
Die erwarteten Minder- und Mehrausgaben können 

dem Entwurf des Leistungsrechtsanpassungsgesetzes 
entnommen werden, der am 19. November 2025 vom 
Kabinett beschlossen wurde.

Durch die Regelungen entstehen im Bereich der Leis-
tungen zur Sicherung des Lebensunterhaltes nach dem 
Zweiten Buch Sozialgesetzbuch in den Jahren 2026 und 
2027 Minderausgaben im Bundeshaushalt. Im Jahr 2026 
belaufen sich diese auf rund 730 Millionen Euro, von 
denen rund 680 Millionen Euro auf den Bund und rund 
50 Millionen Euro auf die Kommunen entfallen. Im Jahr 
2027 entstehen Minderausgaben von rund 320 Millionen 
Euro, von denen rund 300 Millionen Euro auf den Bund 
und rund 20 Millionen Euro auf die Kommunen entfallen.

Zudem entstehen im Bereich der Leistungen zur 
Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung 
für den Bund Minderausgaben von rund 79 Millionen 
Euro im Jahr 2026 und rund 44 Millionen Euro im Jahr 
2027. In der Hilfe zum Lebensunterhalt entstehen für 
Länder und Kommunen Minderausgaben in Höhe von 
rund 22 Millionen Euro im Jahr 2026 und von rund 
12 Millionen Euro im Jahr 2027.
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Im Bereich des Asylbewerberleistungsgesetzes entste-
hen für die Länder und Kommunen Mehrausgaben in 
einer Größenordnung von rund 862 Millionen Euro im 
Jahr 2026 und von rund 394 Millionen Euro im Jahr 2027.

Frage 26
Frage der Abgeordneten Sylvia Rietenberg (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN):

Welche Unterschiede entstehen konkret zwischen den Mög-
lichkeiten einer verbindlichen Förderung des Arbeitsmarkt-
zugangs für Menschen im Zweiten Buch Sozialgesetzbuch 
und im Asylbewerberleistungsgesetz durch den geplanten 
Rechtskreiswechsel für die Ukrainerinnen und Ukrainer?

Antwort der Parl. Staatssekretärin Katja Mast:
Unabhängig vom Rechtskreiswechsel haben Geflüch-

tete aus der Ukraine weiterhin sofortigen Zugang zum 
Arbeitsmarkt. Die vom Rechtskreiswechsel betroffenen 
Geflüchteten werden künftig nicht mehr von den Jobcen-
tern betreut, sondern von den nach dem Asylbewerber-
leistungsgesetz zuständigen Behörden. Bezogen auf die 
Arbeitsmarktintegration stehen ihnen Beratung und Un-
terstützung durch die Agenturen für Arbeit und – beim 
Vorliegen der konkreten Voraussetzungen – die Förder-
instrumente des Dritten Buches Sozialgesetzbuch offen 
(zum Beispiel Förderung von Weiterbildungen, Bewer-
bungstrainings).

Arbeitsfähige, nicht erwerbstätige Geflüchtete werden 
durch den Rechtskreiswechsel ferner verpflichtet, sich 
unverzüglich um eine Erwerbstätigkeit zu bemühen. 
Können sie dieses Bemühen nicht nachweisen, sollen 
sie zukünftig von den nach dem Asylbewerberleistungs-
gesetz zuständigen Behörden zur Wahrnehmung einer 
Arbeitsgelegenheit verpflichtet werden. Ist die Vermitt-
lung in Arbeit wegen fehlender Sprachkenntnisse nicht 
möglich, sollen die Geflüchteten zur Teilnahme an einem 
Integrationskurs verpflichtet werden.

Frage 27
Frage des Abgeordneten Bernd Schattner (AfD):

Hat die Bundesregierung Kenntnis davon, wie hoch die An-
zahl von Kindern an der Armutsgrenze in Deutschland ist?

Antwort der Parl. Staatssekretärin Katja Mast:
Armut ist ein vielschichtiges Phänomen und lässt sich 

nicht eindeutig messen. Dies gilt auch für Kinderarmut. 
Eine einheitlich definierte Armutsgrenze gibt es nicht.

Oft wird in diesem Zusammenhang die sogenannte 
Armutsrisikoquote herangezogen. Sie misst den Anteil 
der Personen, die weniger als 60 Prozent des mittleren 
Einkommens haben. Somit handelt es sich um eine sta-
tistische Maßgröße für die Einkommensverteilung. Die 
Quote liefert keine Information über individuelle Bedürf-
tigkeit und fällt je nach Datenquelle unterschiedlich aus. 
Nach aktuellen Daten der EU-weiten amtlichen Erhebung 
EU-SILC wohnen rund 2,2 Millionen Kinder und Ju-
gendliche unter 18 Jahren in Haushalten mit einem relativ 
geringen Einkommen unterhalb der Armutsrisikoschwel-
le.

Ein Schlüsselfaktor zur Bekämpfung von Kinderarmut 
ist die Erwerbsbeteiligung der Eltern. Die Bundesregie-
rung arbeitet kontinuierlich an der Verbesserung der 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf, zum Beispiel durch 
die Weiterentwicklung einer bedarfsgerechten Kinder-
betreuung. Mit dem Kinderzuschlag werden Eltern unter-
stützt, deren Einkommen für den eigenen Lebensunter-
halt reicht, aber nicht oder nur knapp, um auch für den 
gesamten Bedarf ihrer Familie aufzukommen.

Frage 28
Frage der Abgeordneten Charlotte Antonia Neuhäuser 
(Die Linke):

Hat die Bundesregierung Kenntnis von Kontakten (Tele-
fonate, Gespräche, Treffen, schriftlicher Kontakt Mail/Post) 
zwischen Vertreterinnen und Vertretern der Bundesregierung 
(Mitglieder der Bundesregierung, Ministerialebene) und Ver-
treterinnen und Vertretern des Beratungsunternehmens Teneo 
(www.teneo.com/, www.somo.nl/the-secretive-cabal-of-us- 
polluters-that-is-rewriting-the-eus-human-rights-and-climate- 
law/) samt Subunternehmen (Teneo Germany GmbH und an-
dere), und, wenn ja, welche waren das seit Beginn der 21. Le-
gislaturperiode (bitte die Gesamtanzahl der entsprechenden 
Termine angeben sowie die letzten neun Termine nach Datum, 
Funktion der Beteiligten und Thema aufschlüsseln)?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Philipp Amthor:
Die Bundesregierung beantwortet regelmäßig Anfra-

gen zu Einzelkontakten. Sie und ihre Geschäftsbereichs-
behörden führen jedoch keine zentralen Übersichten zu 
Einzelkontakten und Gesprächsinhalten der Mitglieder 
der Bundesregierung oder sämtlicher Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter der obersten Bundesbehörden. Bei der 
vorliegenden Frage zu Einzelkontakten müssten diese 
durch Einzelabfragen in den Ressorts ermittelt, zusam-
mengetragen und auf Richtigkeit und Vollständigkeit 
überprüft werden, um zu belastbaren Ergebnissen zu 
kommen. Dies ist im Rahmen einer mündlichen Frage 
nicht möglich.

Frage 29
Frage der Abgeordneten Dr. Anna Lührmann (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN):

Was ist das Ergebnis der vom Bundesminister für Digitales 
und Staatsmodernisierung, Dr. Karsten Wildberger, in der Re-
gierungsbefragung vom 5. November 2025 angekündigten 
Prüfung der Förderung europäischer sozialer Medien, und wel-
che konkreten Handlungsschritte leitet der Bundesdigital-
minister aus dem Ergebnis ab?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Philipp Amthor:
Die Stärkung der digitalen Souveränität Deutschlands 

und Europas ist eines der Kernanliegen dieser Bundes-
regierung – dies haben wir nicht zuletzt durch den Sum-
mit on European Digital Sovereignty am 18.11.2025 in 
Berlin gezeigt. Dabei prüfen wir fortlaufend, in welchen 
Bereichen digitale Abhängigkeiten bestehen und welche 
Maßnahmen zur Reduzierung dieser Abhängigkeiten in 
Betracht kommen.

Um für den von Ihnen genannten Bereich von Social 
Media ein ganz konkretes Beispiel zu nennen: Das 
BMDS nutzt Mastodon für seine Öffentlichkeitsarbeit. 
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Damit setzen wir auf eine dezentrale Open-Source-Lö-
sung mit europäischen – genauer gesagt: deutschen – 
Wurzeln.

Frage 30
Frage des Abgeordneten Tarek Al-Wazir (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN):

Aus welchem Haushaltstitel wird das angekündigte Förder-
programm des Bundesministeriums für Verkehr gespeist, in 
dem die Kosten für die Ertüchtigung des Netzanschlusses 
und der elektrischen Anlagen von Gebäuden finanziell unter-
stützt werden sollen (vergleiche Maßnahme 3 „Ladeinfra-
struktur in Mehrparteienhäusern“ des „Masterplans Ladeinfra-
struktur 2030“), und wie hat sich die Ausstattung dieses 
Haushaltstitels im Vergleich zu den letzten zwei Haushalts-
jahren (2024, 2025) entwickelt?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Christian Hirte:
Die Mittel für das geplante Förderprogramm „Lade-

infrastruktur in Mehrparteienhäusern“ sind im Haushalt 
2026 im Titel 893 02 „Zuschüsse zur Errichtung von 
Tank- und Ladeinfrastruktur“ im Rahmen des Sonderver-
mögens des Klima- und Transformationsfonds (KTF) 
veranschlagt. Die Ausstattung des Titels im Haushalts-
jahr 2026 ist im Vergleich zu den Haushaltsjahren 2024 
und 2025 auf einem vergleichbaren Niveau.

Frage 31
Frage des Abgeordneten Tarek Al-Wazir (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN):

Aus welchem Haushaltstitel wird das für 2026 angekündigte 
Förderprogramm für den Aufbau von Ladeinfrastruktur in De-
pots und Betriebshöfen für Nutzfahrzeuge (vergleiche Maß-
nahme 4 des „Masterplans Ladeinfrastruktur 2030“) finanziert, 
und wie hat sich dieser Haushaltstitel im Vergleich zu den 
beiden vorangegangenen Haushaltsjahren (2024, 2025) ver-
ändert?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Christian Hirte:
Die Haushaltsmittel für die geplante Förderrichtlinie 

zur Förderung von öffentlich und nicht-öffentlich zu-
gänglicher Ladeinfrastruktur für batterie-elektrische 
schwere Nutzfahrzeuge im Güterverkehr sind im Haus-
halt 2026 im Titel 893 02 „Zuschüsse zur Errichtung von 
Tank- und Ladeinfrastruktur“ im Rahmen des Sonderver-
mögens des Klima- und Transformationsfonds (KTF) 
veranschlagt. Die Ausstattung des Titels im Haushalts-
jahr 2026 ist im Vergleich zu den Haushaltsjahren 2024 
und 2025 auf einem vergleichbaren Niveau.

Frage 32
Frage des Abgeordneten Matthias Gastel (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN):

Wie erfolgte die Festlegung der maximalen Streckenlänge 
bezüglich der Befreiung von Elektrifizierungsmaßnahmen 
aus der Umweltverträglichkeitsprüfung im Entwurf des In-
frastruktur-Zukunftsgesetzes, und welche Elektrifizierungs-
maßnahmen können damit aus der Anlage des Bundesschie-
nenwegeausbaugesetzes ohne Umweltverträglichkeitsprüfung 
umgesetzt werden?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Christian Hirte:
Die vollständige Herausnahme einer nachträglichen 

Elektrifizierung von Bahnstrecken mit einer Länge von 
bis zu 60 Kilometern aus der UVP-Pflicht berücksichtigt 
hinreichend die Vorgaben der UVP-Richtlinie und soll 
dazu beitragen, dem Klimaschutz dienende Vorhaben 
vereinfacht umzusetzen. Die Regelung hat Relevanz un-
ter anderem für die Bedarfsplanvorhaben ABS Elze–Ha-
meln, ABS Itzehoe–Wilster–Brunsbüttel, ABS Lands-
hut–Mühldorf und ABS (Leipzig–)Geithain–Chemnitz.

Frage 33
Frage des Abgeordneten Matthias Gastel (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN):

Liegen für alle Stellwerke im Rahmen der Generalsanierung 
Hamburg–Berlin plangeprüfte Planungen vor, und gibt es Ver-
zögerungen im Bereich der linienförmigen Zugbeeinflussung 
(LZB), sodass eine Inbetriebnahme dieser erst nach der geplan-
ten Wiedereröffnung der Strecke erfolgen könnte?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Christian Hirte:
Das Vorhaben umfasst 320 Planpakete. Davon ist die 

Hälfte der Planungen plangeprüft, ein Sechstel befindet 
sich im Prozess bei den Prüfsachverständigen, ein Drittel 
befindet sich aktuell in Planung bzw. in der Überarbei-
tung.

Bei den Planpaketen handelt es sich im Schwerpunkt 
um PT2-Planungen.

Die PT1-Planungen der LZB sind abgeschlossen.

Frage 34
Frage der Abgeordneten Simone Fischer (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN):

Wie bewertet die Bundesregierung die aktuelle Versorgung 
pflegender Familien mit chronisch kranken oder pflegebedürf-
tigen Kindern mit familienorientierten Rehabilitations- und 
Entlastungsangeboten, und plant sie konkrete Maßnahmen 
zur Verbesserung dieser Situation, und, wenn ja, welche?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Dr. Georg Kippels:
Pflegende Familien mit chronisch kranken oder pfle-

gebedürftigen Kindern erhalten familienorientierte Reha-
bilitations- und Entlastungsangebote von einer Vielzahl 
verschiedener Kostenträger und Institutionen.

Nach § 40 Absatz 1 und 2 SGB V haben Versicherte 
der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) Anspruch 
auf Leistungen zur medizinischen Rehabilitation, die not-
wendig sind, um eine Behinderung oder Pflegebedürftig-
keit abzuwenden, zu beseitigen, zu mindern, auszuglei-
chen, ihre Verschlimmerung zu verhüten oder ihre Folgen 
zu mildern.

Die Leistungen der sozialen Pflegeversicherung stehen 
grundsätzlich allen pflegebedürftigen Versicherten, un-
abhängig von ihrem Alter, zur Verfügung. Dabei ist der 
Leistungskatalog des SGB XI sehr vielfältig und aus-
differenziert, sodass sich auch Familien mit pflegebedürf-
tigen Kindern ein individuelles und bedarfsgerechtes 
Pflegesetting zusammenstellen können. Auch Entlas-
tungsleistungen wie Angebote zur Unterstützung im All-
tag im Sinne des § 45a SGB XI gehören zum Leistungs-
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portfolio der Pflegeversicherung. Familien mit pflegebe-
dürftigen Kindern können sich zudem zu individuellen 
Leistungsansprüchen aus der Pflegeversicherung nach 
§ 7a SGB XI beraten lassen.

Es ist zu beachten, dass auch ein anderer Leistungs-
träger (zum Beispiel die gesetzliche Rentenversicherung) 
vorrangig zuständig sein kann. Dies gilt insbesondere für 
aktive Versicherte (zum Beispiel Elternteile), deren Er-
werbsfähigkeit durch Krankheit oder Behinderung ein-
geschränkt oder gefährdet ist. In diesem Fall besteht 
kein Anspruch zulasten der GKV (§ 40 Absatz 4 SGB V). 
Neben möglichen Ansprüchen auf Leistung zur medi-
zinischen Rehabilitation für die Eltern kann auch ein 
Anspruch auf Kinder- (und Jugend-)Rehabilitation der 
chronisch kranken Kinder selbst bestehen, sofern die ver-
sicherungsrechtlichen und persönlichen Voraussetzungen 
vorliegen. Zuständig sind gleichrangig die Kranken- und 
Rentenversicherung.

Hervorzuheben ist zudem, dass die Träger der Selbst-
verwaltung der gesetzlichen Krankenkassen, die Sozial-
versicherung für Landwirtschaft, Forsten und Gartenbau 
als Landwirtschaftliche Alterskasse und die Deutsche 
Rentenversicherung Bund am 1. Januar 2020 eine Ver-
fahrensabsprache zu Anträgen der „Familienorientierten 
Rehabilitation“ für Kinder und Jugendliche mit beson-
ders schweren chronischen Erkrankungen getroffen 
haben, um den besonderen Bedarfen von pflegenden Fa-
milien mit chronisch kranken oder pflegebedürftigen 
Kindern gerecht werden zu können. Mit der Absprache 
soll sichergestellt werden, dass die Kinder und Jugend-
lichen im Rahmen der unterschiedlichen Leistungsge-
setze der Renten- und Krankenversicherung nach einheit-
lichen Voraussetzungen Leistungen der medizinischen 
Rehabilitation mit familienorientierter Zielstellung erhal-
ten können. Damit soll den betroffenen Familien ein 
möglichst niedrigschwelliger Zugang zu medizinischen 
Rehabilitationsleistungen ermöglicht werden.

Frage 35
Frage der Abgeordneten Dr. Julia Verlinden (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN):

Für wie viele von den rund 630 000 Unternehmen in der 
deutschen Lebensmittelwirtschaft (www.lebensmittelverband. 
de/de/lebensmittel/wirtschaft-branche) würde sich nach Ein-
schätzung der Bundesregierung der Aufwand zur Sicherstel-
lung der Gentechnikfreiheit sowie das Haftungsrisiko durch 
die Auswirkungen der Trilog-Einigung zur EU-Neuregulie-
rung von Produkten aus neuen gentechnischen Verfahren (ver-
gleiche www.keine-gentechnik.de/nachricht/eu-plan- 
gentechnik-im-essen-verstecken) erhöhen, und wie hoch liegt 
nach Einschätzung der Bundesregierung der jährliche Umsatz 
dieser betroffenen Unternehmen?

Antwort der Parl. Staatssekretärin Martina Englhardt- 
Kopf:

Für Unternehmen, die nach den Vorgaben der EU- 
Öko-Verordnung oder nach dem Standard „Ohne Gen-
technik“ zertifizierte Produkte herstellen, ist der Einsatz 
von gentechnisch veränderten Organismen ausgeschlos-
sen.

Nach eigenen Verbandsangaben liegen die Umsätze 
der Bio- und „Ohne-Gentechnik“-Branche jeweils bei 
rund 17 Milliarden Euro (https://www.ohnegentechnik. 
org/ueber-uns/presse/artikel/ohne-gentechnik-produkte- 
fuer-ueber-17-milliarden-euro-verkauft; https://www. 
boelw.de/themen/zahlen-fakten/handel/artikel/umsatz- 
bio-2025/).

Der Aufwandsumfang zur Sicherstellung der Gentech-
nikfreiheit hängt von einer Vielzahl verschiedener Fak-
toren ab und kann daher nicht konkret beziffert werden. 
Beispiele hierfür sind die Anzahl der auf dem Markt 
befindlichen NGT-1-Erzeugnisse und Anbauflächen für 
NGT-Pflanzen, das jeweilige Unternehmensprofil und 
die Organisation des Zertifizierungssystems.

Frage 36
Frage der Abgeordneten Schahina Gambir (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN):

Schätzt das Bundesministerium für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung die Sicherheitslage in Afghanistan 
nach vier Jahren anders ein, weshalb die Aufnahmezusagen für 
afghanische Ortskräfte des Ressorts nach Jahren wieder entzo-
gen wurden, und, wenn ja, aus welchen Gründen (www. 
tagesschau.de/inland/innenpolitik/afghanistan-ortskraefte- 
dobrindt-100.html), und wie viele Menschen betrifft dies (bitte 
sowohl nach Hauptpersonen und Familienmitgliedern als auch 
nach Geschlecht und Minderjährigkeit aufschlüsseln)?

Antwort der Parl. Staatssekretärin Dr. Bärbel Kofler:
Zur Sicherheitslage in Afghanistan wird auf die Ant-

wort der Bundesregierung auf Frage 20 der Kleinen An-
frage der Abgeordneten Schahina Gambir, Luise 
Amtsberg, Agnieszka Brugger, weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen auf Bundes-
tagsdrucksache 21/2514 verwiesen.

Das BMZ prüft entsprechende Ortskräfte-Fälle auf 
Grundlage der individuellen Gefahrenvorträge. Demnach 
ist eine Aufnahme nach dem Ortskräfteverfahren für die-
jenigen Fälle möglich, für die aufgrund der Tätigkeit im 
Rahmen der deutschen Entwicklungszusammenarbeit 
eine individuelle konkrete bzw. latente Gefährdung fest-
zustellen ist, die über die allgemeine Gefährdung in 
Afghanistan hinausgeht. Eine Aufnahmeerklärung ge-
mäß § 22 AufenthG wird stets unter dem Vorbehalt er-
klärt, dass das Visumverfahren erfolgreich abgeschlossen 
wird und keine Erkenntnisse vorliegen, die einer Einreise 
nach Deutschland entgegenstehen. Grundsätzlich können 
sich in jedem Stadium des Verfahrens Erkenntnisse er-
geben, die zu einer Aufhebung der Aufnahmeerklärungen 
führen.

Soweit Aufnahmeerklärungen nach § 22 AufenthG 
aufgehoben werden, erfolgt dies nicht im Wege eines 
förmlichen Widerrufs oder Rücknahme. Es erfolgt hierzu 
keine statistische Erfassung.

Frage 37
Frage der Abgeordneten Hanna Steinmüller (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN):

Erhebt die Bundesregierung Daten zur Überbelegung von 
Wohnraum, und, wenn ja, wie stimmen diese mit den Zahlen 
des Deutschen Mieterbundes überein, die zeigen, dass rund 
19 Prozent der Mieterhaushalte in überbelegten Wohnungen 
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leben, bei Familien mit drei Kindern sogar über 30 Prozent, 
und dabei Haushalte mit niedrigem Einkommen, Alleinerzie-
hende und Menschen mit Migrationsgeschichte besonders be-
troffen sind, und leitet sie konkreten politischen Handlungs-
bedarf aus diesen Zahlen ab, und, wenn ja, welchen (Quelle: 
https://mieterbund.de/themen-und-positionen/studien/ 
mietenreport-2025/)?

Antwort der Parl. Staatssekretärin Sabine Poschmann:
Das Bundesministerium für Wohnen, Stadtentwick-

lung und Bauwesen (BMWSB) erhebt keine Daten zur 
Überbelegung von Wohnraum. Zur Struktur des Woh-
nungsbestandes, zu Wohnungsnachfrage und Wohnkos-
tenbelastung sowie wohnungspolitischen Maßnahmen 
der Bundesregierung wird auf den Fünften Bericht der 
Bundesregierung über die Wohnungs- und Immobilien-
wirtschaft in Deutschland und Wohngeld- und Mietenbe-
richt 2024 (Bundestagsdrucksache 21/2170) verwiesen.

Die Wohnungspolitik des Bundes verfolgt einen ganz-
heitlichen Ansatz, um die Wohnraumpotenziale im Be-
stand bedarfsgerecht zu mobilisieren, angespannten 
Wohnungsmärkten entgegenzuwirken, neuen bezahl-
baren Wohnraum zu schaffen und bedarfsorientiert bei 
den Wohnkosten zu unterstützen.

Auch der in der Frage zitierte Mietenreport 2025 des 
Deutschen Mieterbundes kommt zu dem Schluss, dass 
die Überbelegung von Wohnraum Ausdruck von Mangel 
vor allem an bezahlbaren, ausreichend großen Wohnun-
gen ist. Eine zentrale Forderung daraus ist beispielsweise 
der stärkere Ausbau von Sozialwohnungen.

Im Programmjahr 2025 stehen für den Sozialen Woh-
nungsbau insgesamt 3,5 Milliarden Euro Bundesmittel 
zur Verfügung. Diese Mittel werden ab 2026 schrittweise 
erhöht auf zunächst 4 Milliarden Euro und steigen auf 
5,5 Milliarden Euro pro Jahr ab dem Programmjahr 2028. 
Die Länder fördern damit bedarfsgerecht bezahlbare, 
ausreichend große Wohnungen für Familien oder kleinere 
barrierefreie Sozialwohnungen.

Frage 38
Frage des Abgeordneten Christian Görke (Die Linke):

Welche „unbürokratische[n] und sozial gestaffelte[n] Ent-
lastungen und Förderungen beim Wohnen und bei der Mobili-
tät“ hat die Bundesregierung beschlossen bzw. plant sie, um 
die „CO2-Einnahmen […] an die Bürgerinnen und Bürger und 
Unternehmen zurück[zugeben]“ (Koalitionsvertrag zwischen 
CDU, CSU und SPD, Seite 29, Zeile 927 ff.; bitte Maßnahmen 
einzeln und gegebenenfalls mit Zeitplan darstellen), und denkt 
die Bundesregierung, dass mit der im Steueränderungsgesetz 
2025 enthaltenen Erhöhung der Entfernungspauschale eine 
soziale Staffelung realisiert wird?

Antwort der Parl. Staatssekretärin Sabine Poschmann:
Die Bundesregierung hat im Bundeshaushalt 2025 und 

2026 diverse Maßnahmen ergriffen und geplant, um die 
CO2-Einnahmen an Bürgerinnen und Bürger sowie an 
Unternehmen zurückzugeben.

Im Bereich Wohnen werden die Bürgerinnen und Bür-
ger über den Klima- und Transformationsfonds (KTF), 
insbesondere durch die Bundesförderung für effiziente 
Gebäude (BEG) entlastet, die im Rahmen der sogenann-
ten Heizungsförderung auch eine soziale Komponente in 
Form eines Einkommensbonus enthält. Über eine diesbe-

zügliche Weiterentwicklung wird im Kontext der Debatte 
um die Reform des Gebäudeenergiegesetzes (GEG) zu 
entscheiden sein.

Weiterhin fördert die Bundesregierung mit Förderstart 
in 2026 gezielt insbesondere Haushalte mit kleinem und 
mittlerem Einkommen beim Kauf und Leasing von rei-
nen Elektro- und Plug-in-Hybrid-Fahrzeugen.

Darüber hinaus prüft die Bundesregierung, welche 
weiteren unbürokratischen und sozial gestaffelten Entlas-
tungen und Förderungen beim Wohnen und bei der Mo-
bilität, zum Beispiel im Rahmen des Klima-Sozialfonds, 
umgesetzt werden können.

Zudem wurde die Entfernungspauschale im Steuer-
änderungsgesetz 2025 erhöht. Sie wird jeder Arbeitneh-
merin und jedem Arbeitnehmer, losgelöst von den tat-
sächlich entstehenden Fahrtkosten sowie unabhängig 
vom gewählten Transport- beziehungsweise Verkehrs-
mittel, für die Wege zwischen der Wohnung und der Tä-
tigkeitsstätte gewährt. Sie ermöglicht so eine einfache 
Abwicklung in der Steuerveranlagung. Hierbei ist es – 
wie bei anderen Werbungkosten – nicht entscheidend, 
wie hoch die Einnahmen der Steuerpflichtigen sind. Zu-
sätzlich zur Erhöhung der Entfernungspauschale wurde 
im Steueränderungsgesetz 2025 die Mobilitätsprämie 
entfristet. Durch die Verstetigung der Mobilitätsprämie 
erhalten Steuerpflichtige mit geringeren Einkünften 
auch nach 2026 weiterhin die Mobilitätsprämie.

Frage 39
Frage der Abgeordneten Dr. Anna Lührmann (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN):

Wann plant der Beauftragte der Bundesregierung für Kultur 
und Medien, Dr. Wolfram Weimer, das in einem ntv-Interview 
bereits für November 2025 angekündigte Eckpunktepapier für 
eine Digitalabgabe vorzulegen (www.tagesspiegel.de/kultur/ 
arbeit-an-den-eckpunkten-kulturstaatsministerweimer-und- 
seine-digitalabgabe-14629841.html), und warum konnte der 
selbst gesetzte Zeitplan nicht eingehalten werden?

Antwort des Staatsministers Dr. Wolfram Weimer:
Der Koalitionsvertrag der 21. Legislaturperiode sieht 

vor:
„Wir prüfen die Einführung einer Abgabe für On-
line-Plattformen, die Medieninhalte nutzen. Die Er-
löse sollen dem Medienstandort zugutekommen.“

Der Beauftragte der Bundesregierung für Kultur und 
Medien, Dr. Wolfram Weimer, hat im Rahmen dieses 
Prüfauftrags ein Eckpunktepapier zur regierungsinternen 
Beratung vorgelegt. Der gesetzte Zeitplan wurde damit 
eingehalten.

Frage 40
Frage des Abgeordneten Stefan Schmidt (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN):

Inwiefern gewährleistet ein Kostendeckel von 1,5 Prozent 
für das Standarddepot im Zuge der Reform der staatlich geför-
derten privaten Altersvorsorge aus Sicht der Bundesregierung 
eine kostengünstige und renditestarke private Altersvorsorge 
(bitte erläutern und zum Beispiel im Vergleich zu den Kosten 
des schwedischen Pensionsfonds AP7 in Höhe von derzeit 
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0,06 Prozent begründen), und hat die Bundesregierung geprüft, 
wie von mir befürwortet, Abschlusskosten und Effektivkosten 
für alle Produkte der staatlich geförderten Altersvorsorge klar 
zu begrenzen, da es sich ja immerhin um staatlich geförderte 
Verträge handelt und die Riester-Rente insbesondere aufgrund 
der viel zu hohen Kosten gescheitert ist, und, wenn ja, mit 
welchem Ergebnis?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Dennis Rohde:
Der Referentenentwurf des Altersvorsorgereform-

gesetzes sieht vor, dass die Effektivkosten des Standard-
depots maximal 1,5 Prozent betragen dürfen. Bei der 
Festlegung einer Kostenobergrenze bedarf es der Abwä-
gung zwischen dem Ziel niedriger Kosten und dem Ziel 
eines hinreichend breiten und hinsichtlich der angebote-
nen Produkte vielfältigen Anbieterkreises, der für einen 
funktionierenden Wettbewerb wichtig ist. Dieser Abwä-
gung verschiedener Ziele trägt die vorgeschlagene Ober-
grenze für das Standardprodukt Rechnung.

Der Referentenentwurf der Bundesregierung enthält 
darüber hinaus weitere Maßnahmen zur Kostensenkung. 
Insbesondere wird die private Altersvorsorge für Anlage-
möglichkeiten wie ETF-Sparpläne geöffnet, und die Zu-
lassung von Auszahlungsplänen neben Leibrenten erwei-
tert den Anbieterkreis. Ferner werden beispielsweise 
durch die Verteilung der Abschlusskosten auf die ge-
samte Laufzeit die Wechselmöglichkeiten und der Wett-
bewerb gestärkt.

Frage 41
Frage des Abgeordneten Stefan Schmidt (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN):

Aus welchen Gründen hat die Bundesregierung im Zuge der 
Reform der privaten Altersvorsorge gerade jene Empfehlun-
gen der Fokusgruppe (Juli 2023) nicht aufgegriffen, die den 
Zugang der Menschen zu qualitativ und quantitativ hochwer-
tigen Produkten erleichtert und für mehr Transparenz gesorgt 
hätten (zum Beispiel das erweiterte Zertifizierungsverfahren 
für die Zulassung der förderfähigen Produkte per Ausschrei-
bung nach schwedischem Vorbild, eine Vergleichswebsite und 
die zusätzliche unabhängige und individuelle Altersvorsor-
geberatung zu Beginn der Ansparphase und zu Beginn der 
Auszahlungsphase; bitte begründen), und möchte die Bundes-
regierung im Zuge der Reform sicherstellen, dass Menschen 
mit Beratungsbedarf trotz der durch die weiterhin dominie-
rende provisionsbasierte Beratung bestehenden Interessenkon-
flikte ein kostengünstiges und renditestarkes Altersvorsor-
geprodukt abschließen können, und, wenn ja, wie (bitte 
erläutern)?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Dennis Rohde:
Der Referentenentwurf berücksichtigt wesentliche 

Empfehlungen, die 2023 im Rahmen der „Fokusgruppe 
private Altersvorsorge“ unter Beteiligung von Wissen-
schaft, Anbietern, Verbraucherschutz und Sozialpartnern 
erarbeitet und in einem Abschlussbericht veröffentlicht 
wurden. Er enthält Maßnahmen zur Erhöhung der Trans-
parenz und damit zur Erleichterung der individuellen 
Auswahlentscheidung für das bestgeeignete Produkt. So 
werden etwa die Produktinformationen der am Markt an-
gebotenen Altersvorsorgeverträge künftig standardisiert 
Dritten zur Verfügung gestellt, um Produktvergleiche an-
zubieten. Daneben soll eine stärkere Standardisierung der 

Produkte und Fokussierung auf die Kernaufgabe Alters-
vorsorge zur Vereinfachung und besseren Vergleichbar-
keit beitragen.

Denjenigen Verbraucherinnen und Verbrauchern, die 
sich bisher nur begrenzt mit den Themen Altersvorsorge 
und Kapitalanlage auseinandergesetzt haben, wird mit 
dem Standardprodukt mehr Orientierung geboten.

Frage 42
Frage des Abgeordneten René Springer (AfD):

Welche Finanzinstitute, Zentralbanken oder staatlichen För-
derbanken (insbesondere die KfW) waren nach Kenntnis der 
Bundesregierung operativ oder finanzierend an der Strukturie-
rung und Auszahlung des im G7-Rahmen beschlossenen 45- 
Milliarden-Euro-Kreditpakets für die Ukraine beteiligt, und 
welche Rolle spielten dabei deutsche Banken?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Dennis Rohde:
Nach Beginn des russischen Angriffskrieges gegen die 

Ukraine wurden Vermögenswerte der russischen Zentral-
bank in den G7-Jurisdiktionen bzw. den EU-Mit-
gliedstaaten sanktionsrechtlich immobilisiert. Der über-
wiegende Teil dieser Vermögenswerte liegt beim 
belgischen Zentralverwahrer Euroclear. Durch das Ma-
nagement der Barbestände fallen bei Euroclear Netto-
gewinne („windfall profits“) an. Seit 2024 werden die 
in der EU anfallenden „windfall profits“ von der EU 
abgeschöpft und der Ukraine zur Zins- und Tilgungszah-
lung der sogenannten G7-Extraordinary-Revenue-Acce-
leration(ERA)-Kredite zur Verfügung gestellt.

Deutsche Banken spielen in dem Modell keine Rolle.

Frage 43
Frage des Abgeordneten René Springer (AfD):

In welchem finanziellen Umfang hat die Bundesrepublik 
Deutschland im Rahmen des G7-Kredits für die Ukraine Ga-
rantien, Haftungszusagen oder sonstige Gewährleistungen 
übernommen, und welche weiteren Bürgschaften oder Garan-
tien hat die Bundesrepublik darüber hinaus aktuell für Zah-
lungsverpflichtungen der Ukraine übernommen (bitte die 
neun höchsten Bürgschaften nach Art der Bürgschaft, begüns-
tigtem Zweck und jeweiliger Höhe aufschlüsseln)?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Dennis Rohde:
Die Bundesrepublik Deutschland hat keine Garantien 

oder sonstigen Sicherheitsverpflichtungen im Rahmen 
der sogenannten Extraordinary-Revenue-Acceleration- 
Darlehensinitiative der G7 übernommen. Der EU-Beitrag 
zur Umsetzung der G7-Initiative wurde als außerordent-
liche Makrofinanzhilfe an die Ukraine ausgezahlt. Diese 
ist über den EU-Haushalt abgesichert.

Die Bundesregierung hat für Lieferungen und Leistun-
gen deutscher Exporteure in die Ukraine vom 01.01. bis 
01.12.2025 Exportkreditgarantien in Höhe von rund 
690,1 Millionen Euro übernommen. Die Deckungsüber-
nahmen erfolgten im Wesentlichen im Rahmen eines 
standardisierten Sammeldeckungsverfahrens zu kurzfris-
tigen Zahlungsbedingungen (bis 360 Tage Kredit). Aus-
sagen zur Aufteilung des resultierenden Deckungsvolu-
mens auf einzelne Sektoren bzw. Geschäfte sind im 
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Bereich der Sammeldeckungen nicht möglich. Die abge-
sicherten Risiken bestehen bisher ausschließlich auf pri-
vate ukrainische Besteller.

Frage 44
Frage der Abgeordneten Iris Nieland (AfD):

Plant die Bundesregierung gesetzgeberische Maßnahmen 
zur Entlastung der Verwaltungsgerichte vor dem Hintergrund 
der stark steigenden Zahl von Asyl- und Aufenthaltsklagen, 
und, wenn ja, welche?

Antwort der Parl. Staatssekretärin Daniela Ludwig:
Die Bundesregierung plant eine Novelle der Verwal-

tungsgerichtsordnung, die verwaltungsgerichtliche Ver-
fahren insgesamt effektivieren soll. Im Übrigen ist die 
Prüfung der Maßnahmen des Koalitionsvertrages „Ver-
antwortung für Deutschland“ von CDU, CSU und SPD 
zur 21. Wahlperiode in Bezug auf die Beschleunigung der 
Asylgerichtsverfahren noch nicht abgeschlossen.

Frage 45
Frage des Abgeordneten Adam Balten (AfD):

Welche konkreten Kategorien mutmaßlich strafbarer Inhalte 
werden der Zentralen Meldestelle für strafbare Inhalte im In-
ternet über externe Meldeportale wie Trusted Flagger, Landes-
meldestellen oder Landesmedienanstalten zugeleitet, und wel-
chen prozentualen Anteil an allen im Jahr 2025 eingegangenen 
Meldungen haben Fälle nach § 188 des Strafgesetzbuchs wie 
üble Nachrede oder Verleumdung gegen Personen des politi-
schen Lebens?

Antwort der Parl. Staatssekretärin Daniela Ludwig:
Die Kooperationspartner der Zentralen Meldestelle für 

strafbare Inhalte im Internet beim Bundeskriminalamt 
(ZMI BKA) nehmen Hinweise auf potenziell strafbare 
Postings von Bürgerinnen und Bürgern entgegen oder 
erheben diese durch eigene Recherchen. Nur in den Fäl-
len, in denen diese Postings bestimmte Voraussetzungen 
erfüllen, welche im Vorfeld mit der ZMI BKA vereinbart 
wurden, erfolgt eine Weiterleitung an das BKA. Hierfür 
muss in erster Linie eine Strafbarkeit gemäß eines kon-
kreten Straftatenkataloges gegeben sein, der maßgeblich 
auf dem Deliktskatalog des ehemaligen § 3a Netzwerk-
durchsetzungsgesetz fußt. Dieser enthält unter anderem 
Delikte wie § 130 Strafgesetzbuch – StGB – (Volksver-
hetzung) oder § 140 StGB (Belohnung und Billigung von 
Straftaten). Absolute Antragsdelikte wie beispielsweise 
§ 185 StGB (Beleidigung) sind nicht vom Deliktskatalog 
umfasst. Der Anteil der Meldungen, die eine Strafbarkeit 
nach § 188 StGB aufwiesen, lag im Jahr 2025 (Stand: 
30.11.2025) bei 36 Prozent.

Frage 46
Frage des Abgeordneten Adam Balten (AfD):

Wie viele Meldungen nach § 188 des Strafgesetzbuchs 
(StGB) sind der Zentralen Meldestelle für strafbare Inhalte 
im Internet im Jahr 2025 zugegangen, jeweils nach ihrer Her-
kunft aus Trusted Flaggern, sonstigen externen Meldestellen, 
direkten Bürgermeldungen, der DSA-Schnittstelle sowie ande-
ren Behörden, und welche Kosten sind dem Bund im Jahr 2025 
bisher für die Bearbeitung dieser Meldungen nach § 188 StGB 

entstanden, bitte aufgegliedert nach Personalkosten beim Bun-
deskriminalamt und der technischen Infrastruktur sowie wei-
teren Kosten im Verantwortungsbereich der Bundesregierung?

Antwort der Parl. Staatssekretärin Daniela Ludwig:
Eine direkte Entgegennahme von Bürgermeldungen ist 

vom Ansatz der Zentralen Meldestelle für strafbare In-
halte im Internet beim Bundeskriminalamt (ZMI BKA) 
nicht umfasst (siehe auch Antwort zu Frage 45). Die 
Kooperationspartner haben der ZMI BKA im Jahr 2025 
(Stand: 30.11.2025) folgende Meldungen nach § 188 
StGB übermittelt:

Kooperationspartner Anzahl Meldungen 
(§ 188)

Meldestelle HessenGegenHetze 5 793

Meldestelle REspect! 121

ZHIN – Zentralstelle zur Be-
kämpfung von Hasskriminalität 
im Internet – Niedersachsen

1

Landesmedienanstalten 26

Sonstige (BKA intern) 305

Die ZMI BKA ist seit Oktober 2024 Bestandteil der 
sich aus drei verschiedenen Fachverfahren (DSA, 
NCMEC [National Center for Missing and Exploited 
Children] und ZMI-Fachverfahren) zusammensetzenden 
Digitalen Eingangsstelle (DES). Für die DES sind für 
das Jahr 2025 Haushaltsmittel in Höhe von circa 
1 500 000 Euro vorgesehen. Die Mittelbewirtschaftung 
erfolgt hierbei grundsätzlich prozessübergreifend. Eine 
detaillierte Aufschlüsselung, welche Kosten im Jahr 
2025 für die ZMI entstanden sind, ist daher nicht mög-
lich.

Die Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekom-
munikation, Post und Eisenbahnen (BNetzA) entscheidet 
über die Zuerkennung des Status als Trusted Flagger 
gemäß Artikel 22 Digital Services Act (DSA). Der Mel-
destelle REspect! wurde am 1. Oktober 2024 als bislang 
einzigem Kooperationspartner der ZMI BKA dieser Sta-
tus zuerkannt.

Frage 47
Frage der Abgeordneten Kerstin Przygodda (AfD):

Plant die Bundesregierung, in Deutschland im Namen der 
Familienehre begangene versuchte und vollendete Tötungen 
künftig statistisch zu erfassen (vergleiche Bundestagsdruck-
sache 21/2334), und, wenn nein, weshalb nicht?

Antwort der Parl. Staatssekretärin Daniela Ludwig:
Die Einführung eines gesonderten Katalogwertes im 

Kriminalpolizeilichen Meldedienst in Fällen Politisch 
motivierter Kriminalität (KPMD-PMK) für Tötungs-
delikte im Namen der Familienehre ist derzeit nicht vor-
gesehen. Die fachliche Erforderlichkeit eines derartigen 
Wertes ist aufgrund der im Vergleich zu den Gesamtfall-
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zahlen PMK geringen Häufigkeit derartiger Taten nicht 
gegeben. Alle politisch motivierten Tötungsdelikte wer-
den vor dem Hintergrund der niedrigen Fallzahlen und 
unter Berücksichtigung der Schwere der Tat auch ohne 
weitere Unterteilung einer eingehenden Analyse unterzo-
gen. Außerdem würde eine lediglich auf eine einzelne 
Deliktsgruppe bezogene Kategorisierung nicht mit der 
Systematik des KPMD-PMK korrespondieren. Auch in 
der Polizeilichen Kriminalstatistik (PKS) ist dies nicht 
in Planung, da dort grundsätzlich keine motivationsspe-
zifische Erfassung erfolgt.

In Bezug auf die Statistiken der Strafrechtspflege wäre 
eine Erfassung der betreffenden Art ebenfalls systemwid-
rig; schon deshalb ist sie nicht geplant. Das Erhebungs-
system für den Statistischen Bericht Strafverfolgung, der 
jährlich (zuletzt für das Berichtsjahr 2024) vom Statisti-
schen Bundesamt öffentlich zugänglich herausgegeben 
wird, orientiert sich an den einzelnen Straftatbeständen, 
jedoch nicht an abstrakten Tatmotiven. Ein spezifisches 
Tatmotiv könnte (zudem abhängig von der Zustimmung 
der Länder, § 3 Absatz 3 Bundesstatistikgesetz) nur dann 
erfasst und ausgewiesen werden, wenn es als solches zum 
gesetzlichen Tatbestand gehört.

Frage 48
Frage des Abgeordneten Martin Reichardt (AfD):

Plant die Bundesregierung, die Anzahl derjenigen Kinder 
und Jugendlichen, die ihren Geschlechtseintrag nach dem 
Selbstbestimmungsgesetz geändert haben bzw. ändern, künftig 
statistisch zu erfassen bzw. in Erfahrung zu bringen (vergleiche 
Antwort der Bundesregierung auf meine mündliche Frage 59, 
Plenarprotokoll 21/46), und, wenn nein, weshalb nicht?

Antwort der Parl. Staatssekretärin Daniela Ludwig:
Nein. Eine Änderung des § 5 Absatz 3 des Bevölke-

rungsstatistikgesetzes dergestalt, dass eine Erfassung der 
Fallzahlen von Erklärungen nach § 2 des Gesetzes über 
die Selbstbestimmung in Bezug auf den Geschlechtsein-
trag (SBGG) nach Alter gestaffelt erfolgt, wird derzeit 
seitens der Bundesregierung für nicht erforderlich erach-
tet.

Frage 49
Frage des Abgeordneten Sascha Lensing (AfD):

Inwiefern ist die Ankündigung des Bundeskanzlers 
Friedrich Merz vom 23. Januar 2025, dauerhafte Grenzkon-
trollen einrichten zu wollen („Ich werde im Fall meiner Wahl 
zum Bundeskanzler der Bundesrepublik Deutschland am ers-
ten Tag meiner Amtszeit das Bundesinnenministerium im 
Wege der Richtlinienkompetenz des Bundeskanzlers anwei-
sen, die deutschen Staatsgrenzen zu allen unseren Nachbarn 
dauerhaft zu kontrollieren.“), nach den jüngsten Aussagen vom 
9. Dezember 2025 anlässlich seines Antrittsbesuchs in Rhein-
land-Pfalz bei Ministerpräsident Alexander Schweitzer („Wir 
haben die Grenzkontrollen immer als etwas von begrenzter 
Dauer und Wirkung empfunden.“; vergleiche www.nius.de/ 
politik/news/doppelmoral-merz-bei-grenzkontrollen-aus- 
dauerhaft-wird-schon-immer-von-begrenzter-dauer/  
e41095a0-7155-4ed8-bc03-9a50d4c8cd9a) hinfällig, und ab 
wann plant die Bundesregierung, die derzeitigen Kontrollen 
an den deutschen EU-Binnengrenzen einzustellen?

Antwort der Parl. Staatssekretärin Daniela Ludwig:
Die derzeit vorübergehend wiedereingeführten Bin-

nengrenzkontrollen sind bis zum 15. März 2026 angeord-
net und auf EU-Ebene notifiziert. Diese Binnengrenzkon-
trollen stellen eine Verlängerung der seit 16. September 
2024 auf Grundlage des novellierten Schengener Grenz-
kodexes vorübergehend wiedereingeführten Binnen-
grenzkontrollen dar. Über den weiteren Umgang mit die-
sen Binnengrenzkontrollen wird der Bundesminister des 
Innern im Lichte der dann bekannten Lageentwicklung 
zeitgerecht entscheiden.

Frage 50
Frage des Abgeordneten Sascha Lensing (AfD):

Inwiefern fühlt sich die Bundesregierung an den am 
29. Januar 2025 mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/ 
CSU und FDP, fraktionsloser Abgeordneter sowie der Fraktion 
der AfD beschlossenen Entschließungsantrag der Fraktion der 
CDU/CSU zu migrationspolitischen Fragen (Bundestags-
drucksache 20/14698) gebunden, und inwiefern bzw. wann 
sollen die darin enthaltenen Forderungen seitens der aktuellen 
Bundesregierung (hier insbesondere: „Zurückweisung aus-
nahmslos aller Versuche illegaler Einreise: [...] unabhängig 
davon, ob die Personen ein Schutzgesuch äußern oder nicht“; 
Inhaftnahme „vollziehbar ausreisepflichtiger Personen“; 
Schaffung von Bundesausreisezentren, „um Rückführungen 
zu erleichtern“ und „[...] unbefristete[r] Ausreisearrest [für] 
ausreisepflichtige Straftäter und Gefährder“) umgesetzt wer-
den?

Antwort der Parl. Staatssekretärin Daniela Ludwig:
Maßgeblich für die Ausrichtung und die Maßnahmen 

der Migrationspolitik der Bundesregierung sind die Ver-
einbarungen des Koalitionsvertrages, der die Grundlage 
für die von der Bundesregierung eingeleitete Migrations-
wende bildet.

Frage 51
Frage des Abgeordneten Jan Köstering (Die Linke):

Wie bewertet die Bundesregierung die Einsatzbereitschaft 
der einzelnen Bundesländer im Katastrophenschutz hinsicht-
lich der Aktivierbarkeit für Aufgaben im Zivilschutz, und mit-
tels welcher Maßnahmen und Meldepflichten verschafft sich 
die Bundesregierung grundsätzlich einen Eindruck über den 
Stand der Einsatzbereitschaft für Zivilschutzaufgaben (www. 
focus.de/panorama/37-behoerden-null-plan-berlin-versagt- 
beim-katastrophenschutz_bb5f96a5-3e57-42a3-b535- 
2bbc332bd8b9.html)?

Antwort der Parl. Staatssekretärin Daniela Ludwig:
Die Bundesregierung misst der Einsatzbereitschaft für 

Aufgaben des Zivilschutzes eine hohe Bedeutung bei. 
Zugleich ist darauf hinzuweisen, dass der Katastrophen-
schutz gemäß der verfassungsrechtlichen Aufgaben-
verteilung in der Zuständigkeit der Länder liegt. Diese 
organisieren den Katastrophenschutz in eigener Verant-
wortung über die hierfür zuständigen Katastrophen-
schutzbehörden. Aus dieser föderalen Struktur ergeben 
sich unterschiedliche landesrechtliche Ausgestaltungen, 
Vorsorgekonzepte und Ausstattungsstände. Dies ist Folge 
der verfassungsrechtlich gewollten Zuständigkeitsvertei-
lung und Gestaltungshoheit der Länder.
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Für Aufgaben des Zivilschutzes trägt der Bund nach 
Maßgabe des Zivilschutz- und Katastrophenhilfegesetzes 
(ZSKG) Verantwortung. Der Bund arbeitet eng mit den 
Ländern zusammen, um die Einsatzbereitschaft der für 
den Zivilschutz vorgesehenen Strukturen sicherzustellen 
und den Bevölkerungsschutz in Deutschland insgesamt 
weiterzuentwickeln. Dies erfolgt insbesondere über die 
bestehenden Bund-Länder-Gremien, gemeinsame Pla-
nungsprozesse, regelmäßige Abstimmungen sowie die 
Beteiligung des Bundes an der Ausstattung und Fortent-
wicklung von Bevölkerungsschutzkomponenten.

Die Bundesregierung erhält auf dieser Grundlage einen 
ausreichenden Gesamtüberblick über den Stand der für 
den Zivilschutz relevanten Einsatzbereitschaft. Formelle 
Meldepflichten der Länder gegenüber dem Bund beste-
hen über das ZSKG hinaus nicht, da die operative Ver-
antwortung im Katastrophenschutzbereich originär bei 
den Ländern verbleibt.

Frage 52
Frage der Abgeordneten Schahina Gambir (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN):

Wie viele afghanische Staatsangehörige mit deutscher Auf-
nahmezusage haben, nachdem es ursprünglich 62 Personen 
waren, im Rahmen der erneuten Nachfrage mit Fristverlänge-
rung auf das Angebot der Bundesregierung, gegen eine Zah-
lung von Geld und/oder Sachleistungen aus den Aufnahme-
programmen auszusteigen, reagiert (bitte nach Zusage, 
Absage, Nachfrage und Hauptpersonen und Angehörigen auf-
schlüsseln), und wann müssen diese Personen die Guesthouses 
in Pakistan verlassen?

Antwort der Parl. Staatssekretärin Daniela Ludwig:
Mit Stand 12. Dezember 2025 haben sich 123 Personen 

(18 Fälle) positiv auf die Unterstützungsangebote zurück-
gemeldet. Bei 29 Fällen (167 Personen) bestehen noch 
offene Rückfragen und bei drei Fällen (16 Personen) er-
folgte weiterhin keine Rückmeldung. Negativ zurück-
gemeldet haben sich derzeit 367 Personen (56 Fälle).

Angesichts der anhaltenden Schließung der Landgren-
zen zwischen Pakistan und Afghanistan, die eine Rück-
kehr nach Afghanistan derzeit erschwert, wird die Unter-
bringung bis auf Weiteres fortgesetzt. Gleichzeitig gelten 
die Unterstützungsangebote für eine Rückkehr nach Af-
ghanistan oder Weiterreise in einen Drittstaat weiterhin.

Frage 53
Frage der Abgeordneten Clara Bünger (Die Linke):

Wie ist es mit der Aussage des Bundesministers des Innern, 
Alexander Dobrindt, in der Sitzung des Innenausschusses des 
Deutschen Bundestags vom 26. November 2025, wonach er in 
Bezug auf die 218 afghanischen Ortskräfte und ihre Angehö-
rigen weiterhin eine Verantwortung Deutschlands sehe und sie 
deshalb nach § 22 des Aufenthaltsgesetzes auch ohne rechts-
verbindliche Zusage aufgenommen würden, vereinbar, dass 
laut Medienberichten 123 Ortskräften und ihren Angehörigen 
kurz darauf mitgeteilt wurde, dass sie entgegen der ursprüng-
lichen Zusage nicht aufgenommen werden sollen und sie des-
halb ihre mit deutscher Unterstützung seit Monaten bzw. Jah-
ren gestellte Unterkunft bis zum 9. Dezember 2025 verlassen 
sollten (www.tagesschau.de/inland/innenpolitik/afghanistan- 
ortskraefte-dobrindt-100.html; bitte ausführlich darstellen 
und begründen), und was geschieht ganz konkret mit den laut 
Medienberichten (www.stern.de/politik/ausland/ortskraefte- 
aus-afghanistan-sollen-nicht-mehr-nach-deutschland- 

kommen-36948472.html) 640 afghanischen Personen mit ei-
ner Aufnahmezusage im Rahmen der Menschenrechts- bzw. 
Übergangsliste, denen laut einer Sprecherin des Bundesinnen-
ministeriums in diesen Tagen mitgeteilt werden soll(te), dass 
kein politisches Interesse an ihrer Aufnahme mehr vorliegt, 
insbesondere vor dem Hintergrund, dass sie nach Angaben 
der Sprecherin „nicht in die Obdachlosigkeit getrieben oder 
auf die Straße gesetzt“ würden (ebenda), was meines Erachtens 
im Widerspruch steht zu der oben genannten Aufforderung (als 
höfliche Bitte formuliert) an die Ortskräfte, ihre Unterkunft zu 
verlassen, und vor dem Hintergrund der Ankündigung Pakis-
tans, mit Abschiebungen nach Afghanistan nur noch bis Ende 
des Jahres zu warten (bitte ausführen)?

Antwort der Parl. Staatssekretärin Daniela Ludwig:
Bei Ortskräften handelt es sich um ehemalige Mit-

arbeiter deutscher Ressorts, bei denen die Bundesregie-
rung eine besondere Verantwortung und ein besonderes 
politisches Interesse an deren Aufnahme sieht.

Die Aufnahmeerklärungen in den Aufnahmeverfahren 
aus Afghanistan stehen stets unter dem Vorbehalt, dass 
das Visumverfahren erfolgreich abgeschlossen wird und 
sich keine Erkenntnisse ergeben, die einer Aufnahme ent-
gegenstehen. Grundsätzlich können sich in jedem Sta-
dium des Verfahrens Erkenntnisse ergeben, die zu einer 
Aufhebung der Aufnahme führen können. Dies gilt auch 
für das Ortskräfteverfahren.

Für die noch im Ausreiseverfahren in Pakistan befind-
lichen Ortskräfte wurden in den vergangenen Wochen die 
noch ausstehenden Verfahrensschritte umgesetzt. Für 
Personen, die die Prüfungen positiv durchlaufen haben, 
erfolgt derzeit die Einreiseplanung. Dies entspricht den 
Aussagen des Bundesinnenministers im Innenausschuss 
vom 27. November 2025.

Angesichts der anhaltenden Schließung der Landes-
grenze zwischen Pakistan und Afghanistan, die eine 
Rückkehr nach Afghanistan derzeit erschwert, hat die 
Bundesregierung einer zeitweisen Verlängerung der Un-
terbringung zugestimmt.

Frage 54
Frage der Abgeordneten Clara Bünger (Die Linke):

Wie ist der Stand bzw. das Ergebnis der 23 anhängigen bzw. 
abgeschlossenen Gerichtsverfahren wegen Zurückweisungen 
trotz Asylgesuchs (vergleiche Antwort der Bundesregierung 
auf die schriftliche Frage 34 des Abgeordneten Tobias 
Matthias Peterka auf Bundestagsdrucksache 21/3136), und 
wie ist die zahlenmäßige Bilanz der Zurückweisungen von 
Schutzsuchenden seit dem diesbezüglichen Erlass vom 7. Mai 
2025 (bitte für die Monate Mai bis August und September bis 
Dezember 2025 differenziert darstellen)?

Antwort der Parl. Staatssekretärin Daniela Ludwig:
Derzeit sind an deutschen Gerichten nach Kenntnis des 

Bundesministeriums des Innern (BMI) 23 Verfahren an-
hängig. Im Jahr 2025 wurden, ebenso nach Kenntnis des 
BMI, bisher elf Verfahren abgeschlossen. Eine Differen-
zierung zwischen Hauptsache- und Eilverfahren wird 
nachstehend nicht vorgenommen.

Die noch laufenden Verfahren schlüsseln sich wie folgt 
auf:
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– 13 Verfahren aufgrund Zurückweisung trotz Asylge-
suchs seit der Intensivierung der vorübergehend wie-
dereingeführten Binnengrenzkontrollen vom 7. Mai 
2025,

– ein Verfahren aufgrund Zurückweisung ohne Asylge-
such ab Mai 2025,

– sieben Verfahren aufgrund Identitätsfeststellungen ab 
Mai 2025 und

– zwei Verfahren aufgrund Identitätsfeststellungen vor 
Mai 2025.

Die elf abgeschlossenen Verfahren schlüsseln sich wie 
folgt auf:
– Zehn Verfahren aufgrund Zurückweisung trotz Asyl-

gesuchs, davon einmal durch Erledigungserklärung 
durch den Antragsteller, viermal durch Rücknahme 
der Einreiseverweigerung, zwei durch ablehnende 
Entscheidung des Verwaltungsgerichtes und drei 
durch teilstattgebenden Beschluss durch das Verwal-
tungsgericht bei Eilverfahren,

– ein Verfahren aufgrund Zurückweisung ohne Asylge-
such, hier Erledigungserklärung durch Antragsteller.

Im Rahmen der intensivierten vorübergehend wieder-
eingeführten Binnengrenzkontrollen hat die Bundespoli-
zei entsprechend der von ihr erfassten Daten seit dem 
8. Mai 2025 an allen deutschen Landgrenzen mit Stand 
vom 14. Dezember 2025 22 069 Personen zurückgewie-
sen, davon 1 139 im Rahmen eines Asylgesuchs nach 
§ 18 Absatz 2 des Asylgesetzes.

Für den Zeitraum vom 8. Mai 2025 bis 31. August 
2025 hat die Bundespolizei in diesem Sinne 12 489 Per-
sonen zurückgewiesen, davon 707 bei Asylgesuch nach 
§ 18 Absatz 2 des Asylgesetzes und vom 1. September bis 
31. Oktober 2025 5 745 Personen, davon 272 bei Asylge-
such nach § 18 Absatz 2 des Asylgesetzes. Diese statis-
tischen Daten der Polizeilichen Eingangsstatistik können 
sich aufgrund von Nacherfassungen oder notwendigen 
Maßnahmen zur Qualitätssicherung auch zukünftig ge-
ringfügig ändern. Die qualitätsgesicherten statistischen 
Daten der Polizeilichen Eingangsstatistik liegen für die 
Monate November und Dezember noch nicht vor.

Frage 55
Frage der Abgeordneten Filiz Polat (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN):

Welche Maßnahmen ergreift die Bundesregierung, um 
Punkt III 19 – „Êzîdinnen und Êzîden weiterhin unter Berück-
sichtigung ihrer nach wie vor andauernden Verfolgung und 
Diskriminierung im Rahmen des Asylverfahrens Schutz zu 
gewähren und anzuerkennen, dass ein wichtiger Bestandteil 
der Traumabewältigung und -bearbeitung die Zusammenfüh-
rung mit der eigenen Familie ist und dass diese im Rahmen der 
gesetzlichen Grundlagen zu ermöglichen ist“ – aus dem Be-
schluss des Deutschen Bundestags „Anerkennung und Geden-
ken an den Völkermord an den Êzîdinnen und Êzîden 2014“ 
(Bundestagsdrucksache 20/5228) umzusetzen, und plant die 
Bundesregierung Anpassungen dieser Maßnahme angesichts 
der Schutzquote im Asylverfahren von 39,5 Prozent im Jahr 
2024?

Antwort der Parl. Staatssekretärin Daniela Ludwig:
Asylanträge von Jesidinnen und Jesiden werden durch 

das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) 
sorgfältig geprüft. Die im Beschluss des Deutschen Bun-
destages „Anerkennung und Gedenken an den Völker-
mord an den Jesidinnen und Jesiden“ vom 19. Januar 
2023 (Bundestagsdrucksache 20/5228) zum Ausdruck 
kommende Wertung wird im Rahmen der Asylverfahren 
einbezogen. Ob die Voraussetzungen für eine Asylbe-
rechtigung oder der Zuerkennung von internationalem 
Schutz vorliegen, entscheidet das BAMF im jeweiligen 
Einzelfall und anhand aller vorliegenden Erkenntnisse 
zur aktuellen Situation in Irak und zur jeweils betroffenen 
Person.

Frage 56
Frage der Abgeordneten Filiz Polat (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN):

Wie viele Personen wären von einem Arbeitsverbot betrof-
fen, wenn die Bundesregierung – wie im Koalitionsvertrag 
zwischen CDU, CSU und SPD vorgesehen – Algerien, Indien, 
Marokko und Tunesien als sichere Herkunftsstaaten einstuft 
und gleichzeitig durch die Änderung der Verordnung (EU) 
2024/1348 die europäische Liste der sicheren Herkunftsstaaten 
in Kraft tritt, die Ägypten, Bangladesch, Indien, Kolumbien, 
Marokko, Tunesien, Kosovo, Albanien, Bosnien und Herzego-
wina, Georgien, Moldau, Montenegro, Nordmazedonien, Ser-
bien, die Ukraine (derzeit nicht anwendbar wegen Ausnahme-
tatbestand bewaffneter Konflikt) und die Türkei erfasst (bitte 
nach Herkunftsländern aufschlüsseln)?

Antwort der Parl. Staatssekretärin Daniela Ludwig:
Eine Prognose, wie viele Personen von einem Arbeits-

verbot betroffen wären, wenn die Bundesregierung in 
Umsetzung des Koalitionsvertrags zwischen CDU/CSU 
und SPD die Staaten Indien, Algerien, Marokko und Tu-
nesien als sicher bestimmt und durch die Änderung der 
Verordnung (EU) 2024/1348 sichere Herkunftsstaaten 
auf Unionsebene bestimmt werden, ist nicht möglich. 
Die Zahl der von einem Arbeitsverbot betroffenen Per-
sonen hängt von mehreren Faktoren ab, insbesondere 
auch davon, wie sich das Migrationsgeschehen aus den 
jeweils bestimmten Staaten im Nachgang ihrer Bestim-
mung entwickelt.

Frage 57
Frage der Abgeordneten Charlotte Antonia Neuhäuser 
(Die Linke):

Hat die Bundesregierung Kenntnis von Kontakten (Tele-
fonate, Gespräche, Treffen, schriftlicher Kontakt Mail/Post) 
zwischen Vertreterinnen und Vertretern der Bundesregierung 
(Mitglieder der Bundesregierung, Ministerialebene) und Ver-
treterinnen und Vertretern des Beratungsunternehmens TEHA 
Group S.p.A. (www.ambrosetti.eu/en/subsidiaries/, www. 
somo.nl/the-secretive-cabal-of-us-polluters-that-is-rewriting- 
the-eus-human-rights-and-climate-law/) samt Subunterneh-
men (Althesys, Ambrosetti Group Limited, Cefriel, GDS 
Communication, Oltre Consulting, HBR Italia, CyBrain), 
und, wenn ja, welche waren das seit Beginn der 21. Legislatur-
periode (bitte die Gesamtanzahl der entsprechenden Termine 
angeben sowie die letzten neun Termine nach Datum, Funktion 
der Beteiligten und Thema aufschlüsseln)?
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Antwort der Parl. Staatssekretärin Daniela Ludwig:
Die Frage kann leider in dem für mündliche Fragen zur 

Verfügung stehenden Zeitraum nicht mit der gebotenen 
Verlässlichkeit beantwortet werden.

Die Bundesregierung beantwortet regelmäßig Anfra-
gen zu Einzelkontakten. Sie und ihre Geschäftsbereichs-
behörden führen jedoch keine zentralen Übersichten zu 
Einzelkontakten und Gesprächsinhalten der Mitglieder 
der Bundesregierung oder sämtlicher Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter der obersten Bundesbehörden. Bei der 
vorliegenden Frage zu Einzelkontakten müssten diese 
daher hier durch Einzelabfragen in den Ressorts ermittelt, 
händisch zusammengetragen und auf Richtigkeit und 
Vollständigkeit überprüft werden, um zu belastbaren Er-
gebnissen zu kommen. Dies ist hier im Rahmen einer 
mündlichen Frage leider nicht möglich.

Frage 58
Frage der Abgeordneten Ayse Asar (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN):

Plant die Bundesregierung eine Härtefallregelung im Wehr-
pflichtgesetz oder im Soldatengesetz, die eine Freistellung von 
der verpflichtenden Musterung oder einem späteren Dienst 
ermöglicht, wenn junge deutsche Doppelstaater aufgrund be-
stehender Wehr- bzw. Militärdienstpflichten ihres Zweitstaates 
(zum Beispiel Türkei) nachweislich in einen unlösbaren Loya-
litäts- oder Rechtskonflikt geraten würden, und, wenn ja, wie?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Sebastian Hartmann:
In dem vom Deutschen Bundestag am 5. Dezember 

2025 beschlossenen Wehrdienst-Modernisierungsgesetz 
ist keine Regelung vorgesehen, die eine Freistellung 
von der Musterungspflicht vorsieht.

Die geplante Musterungspflicht führt nicht zur pflich-
tigen Ableistung eines Wehrdienstes, sondern dient der 
Schaffung eines umfassenden Lagebildes über die Ver-
fügbarkeit der wehrdienstfähigen Männer. Dadurch soll 
im Falle der Reaktivierung einer verpflichtenden Heran-
ziehung ein schneller Aufwuchs der Streitkräfte ermög-
licht werden.

Der neue Wehrdienst ist freiwillig; eine Freistellung ist 
deshalb nicht erforderlich.

Für den Fall, dass künftig eine gesetzliche Regelung 
die pflichtige Ableistung von Wehrdienst vorsieht, kann 
die Pflicht zur Wehrdienstleistung für wehrpflichtige 
Doppelstaater aufgrund des Gesetzes vom 13. Mai 2004 
zu dem Europäischen Übereinkommen vom 6. November 
1997 ausgeschlossen oder eingeschränkt sein. Danach 
haben Wehrpflichtige, welche die Staatsangehörigkeit 
von zwei oder mehr Vertragsparteien besitzen, ihre 
Pflicht nur gegenüber einem dieser Vertragsstaaten zu 
erfüllen. Mit einigen Ländern gibt es darüber hinaus bi-
laterale Übereinkommen, welche die Ableistung eines 
Wehrdienstes von Doppelstaatern regeln.

Zudem enthält § 8 Absatz 2 des Wehrpflichtgesetzes 
(WPflG) bereits jetzt eine Härtefallregelung, wonach das 
Bundesministerium der Verteidigung im Einzelfall auf 
Antrag außerhalb der Bundeswehr geleisteten Wehrdienst 
oder anstelle des Wehrdienstes geleisteten anderen Dienst 
auf den Wehrdienst nach dem WPflG ganz oder zum Teil 
anrechnen kann.

Frage 59
Frage der Abgeordneten Ayse Asar (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN):

Welche konkrete prozentuale oder absolute Mittelverteilung 
aus dem 35-Milliarden-Euro-Paket für die Weltraumarchitek-
tur der Bundeswehr ist für den Zeitraum bis 2029 jeweils vor-
gesehen für großvolumige Beschaffungen und Betrieb – etwa 
Satellitenhardware und Launch-Dienste – und militärische 
Forschung und Entwicklung (F&E)?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Sebastian Hartmann:
Bei dem angekündigten Maßnahmenpaket mit Projek-

ten der Bundeswehr mit direktem Bezug zur Dimension 
Weltraum handelt es sich um neue Systeme sowie bereits 
geplante und aktualisierte Projekte. Diese umfassen den 
genannten Gesamtfinanzbedarf und sind maßgeblich im 
Entwurf des Wirtschaftsplans 2026 zum Sonderver-
mögen Bundeswehr und im Entwurf des Haushalts 
2026/Finanzplan bis 2029 berücksichtigt. Wesentliche 
Komponenten sind die Satellitenkommunikation, Satelli-
tengestützte Raketenfrühwarnung, Aufklärung aus dem 
Weltraum sowie das Planen und (Durch-)Führen von 
Weltraumoperationen.

Belastbare Aussagen zur absoluten bzw. prozentualen 
Mittelverteilung für den Zeitraum bis 2029 können auf-
grund der Komplexität der Vorhaben derzeit noch nicht 
getätigt werden.

Frage 60
Frage des Abgeordneten Jan Köstering (Die Linke):

Wie viele Kontaktaufnahmen mit Landrätinnen und Land-
räten, Bürgermeisterinnen und Bürgermeistern und auch Ver-
treterinnen und Vertretern von Wirtschaft und Hilfsorganisa-
tionen haben die Landeskommandos der Bundeswehr seit 
Bekanntgabe des Operationsplans Deutschland vorgenommen, 
und in welchem Umfang wurden die Teilnehmenden der Ge-
spräche angesichts der Erfordernisse des Sicherheitsüberprü-
fungsgesetzes überprüft  (www.radioguetersloh.de/  
nachrichten/kreis-guetersloh/gespraeche-der-bundeswehr- 
fuer-den-ernstfall-auch-in-owl.html)?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Sebastian Hartmann:
Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse zur 

Anzahl der Gespräche der Landeskommandos im Sinne 
der Fragestellung vor.

Die Landeskommandos nehmen im Rahmen ihrer Auf-
gabenwahrnehmung Kontakt mit einer Vielzahl von rele-
vanten staatlichen und nichtstaatlichen Akteuren in den 
Ländern im Rahmen der zivil-militärischen Zusammen-
arbeit auf. Es ist weder rechtlich geboten noch im Sinne 
einer effizienten und ressourcenschonenden öffentlichen 
Verwaltung leistbar, Informationen und Daten über Au-
ßenkontakte vollständig statistisch zu erfassen und ent-
sprechende Dokumentationen darüber zu erstellen bzw. 
zu pflegen.

Die Landeskommandos – wie alle Dienststellen im 
Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidi-
gung – setzen die Verschlusssachenanweisung des Bun-
des um und stellen sicher, dass Verschlusssachen entspre-
chend geschützt werden.
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Frage 61
Frage des Abgeordneten Christian Görke (Die Linke):

Kann die Bundesregierung garantieren, dass die USA die 
Ausnahme von ihren Sanktionen gegen Russland für die An-
teile von Rosneft in Deutschland einschließlich denen an der 
PCK Raffinerie Schwedt über einen „Comfort Letter“ (siehe 
www.rbb24.de/wirtschaft/beitrag/2025/10/us-sanktionen- 
auswirkungen-pck.html) nach dem 29. April 2026 fortsetzen 
wird, und, wenn nicht, welche Maßnahmen plant die Bundes-
regierung für den Fall, dass die Sanktionen ab dem 30. April 
2026 greifen würden?

Antwort der Parl. Staatssekretärin Gitta Connemann:
Die am 29. Oktober 2025 vom Office of Foreign As-

sets Control (OFAC) des U.S. Department of the Treasury 
veröffentlichte General License erlaubt Transaktionen 
mit der unter Treuhand stehenden Rosneft Deutschland 
und den Gesellschaften in ihrem Eigentum. Die General 
Licence ist zunächst befristet bis zum 29. April 2026. Es 
ist unser Verständnis, dass die am 29. Oktober veröffent-
liche General License ein erster Schritt ist. Die Bundes-
regierung steht zu einer über den 29. April 2026 hinaus-
gehenden Genehmigung bereits mit den US-Behörden im 
Austausch.

Die Bundesregierung ist sich der Bedeutung der Ros-
neft Deutschland inklusive ihrer Raffinerien bewusst und 
prüft daher kontinuierlich alternative rechtssichere Maß-
nahmen zur Treuhandverwaltung.“

Frage 62
Frage des Abgeordneten Michael Kellner (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN):

Was sind die Gründe der Bundesregierung dafür, eine neue 
Treuhandmöglichkeit im Außenwirtschaftsgesetz zu schaffen?

Antwort der Parl. Staatssekretärin Gitta Connemann:
Die EU-Sanktionsverordnung gegen Russland (Ver-

ordnung (EU) Nr. 833/2014) verbietet in Artikel 5aa, 
mit bestimmten russischen Unternehmen unmittelbar 
oder mittelbar Geschäfte zu tätigen. Dieses Transaktions-
verbot kann gemäß Artikel 5aa Absatz 1 lit. c) auch EU- 
Tochterunternehmen dieser russischen Unternehmen er-
fassen.

In Artikel 5aa Absatz 2f sieht die EU-Sanktionsver-
ordnung eine Ausnahme vom Transaktionsverbot vor, 
wenn die EU-Tochtergesellschaften unter einer öffent-
lich-rechtlichen Treuhandverwaltung stehen oder eine 
ähnliche private oder öffentliche „Firewall“-Maßnahme 
besteht.

Mit den neuen Instrumenten im Außenwirtschafts-
gesetz soll die rechtliche Grundlage im nationalen Recht 
geschaffen werden, um diese Ausnahme für Tochter-
unternehmen nutzen zu können. Ohne eine solche „Fire-
wall“-Maßnahme droht den deutschen Tochterunterneh-
men das Geschäftsverbot. Die neuen Instrumente bieten 
gegenüber bestehenden Maßnahmen – wie etwa der Treu-
handverwaltung nach dem Energiesicherungsgesetz – 
weitergehende Möglichkeiten für Zukunftsinvestitionen. 
Dank der Kopplung an die Dauer der Sanktionen haben 
die betroffenen Unternehmen eine für den Geschäfts-
betrieb notwendige Perspektive.

Frage 63
Frage des Abgeordneten Michael Kellner (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN):

Welche Vorteile erhofft sich die Bundesregierung von einem 
Anteilspfleger im Rahmen der vorgesehenen Änderungen im 
Außenwirtschaftsgesetz?

Antwort der Parl. Staatssekretärin Gitta Connemann:
Die Anteilspflegschaft als eine mögliche Option dient 

der nationalen Umsetzung der in Artikel 5aa Absatz 2f 
der Verordnung (EU) Nr. 833/2014 vorgesehenen Aus-
nahmemöglichkeiten. Ohne eine solche Maßnahme kön-
nen EU-Tochterunternehmen sanktionierter russischer 
Unternehmen selbst unter das Transaktionsverbot aus Ar-
tikel 5aa Absatz 1 fallen. Sie wären dann möglicherweise 
unmittelbar von der Insolvenz bedroht.

Die Anteilspflegschaft ist dabei marktnah und ein-
griffsarm ausgestaltet. Sie findet nur auf Antrag der be-
troffenen Unternehmen Anwendung und wird von einer 
fachkundigen privaten Person übernommen, die allein 
dem Wohle des Unternehmens verpflichtet ist. Zudem 
bietet sie die Möglichkeit für weitgehende Zukunfts-
investitionen. Dank der Kopplung an die Dauer der Sank-
tionen haben die betroffenen Unternehmen eine für den 
Geschäftsbetrieb notwendige Perspektive.

Frage 64
Frage des Abgeordneten Tobias Matthias Peterka 
(AfD):

Auf welche konkreten Erkenntnisse stützt die Bundesregie-
rung ihre in den Medien zitierte Aussage, dass der Schutz von 
Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälten bei Durchsuchungen 
verbessert werden müsse, vor dem Hintergrund der Unter-
zeichnung und Umsetzung des Übereinkommens des Europa-
rats zum Schutz des Rechtsanwaltsberufs (vergleiche LTO –
www.lto.de/recht/juristen/b/staerkung-resilienz-anwaltschaft- 
deutschland-zeichnet-europarat-konvention, abgerufen am 
27. November 2025)?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Frank Schwabe:
Die Bundesregierung hat angekündigt, dass sie be-

absichtigt, das auf Ebene des Europarats erarbeitete 
Übereinkommen zum Schutz des Rechtsanwaltsberufs 
im Januar 2026 zu unterzeichnen. Mit dem Übereinkom-
men wird erstmals ein völkerrechtlich bindendes Instru-
ment geschaffen, das den Schutz der Berufsausübung von 
Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälten zum Gegenstand 
hat.

In Deutschland garantieren das Grundgesetz, die Bun-
desrechtsanwaltsordnung und die Prozessordnungen be-
reits heute ein hohes Schutzniveau der Rechtsanwältin-
nen und Rechtsanwälte. Das deutsche Recht kennt daher 
bereits den weit überwiegenden Teil der Regelungen, die 
in dem Übereinkommen zum Schutz des Rechtsanwalts-
berufs vorgesehen sind. Inwieweit darüber hinaus noch 
Umsetzungsbedarf besteht, prüft die Bundesregierung 
derzeit. Es wird davon ausgegangen, dass punktueller 
Umsetzungsbedarf im Bereich der Strafprozessordnung 
besteht. Da das Übereinkommen unter anderem spezielle 
Regelungen zu Durchsuchungsmaßnahmen bei Rechts-
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anwälten und Rechtsanwältinnen enthält, prüft die Bun-
desregierung, ob an dieser Stelle Anpassungen erforder-
lich sind.

Frage 65
Frage der Abgeordneten Dr. Lena Gumnior (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN):

Welche Maßnahmen plant die Bundesministerin der Justiz 
und für Verbraucherschutz, Dr. Stefanie Hubig, vor dem Hin-
tergrund, dass Deutschland Platz 6 im globalen Rule of Law 
Index des World Justice Projects belegt und nicht mehr, wie im 
Jahr 2024, Platz 5 und dies im Wesentlichen auf den unzurei-
chenden Korruptionsschutz im Parlament zurückzuführen ist, 
um den Korruptionsschutz im Parlament zu verbessern?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Frank Schwabe:
Die Vorschriften zum Schutz der Integrität des Deut-

schen Bundestags und seiner Mitglieder sind eng mit den 
Regelungen des Abgeordnetengesetzes verknüpft, über 
die der Deutsche Bundestag in eigener Zuständigkeit ent-
scheidet. Entsprechende Regelungsvorschläge wurden 
und werden daher auch nicht von der Bundesregierung 
vorgelegt, sondern aus der Mitte des Parlaments ein-
gebracht. Dies gilt beispielsweise für die im Jahr 2021 
beschlossene Heraufstufung des Tatbestandes der Be-
stechlichkeit und Bestechung von Mandatsträgern gemäß 
§ 108e des Strafgesetzbuches (StGB) zu einem Verbre-
chen und die Einführung des Tatbestandes der unzulässi-
gen Interessenwahrnehmung gemäß § 108f StGB im Jahr 
2024, die auf einen Gesetzentwurf von SPD, FDP und 
Bündnis 90/Die Grünen zurückgeht. Die Bundesregie-
rung äußert sich daher grundsätzlich nicht wertend zu 
den geltenden Regelungen und möglichen Änderungen.

Frage 66
Frage der Abgeordneten Iris Nieland (AfD):

Beabsichtigt die Bundesregierung eine Änderung des Ju-
gendgerichtsgesetzes dahin gehend, dass bei besonders schwe-
ren Gewaltdelikten durch Jugendliche – etwa bei Messer-
angriffen – verstärkt Erwachsenenstrafrecht zur Anwendung 
kommt, und, wenn ja, welche genau?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Frank Schwabe:
Abgesehen von der Zeit des Nationalsozialismus, in 

der mit der Verordnung zum Schutz gegen jugendliche 
Schwerverbrecher vom 4. Oktober 1939 ermöglicht wur-
de, Jugendliche nach dem allgemeinen Strafrecht (bis hin 
zur Todesstrafe) zu verurteilen, ist auf die Gruppe der 14- 
bis 17-Jährigen seit 1923 ausnahmslos das Jugendstraf-
recht anzuwenden. Die Bundesregierung hat keine Pläne, 
diese Rechtslage zu ändern.

Frage 67
Frage der Abgeordneten Dr. Lena Gumnior (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN):

Was plant die Bundesministerin der Justiz und für Verbrau-
cherschutz, Dr. Stefanie Hubig, vor dem Hintergrund, dass 
Frauen mit Behinderung, die von Gewalt betroffen sind, noch 
immer hohe Hürden bei der Durchsetzung ihrer Rechte begeg-
nen, was oft auf fehlende barrierefreie Einrichtungen, Infor-
mationen und Kommunikation bei der Polizei und in der Justiz 
zurückzuführen ist, um diese Hürden bei der Rechtsdurchset-
zung abzubauen?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Frank Schwabe:
Der barrierefreie Zugang zur Justiz ist dem Bundes-

ministerium der Justiz und für Verbraucherschutz 
(BMJV) ein wichtiges Anliegen. Menschen mit Behin-
derungen müssen ihre Rechte vor Gericht durchsetzen 
können. Dies gilt insbesondere für besonders schutz-
bedürftige Personengruppen wie von Gewalt betroffene 
Frauen mit Behinderungen.

Für einen barrierefreien Zugang zur Justiz ist eine bar-
rierefreie Kommunikation im Gerichtsverfahren essen-
ziell. Die zentralen Vorschriften zum Abbau der Hürden 
bei der Kommunikation von Menschen mit Behinderun-
gen im Gerichtsverfahren enthalten die §§ 186 und 191a 
des Gerichtsverfassungsgesetzes (GVG). Die darin ent-
haltenen Verordnungsermächtigungen schöpft das BMJV 
aus.

Für blinde oder sehbehinderte Personen hat das BMJV 
von der Ermächtigung des § 191a Absatz 2 GVG zum 
Erlass der sogenannten Zugänglichmachungsverordnung 
bereits Gebrauch gemacht. Diese Verordnung legt die 
Anforderungen und das Verfahren zur Bereitstellung 
von Dokumenten im gerichtlichen Verfahren in einer 
für blinde oder sehbehinderte Personen wahrnehmbaren 
Form fest. Sie gilt für das staatsanwaltschaftliche Ermitt-
lungs- und Vollstreckungsverfahren sowie für das be-
hördliche Bußgeldverfahren entsprechend, wenn blinde 
oder sehbehinderte Personen beteiligt sind.

Gegenwärtig erarbeitet das BMJV zudem eine auf 
§ 186 Absatz 3 GVG gestützte Gerichtskommunikations-
hilfenverordnung, in der der Anspruch auf Bereitstellung 
von geeigneten Kommunikationshilfen für hör- und 
sprachbehinderte Personen im Rahmen von Gerichtsver-
fahren sowie die Einzelheiten der Übersetzungsmodalitä-
ten näher geregelt werden. Die Verordnung soll nicht nur 
für das gerichtliche Verfahren, sondern entsprechend 
auch für das staatsanwaltschaftliche Ermittlungs- und 
Vollstreckungsverfahren gelten und wird alle betroffenen 
Personen einbeziehen, auch von Gewalt betroffene 
Frauen mit Hör- und Sprachbehinderungen.

Darüber hinaus werden verschiedene Vorhaben des 
BMJV auch Frauen mit Behinderungen zugutekommen. 
So sollen Betroffene von häuslicher Gewalt in gravieren-
den Fällen im Strafverfahren einen Anspruch auf psycho-
soziale Prozessbegleitung erhalten. Daneben sind Ände-
rungen im familiengerichtlichen Verfahren geplant, um 
gewaltbetroffene Personen – darunter auch Frauen mit 
Behinderungen – im gerichtlichen Verfahren gezielt zu 
stärken. Im Rahmen eines Modellprojekts wird erprobt, 
wie gewaltbetroffene Personen durch psychosoziale Pro-
zessbegleiter auch in familiengerichtlichen Gewalt-
schutzverfahren unterstützt werden können.

Frage 68
Frage der Abgeordneten Hanna Steinmüller (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN):

Welche konkreten Maßnahmen ergreift die Bundesregie-
rung zur Umsetzung der im Koalitionsvertrag zwischen 
CDU, CSU und SPD vereinbarten Verbesserung der Trans-
parenz bei den Betriebskostenabrechnungen, und welche ex-
ternen Beratungen oder Gutachten wurden in diesem Zusam-
menhang bereits beauftragt oder sind geplant?
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Antwort des Parl. Staatssekretärs Frank Schwabe:
Wir befinden uns aktuell inmitten der Prüfung, wie die 

Vorgabe aus dem Koalitionsvertrag konkret umgesetzt 
werden kann. Im Rahmen der Umsetzung der Europäi-
schen Gebäuderichtlinie wird zudem das Bundesministe-
rium für Wirtschaft und Energie von einem Forschungs-
konsortium beraten, das sich in einem Arbeitspaket 
gegebenenfalls auch mit betriebskostenrechtlichen Fra-
gestellungen befassen wird. Die Inanspruchnahme weite-
rer externer Expertise ist derzeit nicht geplant.

Frage 69
Frage des Abgeordneten Helge Limburg (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN):

Welche Kenntnis hat die Bundesregierung über die Zahl von 
Adoptionsverfahren zur Anerkennung einer gelebten Komut-
terschaft der mit der gebärenden Mutter verheirateten, verpart-
nerten oder in einer nicht formalisierten Partnerschaft lebenden 
Frau seit 2017 (bitte nach erfolgreichem, erfolglosem und noch 
laufendem Adoptionsverfahren aufschlüsseln), und gibt es aus 
Sicht der Bundesregierung sachliche Gründe für die dadurch 
entstehenden Kosten für die öffentliche Hand, und, wenn ja, 
welche?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Frank Schwabe:
Statistische Zahlen zu dieser Frage liegen nicht vor.
Zur Annäherung kann auf vom Statistischen Bundes-

amt vorgenommene Schätzungen verwiesen werden, die 
im Diskussionsentwurf des Bundesministeriums der Jus-
tiz zur Reform des Abstammungsrechts aus dem Dezem-
ber 2024 zur Ermittlung des Erfüllungsaufwands dienten. 
Demnach würde eine Erweiterung der Elternschaft kraft 
Ehe auf alle Geschlechter zum Wegfall von jährlich 
900 Stiefkindadoptionen führen. Mit Blick auf die im 
Diskussionsentwurf ebenfalls enthaltene Erweiterung 
der Elternschaft kraft Anerkennung auf alle Geschlechter 
ging diese Schätzung vom Wegfall weiterer 350 Stief-
kindadoptionen pro Jahr aus.

Wie bei Adoptionsverfahren generell, ist die Arbeit der 
Jugendämter und der Justiz auch im Zusammenhang mit 
Stiefkindadoptionen für die Prüfung erforderlich, ob im 
Einzelfall die Adoption dem Wohl des Kindes dient und 
dass zu erwarten ist, dass ein Eltern-Kind-Verhältnis ent-
steht. Auch Artikel 21 der UN-Kinderrechtskonvention 
fordert von Vertragsstaaten wie Deutschland, zu gewähr-
leisten, „dass dem Wohl des Kindes bei der Adoption die 
höchste Bedeutung zugemessen wird“.

Frage 70
Frage des Abgeordneten Stephan Brandner (AfD):

Sieht die Bundesministerin der Justiz und für Verbraucher-
schutz, Dr. Stefanie Hubig, aktuell Gefahren für die Meinungs-
freiheit in Deutschland, und, wenn ja, wovon geht hierzulande 
ihrer Ansicht nach die größte Gefahr für die Meinungsfreiheit 
aus (Antwort bitte begründen)?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Frank Schwabe:
Zur Meinungsfreiheit hat sich Frau Bundesministerin 

der Justiz und für Verbraucherschutz in einem Interview 
mit der Funke Mediengruppe am 20. Juni 2025 geäußert. 
Frau Bundesministerin der Justiz und für Verbraucher-
schutz hat darin erklärt, dass die Meinungsfreiheit aus 

ihrer Sicht nicht bedroht ist. Artikel 5 des Grundgesetzes 
schütze die Meinungsfreiheit – und damit auch die Frei-
heit zu Kritik, Polemik und Zuspitzung. Die Meinungs-
freiheit kenne allerdings Grenzen: Beleidigungen, Bedro-
hungen, Einschüchterungen seien nicht gedeckt. 
Meinungsfreiheit bedeute im Übrigen nicht, dass alle 
gutheißen, was man sagt.

Frage 71
Frage des Abgeordneten Thomas Fetsch (AfD):

Sind gesetzliche Anpassungen bezüglich des § 188 des 
Strafgesetzbuchs geplant, da es nach meiner Ansicht für Bür-
gerinnen und Bürger die Gefahr gibt, bei kritischen bzw. zu-
gespitzten Äußerungen zu politischen Amtsträgern ein-
geschränkt zu sein, da strafrechtliche Konsequenzen zu 
befürchten sind, und, wenn ja, welche?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Frank Schwabe:
Zur Vermeidung von Missverständnissen soll zunächst 

darauf hingewiesen werden, dass § 188 des Strafgesetz-
buches (StGB) nicht Kritik oder zugespitzte Äußerungen 
in Bezug auf politische Amtsträger unter Strafe stellt. 
§ 188 StGB setzt vielmehr immer voraus, dass die tat-
bestandlichen Voraussetzungen einer Beleidigung nach 
§ 185 StGB, einer üblen Nachrede nach § 186 StGB 
oder einer Verleumdung nach § 187 StGB vorliegen. 
Bei der Auslegung und Anwendung all dieser genannten 
Strafvorschriften auf den konkreten Fall haben die Ge-
richte die wertsetzende Bedeutung der Meinungsfreiheit 
aus Artikel 5 Absatz 1 Satz 1 des Grundgesetzes zu be-
rücksichtigen. Die Kritik an einer im politischen Leben 
des Volkes stehenden Person erfüllt den Tatbestand des 
§ 188 StGB daher nur dann, wenn sie einen beleidigenden 
bzw. verleumderischen Charakter hat. Der Gesichtspunkt 
der in einer demokratischen Gesellschaft notwendigen 
Machtkritik rechtfertigt in diesem Zusammenhang nach 
der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts nicht 
jede öffentliche Verächtlichmachung einer im politischen 
Leben des Volkes stehenden Person.

Die Bundesregierung beobachtet fortlaufend, auch un-
ter Berücksichtigung aktueller Ereignisse und wissen-
schaftlicher Diskussionen, die Anwendung von § 188 
StGB in der Praxis und prüft möglichen gesetzgeberi-
schen Handlungsbedarf.

Frage 72
Frage des Abgeordneten Thomas Fetsch (AfD):

Wie steht die Bundesregierung im Kontext der aktuellen 
rechtswissenschaftlichen Diskussion (vergleiche zum Beispiel 
den Aufsatz „Freie Rede unlimited – entfesselte Meinungs-
freiheit und Spaltung des Westens“, NJW 2025, Seite 2077 ff.) 
und vor dem Hintergrund der Tatsache, dass sich Demokratien 
durch Kritikfähigkeit und Offenheit auszeichnen, zu einer 
möglichen Reform des § 188 des Strafgesetzbuchs (gegen Per-
sonen des politischen Lebens gerichtete Beleidigung, üble 
Nachrede und Verleumdung)?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Frank Schwabe:
Die Vorschrift des § 188 des Strafgesetzbuches (StGB) 

hat ihre heutige Gestalt durch das Gesetz zur Bekämp-
fung des Rechtsextremismus und der Hasskriminalität 
erhalten und sieht einen verstärkten Ehrschutz für Per-
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sonen des politischen Lebens vor, und zwar unabhängig 
davon, ob sie auf europäischer Ebene, Bundes- oder Lan-
desebene oder auf kommunaler Ebene aktiv tätig sind. 
Ziel ist es, der Vergiftung des politischen Lebens durch 
Ehrverletzungen entgegenzuwirken. Erforderlich ist im-
mer, dass die Tat mit der Stellung der betroffenen Person 
im öffentlichen Leben zusammenhängt und geeignet ist, 
deren öffentliches Wirken erheblich zu erschweren.

Die Bundesregierung beobachtet fortlaufend, auch un-
ter Berücksichtigung aktueller Ereignisse und wissen-
schaftlicher Diskussionen, die Anwendung von § 188 
StGB in der Praxis und prüft möglichen gesetzgeberi-
schen Handlungsbedarf.
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